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Vorrede. 


In den alten Zeiten, wo beſonders wegen des 
faſt ausſchließenden Betriebes der Gewerbe in 
den Städten, und wegen der gutsherrlichen Ver— 
hältniſſe auf dem Lande, den Unterthanen ſich die 
Gelegenheit ſeltener darboth, außer ihrem Ge— 
burtsorte dem Erwerbe ſelbſtſtändig nachzugehen: 
war die Geſetzgebung um ſo weniger veranlaßt, 
allgemeine Normen zur Beurtheilung des Domi— 
cils läſtiger Fremdlinge öffentlich kundzumachen, 
als die wenigen Vagabunden und Bettler nur 
nach vorläufiger unmittelbarer Vorkehrung der 
Länderſtellen an ihren Beſtimmungsort befördert 
werden durften. ) 

Allein, mit der Beförderung der Fabriken, 
der Gewerbe und des Handels, und mit der 
Aufhebung der Leibeigenſchaft, mußte auch das 
Wandern der Arbeiter befördert, und den Unter— 
thanen geſtattet werden, ihren Nahrungsverdienſt 
willkürlich zu ſuchen. 


) Siehe in meinem Schubweſen Seite 447, das Schlagwort : 
Competenz. 
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Unter dieſer nun immer zunehmenden, und 
hin und her wogenden Arbeitermenge wuchs nicht 
nur die Anzahl der erwerbsunfähigen, ſondern 
auch ſolcher Subjecte, die eine ehrliche Erwerb— 
art verabſcheuten, und eine gemächliche Verpfle— 
gung auf fremde Koſten unter allerhand Larven 
zu erſchleichen ſuchten; wozu ihnen der, den Be— 
wohnern der öſterreichiſchen Provinzen angeborne 
Wohlthätigkeitsſinn, und auch die Vermehrung 
der Kranken-, Verſorgungs-, und anderer Hu— 
manitäts.-Anſtalten Gelegenheit dargebothen 
haben. 

Die Erfahrung hat bald gelehrt, daß die 
Kräfte der Länderſtellen zur ſchleunigeren Aus— 
mittlung des politiſchen Domicils dieſer in Menge 
vorkommenden läſtigen Fremdlinge unzureichend 
ſeyen. Die Geſetzgebung hat daher die Leitung die— 
ſes Geſchäftes den Kreisämtern, die Ausführung 
aber den Landgerichten, ſpäter den Ortsobrigkei— 
ten eingeräumt, und zur Beurtheilung des Do— 
micils der Abzuſchaffenden oder zu Verſorgenden 
eine allgemeine Norm unterm 16. November 1754 
erlaſſen, welcher allmählig viele Erläuterungen 
nachgefolgt ſind. 

Über fünfzig Jahre hindurch hat dann die— 
ſes Inſtitut im Innern des Staates und gegen 
das Ausland wohlthätig gewirkt, vorzüglich aber 
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in Folge der franzöſiſchen Kriege feine Zweckmaͤſ⸗ 
ſigkeit bewaͤhrt. Denn, ſo wie zu jeder Zeit die 
Kriege eine auſſerordentliche Vermehrung des ge— 
fährlichen Geſindels zur Folge hatten: eben ſo, 
und um ſo höher iſt durch die Kriegsjahre bis 1815 
die Zahl der berufs-, arbeits-, und nahrungs— 
loſen Individuen angewachſen, als der Kampf 
in Europa zuletzt allgemein geweſen iſt, die zahl— 
reichen Armeen in dieſem volkreichſten Erdtheile 
zu gleicher Zeit vermindert worden ſind, und auch 
die Unterthans-Verhältniſſe durch die Losbin— 
dung des deutſchen Reiches von der öſterreichi— 
ſchen Monarchie, durch die Entſtehung neuer 
Staaten, durch die verſchiedenen Territorial— 
Austauſchungen, und durch legislative Einwir— 
kungen einen vielfältigen Wechſel erlitten haben. 

Der dadurch bedrohte Sicherheits -und Ar— 
menverſorgungsfond hat demnach faſt alle Staa— 
ten Europa's veranlaßt, die im Innern beſtehen⸗ 
den geſetzlichen Grundſätze zur Beurtheilung der 
Heimathrechts-Verhältniſſe der läſtigen Indivi— 
duen genauer, als je, in's Gedächtniß zurückzu— 
rufen; und da dieſe Grundſätze in den einzel⸗ 
nen Staaten von einander abweichen, beſondere 
Staatsverträge ) darüber abzuſchließen, um 


) Siehe hier Nro. 177 und 178, dann in meinem Schubwefen , 
Seite 438, das Schlagwort: Abſchiebung der Ausländer. An 
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langwierigen und koſtſpieligen Domicils-Strei⸗ 
tigkeiten vorzubeugen, und keine Fremdlinge zur 
Verſorgung ſich aufdringen zu laſſen. 

Auch Oſterreich iſt in Vervollkommnung die⸗ 
ſer ſpeciellen Geſetzgebung nicht zurückgeblieben. 
Allein, die Verhältniſſe mancher Individuen ſind 
ſo mannigfaltig, daß die Beſtimmung ihres Do— 
micils großen Schwierigkeiten unterliegt; daher 
auch die immer häufiger vorkommenden koſtſpie— 
ligen Domicils- Streitigkeiten. Man will die 
Urſache zum Theil auch darin finden, daß die 
Domicils-Geſetze zerſtreut, einzeln angewendet 
dunkel, widerſprechend und unzuſammenhängend 
ſeyen. 

Da nun die Quelle des Rechtes nicht zugleich 
Quelle der Streitigkeiten ſeyn ſoll, und den we— 
nigſten, dieſes Geſchäft beſorgenden Beamten, 
Geſetz- Bibliotheken zu Gebothe ſtehen: fo glaube 
ich die überzeugung nähren zu können, daß eine 
Sammlung der Geſetze über das politiſche Do— 
micil denjenigen Ortsobrigkeiten, welche ſich die 
Beförderung der allgemeinen Sicherheit angele— 
gen ſeyn laſſen, und koſtſpieligen Domicils-Strei— 
tigkeiten vorbeugen, wie auch den Gemeinden, 


Armenvätern ꝛc., welche nicht Fremde verſorgen, 


einer ähnlichen Convention zwiſchen Oſterreich und Preußen 
wird eben gearbeitet. 
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und auch den Kranken-Anſtalten, welche ihre 
Verpflegskoſten ſicherer einbringen wollen, nütz— 
lich ſeyn könnte. 

Die Quellen, aus welchen ich gefchöpft habe, 
find bey einer jeden Verordnung angeführt, und 
in der Vorrede zu meinem Schubweſen näher an— 
gedeutet. Hiezu kommen aber noch: Das allge— 
meine bürgerliche Geſetzbuch; Bergmayr's bür— 
gerliches Recht der k. k. öſterreichiſchen Armee und 
der Militär-Gränz-Provinzen; das Notitzen— 
blatt von Wagner's Zeitſchrift für öſterreichiſche 
Rechtsgelehrſamkeit und politiſche Geſetzkunde, 
fortgeſetzt von Dolliner und Kudler; die vier er— 
ſten Hefte von dem Werke: Das Ganze der 
öſterreichiſchen politiſchen Adminiſtration vom 
Herrn Grafen Barth-Barthenheim; deſſelben 
Unterthansfach, und Beyträge zur politiſchen 
Geſetzkunde; Syſtematiſche Darſtellung der in 
Betreff der Juden in Mähren und Schleſien er- 
laſſenen Geſetze, von Scari. 

Einige wenige Verordnungen, bey welchen 
keine Quellen angeführt ſind, waren bisher un— 
gedruckt. Die früheren Geſetze über die Erwer— 
bung der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft ſind 
in meinem politiſchen Eheconſenſe enthalten. 

Da diejenigen Geſetze, nach welchen das 
politiſche Domicil in dem zehnjährigen Aufent— 
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haltsorte erworben wird, mit den Conſcrip— 
tionsgeſetzen im Widerſpruche ſtehen, und dieſer 
Umſtand die Gründe zur Anfechtung des Decen— 
niums vermehret: ſo habe ich, wegen dieſer ſchon 
über ein Jahrhundert in dem Rufe der Notorie— 
tät ſtehenden Domicils-Erwerbart , auch einige 
von den, in anderer Hinſicht erlaſſenen Geſetzen, 
in welchen auf das Decennium hingewieſen wird, 
aufgenommen. 

Etwelche Nummern werden vielleicht als zur 
Sache nicht gehörig angeſehen werden; allein die 
Praxis wird ihnen ihren Platz nicht mißgönnen. 

Daß ich dieſe Sammlung nicht vor, oder. 
mit dem Schubweſen geliefert habe, entſchuldige 
ich mit den mir darin begegneten Schwierigkeiten. 
Zugleich bitte ich, mir die etwa entgangenen oder 
unbekannt gebliebenen Geſetze und Verordnungen 
franco mitzutheilen; ich will ſie, ſobald ſie wenig— 
ſtens einen Druckbogen geben, nachtragen. 


Wien, im May 1837. 


Herzog. 


*) Siehe die Verordnung Nro. 4. 


Verzeichniß 
der 
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Nro. Seite 
1. Geburt, und langjähriger Aufenthalt iſt die 
Grundlage der Verſorgung. Patent vom 26. 


März 1693. 3 
2 Betretungsort als Domicil. Begfe Reſolution 
vom 17. Jänner 1724 3 


3. Geburt, Hausſäßigkeit und langzeitiger Auf⸗ 
enthalt begründen das Domicil. Verordnung für 
Oſterreich ob der Enns, vom 1. Auguſt 1728 3 

4. Fremde, die ſich ehrlich ernähren, ſind nicht 
abzuſchieben; Abgehauſte ſind da, wo ſie am 
längſten gehauſet haben, zu verſorgen. Hofde⸗ 
cret v. 20. Dec. 1728 für das Land ob der Enns 4 

5. Militärpupillen fallen nach erlang gter Großjäh⸗ 
rigkeit unter die Civiljurisdiction. Jurisdictions⸗ 
norm vom 14. September 1745 1 

6. Zufällige Geburt begründet das Domicil nicht 
Verordnung der Landeshauptmannſchaft in Linz 
vom 4. Auguſt 1746 5 

7. Ein behauſter Unterthan ändert durch die Be⸗ 
wohnung eines Hauſes im fremdherrſchaftlichen 
Bezirke das Domicil erſt nach zehn Jahren, 
und ein Bürger muß noch des Bürgerrechtes 
entlaſſen werden. Hofverordnung in Wien vom 
30, Oetober 177 = 5 

8. Vorſchriften zur Beurtheilung des Domicils der 
Abzuſchiebenden. Schubpatent für Steyermark 
vom 26. Februar 1750 6. 

9. Durch zehn Jahre abweſend geweſene Leute ſt nd 
nicht mehr anzunehmen. Patent v. 30. Oct. 1751 7 

10. Der zehnjährige Aufenthalt begründet das D- 
micil. Hofdecret vom 13. October 1753. 8 

11. Zur Begründung des Domicils durch das De 
cennium wird auch eine ehrliche Erwerbsweiſe 
erfordert. Allerh. Entſchließ. vom 8. Dec. 1753 9 

12. Das Domicil wird durch den Beſitz eines Hau⸗ 
ſes, des Bürger- oder Gewerbsrechtes, und 
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durch ein ununterbrochenes Decennium erwor⸗ 
ben. Allerhöchſte 1 . vom 16. Novem⸗ 
ber 1784 . . . . 
Die Sindelfinber participiren an dem Domicil 
ihrer Mutter. Allerl höchſte Reſolution vom 19. 
April 1755 
Kinder ſi ind in dem Heimathorte der Altern zu 
verpflegen. Verordnung g der k. k. n. ö. Repräſen⸗ 
tation und Kammer an alle Kreisämter, vom 
6. September 1755 „ ah en 
Unterthanen, jo zehn Jahre unter einem Domi⸗ 
nium ſtehen, können für ſelbes als Recrouten 
angenommen werden. Hofreſcript vom 8. Octo⸗ 
ber 1755 
Zufällige Geburt begründet das 2 Domicil nicht. 
Inſtruction für die W in Böhmen vom 13. 
October 1755 ET, 
Unterthanen, fo durch sch n Jahre unter einem 
Dominium wohnen, ſollen für ſelbes als Res 
crouten angenommen werden. Wade vom 
15. November 1755 5 0 
Durch das Decennium wird das 2 Domicil erwor⸗ 
ben. Verordnung der Landeshauptmannſchaft in 
Linz, vom 2. März 1763 
Der Einfluß von Unterhalts- Aſſe ecurationen auf 
das Domicil wird aufgehoben. Decret der Lan⸗ 
Weatwitmanaſcha zu Linz den 29. September 
1766 
Zur Beurtheilung des Domicils der Findtinge, 
Verordnung für Steyermark v. 31. Aug. 1773 
Die vom Militär Entlaſſenen treten in ihre vo⸗ 
rige Unterthänigkeit zurück. Hofdecret vom 8. 
Jänner 1774 . 
Domicil der Soldatenweiber und Kinder. Hof⸗ 
decret vom 9. December 1775. 5 

Das Decennium begründet das Domicil. Hof⸗ 
decret vom 12. April 1782 
Die Erzeugung begründet das Domicil nicht. 
Allerhöchſte Entſchließung vom 15. May 1782 
Rechtſchaffenen Leuten, die ſich ehrlich ernäh⸗ 
ren, iſt der Aufenthalt wegen ihrer künftigen 

Verpflegung nicht zu verſagen. Decret der n. b. 
Regierung vom 8. Juny 1782 
Zur Beurtheilung des Domiecils der Frauen, y 
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Kinder und Witwen. Jurisdictionsnorm vom 
27. September 1783 
27. Unterricht, wie die Beſchreibung der Armen 
vorgenommen werden 115 e vom 19. 
Auguſt 1785 19 
28. Beſtimmung des Domicils der Heimathloſen. 
Gubernial-Decret in Tyrol vom 25. Novem⸗ 
ber 178585 20 
Kinder der Arreſtanten fi ind in dem Domicil 
ihrer Altern zu erhalten. e en vom 
23. Februar 1788 20 
In welchen Fällen das Domicil durch die Ver⸗ 
eheligung erworben werde. Allerhöchſte Entſchlie— 
fung vom 1. April 1788 21 
31. Geburt und Decennium als Grundlagen des 
Domicils. Schubpatent für ien vom 3. 
November 1788 22 
32. Kinder der Arreſtanten ſi ind an das Domicil ih 
rer Altern abzuſchieben. Hofdecret vom 27. No⸗ 
vember 1788 22 
33. Arme ſind in ihrem zehnjährigen Aufenthaltsorte 
zu verſorgen. Hofdecret vom 18. April 178923 
34. Der Anſpruch auf Verpflegung wird durch die 
Geburt oder durch das ee Ei een 
Verordnung vom 30. July 1789 24 
35. Die Geburt oder das eee gibt den An⸗ 
ſpruch auf een e vom 4. 
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November 1789 24 
36. Deſſelben Inhalts. Verordnung vom 11. No 
vember 1790 24 


37. Der längſte Aufenthalt, beſonders die Hausſäſ⸗ 
ſigkeit, begründet das Domicil. . 
vom 6. May 17911 25 
Heimath der Findlinge. Hofkanzleydecret vom 
24. July 1792 26 
39. Arme ſind in ihrem Geburts + oder zehnjähri⸗ 
gen Aufenthaltsorte zu verſorgen. Decret der 
n. ö. Landes⸗Regierung vom 31. Jänner 1793 26 
40. In wie fern den Neophiten der Aufenthalt in 
Wien zu geſtatten iſt. Decret der n. ö. Regie⸗ 
rung vom 24. December 1799 26 
41. Durch das Decennium wird der Anſpruch auf 
Verpflegung begründet. Kundmachung des ſteye⸗ 
Aigen Gubernii vom 13. Jänner 1796 rn. 27 
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42. Wer als Unterthan anzuſehen ſey. Hofdecret des 
Directorii vom 1. September 17199 27 
43. Die Erzeugung begründet das Domicil nicht. 
Regierungs-Decret für Oſterreich ob der Enns, 
vom 11. April 170ͥͥu ee ne 
44. Über das Domicil der Vagabunden. Verordnung 
des Guberniums in Böhmen v. 18. April 1800 29 
45. Begünſtigung für die Pflegeältern der Findlinge. 
1 vom 31. July 18o 4k 
46. Wer als einheimiſch, älternlos und fremd zu 
conſcribiren ſey. Auszug aus dem Conſcripti⸗ 
ons⸗Patente vom 25. October 184. 31 
47. Unterthanen aus conſcribirten Ländern wer- 
den durch einen zehnjährigen Aufenthalt nicht 
einheimiſch. Hofkriegsräthliche Verordnung vom 
12. April 180 ) „ 
Zur näheren Bezeichnung des Domicils iſt in den 
Päſſen auch die Conſcriptions-Obrigkeit anzu⸗ 
führen. Hofkanzleydecret vom 26. December 
„ EB. 0 © 
In wieferne Militärkinder dem Politicum un⸗ 
terſtehen. Hofkriegsräthliches Decret vom 22. 
Jänner 18088 ꝶ⁵„ 1 
50. Die Vereheligung ohne der Entlaſſung begrün— 
det das Domicil nicht. Hofkanzleydecret vom 
19. July 1810o0o »... up» 
Behandlung der Neophiten rückſichtlich ihres 
Aufenthaltes. Hofkanzleydecret vom 30. Auguſt 
181 @..00 ee er re Es 
52, Grundlagen des Domicils nach dem allgemei- 
nen bürgerlichen Geſetzbuche vom 1. Juny 1811 36 
53. Wer nicht eingeboren iſt, oder das Decennium 
nicht erreicht hat, iſt abzuſchaffen. Decret der 
Wohlthätigkeits-Hofcommiſſion vom 15. Juny 
III en re we 
Nur Eingeborne oder Decennirte find in die 
Zwangsarbeits-Anſtalt geeignet. Kreisichrei- 
ben V. U. W. W. vom 7. July 1811 0 
Zeitlicher Militärdienſt nationaliſirt nicht; wohl 
aber die Aufnahme in ein Militär-Erziehungs⸗ 
haus. Hofkriegsräthliche Verordnung vom 4. 
März 11e „ 6 
56. Zur Beurtheilung des Domicils der mit den 
Soldaten, Invaliden, und Reſerpanten auf die 
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zweyte Art verehelichten Weiber und ihrer Kin⸗ 
der. Heiraths-Normale für die k. k. Armee vom 
10. Jun) 113 92267 
57. In den Reiſe- und Wanderpäſſen iſt der Kreis 
und die Herrſchaft des Paßwerbers anzuſetzen. 
Hofkanzleydecret vom 24. Auguſt 1812 . - 47 
Beſtimmungen über die Pflicht zum Erſatze 
der Verpflegskoſten für die in das Wiener und 
Prager allgemeine Krankenhaus aufgenomme— 
nen Kranken. Hofkanzleydecret vom 28. Februar 
1814, und vom 25. July 18299 
59. Betretungsort als Domicilsort. Hofentſcheidung 
Dom 3. April is 3 2 n. 
60. Ein getauftes Judenkind iſt von chriſtlichen Pfle⸗ 
ge = Altern zu erziehen. Hofkanzleydecret vom 
E ee EEE HER . 
61. Die Eingebürgerten find in Betreff des Domi⸗ 
cil3 den Eingebornen gleichgeſtellt. Gubernial— 
Decret in Tyrol vom 17. October 1815. 58 
Nur Eingeborne oder Decennirte können in die 
Zwangsarbeitsanſtalt notionirt werden. Decret 
der n. ö. Regierung vom 12. November 1816 . 53 
63. Der Betrieb einer freyen Beſchäftigung, oder 
eines gepachteten Gewerbes (Gefälls) domi— 
cilirt nicht. Hofkanzleydecret vom 16. Jänner 
„„ RT ar ara 
64. Der Aufenthalt des Sträflings im Strafhauſe 
begründet das Domicil nicht. Hofkanzleydeeret 
n. Samen 1817 3 
Behandlung fremder Bettler, oder anderer ar— 
beitsſcheuen, erwerbsunfähigen, oder erwerblo— 
ſen Heimathloſen, beſonders der Taubſtummen. 
Decret der n. ö. Regierung vom 23. Jänner 1818 54 
Verſorgung heimath- und älternloſer Vaganten. 
Hofkanzley-Decret vom 9. April 1818 2%, 
Verſorgung der Soldaten» Weiber und Solda— 
ten⸗Waiſen. Hofkanzleydecret vom 25. Juny 1818 5 
Erwerbung der Staatsbürgerſchaft durch den 
Ankauf eines Gewerbes. Hofkanzleydeeret vom 
e , een 
69. Begünſtigungen für Pflegeältern der Findlinge 
in Illyrien und in dem Küſtenlande. Hofkanz⸗ 
70. leydecret vom 8. April 1819 60 
Verpflichtung der Geburtsgemeinde der Mutter 
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Nro. 5 Seite 
zur Beſtreitung der Entbindungs -und Ver⸗ 
pflegskoſten für den Findling. Hofkanzleydecret 
You, . Februar 80a 2 

71. Behandlung der heimath- und älternloſen Vaga⸗ 
bunden, und der vom Auslande gebrachten 
Schüblinge. Allerhöchſte Entſchließung vom 24. 
, , 

72. Begründung des Anſpruches auf die Armenver—⸗ 
ſorgung durch die Aufnahme in eine Gemeinde. 
Hofkanzleydecret vom 11. May 1820 63 

73. Wer hat die Verpflegsauslagen für ein unehe⸗ 
liges Kind zu beſtreiten. Hofkanzleydecret vom 
11. May 18a 8 

74. Bey Überſiedlung der Familien aus einem Ge⸗ 
richtsbezirke in den andern, darf kein Revers 
über die Zurücknahme der Familie für den Er⸗ 
armungsfall gefordert werden. Negierungsder 
cret vom 11. Juny 1820 1 

75. Verheirathete fremdherrſchaftliche Unterthanen 
find der einheimiſchen Bevölkerung ihrer Auf- 
enthaltsorte nicht beyzuzählen. Hofkanzleyde— 

cret vom 8. September 1820o0o0 2. 

76. Nähere Beſtimmungen über die Gemeinde-An⸗ 
gehörigkeit in Tyrol und Vorarlberg. Gubernial⸗ 
Decret in Tyrol vom 9. October 1820 67 

77. Aufſtellung von Grundſätzen bey der Militärwid— 
mung. Hofkanzleydecret vom 8. April 1821 69 
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Erſter Anhang, 
über das politiſche Domicil der Juden. 
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cil. Hofkanzleydecret vom 7. May 1808. 
Mit welchen Ausweiſen die nach Wien kommen— 


den Juden verſehen ſeyn müſſen. Gubern.-Ver⸗ 


ordnung in Böhmen vom 10. März 1816. 
Sicherſtellung des Domicils für die ſich in Wien 
vereheligenden Juden. Hefe vom 28. 
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ur Beurtheilung des Domicils der Arzte oder 
Wundärzte israelitiſcher Religion. Hofkanzley⸗ 
decret vom 24. April 1817. 
Durch den Gradus erwerben die Israeliten kein 
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den Juden. Hofkanzleydecret vom 4. März 1819 
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Staatsverträge über die Auswechslung 
der Landſtreicher. 


177. Übereinkunft, wornach Bayern, Würtemberg 
und Baaden das Domicil der Auszuweiſenden 
nenne . je 

178. Übereinkunft, wornach Preußen und Bayern 
das Domicil der Wegzuweiſenden beurtheilen. 179 


Dritter Anhang. 
Nachtrag zu meinem Schubweſen. 


179. Ordentliche Behandlung der Schüblinge. Allerh. 
Entſchließung vom 1. October 1814. 184 

180. Erkrankte Schüblinge müſſen vor der Abſchie— 
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ämter Ried und Salzburg vom 5. Novemb. 1832. 186 

182. Nähere Beſtimmung über die Leitung des Schub- 
weſens. Gubernialverordnung v. 22. Feb. 1833. 187 

183. Bey den durch Böhmen in das Ausland Abzu— 
ſchiebenden iſt die Heimath gehörig zu conſtatiren. 
Decret der k.k. Regierung ob der Enns vom 24. 
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181. Grundſätze, welche bey Abſchaffung paßloſer 
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biet der Freyſtadt Krakau, und paßloſer gali⸗ 
ziſcher Unterthanen aus dieſem Gebiete nach Ga— 
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terthanen, und der Beſtreitung der Verpflegs— 
koſten für ſelbe zu benehmen ſey. Gubernial-Ver⸗ 
ordnung vom 18. März 1834. 191 
Urkunden, welche Schüblinge betreffen, und den 
Schubpäſſen nicht beygeheftet werden können, 
ſind unmittelbar an das Kreisamt des letzten 
Abſchiebungsortes zu überſenden. Gubernial— 
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Vorſchrift hinſichtlich der Erwirkung der Auf— 
nahmzuſicherung für die ſich als Ausländer aus⸗ 
gebenden Vagabunden und Schüblinge. Gubern. - 
Verordnung vom 16. July 1834. . 193 
Ausdehnung der bey Abſchiebung von Vaganten 
nach Bayern beſtehenden Vorſchriften auf die 
Abſchiebung ſolcher Individuen nach allen be— 
nachbarten Staaten. eee e vom 29. 
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Beſtimmungen über die Bestreitung der K Kosten 
für die dürftigſte Bekleidung, Beſchuhung und 
Beförderung der nach Bayern zu transportirenden 
Schüblinge. Gub.⸗ Berordung vom 14. Novem⸗ 
ber 1834. 195 
In gewiſſen Schubvorfällen wird ein reciprokes 
Verfahren gegen Bayern angeordnet. Hofkanz⸗ 
leydecret vom 17. May 1835. 196 
Vorſchrift über die Abſchiebung curheſſiſ her Un: 
terthanen. Hofkanzleydec. v. 15. May 1837. 197 
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1. 

Patent vom 26. März 1698. 

Codex Austriacus Tom. I. pag. 206. 
Geburt, und langjähriger Aufenthalt iſt die Grundlage der 

| Verſorgung. 
ber einen Bericht der niederöſterreichiſchen Stände, wie 
dem Bettelunweſen Schranken zu ſetzen ſind, wird verordnet: 

§. 1. Im Erzherzogthume Oſterreich unter der Enns 
wird alles Betteln ernſtlich verbothen. 

§. 2. Eine jede Grundobrigkeit ſoll die auf ihrem 
Grunde gebornen armen Unterthanen, Inſaſſen und Dienſt—⸗ 
bothen, wie auch fremde, wenn ſie lange Jahre hausſä— 
ßig geweſen ſind, Männer, Weiber und Kinder, ſelbſt 
ernähren. (Siehe auch Patent vom 26. Auguſt 1693. C. A. 
Tom. III. pag. 373, v. 21. July 1714 Tom. III. pag. 755. 2c.) 

2. 
Höchſte Reſolution vom 17. Jänner 1724. 
C. A. Tom. IV. pag. 161. 
Betretungsort als Domicil. 

Die im Lande a vagis parentibus im Durchzuge er⸗ 
zeugten Kinder und Waiſen, welche ihren Geburtsort nicht 
wiſſen; dann auch die invaliden Soldaten, und deren 
Weiber und Kinder, ſollen von jener Obrigkeit, wo fie 
eingezogen werden, unterhalten werden. (Siehe Nro. 5, 
6, 20, und 38.) 

3. 


Verordnung für Ofterreich ob der Enns, 
vom 1. Auguſt 1725. 
C. A. Tom. IV. pag. 279. 
Geburt, Hausſaͤßigkeit und langzeitiger Aufenthalt begründen 
das Domicil. 
§. 14. Die inländiſchen Bettler find von den Grund» 
obrigkeiten, wo ſie geboren worden ſind, abgehauſet, oder 
A 2 
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eine lange Zeit ſich inwohnungsweiſe aufgehalten, mithin 
ihre mehreſten Lebenstage und Kräfte conſumiret haben, 
oder bald conſumiren werden, zu verpflegen. (Siehe Nro. 
1 und 4.) | 

4. 
Hofdeeret vom 20. December 1728 für das Land 
ob der Enns. 
C. A. Tom. IV. pag. 504. 

Fremde, die ſich ehrlich ernähren, ſind nicht abzuſchieben; 
Abgehauſte find da, wo fie am längſten gehauſet haben, 
zu verſorgen. 

§. 5. Diejenigen Inleute, welche zehn Jahre an einem 
Orte ſich annoch nicht aufgehalten, jedoch fortwährend mit 
Arbeiten an ſelbigem Orte ohne Sammlung des Almoſens 
ehrlich ſich zu ernähren die Gelegenheit gehabt haben, ſoll 
keiner Herrſchaft aus der alleinigen Urſache, daß ihnen 
ſolche künftighin nicht in die Verpflegung kommen, mehr 
abzuſchaffen verſtattet, allenfalls von der in Sicherheits— 
ſachen aufgeſtellten Commiſſion nach vorläufig geſchehener 
Unterſuchung die ſolcher Geſtalt Abgeſchafften wieder dahin 
verſchoben, daſelbſt, bis zur Ausmittlung eines anderwär— 
tigen Unterkommens, mit ber Herberge und mit Arbeit, 
zur Verſchaffung ihres Unterhaltes verſehen werden ſollen. 
re. 18.) 

Mit den abgehauſten Unterthanen aber ſoll es folgen- 
der Geſtalt gehalten werden: daß, wenn ein ſolcher an 
zwey Orten ſucceſſive gehauſet hat, von derjenigen Obrig— 
keit verſorgt werden ſoll, wo ſelber am mehreſten verhau— 
ſet, oder am längſten ſich aufgehalten hat. (Siehe Nro. 3. 
und 19.) 

5. 


Surisdiefionsnorm vom 14. September 1745. 
C. A. Tom. V. pag. 183. Kropatſchek 1. 20. 
Zur Beurtheilung des Domicils der Militärkinder. 
§. 5. Die Militärpupillen fallen ſofort nach erlangter 
Majorennität unter die Civiljurisdiction, und hat Hofkriegs— 
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rath, oder das Regiment ſelbe alsdann ſogleich abzufer— 
tigen, ihnen das ihrige zu verabfolgen, und nach erreich— 
ter Vogtbarkeit mit ihnen nichts mehr zu thun, es wäre 
denn, daß fie durch angenommene Kriegsdienſte ſich dem 
foro militari von neuem untergäben. (Siehe Nr o. 2 u. 22.) 


6. 
Verordnung der Landeshauptmannſchaft in Linz vom 
4. Auguſt 1746. 
C. A. Tom. V. pag. 232. Kropatſchek 1. 34. 
Zufällige Geburt begründet das Domicil nicht. 


Da ankommende arme ſchwangere Weibsperſonen, 
ungeachtet der herannahenden Gebährzeit, aus Sorge der 
Verpflegung abgeſchaffet werden, ſolche Perſonen hilflos 
zu laſſen, und der Gefahr auszuſetzen aber wider die 
menſchliche Schuldigkeit und das Chriſteuthum ſtreitet: fo 
wird verordnet, daß, bey Verantwortung, ſelben der Unter— 
ſtand verſtattet, und Hilfe geleiſtet werden, Niemanden 
aber das Kind ex eo, weil es da geboren wurde, zu 
verpflegen obliegen ſoll. (Siehe Nro. 16. und 24.) 


7. 
Hofverordnung in Wien vom 30. October 1747. 


C. A. Tom. V. pag. 27% Hauer 3. Auflage 1. 34. Kro⸗ 
patſchek 1. 35. Barth + Barthenheim’s Unterthanenfach 1. 
172.; deſſen Adminiſtration 1. 446. 

Ein behauſter Unterthan ändert durch die Bewohnung eines 
Hauſes im fremdherrſchaftlichen Bezirke das Domicil erſt nach 
zehn Jahren, und ein Bürger muß noch des Bürgerrechtes 
entlaͤſſen werden. 


Über die Frage, ob ein behauſter Unterthan durch 
Beſtandnehmung und Bewohnung eines Hauſes einer frem— 
den Herrſchaft die Gerichtsbarkeit ändere, entſtehen viele 
Irrungen; denen führohin vorzukommen, wird eine gemei— 
ne Richtſchnur, wornach die innerhalb der Linien, oder 
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auch außer denſelben nächſtgelegenen Orter ſich zu richten 
haben, dergeſtalt eingeführet, und daher entſchloſſen, daß, 
gleichwie mit den Bürgern eine Richtſchnur bereits unterm 
9. October 1725 dahin eingeführet worden iſt, daß keine 
Herrſchaft innerhalb den Linien, oder den außer denſelben 
nächſtgelegenen Ortern einen an ſeinen Grund häuslich 
niedergelaſſenen, und das Haus mit Rücken bis an ſeinen 
Tod beſitzenden Bürger zu einem angelobten Unterthan an⸗ 
zunehmen nicht anders berechtiget ſeyn ſoll, als wenn ſol— 
cher ehehin des Bürgerrechtes entlaſſen worden wäre, im 
widrigen Falle aber die Perſonaljurisdiction im Leben, 
wie auch auf ſein Abſterben die Abhandlung dem Stadt— 
rathe zugehörig ſeyn, und bey dieſer Richtſchnur es noch 
ferners ſein Verbleiben haben, alſo auch die behauſten 
Unterthanen dahin mit den Perſonen und mit der Abhand— 
lung gehören, wohin ihre Behauſung dienſtbar iſt, es 
wäre denn, daß ſie ſich mit ihrer Familie durch 10 Jahre 
nach überkommener Behauſung ohne Unterbruch auf einem 
anderen Grunde aufgehalten hätten, weil dadurch das 
Domicilium mit der andern Herrſchaft kontrahirt worden, 
dabei zu muthmaſſen wäre, daß die vorige Herrſchaft dar⸗ 
ein gewilliget hätte. 
8. 
Schubpatent für Steyermark vom 26. Februar 1750, 
gegen fremde Länder. 

Kropatſchek 1. 136. Mein Schubweſen Nro. 4. 

Vorſchriften zur Beurtheilung des Domicils der 
Abzuſchiebenden. 

8. 5 und 6. Diejenigen, welche nach ihrer Ausſage in 
einem andern Erblande gebürtig oder hausſäßig geweſen 
ſind, und durch zwölf Jahre an einem Orte ſich aufge— 
halten haben, ſind dahin zu verſchieben. Hingegen 

§. 7. im Lande zu ernähren und nicht zu verſchieben 
ſind: die ihren Geburtsort nicht wiſſen; die hier Landes 
(nähmlich tin Steyermark) zum letztenmahl anſäßig geweſen, 
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die hier Landes mühſelig geworden; die in Steyermark ge— 
boren worden ſind, wenn ſie ſich nirgends 12 Jahre in uno 
continuo außer Landes aufgehalten, oder anſäßig ge— 
macht haben; die Convertiten, und a vagis parentibus 
(unbekannten Altern) erzeugten; die abgedankten in den 
Erbländern gebornen Soldaten, und auch die außer Lans 
des gebürtigen, welche ſich aber durch 12 Jahre in einem 
Orte mit Arbeit ernährt haben. Hievon ſind aber jene au— 
ßer Landes zu ſchieben, die etwa durch 12 Jahre nur dem 
Betteln und Müſſiggang nachgegangen, und niemahls 
12 Jahre an einem Orte zugebracht haben. 

§. 8. Der zwölfjährige Aufenthalt an einem Orte, 
und die Verſchiebung dahin, iſt nicht für die im Lande, 
ſondern auſſer ſelbem gebürtige zu verſtehen. 

§. 9. Die vierzehnjährigen Kinder kommen an ihr 
Geburtsort, die minderjährigen aber mit ihren Altern, 
und die Weiber 

§. 10. an das Ort, wohin ihre Männer gehören, zu 
verſchieben, wo ſie auch nach dem Tode derſelben zu be— 
laſſen ſind. 

§. 11. Abgehauſte Bauern und Unterthanen, find au 
das Ort ihrer Anſäßigkeit zu verſchieben. (Siehe Nro. 2, 
3, 9, 12, 26, 37, 52, 102) 


9. 
Patent vom 30. October 1751. 
C. A. Tom. V. pag. 598. 
Mein Schubweſen Nro. 6. Hauer 3. 226. Kremer 3. 44. 
Durch 10 Jahre abweſend geweſene Leute ſind nicht mehr 
anzunehmen. 


§. 25. Es können zwar bey dieſer Übergabe (der Schub⸗ 
leute auf der Gränze) die in das Land Oſterreich unter 
der Enns inſtitutenmäßig gehörigen Schubleute von dem 
Commiſſario der anrainenden Landſchaft gegen vorgezeigte 
gehörige Anordnung zurück angenommen, und von dort— 
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aus gleich mit dem Particularſchub an ihre Geburts =, Ab: 
hauſungs-„ oder längere Aufenthaltsörter angewieſen wer— 
den; jedoch ſolle der Schubdirector außer zum nöthigen 
Durchſchube in ein anderes Land, weder Fremde noch 
ſolche Leute ſich aufbürden laſſen, welche ſchon über 10 
Jahre von dem Lande Oſterreich abweſend waren. (Nro. 
71, 100, 105.) 


Anmerkung. Dasſelbe ſagt das Patent für Öfterreich ob 
der Enns vom 1. September 1752 $. 29. Siehe auch 
Nro. 8 F. 7, und in meinem Schubweſen Nro. 259. 


10. f 
Hofdeeret vom 15. October 1753. 
C. A. Tom. V. pag. 807. 
Wörz 24. Fauller 1. 118. Kropatſchek 2. 245. 
Der zehnjährige Aufenthalt begründet das Domicil. 


Allerhöchſt Ihrer k. k. Majeſtät iſt jenes, was fie 
Repräſentation und Kammer wegen künftiger Geſtattung der 
Particularſchübe zur Fortbringung der von den Landge— 
richten betretenen Vaganten oder Bettler, vermög ihres 
Protokolls vorſtellte, allergehorſamſt vorgetragen, und von 
allerhöchſt Ihrſelben zur Erleichterung der Landgerichte, 
und damit denſelben die Verpflegungskoſten derley Leute 
weiter nicht mehr zur Laſt gereichen, allergnädigſt reſol— 
virt, und bewilliget worden, daß alle hier Landes betre— 
tene Vagabunden oder Bettler, welche aus einem andern 
Erblande gebürtig, und nicht etwa in Anſehung 
eines zehnjährigen Aufenthaltes hier zu ver— 
ſorgen ſind, gleich nach der gefänglichen Einbringung 
durch Particularſchub in ihr Vaterland abgeſchoben wer— 
den mögen, und befehlen auch Allerhöchſtdieſelbe, daß von 
nun an die hierländigen Kreishauptleute dieſe Schubjache 
mit gehöriger Subordination an ſie Repräſentation und 
Kammer, wie in den übrigen Erbländern beſorgen, mithin 
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dieſelben ſich deshalb mit den benachbarten Kreisämtern in 
die Correſpondenz zu ſetzen angewieſen werden follen. _ 

Welche allerhöchſte Entſchließung demnach ihr N. Oſt. 
Repräſentation und Kammer zur Nachricht und weiteren 
Vorkehrung hiemit erinnert wird, indem auch an die ge⸗ 
ſammten Länderrepräſeutationen, damit ein gleiches auch 
in den übrigen k. k. Erbländern beobachtet werde, das Nö⸗ 
thige ebenfalls ergehet. (Nro. 12.) 


| 11. 
Allerhöchſte Entſchließung vom 8. December 1755. 
C. A. Tom. V. pag. 819. 


Kropatſchek 2. 256. Roth 7. 274. Blaſek 8. 531. Fauller 
N 1. 17. Wörz 25. 
Zur Begründung des Domicils durch das Decennium wird 
auch eine ehrliche Erwerbsweiſe erfordert. 


Aus Anlaß der 9 gemachten Anfrage, ob auch die 
zwar durch zehn Jahre, jedoch bald da, bald dort herum⸗ 
ſtreichenden, und kein ſtätes Wohnungs- oder Aufenthalts⸗ 
ort (domicilium fixum) haltenden, aber in den Erblän⸗ 
dern gebornen Unterthanen, ferner jene, von welchen man 
feine genugſame Sicherheit ihres bisherigen Aufenthaltes 
haben könne, unter obiger zehnjähriger Aufenthaltszeit be⸗ 
griffen ſeyn ſollen, wird erklärt, daß jene Fremdlinge, 
welche durch zehn Jahre im Lande nur herumgeſtrichen ſeyn 
würden, als wirkliche Vagabunden durch den Particu⸗ 
larſchub in ihr Vaterland abgeſchoben, da hingegen jene, 
die ſich an mehreren Orten durch ſo lange Zeit ehrlich er⸗ 
nähret haben, im Lande behalten werden ſolleu. (Nro. 4. 
25) 


. 


„) Von der böhmischen Repräfentetion und Kammer. 


’ 


10 
12. 
Allerhöchſte Reſolution vom 16. November 1754, kund— 
gemacht in Niederöſterreich unterm 22., in Steyer— 
mark am 25., in Oberöſterreich am 28. 
November 1754. 
C. A. Tom. V. pag. 903. 


Kropatſchek 2. 403. Hauer 3. 232. Kremer 3. 30. 
Wörz 28. 
Das Domicil wird durch den Beſitz eines Hauſes, des Bür— 
ger » oder Gewerbsrechtes, und durch ein ununterbrochenes 
Decennium erworben. 


Wir haben uns die, in Betreff der Abſchiebung der in 
unſern Erbländern betretenen Vaganten und Bettler, von 
allen unſern Länder-Repräſentationen eingeloffenen guts 
ächtlichen Außerungen umſtändlich vortragen laſſen. 

Nachdem wir nun, bey reiflicher Erwegung dieſer 
gutächtlichen Meinungen, dreyerley Gattungen ſolcher 
Leute, welche zwar in einem unſerer Erbländer geboren, 
jedoch ſich in einem anderen durch 10 Jahre aufgehalten, 
und ehrlich zu ernähren geſucht haben, endlich aber in 
Armuth verfallen und mühſelig geworden ſind, und um de— 
ren fernerweite Verpflegung es folgbar zu thun iſt, vor— 
gefunden haben, und zwar: 

Erſtens diejenigen Perſonen, welche ſich in einem 
anderen Erblande anſäſſig gemacht, das Bürgerrecht or— 
dentlich erworben, oder als unbehauſte Inwohner ihr Ge— 
werbe oder Profeſſion getrieben, und ſo geſtaltig bis zur 
erfolgten Mühſeligkeit die gemeine Laſt mitzutragen gehol— 
fen haben; 

Zweytens jene, welche entweder bey einer Ges 
meinde, oder bey Privaten an einem Orte durch 10 Jahre 
in Dienſten geſtanden ſind; 

Drittens ſolche, die zwar ebenfalls 10 Jahre in ei— 
nem andern, als ihrem Geburtslande entweder durch Dienſt— 
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leiſtung, oder auf eine andere Art ihr Brot erworben, je— 
doch durch eben dieſe Zeit nicht an einem, ſondern an 
mehreren Orten des Landes ſich aufgehalten haben. 

Wir haben demnach, um hierinfalls wegen obiger 
dreyer Gattungen in Anſehung ihrer Verpflegung oder Ab— 
ſchiebung eine durchgehends gleiche Richtſchnur feſt zu ſtel— 
len, gnädigſt verordnet, und ſtatuiren hiermit, daß die 
unter der erſten Gattung angemerkten Perſonen, es 
mögen nun ſolche 10 oder weniger Jahre an einem Orte 
hausſäßig geweſen, oder mit Einwilligung der vorgeſetzten 
Obrigkeit zum Behufe des gemeinen Weſens als Bürger 
ihre Handthierung getrieben haben, in ihrem Aufenthaltes 
orte, wo fie vollends unkräftig geworden find, ab aerario 
communi civitatis vel locı (von der Stadt- oder Orts: 
Gemeinde) oder wo Spitäler vorhanden find, in folchen 
verpfleget werden ſollen. N 

Rückſichtlich der unbehauſten, auswärts gebornen Ins 
wohner hingegen, welche zwar das Bürgerrecht nicht wirk⸗ 
lich erlangt, jedoch mittelſt Bewilligung der Obrigkeit, 
des Magiſtrates, oder der Gemeinde ſich irgendwo per de- 
cennium inwohnungsweiſe aufgehalten, und der Gemeinde 
durch ihre Handthierung, oder in anderen Wegen nützlich 
geweſen ſind; finden Wir der Billigkeit gemäß zu ſeyn, 
daß ein ſolcher Inwohner, wenn er ſich wirklich 10 oder 
mehrere Jahre an einem Orte ohne Unterbruch aufgehal— 
ten hat, und nach der Hand in eine gänzliche Mühſelig— 
keit gerathen iſt, ebenfalls daſelbſt in die Verpflegung zu 
nehmen, widrigenfalls aber, und dafern ein ſolcher das 
ganze Decennium in uno loco nicht erſtreckt hätte, bey 
ausbrechender Unvermögenheit in ſein Geburtsort abzu— 
ſchieben ſey. 

Was die zweyte Gattung jener, ſo bey einer 
Gemeinde oder bey Privaten durch 10 oder mehrere Jahre 
an einem Orte in Dienſten geſtanden ſind, betrifft; dieſe 
ſind bei etwa vollends verlornen Kräften in die Verpfle— 
gung desſelben Ortes, wo ſelbe ſo lange Zeit hindurch 
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gedienet, folglich entweder der Gemeinde, oder der Herr- 
ſchaft, oder auch den übrigen Inwohnern und Untertha⸗ 
nen durch Leiſtung ihrer Dienſte, und Daranſtreckung ih— 
rer Kräfte fo lang, als fie im Stande wären, einigen Bei— 
ſtand und Nutzen verſchaffet haben, unweigerlich anzuneh— 
men, und, pro diversitate praestiti servitii (nach Ver⸗ 
ſchiedenheit der geleiſteten Dienſte), diejenigen, welche 
bey einer Gemeinde, oder bey Privaten gedienet haben, 
von der Gemeinde in concreto, jene aber, ſo dem Herrn 
des Ortes allein gedienet haben, von der Herrſchaft ohne 
Beytritt der Gemeinde, zu verſorgen. Belangend hingegen 

Die dritte Gattung derjenigen, welche nicht 
an einem Orte allein, ſondern bald da, bald dort in einem 
Lande per Decennium ſich in Dienſten oder ſonſt aufge 
halten, mithin an keinem eigenen Orte animum figendi 
Domicilium (den Willen ſtets zu bleiben) bewieſen haben, 
da befehlen Wir hiermit gnädigſt, daß ſelbe ohne Rück⸗ 
ſicht auf die längere, oder kürzere Zeit ihres Aufenthaltes, 
bey erfolgter Unfähigkeit ihr Brot weiters zu ſuchen, 
ganz unbedenklich in ihr Vaterland und Geburtsort weg⸗ 
geſchoben werden ſollen; es wäre denn, daß die Ortſchaft 
oder Gemeinde, wo ein ſolcher Menſch mühſelig geworden 
iſt, deſſen Verpflegung von ſelbſt und aus eigener Bewe— 
gung über ſich nehmen wollte. 

Wo hingegen es in Anſehung der bloſſen Vagabunden 
und im Lande herumſtreichenden Bettler und Müſſiggän⸗ 
ger bey Unſeren vorhergegangenen Reſolutionen ſein unab⸗ 
änderliches Bewenden haben ſoll. 

Ihr werdet demnach dieſe unſere gnädigſte Reſolution 
zur dießfälligen Richtſchnur eures Orts nicht allein gehö— 
rig zu beobachten, ſondern auch darüber feſte Hand zu hal— 
ten befließen ſeyn, damit ein gleiches in dem Erblande, 
wo Ihr ſeyd, durchgehends ganz unabweichlich befolget 
werde, indem die nähmliche Verordnung auch an alle Lanz 
des » Repräfentationen zur gleichen Befolgung unter einem 
erlaſſen wird. 
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| 13- 
Allerhöchſte Nefolution vom 19. April, Negierungs⸗ 
Decret vom 15. May 1755. f 
C. A. Tom. V. pag. 999. Kropatſchek 3. 190. 
Die Findelkinder participiren an dem Domicil ihrer Mutter. 


Ihre k. k. Majeſtät haben über den in Sachen er- 
ſtatteten unterthänigſten Vortrag reſolvirt: in Betreff der 
Kinder, welche die ledigen Menſcher theils in der Stadt, 
theils auf dem Lande gebären, dann in die Stadt brin- 
gen, und entweder gegen ein geringes Almoſen in dem hie⸗ 
ſigen Bürgerſpitale zu verſorgen trachten, oder ſolche ir⸗ 
gendwo niederzulegen ſuchen, ſey die Vorſehung dahin zu 
thun, womit die Obrigkeiten, welche für die unter ihrer 
Jurisdiction erzeugten Kinder Sorge zu tragen ohnehin 
verbunden ſind, für derley vorkommende wiſſentliche Lan— 
deskinder entweder den erforderlichen Atzungsbetrag abrei— 
chen, oder ſelbe zur weitern eigenen Verpflegungsveran⸗ 
ſtaltung übernehmen. (Siehe Nro. 16, 24, 70.) 


14. 

Verordnung der k. k. n. 6. Nepräſentation und Kammer 

an alle Kreisämter vom 6. September 1755. 
C. A. Tom. V. pag. 1055. 
Die Verpflegung der Kinder der Schubperſonen iſt 

dem Schuborte der letztern zuzuweiſen. (Siehe Nro. 20.) 

15. 
Hofreſeript vom 8. October 1755. 
Kropatſchek 3. 255. 

Unterthanen, ſo zehn Jahre unter einem Dominium ſtehen, 
können für ſelbes als Rekrouten abgeführet werden. 
Diejenigen Inſaſſen, welche zwar unter dem Domi⸗ 

nium, welches ſelbe für Rekrouten ſtellen will, nicht ge— 

boren find, gleichwohl aber durch 10 Jahre unter demſel⸗ 


14 


ben ſich aufgehalten, mithin Domicilium firiret haben, 
ſind unter die andern Unterthanen zu rechnen: folglich 
können ſelbe allemahl für Rekrouten geſtellet werden. 
(Siehe auch Nro. 17.) 


16. 


Inſtruction für die Gerichte in Böhmen vom 
13. October 1755. 
Kropatſchek 3. 255. 
Zufällige Geburt begründet das Domicil nicht. 

§. 4. Der unehelige Vater iſt verpflichtet, für die 
Mutter in der Zeit des Wochenbettes, und für das Kind 
den Unterhalt zu ſchaffen, iſt er aber unvermögend, ſeine 
Altern. Weigern ſie ſich deſſen, ſo haben dieſen Unterhalt 
die Altern der Mutter gegen Regreß vorzuſchießen; wenn 
aber 

F. 5. alle dieſe Aushilfen ermangelten, daß nähmlich 
die allſeitige Mittelloſigkeit obwaltete, oder es eine ganz 
fremde Perſon betreffe, welche vermög der ergangenen 
Generalien entweder im Lande zu gedulden wäre, oder 
wegen der gar zu nahen Niederkunft in ihre Heimath nicht 
geſchoben werden könnte, in ſolchem Falle wird die Ge— 
meinde des Orts einer dergleichen Perſon das Unterkom— 
men, die nöthige Hilfe und den Unterhalt ſammt dem 
Kinde, für die Zeit des Wochenbettes, und ſo weit, als 
es nach billiger Erkenntniß der Obrigkeit nöthig befunden 
werden wird, gleich anderen Ortsarmen, Fee, (S. 
Nro. 6, 70, 89.) 


17. 
Hofdeeret vom 15. November 1755. 
C. A. Tom. V. pag. 1080. 
Unterthanen, ſo durch 10 Jahre unter einem Dominium woh— 
nen, ſollen für ſelbes als Rekrouten angenommen werden. 
Es ſoll zwar ein jedes Dominium nur ſeine eigenen 
Unterthanen, und keine fremden Leute zu Rekrouten ſtellen; 
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allein da auch Leute, welche zwar unter dem Dominio , 
ſo ſelbe zu Rekrouten ſtellen will, nicht geboren ſind, doch 
unter demſelben durch 10 Jahre ſich aufgehalten, und 
alſo Domicilium fixiret haben, mit unter die eigenen Un— 
terthanen gerechnet werden; ſo wird, über die von der 
kön. Repräſentation und Kammer in Böhmen deßhalb ge— 
machte Vorſtellung allergnädigſt bewilliget, daß auch dieſe 
bey der Aſſentirung angenommen werden. (Siehe Nro. 15, 
30, 47.) 


18. 
Verordnung der Landeshauptmannſchaft in Linz vom 
1. März 1763. 
C. A. Tom. VI. pag. 406. 


§. 6. Allen Fremden, welche in dem Lande ob der 
Enns 10 Jahre ſich aufgehalten, und ehrlich ernähret haben, 
iſt nicht nur daſelbſt für beſtändig der Aufenthalt zu ge— 
ſtatten, ſondern auch für den Unterhalt derſelben möglichſt 
zu ſorgen. (Siehe Nro. 4, 11, 25, 74.) 


19. 
Deeret der Landeshauptmannſchaft zu Linz den 
29. September 1766. 
C. A. Tom. VI. pag. 859. 


Der Einfluß von Unterhalts-Aſſekurationen auf das Domicil 
wird aufgehoben. 

Es haben Ihre k. k. apoſtol. Majeſtät auf den von 
dieſer Landeshauptmannſchaft wegen durch a. h. Hofreſo— 
lution vom 4. July 1765 aufgehobenen Heirathsconſenſen 
und daher von einigen Obrigkeiten verweigernden Erthei— 
lung der hier Landes bisher üblich geweſenen Unterhal— 
tungs- Aſſekurationen an die n. öſt. Regierung erſtatteten, 
von dieſer aber an a. h. Ihre k. k. apoſtol. Majeſtät gut⸗ 
ächtlich einbegleiteten Bericht allergnädigſt reſolvirt, daß 
die obbeſagten Unterhaltungs-Aſſekurationen in Hinkunft 
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völlig aufgehoben ſeyen, dahingegen in den ſich ergeben— 
den Schub⸗ und Alimentationsfällen lediglich nach den in 
Sicherheits- und Verpflegungsſachen emanirten Generalien 
und darüber erfolgter a. h. Reſolution ſich betragen werz 
den ſoll. (Siehe Nro. 4, 25, 74.) 


20. 2 
Verordnung für Steyermark vom 31. Auguſt 1773. 
f Kropatſchek 6. Band, Seite 615. 
Zur Beurtheilung des Domicils der Findlinge. 


Die Waiſen und Findlinge, oder uneheligen Kinder 
ſind nur damahls dem Orte, wo ſie bey der erſten Mili— 
tärbeſchreibung angetroffen werden, in Abſehen auf die 
Militärſtellung zuzueignen, wenn weder deren Altern, noch 
wahres Geburtsort bekannt iſt, in beyden letzten Fällen 
aber ſind ſie ihrem Geburtsorte, oder wohin ihre Altern 
gehörig ſind, zuzuſchicken. (Nro. 2, 6, 24, 28, 45.) 


21. 
Hofdeeret vom 8. Sanner 1774. 
Kropatſchek 7. 4. 
Die vom Militär Entlaſſenen treten in ihre vorige 
Unterthänigkeit zurück. 

Die vom Militär austretenden Unterthanen ſollen in 
ihre vorige Unterthänigkeit zurücktreten, und daher eine 
derley Herrſchaft für den übernehmenden Unterthan jedes— 
mahl, wenn ſich der Austretende auf einer andern Herr— 
ſchaft anſäſſig machte, die gewöhnlichen Interventionalien 
bey deſſen Dominium einlegen, und vom letzteren die Ent— 
laſſung, gegen die ſchon übliche mäſſige Gebühr, verwil— 
liget werden. (Nro. 81.) 


an! 


22. 

Hofdeeret vom 9. December 1775. 
Kropatſchek 7. 467. Blaſek 9. 208. Roth 7. 416. 
Domicil der Soldatenweiber. 

Diejenigen Weiber, welche auf die in dem Hofdecrete 
vom 14. October 1775 enthaltene Art (nähmlich, auf die 
zweyte Art) mit Soldaten ſich verheirathen, ſollen auf den 
Fall, wo ſie Alters, oder Gebrechlichkeit halber ſich gar 
nichts mehr verdienen können, mit ihren Kindern gleich 
den Weibern und Kindern der Bürger und Bauern, wel— 
chen dieſe allenthalben gleich gehalten werden, von ihren 
Geburtsortſchaften als Bettler verpfleget werden, wenn 
ſie auf ſolche anders woher, wo ſie ſich Nahrung geſucht, 
und nicht gefunden haben, zurück gegeben werden. (Nro. 2, 
5, 49, 56, 67.) 


23. 
Hofdeeret vom 12. April 1782. 
Kremer 1. 73. Barthenheim 1. 192. 

Die erarmten Perſonen, die ſich in der Gemeinde 10 
Jahre wenigſtens aufgehalten haben, müſſen von der Ge⸗ 
meinde oder der Herrſchaft untergebracht und erhalten 
werden. (Nro. 33.) 


24. 

Allerhöchſte Entſchließung vom 15. May 1782. 
Kropatſchek 1. 189. Joſeph 2. 164. Roth 7. 274. Blaſet 
8. 532. Fauller 4. 83. 

Schwangere ſind nicht an den Ort ihrer Schwächung, ſondern 
in ihre Heimath abzuſchieben. 

Seine k. k. apoſtol. Majeſtät haben, über einen er⸗ 
ſtatteten Bericht in Betreff der bisher beſtandenen Gewohn⸗ 
heit, vermög welcher die ſchwangeren lüderlichen Weibs⸗ 
verſonen nicht an den Geburts-, ſondern an den Ort ih⸗ 

e B 
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rer erfolgten Schwächung abgeſchoben worden waren, zu 
entſchließen, und zu befehlen geruhet, daß nunmehr der⸗ 
gleichen ſchwangere Perſonen, wenn fie nicht der Entbin⸗ 
dung ſchon zu nahe ſind, und ohne Schaden transportirt 
werden können, allemahl an ihren Geburtsort abgeſcho— 
ben werden ſollen, ihnen jedoch den Erſatz der Kindbetts⸗ 
koſten an dem Verführer zu ſuchen bevorſtehet. (Siehe 
Nro. 2, 13, 43, 70.) 


26. 

Deeret der n. ö. Regierung vom 8. Juny 1782. 
Barthenheim Unterthansfach 1. 175. Deſſen adm. Poliz. 
1. 286. Hauer 2. Auflage 3. 233; 3. Auflage 3. 51. 
Rechtſchaffenen Leuten, die ſich ehrlich ernähren, iſt der 
Aufenthalt wegen ihrer künftigen Verpflegung 
nicht zu verfagen. 

So wenig verdächtigen und gefährlichen Landftreiz 
chern, Bettlern oder ſonſt andern Perſonen, die keinen 
zulangenden Nahrungſtand ausweiſen können, Unterſchleif 
zu geben iſt, und ſo ſehr dergleichen Perſonen anzuhalten, 
und darüber die weitere obrigkeitliche Vorkehrung abzu⸗ 
warten iſt, ſo iſt jedoch auch anderſeits allerdings unbil⸗ 
lig, Leuten, welche weder verdächtig, noch auch ſonſt ei⸗ 
ner bekannt ſchlechten Aufführung, und die hiernächſt ihr 
Brod auf eine ehrbare Art zu verdienen im Stande ſind, 
den Unterſtand zu verſagen, oder ihnen, ſo lang ſie ſich 
gut betragen und keines unerlaubten Profeſſions-oder Ge— 
werbs-Eingriffes anmaßen, den Unterhalt nicht zu geſtat—⸗ 
ten. Bey dergleichen vorkommenden Beſchwerden, wenn 
ſonſt gegen denjenigen, der ſich wo inwohnungsweiſe nie— 
derzulaſſen verlangt, keine andere gegründete Einwendung 
da iſt, iſt die alleinige Sorge der künftigen patentmäßigen 
Verpflegung niemahls als eine gültige Urſache zur Ver⸗ 
weigerung des Unterſtandes oder Aufenthaltes anzuneh⸗ 
men, und ſomit haben die Dominien, Magiſtrate und 
Gemeinden, welche ſolchen Perſonen ohne alle rechtmäßige 
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weitere Urſache, bloß wegen der künftigen ihnen zur! Laſt 
kommenden Verpflegung, Unterſtand und Aufenthalt ver— 
weigern, ſich ſelbſt zuzumuthen, von ſolchen Perſonen, 
wegen ihnen durch eine unbillige Verweigerung des Unter— 
ſtandes oder Aufenthaltes etwa verurſachten Schadens, 
belangt zu werden.) (Siehe Nro. 19, 40, 74.) 


26. 
Jurisdictionsnorm vom 27. September 1783. 


Scheidlein 32. Helfert $. 22 und 23. Füger 1. 18; Roth 3. 
304. Koſtetzky §. 44. Blaſek 4. 14. 

§. 11. Der Gerichtsbarkeit, unter welcher der Haus— 
vater ſtehet, iſt auch ſeine Ehefrau unterworfen. 

§. 12. Auch ſind der Gerichtsbarkeit, unter welcher 
der Hausvater ſtehet, ſeine ehelich erzeugten, oder nach 
den Geſetzen den ehelich gezeugten gleichgehaltenen Kinder, 
ſo lange ſie minderjährig ſind, oder keine eigene Haus— 
haltung (proprium focum) haben, unterworfen. 

§. 13. So bleibt auch die hinterlaſſene Witwe, ſo 
lange ſie nicht in einen andern Stand tritt, unter der Ge— 
richtsbarkeit, welcher ihr verſtorbener Ehegemahl unter— 
geben war. (Siehe Nro. 8, §. 9 und 10, dann Nro. 44, 
46, 52, 102.) 


27. 
Verordnung vom 19. Auguſt 1785. 


Blaſek 1. 248. Roth 1. 206. Kanka über ſchwere Polizey— 
Übertretungen 1. 798. 


Unterricht, wie die Beſchreibung der Armen vorgenommen 
werden ſoll. 

§. 7. Arme, welche fremd ſind, oder nicht durch 10 

Jahre ſich in dem Orte beſtändig aufhalten, können der 

inſtitutmäßigen Betheilung nicht theilhaftig werden, ſon— 

dern ſie haben die Hülfe in dem Lande, in dem Orte, 


) Siehe auch das Patent vom 1. November 1781. f. 3. 
B 2 
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aus dem fie gebürtig find, zu ſuchen, und find nur dahin 
anzuweiſen. Wollte das Inſtitut auch die Verſorgung der 
Fremden übernehmen, ſo würde kein Fond in der Welt 
dazu erkleklich ſeyn, und keine Ordnung jemahls gehalten 
werden können. (Siehe Nro. 33.) 


28. 
Gubernialdecret in Tyrol vom 25. November 1785. 
Wörz 44. 
Beſtimmung des Domicils der Heimathloſen. 

Jene Bettler, deren Geburtsort oder Domicilium un⸗ 
gewiß iſt, ſo wie jene, die zufälliger Weiſe und etwa in 
transitu an einem Orte geboren wurden, an dem ſie ſich 
aber nach der Hand niemahls aufgehalten haben, ſollen 
von jenem Gerichte übernommen werden, in welchem ſie 
meiſtentheils ſind geduldet worden. (Siehe Nro. 71. 92.) 


| 29. 

Hofentſchließung vom 23. Februar 1786. 
Joſeph 6. 72. Roth 5. 507. Blaſek 5. 504. Wörz 47. 
Kinder der Arreſtanten ſind in dem Domicil ihrer Altern 

zu erhalten. 

Kinder, deren Altern inhaftirt, oder wohl gar ver— 
urtheilt ſind, müſſen von ihren Befreundten, oder Obrig— 
keiten und Gemeinden verſorgt, und zu dieſem Ende, bis 
ſie das zwölfte oder vierzehnte Jahr erreichen, und zum 
Dienen oder zur Erlernung eines Handwerkes fähig ſind, 
mit Koft und Kleidung von dieſen erhalten werden; wor— 
auf die betroffene Juſtitzſtelle zu wachen hat. (Nro. 32.) 


30. 


30, 
x 

Allerhöchſte Entſchließung vom 1. April 1786. 

Kropatſchek 10. 102. Roth 2. 206. Blaſek 2. 488. Sattler's 
Eherecht 1. 200. Dolliner's Eherecht 1. 101. 
Welche Unterthanen zur Vereheligung den Entlaßſchein nicht 
nöthig haben. 

Aus Gelegenheit einiger bey Trauungen erbländiſcher 
mit Entlaßſcheinen nicht verſehen geweſenen Unterthanen 
ſich ergebenen Anſtände wurde zur Erläuterung der Con— 
feriptionsgeneralien verordnet: 

1. Leute, die ſchon über zehn Jahre ſich in einem an⸗ 
dern deutſchen Erblande, als jenem, in welchem ſie in 
den Familienbögen ihrer Abkunft nach conſcribirt ſind, auf— 
halten, eine gute Nahrung haben, oder ſonſt ein ſtand— 
haftes Gewerbe treiben; 

2. dann jene, die in dem nähmlichen Orte ſchon eitt- 
mahl verheirathet waren, oder 

3, jene, die mehr, denn 40 Jahre ihres Alters zäh— 
leu, beſonders aber ö 

4. jene, die zu Feldkriegs- oder Militär-Fuhrweſens⸗ 
dienſten nicht mehr tauglich ſind, und 

5. über derley Umſtände, vorzüglich aber über den 
letztern durch Zeugniß der Landesmilitär-Commiſſion ſich 
ausweiſen können, haben zu ihrer Vereheligung in dem 
Orte ihres gegenwärtigen Aufenthalts des herrſchaftlichen 
Entlaßſcheines aus ihrem Geburtsorte nicht nöthig. Außer 
dieſer Ausnahme hingegen, und bey jenen, die ſich in Hin— 
kunft in einem deutſchen Erblande niederlaſſen wollen, iſt 
ſich genau nach den über die Entlaßſcheine in den Couſcrip⸗ 
tions-Verordnungen beſtehenden Vorſchriften zu achten; 
und da dieſe Nachſicht nur in Rückſicht auf die Eheverbin⸗ 
dungen angeordnet worden iſt, ſo haben die Ortsobrigkei— 
ten deſſen ungeachtet die eigentlichen Obrigkeiten von dem 
Daſeyn ſolcher Inländer anderer conſcribirten Provinzen, 
deren ohne den vorgeſchriebenen Entlaßſchein bewirkten 
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Abzug bey Gelegenheit ſolcher Eheverbindungen entdeckt 
wird, von Amtswegen zu benachrichtigen, damit ſie in den 
Conſcriptionsbüchern jener Orte, wo ſie als abweſende 
Inländer conſcribirt ſind, abgeſchrieben werden. (Nr. 47. 


31. 
Schubpatent für Galizien vom 3. November 1786. 
Kropatſchek 10. 484. Joſeph 6. 500. 
Geburt und Decennium als Grundlagen des Domicils. 


§. 18. Als inländiſche Bettler und Landſtreicher ſind 
nicht nur diejenigen anzuſehen, und zu behandeln, welche 
in Galizien geboren worden, ſondern auch diejenigen, wels 
che ſich durch 10 Jahre in Galizien aufgehalten haben. 

§. 19. Die Bettler und Landſtreicher ſind an den Ort 
ihrer Geburt, die durch einen Aufenthalt von 10 Jahren 
einheimiſch gewordenen Bettler und Landſtreicher aber an 
jenen Ort zu ſchieben, wo dieſelben ſich am längſten aufs 
hielten. 

§. 42. Für ausländiſche Bettler und Landſtreicher find 
anzuſehen ſowohl Unterthanen aus andern erbländiſchen 
Provinzen, die ſich nicht 10 Jahre in Galizien aufgehal— 
ten haben, als Ausländer im eigentlichen Verſtande. 


32. 

Hofdeeret vom 27. November 1786. 
Kropatſchek 11. 821. N 5. 507. Blaſek 5. 504. 
Wörz 48. 

Kinder der Arreſtanten find an das Domicil ihrer Altern 
abzuſchieben. 

Die Kinder jener Arreſtanten, welche weder ein Ver⸗ 
mögen, noch auch vermögliche Befreundte haben, ſind al— 
ler Orten, bey Ermanglung der Zulänglichkeit des Crimi— 
nalfondes, in die öffentlichen Verſorgungs-Inſtitute abzu⸗ 
geben, damit ſie durch ſelbe nach Maßgabe der Umſtände 
entweder in einem für Kinder beſtimmten Verſorgungshauſe 
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untergebracht, oder in die Koft, und in die Lehre, dann 
endlich an jene Gemeinden; zu welchen die Altern gehö- 
ren, zur Verſorgung und Verpflegung abgegeben werden. 
(Nro. 29.) 
8 33. 
Hofdecret vom 18. April 1789. 


Blaſek 1. 263. Joſeph 9. 244. Kanka ſch. 1. 816. Kopetz 2. 
507. Roth 1. 224. Barthenheim adm. Pol. 1. 482. 
| Kropatſchek 17. 508. 


Arme find in ihrem 10jährigen Aufenthaltsorte zu verſorgen. 


An Orten, wo das Armeninſtitut wirklich eingeführet 
iſt, ſoll allemahl darauf geſehen werden, ob die Armen 
die 10jährige Aufenthaltsfriſt, welche nicht nur für Aus⸗ 
wärtige, ſondern auch für die in den Erbländern Gebor⸗ 
nen, feſtgeſetzt iſt, erſtreckt haben, indem ſie nur ſolchen⸗ 
falls auf Beyträge vom Armeninſtitute ihre Forderung ſtel⸗ 
len können; da hingegen aber auch von Seite der Armen⸗ 
inſtitutsanſtalt die Verbindlichkeit erfüllt werden ſoll, jeden 
Armen ohne Ausnahme, der an eben dem Orte den 10jäh⸗ 
rigen Aufenthalt für ſich hat, nach Zulänglichkeit des ein⸗ 
gebrachten Almoſens zu unterſtützen. Da ſolches durchaus, 
wo das Armeninſtitut eingeführt worden iſt, beobachtet 
werden muß, wird ohnehin auch keinem Orte eine meh⸗ 
rere Beſchwerde als dem andern auferlegt. Die Zurück⸗ 
weiſung an den Geburtsort kann ſofort nur in ſolchen 
Fällen Platz haben, wenn entweder der Arme den 10jäh⸗ 
rigen Aufenthalt au einem Orte nicht vollſtreckt hätte, oder 
wenn er ſich an einem Orte aufhält, wo die Armenin⸗ 
ſtituts⸗Anſtalten noch nicht eingeführet wären. (Siehe 
Nro. 27.) 0 


3 34. 
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34. 
Errichtung und Verfaſſung eines Gebährhauſes 
in Prag. 
Verordnung vom 30. July 1789. Kanka ſchw. 1. 297. 

Seine Majeſtät haben in Prag das, der Kirche St. 
Apollinar auf der Neuſtadt anſtoſſende Gebäude zum Ge— 
bährhauſe gewidmet und einrichten laſſen. Dieſes hat zwey 
Eingänge ꝛc. Welche Schwangere unentgeldlich in's Gebähr— 
haus eintreten will, muß (dringende Fälle leiden eine 
Ausnahme) von hier gebürtig ſeyn, oder durch zehn 
Jahre hier wohnen, und ein vom Bezirkspfarrer und 
Armenvater ausgeſtelltes Armuthszengniß aufweiſen, mit 
welchem ꝛc. (Nro 109.) 

| 35. 
Errichtung eines Siechhauſes zu Prag im Karlshofer— 
Gebäude. 

Verordnung vom 4. November 1789. Roth 5. 248. 

Jeder, das Kind, wie der Erwachſene, der auf die 
Unterſtützung des Armeninſtituts Anſpruch machen kann, 
wird, wenn mit ſeiner Armuth auch ein unheilbarer, und 
eckelhafter körperlicher Zuſtand verbunden iſt, in das Siech— 
haus aufgenommen; ꝛc. Für Auswärtige vom Lande, oder 
ſolche, welche noch nicht zehn Jahre in Prag 
ſich befinden, iſt das Siechhaus nicht gewidmet; ſon— 
dern dieſe werden, (dringende Fälle leiden auch hier eine 
Ausnahme), an den Ort ihrer Geburt, oder ihres vorigen 
Aufenthalts gewieſen, ꝛc. (Nro. 109.) 


36. 
Errichtung eines allgemeinen Krankenhauſes in Prag. 


Verordnung vom 11. November 1790. Roth 5. 249. Kanka 
ſchw. 1. 507. Leopold's Pol. G. S. 1. 131. 


Das in Prag auf der Neuſtadt errichtete allgemeine 
Krankenhaus iſt zur Heilung der Kranken des männlichen 
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ſowohl als weiblichen Geſchlechts gewidmet. ꝛc. Unentgelds 
lich aufgenommene müſſen entweder aus der Hauptſtadt 
Prag gebürtig ſeyn, oder doch ſchon volle 10 Jahre 
daſelbſt ſich aufhalten. ıc. 

Bey dem allgemeinen Krankenhauſe iſt auch ein von 
demſelben ganz abgeſondertes Gebäude für Wahnſinnige 
errichtet. Man nimmt ſie ſo, wie andere Kranke, entwe— 
der unentgeldlich, oder gegen Bezahlung auf. Jene aber, 
die weder von der Hauptſtadt Prag gebürtig ſind, noch 
volle 10 Jahre daſelbſt ſich aufhalten, wer 
den nur dann aufgenommen, wenn ſie entweder für ſich 
ſelbſt, oder die Obrigkeiten oder Gemeinden, die Zahlung 
leiſten. ꝛc. (Nro. 41. 109.) 


. 87. 
Hofverordnung vom 6. May 1791. 
Barth-Barthenheim's adm. Poliz. 1. 487. 


Wann der längſte Aufenthalt bey den Ausländern das Recht 
auf Verſorgung begründet. 


Im Falle, wo es ſich um Verſorgung der erarmten 
Ausländer, die zwar das Decennium im Lande, aber an 
keinem Orte erreicht haben, handelt, ſoll dem Armen, ſo— 
bald er den zehnjährigen Aufenthalt im Lande für ſich hat, 
gleich an dem letzten Orte, wo er ſich aufgehalten hat, 
ſeine Verſorgung angewieſen werden. 

Da nun die Beſtimmung der drey Jahre zum Aufent- 
halte an einem Orte von keinem Nutzen ſeyn würde, weil 
der dreyjährige Aufenthalt eben ſo ſchwer, als der zehn— 
jährige zu erheben wäre, ſo iſt ſich alſo an die allgemein 
beſtehende Verordnung zu halten, und ein ſolcher Armer 
an jenen Ort, wo er ſich am längſten aufgehalten hat, 
zur Verſorgung anzuweiſen. Im Falle aber, daß ſich zeis 
gen ſollte, daß er bey einer Gemeinde wirklich hausſäßig 
war, iſt er auch vorzüglich an dieſelbe nachher zu überges 
ben. (Nro. 12. 28. 31. 71. 92. 101. 107.) 
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N 38. 
Hofkanzleydeeret vom 24. July 1792. Z. 579, für 
Tyrol. 
Pol. G. S. 1. 125. Kotz 1. 246. Wörz. 49. 
Wegen Verſorgung der Findlinge. 

Die Verſorgung wahrer Findlinge, ſolcher nähmlich, 
von welchen weder der Vater noch die Mutter ausfindig 
gemacht werden können, hat (in Tyrol) aus den Mitteln 
der Armenanſtalten desjenigen Gerichtes zu geſchehen, in 
welchem ſolche Kinder gefunden worden ſind. (Nro. 2.) 


39. | 
Decret der n. ö. Landesregierung v. 31. Jänner 1798. 
Barthenh. S. d. adm. Pol. 1. 472. und 482. 

Den beſtehenden Verordnungen gemäß, kommt jede 
erarmte Perſon von der Gemeinde des Ortes, in der ſelbe 
geboren worden iſt, zu verpflegen, wenn ſonſt das in 
einer andern Gemeinde erreichte Decennium 
nicht eintritt. (Nro. 65.) 


49. 
Deeret der n. 6. Regierung vom 24. Dezember 1798. 
Fauller 2. 311. 
Behandlung der Juden-Neophiten, rückſichtlich ihres 
Aufenthaltes. 

Es iſt die Sache der k. k. Polizey- Ober-Direction, 
daß die Israeliten, welche Chriſten werden, und die ein— 
mahl als Juden von Wien abgeſchafft wurden, auch als 
Chriſten nicht mehr in Wien geduldet werden. Allein jene 
Juden, welche kein Vergehen begangen haben, und nie— 
mahls von Wien abgeſchaffet wurden, ſind, nach dem 
Übertritte zu einer andern Religion, in Wien allerdings 
zuzulaſſen, weil derjenige Umſtand, der die Freyheit eines 
ſolchen Proſeliten, den Aufenthalt wa immer zu wählen, 
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beſchränkte, auf einmahl aufhört, und ihm ſonſt auch 
nichts im Wege ſtehet, da zu bleiben, wo er es am zu— 
träglichſten findet. Solchen Individuen kann daher die Ans 
kunft in Wien, oder das dortige Verbleiben auf keine Art 
beanſtändet werden. (Nro. 25 und 51.) 


41. 
Kundmachung des ſteyriſchen Gubernii vom 
15. Jänner 1796. 
Pol. G. S. 8. 41 und 82. 
Verſorgungs-Anſtalten zu Gratz. 

II. Gebährhaus. Die Schwangern werden nur dann 
unentgeldlich aufgenommen, wenn ſie das Zeugniß über 
ihre wirklich dürftigen Umſtände beybringen, und gründ— 
lich erweiſen, (verſteht ſich Fremde), entweder vor⸗ 
mahls durch zehn Jahre ſich hierorts aufge 
halten zu haben, oder zur Zeit der Schwängerung 
in der Hauptftadt oder den Vorſtädten, inner den Mauth⸗ 
ſchranken, anweſend geweſen zu ſeyn. (Nro. 43.) 

VII. Gemeine Armenhaus. Zur Aufnahme iſt die Er⸗ 
weiſung nothwendig, zehn Jahre in dem hieſigen Bezirke 
zugebracht zu haben. (Nro. 33. 58.) 


42. 
Hofdeeret des Direckorii vom 1., und der oberſten 
Juſtizſtelle vom 26. September 1797. 
Pol. G. S. 11. 68. Hauer 1. 51. Kremer 1. 27. Barth. 


Unt. 1. 169. Wagners Zeitſchrift von 1834 im 2. Band 
Seite 130. 


Wer als Unterthan anzuſehen iſt. 5 
Da es ſich bey einigen Gelegenheiten gezeiget hat, 
daß durch eine falſche Auslegung des Begriffes von Unter— 
than, gegen die klare Vorſchrift des Unterthans-Patents 
vom Jahre 1781, verſchiedene Unterthanen entweder gar 
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nicht, oder wenigſtens nicht zur gehörigen Zeit, und alfo 
erſt nach langem Umtriebe, durch das Fiskalamt vertreten 
worden ſind, ſo haben Se. Majeſtät um allen weitern 
Mißdeutungen und willkürlichen Beſtimmungen vorzubeu— 
gen, durch allerhöchſte Entſchließung zu erklären geruhet, 
daß nicht nur die behauſten Ruſticaliſten, ſondern auch 
alle Dominicaliſten, Inleute und Grundholden, welche ſich 
als Unterthanen angelobt haben, das iſt, welche entweder 
in Anſehung ihrer Perſon Coder ihrer Sache,) oder ihrer 
Perſon und Sache zugleich, dem obrigkeitlichen Gerichts— 
ſtande unterliegen, als wirkliche Unterthanen anzuſehen, 
und in allen denjenigen Fällen, welche der 32. Abſatz des 
Unterthans-Patentes ausdrücklich und umſtändlich angibt, 
von dem Fiskalamte unentgeldlich zu vertreten ſind. (Siehe 
Nro. 111.) 0 
43. 
Regierungs-Deeret für Ofterreich ob der Enns, vom 
11. April 1798. 
ropatſchek 11. 243. 
Die Schwangeren müſſen von ihrem Geburtsorte 
aufgenommen werden. 

Die k. k. niederöſterr. Regierung unter der Enns hat 
mittelſt Note vom 27. v. M. anher erinnert: es habe ſich 
nach Anzeige des Kreisamtes im V. O. W. W. ſchon öf⸗ 
ters der Fall ereignet, daß ſchwangere lüderliche Weibs⸗ 
perſonen, die zu Folge Hofverordnung vom 13. May 1782 
an ihr Geburtsort abgeſchoben werden mußten, von den 
hierländigen Dominien von darum nicht angenommen wor— 
den ſeyen, weil ihnen eine ſolche Verordnung nicht bekannt 
wäre. Es haben daher die k. k. Kreisämter dieſe höchſte 
Verordnung zu republiziren. (Siehe Nro. 24.) 


44. 
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| 44. 
Verordnung des Guberniums in Böhmen 
vom 18. April 1800. 


Roth 6. 28. Blaſek 6. 434. Kropatſchek 14. 199. 
Über das Domici Vagabunden. 


Die im Herumvagiren betretenen Waiſen ſind, wenn 
fie ehelich, und von inländiſchen Altern erzeugt find, in 
den Geburtsort des Vaters, und wenn derſelbe ein Aus— 
länder, die Mutter aber eine Inländerin war, in den Ge— 
burtsort der Mutter abzuſchieben. Wären aber beide Al⸗ 
tern einer ſolchen herumvagirenden Waiſe Ausländer, oder 
ſelbe außer der Ehe erzeugt, und ihr eigentlicher Geburts— 
ort unerforſchbar, ſo iſt ſolche, falls ſie niemand in dem 
Orte ihrer Betretung in ſichere Verſorgung oder Arbeit neh— 
men will, mittelſt Schubes nach Prag in das allgemeine 
Arbeitshaus einzubefördern. 

Bey herumvagirenden Witwen iſt folgendes zu beob— 
achten: War der Ehemann ein k. k. Unterthan, oder durch 
einen zehnjährigen ununterbrochenen Aufenthalt in den k. k. 
Erbländern nationaliſirt, und unter einer ordentlichen Ju— 
risdiction geſtanden, ſo iſt eine ſolche Witwe in den letz— 
tern Jurisdictionsort ihres Mannes abzuſchieben. War der 
Mann ein Ausländer, und nicht zehn Jahre in den k. k. 
Erbländern, und iſt die Witwe eine Inländerin, ſo kommt 
ſie in ihren Geburtsort abzuſchieben; iſt ſte aber gleich ihrem 
verſtorbenen Manne eine Ausländerin und noch keine zehn 
Jahre ununterbrochen in den k. k. Erbländern, ſo iſt ſie 
mittelſt Schubes nach der nächſten Gränze ihres Vaterlan— 
des zu befördern, wogegen aber in dem Falle, wenn eine 
herumvagirende Witwe zwar in den k. k. Staaten geboren, 
jedoch von unehelicher Geburt und ihr eigentlicher Geburts» 
ort unerforſchbar wäre, ſelbe dem Staate zur Verſorgung 
in dem Arbeitshauſe zur Laſt fallen muß, und dahin ein— 
zubefördern ift. Übrigens verſteht es ſich, daß das Ortsge— 
richt, wo derley herumvagirende Witwen oder Waiſen zu⸗ 
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erft angehalten werden, fie vor ihrer Abſchiebung in An⸗ 
ſehung ihrer Herkunft genau conſtituiren muß, um das öf— 
tere Hin- und Herſchieben ſolcher Perſonen zu vermeiden. 
(Siehe Nro. 26. 52. 66. 89.) 


Hofdeeret vom 31. July und 6. September 1804. 
Kotz 1. 246, und 2. 74 und 78. Pol. G. S. 22. Band. (Siehe 


auch Krop. 26. 236. Kanka 11. 146, und die Leopoldiniſche 
Pol. Geſ. Sammlung 4. 125) 


Begünſtigung für die Pflegeältern der Findlinge. 

Zur Verminderung der Sterblichkeit bey den Findel— 
kindern, und Verbeſſerung der Findelhaus-Anſtalt, haben 
Se. Maj. Nachſtehendes bewilliget: 

1. Daß jenen Altern, welche zwey Findlinge anneh⸗ 
men, unter welchen wenigſtens einer ein Knabe iſt, die Be— 
freyung eines ihrer eigenen Söhne vom Militär-Stande 
dann zugeſtanden werde, wenn ſie gar keinen Beytrag vom 
Findelhauſe angeſprochen, und die Findlinge bis in das 
zwölfte Jahr werden erzogen haben; eben ſo wollen Höchſt— 
dieſelben jenen Ziehältern, welche zwey Findlinge, die bey- 
den Knaben ſind, annehmen, und ſie, ohne einen Beytrag 
von Seite des Findelhauſes erhalten zu haben, bis auf das 
zwölfte Jahr erziehen, der Wohlthat theilhaftig machen, 
daß ſelbſt einer der beyden Findlinge vom Militär-Stande 
befreyet bleibe. 

Beyde Gattungen von Ziehältern können ſolche ange— 
nommene Findlinge bis nach geendigtem 22. Jahre behal- 
ten, und zu ihrer Feld- oder Hausarbeit, Handwerk oder 
Kunſt verwenden. Ortsobrigkeiten, Seelſorger und Armen⸗ 
väter haben aber zu wachen, daß der Findling nicht miß⸗ 
handelt werde. — Nach erreichtem 22. Jahre ſteht es dem 
Findlinge frey, bey ſeinen Ziehältern auf Bedingniſſe, über 
welche fie einig werden, zu bleiben, oder wo immer ſich ſei— 
nen Unterhalt zu verſchaffen; jedoch iſt ein ſolcher Menſch 
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deßwegen von dem Militärſtande, wenn er dazu tauglich 
iſt und der Staat ſeiner bedarf, bey erreichtem normal— 
mäßigen Alter nicht frey zu erklären. 

Wenn die wahren Altern einen Findling von den Pfleg— 
ältern nach mehreren Jahren reklamiren ſollten, ſo haben 
die Pflegeältern nicht bloß das Recht, auf die Vergütung 
des Verpflegsbetrags, und die Prämie, welche ſie von 
dem Findelhauſe zu erwarten gehabt hätten, ſondern auch 
auf Entſchädigung für jene Vortheile, welche den Ziehäl— 
tern von dem Zeitpuncte der Reclamirung bis zum 22jährigen 
Alter des Findlings entgehen. In einem ſolchen Falle ha— 
ben ſich daher die wahren Altern mit den Pflegältern ab— 
zufinden, und wenn kein Übereinkommen zu Stande käme, 
iſt das geſetzliche Recht der Pflegältern zu ſchützen. — Mit 
dem Tode des Findlings hört aller und jeder Anſpruch der 
Ziehältern auf ꝛc. (Nro. 69.) 


46. 
Conſeriptionspatent v. 25. October 1804. 
Blaſek 11. 487. Goutta 2. 164. Pol. G. S. 23. 29. 

Wer als Einheimiſch, Alternlos und Fremd zu behandeln iſt. 

§. 26. Die Bevölkerung eines jeden Ortes wird in Be— 
zug auf den Aufnahmsbogen zuerſt in männliche und weib— 
liche Bevölkerung eingetheilt. Die männliche hat folgende 
drey Unterabtheilungen: 

1. Die Einheimiſchen. Hierzu gehören: a) Alle in dem 
Orte Geborne. Dieſe werden immer, ſie ſeien anweſend oder 
nicht, bey ihren noch lebenden Altern claſſificirt, ſo lange ſie 
ſich nicht ſelbſt für einen eigenen Aufnahmsbogen qualificirt, 
oder anderwärts nationaliſirt haben, oder auch in den geiſt— 
lichen oder Soldatenſtand übergetreten ſind, in welchen 
Fällen ſie nicht mehr auf dem Aufnahmsbogen ihrer Ael— 
tern ausgeworfen werden, wohl aber noch daſelbſt benannt 
und qualiftcirt bleiben. b) Alle, welche ſich in dem Orte 
nationaliſirt haben. Die Nationaliſirung geſchieht entweder 
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durch einen zehnjährigen Aufenhalt in den conſcribirten Erb— 
landen, oder durch häusliche Niederlaſſung, Ankauf von 
Grundſtücken, Antretung des Bürger- oder Meiſterrechtes, 
einer Bedienung, eines Amtes, oder einer andern ſtabilen 
Verſorgung. 

2. Die conſcribirten Alternloſen, das iſt: ſolche Al⸗ 
ternloſe, welche in was immer für einem conſcribirten Lande 
gebürtig ſind, oder ſich durch einen zehnjährigen Aufent— 
halt nationaliſirt, jedoch nicht für einen eigenen Aufnahms—⸗ 
bogen qualificirt haben. Zu den Alternloſen werden auch 
jene Menſchen gerechnet, deren Altern man nicht weiß. 
Dieſe Menſchen werden immer da, wo ſie bey der Conſcrip— 
tion angetroffen werden, in der Fremden-Tabelle claſſifi⸗ 
cirt, und ihr Geburtsort ſammt der Herrſchaft, zu der ſie 
gehören, in der Qualification angezeigt. (Nro. 20. 66). 

3. Die Fremden. Hierunter werden in Bezug auf 
die Conſcription bloß jene Menſchen verſtanden, welche 
nicht zu den beyden vorhergehenden Abtheilungen der Bes 
völkerung gehören. Beſonders kommen unter dieſe Abthei⸗ 


lung die Kinder der noch dienenden Ausländer-Kapitu⸗ 
lanten ꝛc. N 


47. 
Hofkriegsräthliche Verordnung vom 12. April 1805. 


Gubernial-Intimation in Böhmen vom 11. May 1805. 
Kanka 8. 12 bis 27. Mein pol. Eheconſens 150. 


Unterthanen aus conferibirten Ländern werden durch einen 
10jährigen Aufenthalt nicht einheimiſch. 

Über einige von den niederöſterreichiſchen ſowohl Civil— 
als Militär-Behörden in Hinſicht der Ausübung des neuen 
Conſcriptionsſiſtems aufgeſtellte Fragen, wurde von der 
k. k. Hofkanzley einverſtändlich mit dem k. k. Hofkriegs— 
rathe die in der Beylage mitfolgende Entſcheidung und Ber 
lehrung erlaſſen, welche den k. Kreisämtern zum weitern 
Benehmen zugeſtellt wird. 
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Beylage. 

15te Frage: Nach dem L. 26 lit. b gehören zu den 
Einheimiſchen auch jene, die ſich im Orte entweder durch 
einen 10jährigen Aufenthalt, oder durch häusliche Nieder— 
laſſung, Ankauf ꝛc. nationaliſirt haben. Wenn aber Aus— 
länder, oder auch ſolche, die aus unconſcribirten Ländern 
gebürtig ſind, in einem Orte ſich befinden, die von eigenen 
Mitteln, oder von ihrem Gewerbe leben, ohne jedoch den 
Willen gezeigt zu haben, ſich daſelbſt niederlaſſen zu wol— 
len, oder bey andern in Dienſten ſtehen, wie wären dieſe 
zu behandeln? und iſt die Verehelichung dieſer Perſonen 
gleichfalls als eine Nationaliſirung anzuſehen?, und ſind 
endlich jene Unterthanen aus conſcribirten Ländern, z. B. 
aus Böhmen oder Mähren, welche ſich ſchon 10 Jahre in 
einem Orte aufhalten, die aber von ihrer Grundobrigkeit 
die Entlaſſung noch nicht erhalten haben, dennoch als In— 
länder und reſpective Einheimiſche oder als Fremde zu be— 
trachten? 

Entſcheidung dieſer Frage: Vermög der Vor⸗ 
ſchrift wird durch einen zehnjährigen Aufenthalt die Na— 
tionaliſirung bewirkt, folglich ſind Ausländer oder ſolche, 
die aus einem unconſcribirten Lande, z. B. Ungarn, ge 
bürtig ſind, nur mit Ausnahme derjenigen, die bei Geſandt— 
ſchaften ſich befinden, und mit Ausnahme der ungariſchen 
Dienſtleute, ſo lange ſie bey ungariſchem Adel in Dienſten 
ſtehen, als Einheimiſche zu betrachten. 

Unterthanen aus conſcribirten Ländern, ſie mögen die 
Bewilligung ihrer Obrigkeit zum Aufenthalte an dem Orte 
erhalten haben oder nicht, ſind immer in die Claſſe der 
Fremden zu ſetzen. In dem erſten Falle ſteht es ihren Obrig— 
keiten ohnehin frey, ſie, wenn ſie zum Dienſte tauglich, 
und ſonſt ihrer Cathegorie nach dazu geeignet ſind, einzu— 
berufen, und ad Militiam zu ſtellen; der zweyte Fall ſollte 
ſich zwar eigentlich gar nicht ergeben, da jeder Unterthan, 
wenn er aus einem conſcribirten Lande in ein anderes ſich 
begibt, nach den beſtehenden Vorſchriften hierzu die obrig— 
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feitliche Bewilligung haben ſoll. Wenn aber doch ein ſolcher 
Unterthan angetroffen wird, ſo iſt ſeiner Obrigkeit davon 
die Nachricht zu geben, und er anzuweiſen, daß er ſich bin⸗ 
nen einer beſtimmten Friſt, um einen obrigkeitlichen Paß 
zu bewerben, und ſolchen beyzubringen habe, widrigenfalls 
er an ſeine Obrigkeit würde zurückgeſchoben werden. (Siehe 
auch Nro. 50. 75. 129). 


48. 
Hofkanzleydecret vom 26. December 1807. 
Kropatſchek 23. 826. Fauller 3. 236. 
In den Päſſen ſoll nebſt dem Lande, Kreiſe und Ge⸗ 
burtsorke des Paßwerbers auch die conſcribirende Obrig⸗ 
keit angemerkt werden. (Siehe Nro. 57). 


49. 
Hofkriegsräthliches Deeret vom 22. Jänner 1808. 
Note des allgem. Milit. Appell. Gerichtes an das n. ö. Ge⸗ 
neral-Commando vom 29. Jänner 1808. 


Wann minderjährige Kinder von Militärperſonen der Civil— 
gerichtsbarkeit unterſtehen. 

Über die Anfrage, ob minderjährige Kinder von Mi⸗ 
litärperſonen, welche bey Civiliſten in Dienſten ſtehen, der 
Civil oder Militär-Jurisdiction unterſtehen? hat der k. k. 
Hofkriegsrath unterm 22. d. M. die Belehrung dahin er— 
theilt, daß minderjährige Kinder von Militärperſonen 
(dieſe letzteren mögen nun am Leben, oder ſchon verſtorben 
ſeyn), wenn ſie ihre Nahrung durch Dienen bey Civil— 
Perſonen gewinnen, der Civilgerichtsbarkeit unterworfen 
ſeyen, und die Militär-Jurisdiction nur in Waiſenſachen 
der unter Militär-Vormundſchaft ſtehenden Kinder, welche 
ſich ihr Fortkommen auf ſolche Art bey Civilperſonen ver 
ſchaffen, eintrete, mithin derley Kinder (falls ſie nicht ohne— 
hin ſchon großjährig ſeyen, und daher ſchon um des willen, 
und da fie danebſt nicht mehr in dem Haufe des Vaters les 
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ben, der Civil-Jurisdiction unterſtehen) der Civil-Ge— 
richtsbarkeit zu überlaſſen ſeyen. (Nro. 5 und 112.) Siehe 
auch das Hofdecret vom 2. December 1772. Roth 6. 322; 
Blaſek 7. 402. 
30. 
Hofkanzleydeeret vom 19. July 1810. Z. 0805. 
Pol. G. S. 34. 170. Goutta 9. 218. Mein politiſcher 


Ehekonſens 18. Lukſche 2. 10. Kanka 6. 267. Barthenheim's 
ö Adminiſtration 1. 450. 


Die Verehelichung ohne Entlaffung begründet das Domicil nicht. 

Um die Anſtände zu heben, welche bey Claſſificirung 
der fremdherrſchaftlichen Unterthanen aus anderen Regi— 
mentsbezirken oder aus dem nämlichen Regimentsbezirke 
ſich ergaben, welche, ohne eine Entlaſſung von ihrer Obrig— 
keit erhalten zu haben, ſich verehelichten, findet man es 
nothwendig, daß die Landesſtelle mit Beziehung auf die 
hierwegen ſchon beſtehende Anordnung neuerdings bekannt 
mache, und den Behörden auftrage, daß kein fremdherr— 
ſchaftlicher Unterthan, und zwar ohne Unterſchied, ob er 
aus dem nämlichen, oder aus einem anderen Regimentsbe— 
zirke, oder aus einer andern conſcribirten Provinz iſt, ſich 
irgendwo ſoll verehelichen können, wenn er nicht von ſei— 
ner Obrigkeit die Heiraths-Lizenz oder wirkliche Entlaf 
ſung beybringt, in welch' letzterem Falle es ſich ſodann von 
ſelbſt verſteht, daß ſolche entlaſſene Unterthanen da, wo 
fie ſich befinden, zur einheimiſchen Bevölkerung gehören; 
wohingegen die bloße Heiraths-Licenz ohne Entlaſſung kei⸗ 
neswegs die Abſchreibung aus dem Bevölkerungs-Stande 
zur Folge haben kann. (Siehe Nro. 75, 129, 131. 150). 


51. 
Hofkanzleydeeret vom 30. Auguſt 1810. 
Barthenh. Beyträge zur polit. G. 1. 357. Fauller 2. 311. 
Behandlung der Juden-Neophiten rückſichtlich ihres 
Aufenthaltes. 
Ein Israelit hört durch Ablegung des Judenthums 
. amd den Empfang der Chriſtentaufe auf, den in Rückſicht 
C 2 
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der Juden beſtehenden Polizey-Geſetzen unterworfen zu 
ſeyn; und er hat von dieſem Augenblicke an einen gegrün— 
deten Anſpruch auf alle Rechte erworben, welche den übri— 
gen Unterthanen im Staate zukommen; denn ein nur auf 
Juden paſſendes Geſetz kann nicht auf einen Israeliten, 
nachdem ſelber getauft iſt, angewendet werden. Ein Neo— 
phit kann ſich daher ſeinen Aufenthalt, und einen anſtän— 
digen Erwerbszweig nach Gutbefinden wählen, und die 
Abforderung eines Reverſes, wodurch ſich ein ſolches In— 
dividuum, ſelbſt für den Fall, wenn es getauft werden 
würde, verbindlich machen müßte, in ſein Geburtsort zu— 
rückzukehren, iſt ordnungswidrig, nachdem eine ſolche Maß— 
regel in keinem Geſetze vorhanden iſt, und daher ganz will— 
kürlich angeſehen werden müßte. Ein ſolcher ordnungs— 
widriger Revers wäre daher zu kaſſiren. (Siehe Niro. 40. 
60. 125). 


52. 
Allgem. bürgl. Geſetzbuch vom 1. Juny 1811. 


Grundlagen des Domieils der Familienglieder. 


§. 44. Die Familien-Verhältniſſe werden durch den 
Ehevertrag gegründet. In dem Ehevertrage erklären zwey 
Perſonen verſchiedenen Geſchlechtes geſetzmäßig ihren Wil— 
len, in unzertrennlicher Gemeinſchaft zu leben, Kinder zu 
zeugen, fie zu erziehen, und ſich gegenſeitigen Beyſtand zu 
leiſten. 

Und zwar: a) der Ehegattinn. 

§. 91. Der Mann iſt das Haupt der Familie. In Dies 
ſer Eigenſchaft ſteht ihm vorzüglich das Recht zu, das Haus— 
weſen zu leiten; es liegt ihm aber auch die Verbindlichkeit 
ob, der Ehegattinn nach feinem Vermögen den anſtändigen 
Unterhalt zu verſchaffen, und ſie in allen Vorfällen zu ver— 
treten. 

§. 92. Die Gattinn erhält den Namen des Mannes 
und genießt die Rechte ſeines Standes. Sie iſt verbunden, 
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dem Manne in ſeinen Wohnſitz zu folgen, in der Haus 
haltung und Erwerbung nach Kräften beyzuſtehen, und ſo 
weit es die häusliche Ordnung erfordert, die von ihm ge— 
troffenen Maßregeln ſowohl ſelbſt zu befolgen, als befol— 
gen zu machen. 

§. 93. Den Ehegatten iſt keineswegs geſtattet, die 
eheliche Verbindung, ob ſie gleich unter ſich darüber einig 
wären, eigenmächtig aufzuheben, ſie mögen nun die Un— 
gültigkeit der Ehe behaupten, oder die Trennung der Ehe, 
oder auch nur eine Scheidung von Tiſch und Bett vorneh— 
men wollen. 

b) der ehelichen Kinder. 

§. 137. Wenn aus einer Ehe Kinder geboren werden, 
ſo entſteht ein neues Rechtsverhältniß; es werden dadurch 
Rechte und Verbindlichkeiten zwiſchen den ehelichen Altern 
und Kindern gegründet. 

§. 139. Die Altern haben überhaupt die Verbindlich— 
keit, ihre ehelichen Kinder zu erziehen, das iſt, für ihr 
Leben und ihre Geſundheit zu ſorgen, ihnen den anſtändi— 
gen Unterhalt zu verſchaffen, ihre körperlichen und Gei— 
ſteskräfte zu entwickeln, und durch Unterricht in der Re— 
ligion und in nützlichen Kenntniſſen den Grund zu ihrer 
künftigen Wohlfahrt zu legen. 

$. 141. Es iſt vorzüglich die Pflicht des Vaters, fo 
lange für den Unterhalt der Kinder zu ſorgen, bis ſie ſich 
ſelbſt ernähren können. Die Pflege ihres Körpers und ihrer 
Geſundheit iſt hauptſächlich die Mutter auf ſich zu nehmen 
verbunden. 

$. 142. Wenn die Ehegatten geſchieden oder gänzlich 
getrennt werden, und nicht einig ſind, von welchem Theile 
die Erziehung beſorgt werden ſoll, hat das Gericht, ohne 
Geſtattung eines Rechtsſtreites, dafür zu ſorgen, daß die 
Kinder des männlichen Geſchlechtes bis zum zurückgelegten 
vierten; die des weiblichen bis zum zurückgelegten ſieben⸗ 
ten Jahre, von der Mutter gepfleget und erzogen werden; 
wenn nicht erhebliche, vorzüglich aus der Urſache der Schei⸗ 
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dung oder Trennung hervorleuchtenden Gründe eine andere 
Anordnung fordern. Die Koſten der Erziehung müſſen von 
dem Vater getragen werden. 

§. 143. Wenn der Vater mittellos iſt, muß vor Allem 
die Mutter für den Unterhalt, und, wenn der Vater ſtirbt, 
überhaupt für die Erziehung der Kinder ſorgen. Iſt die 
Mutter auch nicht mehr vorhanden, oder iſt ſie mittellos, 
ſo fällt die Sorge auf die väterlichen Großältern, und nach 
dieſen auf die Großältern von der mütterlichen Seite. 

§. 144. Die Altern haben das Recht, einverſtändlich 
die Handlungen ihrer Kinder zu leiten; die Kinder ſind 
ihnen Ehrfurcht und Gehorſam ſchuldig. 

$. 145. Die Altern find berechtiget, vermißte Kinder 
aufzuſuchen, entwichene zurück zu fordern, und flüchtige 
mit obrigkeitlichem Beyſtande zurück zu bringen; ſie ſind 
auch befugt, unſtttliche, ungehorſame oder die häusliche 
Ordnung und Ruhe ſtörende Kinder auf eine nicht über— 
triebene und ihrer Geſundheit unſchädliche Art zu züchtigen. 

$. 146. Die Kinder erlangen den Nahmen ihres Va⸗ 
ters, ſein Wappen und alle übrige nicht bloß perſönliche 
Rechte ſeiner Familie und ſeines Standes. 

§. 154. Der auf die Erziehung der Kinder gemachte 
Aufwand gibt den Altern keinen Anſpruch auf das von den 
Kindern nachher erworbene Vermögen. Verfallen aber die 
Altern in Dürftigkeit, ſo ſind ihre Kinder ſie anſtändig 
zu erhalten verbunden. 

c) Der unehelichen Kinder. 

$. 161. Kinder, welche außer der Ehe geboren, und 
durch die nachher erfolgte Verehelichung ihrer Altern in 
die Familie eingetreten ſind, werden, ſo wie ihre Nach— 
kommenſchaft, unter die ehelich erzeugten gerechnet; nur 
können ſie den in einer inzwiſchen beſtandenen Ehe erzeug— 
ten ehelichen Kindern die Eigenſchaft der Erſtgeburt und 
andere bereits erworbene Rechte nicht ſtreitig machen. 

§. 162. Die uneheliche Geburt kann einem Kinde an 
ſeiner bürgerlichen Achtung und an ſeinem Fortkommen kei— 
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nen Abbruch thun. Zu dieſem Ende bedarf es keiner beſon— 
dern Begünſtigung des Landesfürſten, wodurch das Kind 
als ein eheliches erklärt wird. Nur die Altern können um 
ſolche anſuchen, wenn ſie das Kind gleich einem ehelichen 
der Standesvorzüge oder des Rechtes an dem frey vererb— 
lichen Vermögen theilhaft machen wollen. In Rückſicht auf 
die übrigen Familien-Glieder yet dieſe Begünſtigung keine 
Wirkung. 

§. 165. Uneh eliche Kinder ſind überhaupt von den Rec ch⸗ 
ten der Familie und der Verwandtſchaft ausgeſchloſſen; ſie 
haben weder auf den Familien-Nahmen des Vaters, noch 
auf den Adel, das Wappen und andere Vorzüge der Al— 
tern Anſpruch; ſie führen den Geſchlechtsnahmen der 
Mutter. 

§. 166. Aber auch ein uneheliches Kind hat das Recht, 
von ſeinen Altern eine ihrem Vermögen angemeſſene Verpfle— 
gung, Erziehung und Verſorgung zu fordern, und die Rechte 
der Altern über dasſelbe erſtrecken ſich ſo weit, als es der 
Zweck der Erziehung erfordert. Übrigens ſteht das unehe— 
liche Kind nicht unter der eigentlichen väterlichen Gewalt 
ſeines Erzeugers, ſondern wird von einem Vormunde ver— 
treten. 

§. 167. Zur Verpflegung iſt vorzüglich der Vater ver— 
bunden; wenn aber dieſer nicht im Stande iſt, das Kind 
zu verpflegen, ſo fällt dieſe Verbindlichkeit auf die Mutter. 

$. 168. So lange die Mutter ihr uneheliches Kind, 
der künftigen Beſtimmung gemäß, ſelbſt erziehen will und 
kann, darf ihr dasſelbe von dem Vater nicht entzogen wer— 
den; deſſen ungeachtet muß er die Verpflegungskoſten be— 
ſtreiten. 

$. 169. Läuft aber das Wohl des Kindes durch die 
mütterliche Erziehung Gefahr, ſo iſt der Vater verbunden, 
das Kind von der Mutter zu trennen, und ſolches zu ſich zu 
nehmen, oder anderswo ſicher und anſtändig unterzubringen. 

$. 170. Es ſteht den Altern frey, ſich über den Unter⸗ 
halt, die Erziehung und Verſorgung des unehelichen Kin— 
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des mit einander zu vergleichen; ein ſolcher Vergleich kann 
aber dem Rechte des Kindes keinen Abbruch thun. 

§. 171. Die Verbindlichkeit, uneheliche Kinder zu vers 
pflegen und zu verſorgen, geht, gleich einer andern Schuld, 
auf die Erben der Altern über. 

d) Der Wahlkinder. 

Siehe Wagners Zeitſchrift, Jahrgang 1835, Bi2, S. 131). 

§. 182. Eine weſentliche, rechtliche Wirkung der An— 
nahme an Kindesſtatt iſt: daß die angenommene Perſon den 
kahmen des Wahlvaters oder den Geſchlechtsnahmen der 
Wahlmutter erhält; ſie behält aber zugleich ihren vorigen 
Familien-Nahmen, und den ihr etwa eigenen Familien— 
Adel bey. Wünſchen die Wahlältern, daß der ihnen eigene 
Adel und das Wappen auf das Wahlkind übergehe, ſo muß 
die Bewilligung des Landesfürſten angeſucht werden. 

§. 183. Zwiſchen den Wahlältern und dem Wahlkinde 
und deſſen Nachkommen finden, in ſo weit das Geſetz keine 
Ausnahme macht, gleiche Rechte, wie zwiſchen den eheli— 
chen Altern und Kindern Statt. Der Wahlvater übernimmt 
die väterliche Gewalt. Auf die übrigen Mitglieder der Fa— 
milie der Wahlältern hat das Verhältniß zwiſchen den Wahl— 
ältern und dem Wahlkinde keinen Einfluß; dagegen verliert 
das Wahlkind auch die Rechte ſeiner eigenen Familie nicht. 

§. 185. Das rechtliche Verhältniß zwiſchen den Wahl- 
ältern und dem Wahlkinde kann, in ſo lange das Wahl— 
kind minderjährig iſt, nur mit Einwilligung der Vertreter 
des Minderjährigen und des Gerichtes aufgehoben werden. 
Nach Erlöſchung des Rechtsvechältniſſes zwiſchen dem 
Wahlvater und dem Wahlkinde kommt das minderjährige 
Kind wieder unter die Gewalt des ehelichen Vaters. 

e) Der Pflegekinder. 

§. 186. Die Rechte und Verbindlichkeiten der Wahl— 
ältern und Wahlkinder laſſen ſich auf Kinder, die nur in 
Pflege genommen werden, nicht anwenden. Dieſe Pflege 
ſteht jedermann frey; wollen aber die Parteyen hierüber 
einen Vertrag ſchließen, ſo muß er, in ſo fern die Rechte 
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des Pflegekindes geſchmälert, oder demſelben beſondere 
Verbindlichkeiten auferlegt werden ſollen, gerichtlich beſtä— 
tiget werden. Auf den Erſatz der Pflegekoſten haben die 
Pflegeältern keinen Anſpruch. 


4 
53. 

Deeret der Wohlthätigkeits-Hofeommiſſion vom 15., 
der n. ö. Regierung vom 29. Juny 1811. 
Barth. ad. Pol. 1. 517. 

Die aus andern Provinzen, oder aus dem Auslande 
gebürtigen Individuen, die in Nieder-Oſterreich 
das Decennium nicht erreicht haben, oder nicht 
ſonſt als Eingeborne betrachtet werden müſſen, ſind, wenn 
ſie im Betteln und Müſſiggange betreten werden, von Wien 


abzuſchaffen. 


$ 54. 
Kreisſchreiben V. U. W. W. vom 7. July 1811. Z. 2391. 
Fauller 4. 563. 

Zur Abgabe in das Zwangsarbeitshaus dürfen nicht 
notionirt werden: 6. Die aus den Provinzen, oder aus dem 
Auslande geboren find, und in Nieder-Oſterreich das Des 
cennium nicht erreicht haben, oder nicht ſonſt als 
Eingeborne betrachtet werden müſſen. Dieſe find, nach Um— 
ſtänden, entweder abzuſchaffen, oder abzuſchieben ꝛc. 
(Nro. 62). 


85. 

Hofkriegsräthliche Verordnung vom 4. März 1812. 
K. 820. Bergmayr 1. 13. Mein polit. Ehekonſ. 145. 
Zeitlicher Militärdienſt nationaliſirt nicht; wohl aber die 
Aufnahme in ein Militär-Erziehungshaus. 

Ausländer, die ſich nicht zum lebenslänglichen Dienſt 
verpflichten, noch erklären, beſtändig in den öſterreichiſchen 
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Staaten bleiben zu wollen, werden durch bloß zeitliche Mi— 
litärdienſte nicht nationaliſirt, indem es ihnen nach erhal- 
tener Entlaſſung frey ſtehet, die öſterreichiſchen Staaten 
nach Gutdünken zu verlaſſen, gleichwie ſie auch von der Re— 
gierung über die Gränze geſchafft werden können. Das näm— 
liche Bewandtniß hat es mit ihren aus dem Auslande ge— 
bürtigen Weibern. Auch die Kinder ſolcher Soldaten ſind 
nach der Nationalität ihres Vaters zu behandeln. Doch iſt 
von dieſem Grundſatze, zu Folge der hofkriegsräthlichen 
Verordnung vom 8. Jänner 1812, K. 63, dann eine Aus⸗ 
nahme zu machen, wenn der Sohn eines Ausländers in ein 
Militär-Erziehungshaus aufgenommen, und hierdurch vom 
Staate gleichſam adoptirt wurde, in welchem Falle er als 
conſcribirter Inländer zu behandeln iſt. (Nro. 2. 67.) 


56. 
Heiraths-Normale für die k. k. Armee 
vom 10. Juny 1812. 
Bergmayr 1. 122. Kanka 7. 197. Goutta 16. 53. 


Zur Beurtheilung des Domicils der mit den Soldaten, Sus 
validen, und Reſervanten auf die zweyte Art verehelichten 
Weiber und ihrer Kinder. 

$. 35. Bey jenen Leuten, welche von den Regimentern 
und Corps bis zur Einberufung beurlaubet ſind, findet eine 
andere Art der Verehelichung Statt, welche die Ehe nach 
der zweyten Claſſe genannt wird, und unter folgenden Be— 
dingungen vor ſich gehen kann: . 

a) Darf ein ſolches Weib ſich nie beym Regimente, 
jedoch der Mann ſich bey ihr mit Urlaub, ſo lange es der 
Dienſt zuläßt, aufhalten; g 

) muß fie für ſich und ihre erzeugten Kinder alle Be— 
dürfniſſe aus Eigenem zu beſtreiten im Stande ſeyn, und 
ſich darüber mit legalen obrigkeitlichen Zeugniſſen ausweiſen; 

c) kann ſie nie auf ein unentgeldliches Militär-Un— 
terkommen, oder im Erkrankungsfalle auf die Pflege in 
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einem Militärſpitale, oder im Falle der Gebrechlichkeit auf 
eine Militärverſorgung, oder, im Falle des Ablebens ihres 
Mannes, auf die Abfertigung einen Anſpruch machen; 

d) wenn das Regiment in das Feld rückt, oder das 
Standquartier wechſelt, muß ein ſolches Weib in ihrem Auf⸗ 
enthaltsorte zurückbleiben, es wäre denn, daß es im letz— 
ten Falle über die Möglichkeit eines Verdienſtes und Un— 
terhaltes in dem Orte, wohin das neue Standquartier ver— 
legt wird, ſich gehörig ausgewieſen habe; 

e) unterliegt ein ſolches Weib ſammt ihren Kindern 
der Civil⸗Jurisdiction; der Mann hat ſich daher in die mit 
ihr von der Civil» Obrigkeit geſchehenden Verfügungen, 
oder ihr etwa zuerkannten Strafen nicht zu miſchen; 

) die Verlaſſenſchaft des Mannes wird zwar nad) feis 
nem Tode vom Militär abgehandelt, jedoch, wenn die Ers 
ben minderjährig ſind, der Civil-Obrigkeit zur VBerwals 
tung übergeben. ag 

Ein Mann, dem unter dieſen Bedingungen die Ver⸗ 
ehelichung geſtattet wird, muß ſich ſo, wie deſſen Braut, 
zu deren Beobachtung ausdrücklich verbinden. Für die gründ⸗ 
liche Prüfung der über die Verhältniſſe der Braut erfors 
derlichen obrigkeitlichen Zeugniſſe ſind die Chefs, denen die 
Ertheilung der Heiraths-Erlaubniß zuſteht, verantwortlich. 

§. 36. Es hängt von den Regimentern ab, ein Weib 
von dieſer Claſſe an die Stelle eines, in der ſyſtemmäßigen 
Zahl der Verehelichten erſter Claſſe, abgängigen Weibes 
einrücken zu laſſen; ſie ändert ſodann mit ihren etwaigen 
Kindern das Forum, und die betreffende Civil-Obrigkeit 
iſt unter Zurückſtellung des von ihr ausgeſtellten Zeugniſſes, 
davon zu benachrichtigen. Die Überſetzung aus der zweyten 
in die erſte Claſſe, kann auch bey einem nach der zweyten 
Claſſe verheiratheten Manne, wenn er nach der Hand Uns 
ter⸗Officier wird, nur nach Maß eines in der erſten Claſſe 
ſich zeigenden Abganges erfolgen. 

§. 37. Den Invaliden, welche in den Häuſern leben, 
iſt das Heirathen ſelten, und nur damals zu geſtatten, 
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wenn der Mann ſich nicht ſelbſt pflegen kann, und einer 
Gehülfinn bedarf, oder ſeine Umſtände merklich verbeſſern, 
und wahrſcheinliche Verſicherung beybringen kann, daß ſein 
Weib und die Kinder nach ſeinem Tode ſich ehrlich werden 
ernähren können. 5 

Den außer den Häuſern patentmäßig angewieſenen, 
oder mit Reſervations-Urkunden verſehenen Invaliden, 
iſt die Heiraths-Erlaubniß nur dann zu geben, wenn ſie 
von dem Orte ihres Aufenthaltes ein Zeugniß der Obrig— 
keit beybringen, daß ſie die Heirath gut heiße, und daß 
die Heirath zur Erleichterung der Umſtände des Mannes 
beytrage. Vor der Heirath iſt aber den Bräuten aller In— 
validen zu erklären, daß, ungeachtet von ihnen keine Re— 
verſe mehr abgefordert werden, fie dennoch weder auf eine 
Abfertigung nach dem Tode des Mannes, noch auf eine 
ſonſtige, den Soldatenweibern zukommende Wohlthat, 
einigen Anſpruch zu machen haben. 

§. 38. Wenn von den zu einer zeitlichen Dienſtleiſtung 
beygezogenen Invaliden der Eine oder Andere während der— 
ſelben ſich verehelichen wollte, kann ſolches nur auf die im 
vorigen Paragraphe für die patentmäßig angewieſenen In— 
validen beſtimmte Art geſchehen; außer dem müſſen ſich de— 
ren Bräute noch weiters verbinden, daß ſie, ſo lange dieſe 
Dienſtleiſtung dauert, in ihrer Heimath verbleiben, und 
ſich dort ernähren wollen. Über die Möglichkeit des Letzte— 
ren haben ſie ſich gehörig auszuweiſen. 

§. 39. Den Soldaten jüdiſcher Religion kann die Er— 
laubniß zu Heirathen auf keine Art ertheilt werden; ſelbſt 
in dem Falle, daß ein bereits verheiratheter Jude als Sol— 
dat geſtellt worden, und ſein Weib zum Regimente mit— 
brächte, iſt dasſelbe, in Gemäßheit der ſchon unterm 6. 
July 1799 ergangenen Anordnung, in ihre Heimath zu— 
rückzuweiſen, wo ſie ſich den Unterhalt ſelbſt zu verſchaffen 
hat. ö 
Dieſes Verboth haben Se. Majeſtät, laut der Hof— 
kriegsräthlichen Circular-Verordnung vom 13. Februar 
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1815, K. 302, aufzuheben, und zu entſchließen geruhet, 
daß auch den beym Militär dienenden Juden auf gleiche 
Art, wie den Chriſten, das Heirathen geſtattet werden 
könne; da jedoch die Juden, laut einer Vorſtellung der ver— 
einigten Hofkanzley, in den öſterr. Staaten auf eine gewiſſe 
Anzahl Familien beſchränket ſind, und dieſe Anzahl durch 
einſeitige, ohne Einvernehmen der politiſchen Behörde, von 
den Militär-Commandanten den Soldaten jüdiſcher Religion 
ertheilte Heiraths-Bewilligungen, bey ihrer Rückkehr nach 
Hauſe überſchritten werden würde, ſo iſt, um dieſem vor— 
zubeugen, laut der hofkriegsräthlichen Verordnung vom 1. 
Juny 1815, K. 2339, feſtgeſetzt worden, daß künftighin 
den Soldaten jüdiſcher Religion die Bewilligung zum Hei— 
rathen nur im Einverſtändniſſe mit der politiſchen Behörde, 
welche die Zuläſſigkeit oder Unſtatthaftigkeit ſolcher Ehen 
zu erheben hat, ertheilt werden ſolle. 
$. 40. Wenn ſich Ausländer nur unter der Bedingung 
anwerben laſſen, daß ſie eine gewiſſe Weibsperſon heira— 
then dürfen, und wenn dem Dienſte an ihrer Engagirung 
gelegen wäre, ſo kann ſolches nur unter den, in der Con— 
finen-Werbungs-Inſtruction vom Jahre 1808 deutlich vor— 
geſchriebenen Beobachtungen ), geſtattet werden. Ein ſol— 
cher Recrout iſt als bereits verheirathet bey ſeiner Engagi— 
rung anzuſehen, und kann dadurch die feſtgeſetzte Zahl der 
1) Die Confinen-Werbung iſt aufgehoben, und durch die hof— 
Friegsrätbliche Verordnung vom 15. Auguſt 1817, K. 3277, 
die Engagirung von Ausländern bloß allein den Regimen— 
tern ſelbſt in fo weit gejtattet worden, als die ſich zum 
Dienſte Anbiethenden vorzügliche Eigenſchaften haben. Auch 
dürfen, nach den hofkriegsräthlichen Neferipten vom 28. 
Juny 1819, K. 2149, und 15. September 1825, K. 2567, 
Ausländer, die in einem deutſchen Bundesſtaate, oder 
einem andern Lande, mit deſſen Regierung ein Cartell be— 
ſteht, gebürtig ſind, ſelbſt von den Regimentern erſt dann 


engagirt werden, wenn ſie ſich vorher legal ausweiſen, 
daß fie entweder in ihrem Vaterlande ibrer Militär: Ver: 


*) v. Scari 40. Kanka 6. 271 
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Weiber uͤberſchritten werden, nur muß dagegen der §. 34 
genau in Vollzug geſetzt werden. 

Wenn aber bereits verheirathete Leute zu einem Re⸗ 
gimente aſſentirt worden ſind, hat das Regiment von ſel— 
ben die Trauungsſcheine, und die Taufſcheine der etwa 
ſchon mitgebrachten Kinder abzuverlangen; wenn ſie da— 
mit nicht verſehen ſind, ſelbe zu Handen zu bringen, und 
die dazu nöthigen Koſten aus dem Werberſparungs-Fonde 
zu beſtreiten. 

F. 41. Die von den ſowohl in der Dienſtleiſtung als 
in der Invaliden-Verſorgung ſtehenden Soldaten, ohne 
vorherige legale Erlaubniß im In- oder Auslande einge— 
gangenen Ehen ſind ungültig und nichtig, von der Behörde 
als ſolche zu erklären, und die Weiber ohne weiters von 
den Männern zu trennen, letztere aber nach dem §. 25. die⸗ 
ſes Normals zu behandeln. 

F. 42. Auf eben die nähmliche Art find alle, durch 
Kriegsgefangene oder Deſerteurs, während ihres Ausblei— 
bens im Auslande geſchloſſenen Ehen als ungültig zu er— 
klären, und zu trennen, und es kann nur bey den erſte— 
ren, wenn beſondere rückſichtswürdige Gründe dafür fprer 


pflichtung ſchon Genüge geleiſtet, oder den Auswanderungs— 
Conſens *) erhalten haben. 

Bey Ertheilung der Vereheligungs— Bewilligung an 
ſolche ſich engagirenden Ausländer iſt, ſich dann nach den 
Vorſchriften des Heiraths-Normals und des allgemeinen 
bürgerl. Geſetzbuches zu benehmen. 


*) Wohin iſt dann ein ſolcher in der Folge vom Militär entlaſſe— 
ner Ausländer ſammt ſeiner Familie zuſtändig? Antwort: In 
ſein Vaterland, von dem er den Auswanderungs-Conſens er— 
halten hat. Denn der öſterr. Militärdienſt nationaliſirt nicht; 
und der einfeitig ertheilte Auswanderungs-Conſens, ohne 
vorläuſige Zuſicherung der Aufnahme von einem andern Staate 
in den Staatsbürgerverband berechtiget ein ſolches Vaterland 
nicht, die Wideraufnahme ſeines Eingebornen von ſich abzu— 
lehnen. 
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chen, und erweislich vorkommen, eine Ausnahme Statt 
finden, auf welchen Fall die betreffenden Chefs die nach— 
trägliche Erlaubniß zur Ehe zu ertheilen, und die Ehegat— 
ten die feyerliche Einwilligung vor dem Seelſorger und 
zwey Zeugen, nach $. 88. des allg. bürgerl. Geſetzbuches, 
zu wiederholen haben. (Siehe Nro. 22 und 67.) 


57. 


Hofkanzleydeeret vom 24. Auguſt 1812, an 
ſämmtliche Länderſtellen. 


Kropatſchek 32. 54. Pol. G. S. 39. 34. Goutta 12. 242. 
Fauller 3. 229. 


In den Reife und Wanderpäſſen iſt der Kreis 1015 die Herr— 
ſchaft des Paßwerbers anzuſetzen. 
Gelegenheitlich eines anher mitgetheilten Verzeichniſſes 
der, bey der Volksbeſchreibung im vorigen Jahre zu Agram 
vorgefundenen mehreren deutſch-erbländiſchen Unterthanen, 
iſt man in die Kenntniß gekommen, daß in dieſem Aus⸗ 
weiſe die Rubricken: Kreis und Dominium leer und 
unausgefüllt gelaſſen werden mußten, weil die Päſſe der 
bemerkten Individuen eben den Kreis und die Herrſchaft, 
wozu ſie gehören, nicht enthalten haben. Da man aber 
dieſe Daten, wenn es ſich um die Erörterung des Geburts— 
ortes eines mit Paß vom Hauſe abweſenden Individuums 
handelt, als weſentlich erforderlich findet: fo hat die Lane 
desſtelle die Verfügung zu treffen, damit von nun an, in 
den Reiſe⸗ und Wanderpäſſen, nebſt dem Geburtsorte, 
allemal auch der Kreis und die Herrſchaft des Paßwer— 
bers beſtimmt angemerket werden. (Siehe Nro. 48. u. 121.) 


58. 
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58. 
Hofkanzleydeeret vom 28. Februar 1814, Zahl 17041. 
Cireulare der n. ö. Regierung vom 4. May 1814 für 
das Wiener allgemeine Krankenhaus. Hofkanzleyde— 
eret vom 25. July 1829 Zahl 3311, Circulare des 
böhmiſchen Guberniums vom 13. Auguſt 1829 für das 
Prager allgemeine Krankenhaus. 


Kotz 2. 38. Fauller 2. 443. Guldener 4. 15. Notitzenblatt 
vom Jahre 1829, Seite 353. 


Beſtimmungen über die Pflicht zum Erſatze der Verpflegskoſten 
für die in das Wiener und Prager allgemeine Krankenhaus 
aufgenommenen Kranken. 


§. 4. Die Verpflichtung der Innungen, für ihre in das 
allgemeine Krankenhaus zur Heilung gebrachten Geſellen 
die Verpflegsbeträge zu entrichten, erſtreckt ſich auch auf 
jene Geſellen, welche von der Fremde zureiſen, und noch 
keine Arbeit gefunden haben, ſie mögen in dem Geſellen— 
buche eingetragen ſeyn oder nicht, indem die Geſellen— 
wanderungen nur den Innungen zum Vortheil gereichen, 
und es alſo billig iſt, daß ſie zu den, durch die zufällige 
Erkrankung eines ſolchen, zu ihrer Innung gehörigen Wan— 
derers dem allgemeinen Krankenhauſe zuwachſenden Aus— 
gaben wenigſtens den geſetzlichen Beytrag leiſten. (Siehe 
in meinem Schubweſen Nro. 55, und hier Nro. 135.) 

§. 8. Alle wahrhaft armen Kranken, welche von Wien oder 
den zu hieſigem Polizeybezirke gehörigen Ortſchaften gebür— 
tig find, oder ſich ſchon durch 10 Jahre ununter⸗ 
brochen hier aufgehalten haben, werden, wenn 
fie keine Verwandten in auf- und abſteigender Linie, welche 
die Verpflegskoſten beſtreiten können, noch ſonſt einen Er— 
werb haben, oder wenn ſie nicht zu ſolchen Cathegorien 
gehören, für welche die Innungen, oder einzelne zu kei— 
ner Innung gehörige Künſtler, Fabrikanten, Profeſſioni— 
ſten, oder endlich der Dienſthälter die Verpflegsgebühren 
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entrichten müſſen, ſobald fie mit den, die Armuth beſtä— 
tigenden Zeugniſſen ihrer Pfarrer und Armenväter ver— 
ſehen ſind, wie bisher, unentgeldlich in das allgemeine 
Krankenhaus zur Verpflegung und Heilung übernommen. 
Jedoch hat es bey jenen armen Kranken, die aus dem Ar— 
men⸗Inſtitute, oder ſonſt aus einem öffentlichen Verſor— 
gungs-Fonde einen Genuß haben, bey der bisherigen 
Beobachtung, vermöge welcher für die Dauer ihrer Ver— 
pflegung in dem allgemeinen Krankenhanuſe, dieſem jener 
Genuß ganz oder zum Theile zuzufallen hat, ſein Verblei— 
ben. Die Pfarrer und Armenväter ſind dafür verantwort— 
lich, daß ſie zahlungsfähigen Kranken, oder ſolchen, für 
welche die Verpflegsgebühren von Innungen, Fabrikanten, 
einzelnen Künſtlern oder Profeſſioniſten, oder endlich von 
Dienſthältern bezahlt werden müſſen, keinen Meldzettel 
zur unentgeldlichen Verpflegung im allgemeinen Kranken— 
hauſe ausſtellen; ſondern ſie haben ſolche Perſonen, die 
ſich bey ihnen um Meldzettel melden ſollten, an die Poli— 
zey- Bezirks -Directionen anzuweiſen, welche zwar die 
hilfsbedürftigen Kranken unverzüglich in das allgemeine 
Krankenhaus abzugeben, in der auszuſtellenden Anweiſung 
aber zugleich denjenigen, welcher nach der gegenwärtigen 
Verordnung zur Bezahlung der Verpflegsgebühren verbun⸗ 
den iſt, nahmhaft zu machen haben. 

§. 9. Jene wahrhaft armen Perſonen, welche nicht 
von hier gebürtig ſind, und ſich nicht durch 10 Jahre 
ununterbrochen hier aufgehalten haben, und 
für welche nicht etwa eine Innung, ein Fabrikant, Künſt⸗ 
ler oder Profeſſioniſt, der zu keiner Inyung gehört, oder 
ein Dienſthälter den Verpflegsbetrag zu leiſten hat, wer— 
den zwar, wenn ſie hier erkranken, und mit den ihre Un— 
vermögenheit, einen Verpflegsbetrag zu entrichten, beſtä— 
tigenden Zeugniſſen ihrer Pfarrer und Armenväter verſe— 
hen ſind, ebenfalls ohne Entrichtung einer Verpflegsgebühr 
in das allgemeine Krankenhaus zur Heilung und Verpfle— 
gung übernommen; jedoch hat es bey der bisherigen Ans 
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ordnung auch künftig fein Bewenden, daß die, für ſolche 
Perſonen aufgelaufenen Verpflegsgebühren nach der drit— 
ten Claſſe von jenen Gemeinden oder Armenfonden, wo 
dieſe Perſonen geboren wurden, oder wo ſie ſich durch 10 
Jahre ununterbrochen aufgehalten haben, dem allgemeinen 
Krankenhauſe vergütet werden. 

§. 10. Alle außer den Linien Wiens, und 8 den 
zu dem hieſigen Polizeybezirke, gehörigen Ortſchaften woh— 
nenden Perſonen, die im Erkrankungsfalle in das allge— 
meine Krankenhaus gebracht werden, müſſen mit einem 
Zeugniſſe von ihrer Ortsobrigkeit über die Zeit ihres Auf— 
enthaltes in dieſem Wohnorte verſehen ſeyn, und es muß 
darin nicht nur der Vor-und Geſchlechtsnahme des Kranz 
ken, ſein Alter, Stand und ſeine perſönliche Eigenſchaft, 
fondern auch fein Geburts- und derjenige Ort, in dem 
er ſich etwa durch 10 Jahre ununterbrochen 
aufgehalten hat, mit Anmerkung der Provinz, des 
Kreiſes oder Comitats, wo er liegt, und der Herrſchaft, 
zu der er gehört, genau angeführt werden. 

Wenn ein ſolcher Kranker mit unvollſtändigen, un— 
richtigen Anweiſungen, oder wohl gar ohne Anweiſung in 
das allgemeine Krankenhaus gelangen ſollte, wird die 
Verpflegsgebühr ohne weiters der Gemeinde, woher der 
Kranke gekommen iſt, zur Laſt geſchrieben, und von ihr 
eingetrieben werden. In Hinſicht auf die Geſellen, Jungen, 
Arbeiter und Arbeiterinnen, die auf dem flachen Lande 
bey einem Meiſter, Fabrikanten, oder anderem Gewerbs— 
manne in Arbeit ſtehen, dann, was die Dienjtbothen des 
flachen Landes betrifft, wenn ſie im Erkrankungsfalle in 
das allgemeine Krankenhaus gebracht werden ſollten, ſo 
haben hierbey für ihre Innungen, Fabrikanten, Meiſter, 
und Dienſthälter, eben jene Verpflichtungen in Beziehung 
auf die zu entrichtenden Verpflegsgebühren Statt, welche 
in Rückſicht auf dieſe Claſſen, die in Wien ſich befinden, 
durch den 4., 5., und 6. §. der gegenwärtigen Verord— 
nung vorgeſchrieben ſind. Es haben daher die Ortsobrig— 
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keiten in den für ſolche Kranke auszuſtellenden Zeugniſſen 
auch immer die Innung, den Fabrikanten, Meiſter oder 
Dienſthälter, welcher die Zahlung zu leiſten ſchuldig iſt, 
anzuführen, den Verpflegsbetrag einzubringen, und mit 
dem Kranken an die Caſſe des allgemeinen Krankenhau— 
ſes einzuſenden. 

Bey Überlieferung von Wahnſinnigen endlich, iſt au— 
ßer dem Zeugniſſe der Ortsobrigkeit, auch die von zwey 
oder wenigſtens von einem graduirten Arzte ausgefertigte 
Krankheitsgeſchichte mitzubringen. 

§. 11. Unterſtandsloſe Perſonen, die irgendwo hier 
krank oder wahnſinnig befunden würden, ſind durch die 
Polizeydirektionen in das allgemeine Krankenhaus anzu— 
weiſen. Dieſe haben aber zugleich den Geburts-oder je— 
nen Ort, in welchem ſich ſolche Perſonen etwa 
ununterbrochen durch 10 Jahre aufgehalten 
haben, ſo wie die Parteyen oder Gemeinden, denen 
für ſie, nach den Beſtimmungen der gegenwärtigen Ver— 
ordnung die Entrichtung der Verpflegsgebühren obliegt, zu 
erheben, und in der Anweiſung nahmhaft zu machen. Eben 
dieß iſt auch von den Gerichtsbehörden, welche Kranke 
oder Wahnſinnige in das allgemeine Krankenhaus übers 
bringen laſſen, auf das genaueſte zu beobachten. (Siehe 
Nro. 34 bis 36, dann 107. 139.) 


59. 
Hofentſcheidung vom 5. April 1815. 
Fauller 1. 335. 
Betretungsort als Domicilsort. 


Arme, deren Geburtsort oder zehnjähriger Auf 
enthaltsort durchaus nicht erhoben werden kann, müſ— 
ſen als zu der Gemeinde, wo ſie eben betreten wurden, 
gehörig, angeſehen werden. (Nro. 66.) 
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60. 

Hofkanzleydeeret vom 13. April 1815. 
Kropatſchek 35. 235. Kanka 17. 405. Fauller 2. 336. 
Ein getauftes Judenkind iſt von chriſtlichen Pflege-Altern zu 
erziehen. 

Nach den §. §. 139 und 148 des allgem. bürgl. G. B. 
ſteht das Recht und die Pflicht, die Kinder zu erziehen, 
den Altern zu, und die §. 140 in Anſehung der Religion 
angedeuteten politiſchen Vorſchriften unterſagen die Taufe 
von Judenkindern ohne Einwilligung der Altern. Das un⸗ 
eheliche Kind unterſteht zwar nach dem 166. $. der eigent⸗ 
lichen väterlichen Gewalt ſeines Erzeugers nicht, aber es 
unterliegt nicht bloß dem Willen der Mutter; die Taufe 
eines ſolchen uneheligen Judenkindes kann daher auf das 
bloße Verlangen der jüdiſchen Mutter nur dann vorgenom⸗ 
men werden, wenn ſogleich chriſtliche Pflegeältern vor— 
geſtellt werden, welche das Kind übernehmen, und ſich 
verpflichten, für deſſen Erziehung und Verſorgung ſorgen 
zu wollen, die jüdiſche Mutter aber allen Rechten auf Die 
ſes ihr Kind entſaget. 

Außer dieſem Falle muß nach dem 166. §. des allgem. 
bürgl. G. B. dem Kinde gerichtlich ein Vormund aufgeſtellt 
werden, und nur auf deſſen Beyſtimmung kann die Taufe 
des Judenkindes Statt haben, wenn vorher noch die nö— 
thige Vorſicht in Anſehung der Verpflegung des Kindes 
bey chriſtlichen Perſonen getroffen und ſicher geſtellt iſt, 
da man nicht zugeben kann, daß ein getauftes Kind in 
Erziehung zu jüdiſchen Perſonen komme. (Siehe Nro. 40.) 

61. 

Gubernial-Deeret in Tyrol vom 17. October 1815. 
Prov. Geſetz-Sammlung für Tyrol, 2. Band. Wörz 58. 
Die Eingebürgerten ſind in Betreff des Domicils den 
Eingebornen gleichgeſtellt. 

Seine Majeſtät haben zu befehlen geruhet, daß in 
Tyrol ein Allerhöchſtihren Nahmen führendes Jägerregi— 
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ment zu errichten, und nur aus eingebornen Tyrolern und 
Vorarlbergern zu ergänzen ſey. 

Den eingebornen Tyrolern und Vorarlbergern wer— 
den die nach §. §. 29 und 30 des a. b. G. B. eingebür⸗ 
gerten Unterthanen gleichgeſtellt. 


62. 
Deeret der n. ö. Regierung vom 12. November 1916. 
Fauller 4. 565. 


Nur Niederöſterreicher können in das Wiener Zwangsarbeits— 
haus notionirt werden. 

4. Der Antrag, daß auch im Müſſiggange betretene 
Individuen, die nicht in Niederöſterreich gebürtig ſind, 
oder ſich daſelbſt 10 Jahre aufgehalten ha⸗ 
ben, in das Zwangsarbeitshaus notionirt werden kön— 
nen, wurde nicht genehmiget. (Siehe Nro. 54, 93.) 


63. 
Hofkanzleydeeret vom 16. Jänner 1817, 


Pol. G. S. 45. 27. Kanka ſchw. 1. 37. Mein pol. Ehe⸗ 
conſens 149. Fauller 4. 154. Buſchmann 28. 


Der Betrieb einer freyen Beſchäftigung, oder eines gepach— 
teten Gewerbes domicilirt nicht. 


Durch den bloßen Betrieb einer freyen Beſchäftigung 
oder durch die Beſtandnahme eines Schankes, wird die 
öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft noch keineswegs erwor— 
ben, da nur durch den Antritt eines Gewerbes, zu deſſen 
Betriebe die förmliche Anſäſſigmachung nothwendig iſt, die 
Staatsbürgerſchaft erhalten werde, freye Beſchäftigungen 
aber wieder jeden Augenblick verlaſſen, Beſtand-Contracte 
aber aufgekündigt werden können, daher die Anſäſſigma⸗ 
chung weder in dem einen noch in dem andern Falle noth⸗ 
wendig iſt. (Siehe Nro. 12. 68. 110.) 
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64. | 
Hofkanzleydeeret vom 17. Jänner 1817, an ſämmtliche 
Länderſtellen. Juſtizhofdeeret vom 7. Februar 1817, an 
ſämmtliche Appellations-Gerichte. 
Kropatſchek 38. 31. 
Der Aufenthalt des Sträflings im Strafhauſe begründet ſeine 
Abhandlungs-Inſtanz nicht, (alſo auch das Domicil nicht.) 

Der Aufenthalt im Straforte kann für keinen, die Ab— 
handlungsinſtanz begründenden freywillig gewählten Auf— 
enthaltsort gelten, die Abhandlung der Verlaſſenſchaft ver— 
ſtorbener Sträflinge (im Straforte) hat daher bei inländi— 
ſchen Sträflingen die Perſonal-Inſtanz ihres letzten fixen 
Aufenthaltsortes, oder in deſſen Ermanglung, ihres Ge— 
burtsortes zu pflegen, und die Gerichtsbehörde des Straf— 
ortes nur dann einzuſchreiten, wenn ſie ſchon vor der An— 
haltung des Sträflings deſſen Perſonal-Inſtanz war. 

Bey Ausländern hat die Obrigkeit des Strafortes als 
Kuratel-Behörde einzutreten, und der ausländiſchen Ab— 
handlungsinſtanz Nachricht zu geben. 

Damit aber die zu der Abhandlung beruffenen Inſtan— 
zen von den Sterbfällen in die Kenntniß geſetzet werden 
können: haben die Strafbehörden jederzeit die Perſonalin— 
ſtanz des Sträflings in der Notitztabelle auszudrücken. (S. 
Nro. 101. und 141.) 

65. 


Deeret der n. ö. Regierung vom 25. Jänner 1818, 
an den Magiſtrat und die k. k. Polizey-Oberdirection 
in Wien. 
Fauller 1. 16. 24. 121. 


Behandlung fremder Bettler, oder anderer arbeitsſcheuen, 
erwerbsunfähigen, oder erwerbloſen Heimathloſen, beſonders 
der Taubſtummen. 

Bettler, welche nicht von hier geboren ſind, oder ſich 
über einen 10jährigen ununterbrochenen Aufenthalt hier nicht 
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ausweiſen können: find in ihr Geburtsort, oder dorthin, 
wo ſie ſich durch zehn Jahre ununterbrochen aufgehalten 
haben, zu entfernen. Kann durchaus nicht erhoben wer— 
den, woher ſie gebürtig ſind, oder wo ſie ſich durch zehn 
Jahre ununterbrochen aufgehalten haben: ſo iſt gegen ſelbe 
in der Art das Amt zu handeln, als ob ſie hier geboren 
wären, weil ſolche Perſonen, nach der höchſten Entſchlie— 
ßung vom 3. April 1815, als zu der Gemeinde, wo ſie 
eben betreten werden, gehörig angeſehen werden müſſen. 
Eignen ſie ſich nach den Directiven zur Abgabe in die Zwangs— 
arbeitsanſtalt; ſo ſind ſie dahin zu notioniren. Werden ſie 
zu allem Erwerbe unfähig befunden: ſo iſt auf ihre Unter— 
bringung in eine Verſorgungsanſtalt anzutragen, weil ſie, 
zufolge der erſtgedachten Entſchließung in die Verſorgungs— 
anſtalt aufgenommen werden müſſen. Sind ſie aber zur 
Arbeit fähig, und nicht arbeitſcheu: ſo ſind ſie, wenn ihnen 
in anderer Art kein Verdienſt verſchafft werden kann, in 
die freywillige Arbeitsanſtalt zu weiſen. Sind derley Per— 
ſonen minderjährig, ſo iſt es die weitere Pflicht der Betre— 
tungsbehörde, denſelben, fie mögen in die Zwangsarbeits— 
anſtalt notionirt, oder in die freywillige Arbeitsanſtalt ge— 
wieſen werden, einen Vormund zu beſtellen, damit ſie ent— 
weder bey ihrem Austritte aus dem Zwangsarbeitshauſe 
demſelben zur weiteren Verſorgung übergeben werden kön— 
nen; oder damit, während ſolche Individuen in der frey— 
willigen Arbeitsanſtalt ſich befinden, von dem Vormunde 
die Vorkehrung für ihr weiteres Fortkommen getroffen wer— 
den kann. 

Was insbeſondere die heimathloſen Taubſtummen an— 
belangt: fo find die Stadtärzte und Stadtwundärzte aus 
zuweiſen, nicht gleich die jüngſten, geſündeſten und rüſtig— 
ſten Taubſtummen mit kurzen Worten ſchlechterdings als 
für die Verſorgung geeignet zu erklären, ſondern ihr Parere 
über ein derley ihnen zur Unterſuchung vorgeſtelltes Indi— 
viduum lediglich dahin auszuſtellen, ob dasſelbe geſund und 
arbeitsfähig ſey, keineswegs aber ſich in die Beurtheilung 
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oder in ein Gutachten, daß ein ſolches Individuum zur 
Aufnahme in eine Verſorgungsanſtalt, oder in das Zwangs— 
Arbeitshaus geeignet ſey, einzulaſſen, weil die dießfällige 
Beurtheilung und Amtshandlung nicht ihnen, ſondern den 
Behörden obliegt, und bey geſunden Taubſtummen viel— 
mehr allerdings der Fall vorhanden iſt, daß ſie, wenn ihr 
Geburts- oder Aufenthaltsort nicht eruirt werden kann, 
und wenn ſie im Betteln betreten werden, in das Zwangs— 
Arbeitshaus zu notioniren ſind, auſſer dem aber, wenn 
ſie arbeitsfähig ſind, in die freywillige Arbeitsanſtalt ge— 
wieſen werden müſſen. Übrigens iſt ihnen zugleich ein Bor: 
mund zu beſtellen, und wegen Eruirung ihres Domicils ihre 
Perſonsbeſchreibung ſowohl durch das Amtsblatt der Wie— 
ner-Zeitung, als auch durch Anſchlagen auf denjenigen 
Orten und Plätzen, wo ſie von dem Volke wahrſcheinlich 
erkannt werden könnten, zur öffentlichen Kenntniß zu brin⸗ 
gen. (Nro. 39. 59. 73. 84. 101; dann $. 275 des. allg. 
b. G. B.). 


66. 


Hofkanzleydeeret vom 9. April 1818, an die ob der 
Enns'ſche Regierung. 


Kropatſchek 40. 130. Fauller 1. 119 und 4. 396. 
Verſorgung heimath- und älternloſer Vaganten. 


Jene Gemeinde iſt zur Verſorgung heimath-und äl— 
ternloſer Vaganten, die ihren Geburtsort nicht anzugeben 
vermögen, verpflichtet, bey welcher eine ſolche Perſon 
durch den Zeitraum von zehn Jahren domi⸗ 
cilirte; wäre letzteres nicht der Fall, ſo ſteht jener Ge— 
meinde dieſe Obliegenheit zu, in welcher der Vagabund zur 
Zeit ſeiner Ergreifung ſich aufgehalten hat. (Nro. 20. 44. 
59. 71.). 
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* 
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Hofkanzleydeeret vom 25. Juny 1818, an ſämmtliche 
Länderſtellen. 
Kropatſchek 40. 256. Kanka 10. 420. 
Verſorgung dee Soldaten-Weiber und Soldaten-Waiſeu. 

In Beziehung auf die armen erwerbsunfähigen Sol— 
datenweiber im Allgemeinen kann keine andere Behandlung 
als Norm ausgeſprochen werden, als für alle andere Indi— 
viduen, die ſich mit ihnen in gleicher Lage befinden, und 
mit denen fie in eine Kathegorie gehören, ſchon beſtimmt iſt. 

Hiernach ſind ſie, in ſo ferne beſondere Pfründen für 
Soldatenweiber beſtehen, oder noch errichtet werden, mit 
ſelben zu betheilen, und ſie werden auch, in ſo fern ſie die 
erforderlichen Eigenſchaften beſitzen, auf andere Armen— 
pfründen Anſpruch zu nehmen haben; übrigens aber ganz 
wie andere Dürftige, welche einer Unterſtützung oder Ver— 
ſorgung würdig ſind, zu behandeln kommen. 

Der Hofkriegsrath hat aus der gegenwärtigen Ver— 
handlung zugleich den Anlaß genommen, die Generalcom-⸗ 
manden auf das Schickſal jener Soldaten-Weiber, die nach 
dem Ableben ihrer Männer mit ihren Kindern in die Civil— 
Gerichtsbarkeit zurücktreten, in der Abſicht aufmerkſam zu 
machen, um ihnen wenigſtens durch die Unterbringung ihrer 
Söhne in den Regiments-Erziehungshäuſern eine Erleich— 
terung zu gewähren, und der Armee brauchbare Soldaten 
zu gewinnen. N 

Man theilet der Landesſtelle in der Anlage eine Ab— 
ſchrift des hofkriegsräthlichen Reſcripts mit dem Auftrage 
mit, den Militär-Behörden ſolche hie und da zerſtreut im 
Civil⸗Stande lebende unverſorgte Soldaten-Knaben ber 
merkbar machen zu laſſen, dabey aber, wenn es ſich um 
ihre Aufnahme in ein oder das andere Regiments-Erzie— 
hungshaus handeln ſollte, von Seite des Militärs keinen 
unmittelbaren Zwang eintreten zu laſſen, ſondern vor Als 
lem die Überzeugung zu erwirken, ob von Seite der Vor— 
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mundſchafts⸗Behörde der Knaben keine gegründete Ein— 
wendung gegen deſſen Eintritt gemacht werde. 


Abſchrift der, an ſämmtliche Länder- und Gränz-Ge— 
neral-Commanden unterm 30. April 1818 ergangenen 
hofkriegsräthlichen Verordnung. 
(Kropatſchek 40. 246. Kanka 10. 421). 
Verſorgung der Soldaten-Waiſen. 


In dem . 2 der gedruckten Inſtruction für die Kna⸗ 
ben⸗Erziehungshäuſer der Regimenter vom 1. Februar 1810, 
und in dem nachgefolgten Circular-Reſcripte vom 12. July 
1812 iſt die Weiſung enthalten, für welche Knaben die Erz 
ziehungshäuſer beſonders gewidmet ſind, und es wird ſich 
auch darnach allenthalben benommen, in ſo weit es Kna— 
ben betrifft, deren Väter in der Armee noch dienen, oder 
in dem Invaliden-Stande leben; dagegen pflegt auf ſolche 
Knaben nicht geachtet zu werden, deren Väter geſtorben 
ſind. Hat ein ſolcher Mann eine Witwe mit unverſorgten 
Kindern, oder derley Kinder allein zurückgelaſſen, ſo pflegt 
ſich, nach berichtigtem Dienſtgratiale, gewöhnlich keine 
Militär-Behörde weiter um ſie zu bekümmern, vermuth— 
lich, weil die Militär-Gerichtsbarkeit über ſie mit dem 
Tode des Vaters aufgehört hat. Man findet nothwendig, 
hierauf aufmerkſam zu machen, denn eines Theils bleibt 
es Pflicht der Militär-Behörden, für ſolche Kinder, die 
bey Lebzeiten ihres Vaters zur Militär- Gerichtsbarkeit ges 
hörten, und das Unglück hatten, ihren Vater zu verlieren, 
und unverſorgt zu ſeyn, ſich nicht untheilnehmend zu be— 
zeugen, indem der Austritt aus der Militär-Gerichtsbar— 
keit die Militär-Behörde nicht berechtigen darf, ſolche Kin— 
der außer Acht zu laſſen, deren Väter in der Armee gut 
gedient haben, andern Theils dürfen deren Söhne den Re— 
giments-Erziehungshäuſern, wenn ſie ſonſt dazu angemeſ— 
ſen ſind, nicht entgehen; ſie können, wenn ſie darin ihre 
Bildung erhalten haben, brav wie ihre Väter dienen, für 
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welche fle ſonſt vielleicht auf immer verloren wären, und 
ſie kommen dadurch in der ihnen angemeſſenen Laufbahn dem 
allgemeinen Recroutirungsſtande zu Guten. 

Es ſind demnach vaterloſe, unverſorgte Soldatenkin— 
der, ihre Mutter mag noch am Leben ſeyn oder nicht, nie— 
mals aus den Augen der Militär-Behörden zu laſſen. In 
fo weit es Knaben find, die zur Aufnahme in ein Regiments 
Knaben⸗Erziehungshaus geeignet find, müſſen ſie vorzugs— 
weiſe vor Andern, deren Väter noch leben, dahin aufgenom⸗ 
men werden; insbeſondere, wenn ihre Väter vor dem Feinde 
geblieben, oder an den vor dem Feinde erhaltenen Wunden 
geſtorben ſind, oder nach einer langen ausgezeichneten militä— 
riſchen Dienſtleiſtung den Tod gefunden haben, weil ſie nach 
dieſer Betrachtung des Vorzuges vor Andern würdig und 
bedürftig ſind, und in ſolchen Fällen, wo es ſich um Aus— 
nahmen von der Regel handelt, deren Beurtheilung dem 
Hofkriegsrathe ſyſtemmäſſig vorbehalten iſt, ſind von Fall 
zu Fall Berichte hieher zu erſtatten. Auf gleiche Weiſe iſt 
für die von verdienten Vätern verwaiſten Soldaten-Töch⸗ 
ter, wenn ſie noch unverſorgt ſind, dadurch vorzudenken, 
daß ſie in der Vormerkung gehalten werden, damit, wenn 
wieder über Soldaten-Töchter zu irgend einer Staats- 
oder Privat-Verſorgung Berichte von hieraus abgefordert 
werden, dieſe ungeſäumt eingeſchickt werden können. 

Man macht es demnach dem General-Commando zur 
Pflicht, ſich von der Exiſtenz ſolcher vom Vater oder gar 
von beyden Altern verwaiſten Soldatenkinder in die Kennt— 
niß zu ſetzen, und ſich übrigens in Gemäßheit vorſtehender 
Anordnungen zu benehmen. (Siehe Nro. 22.) 


; 68. 

Hofkanzleydeeret v. 20. Februar 1819, a. d. n. ö. Reg. 
Krop. 41. 121. Mein pol. Ehekonſens 146. 
Erwerbung der Staatsbürgerſchaft (folglich auch des Domicils) 
durch den Ankauf eines Gewerbes. 

Nach dem F. 29. des bürgerlichen Geſetzbuches wird 
die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft durch die Antretung 
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eines Gewerbes, deſſen Betreibung die ordentliche Anſäßig— 
keit im Lande nothwendig macht, ſchon für ſich erworben. 

Wer nur ein verkäufliches Gewerbe an ſich gebracht 
hat, hat die erwähnte geſetzliche Bedingniß bereits erfüllt, 
weil er durch den Ankauf das Gewerbe eben ſo angetreten 
hat, wie bey perſönlichen Gewerben dieſes durch die in 
Rechtskraft erwachſene obrigkeitliche Verleihung geſchieht, 
ohne daß hierzu der phyſiſche Betrieb des Gewerbes noth— 
wendig wäre. 

Es bedarf daher in ſolchen Fällen nicht mehr der Ver— 
leihung der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft. (Siehe 
Nro. 12. 63. 110.). 


69. 
Hofkanzleydeeret vom 8. April 1819. 
Kotz 2. 492. \ 


Begünſtigungen für Pflegeältern der Findlinge in Illyrien und 
in dem Küſtenlande. 

Folgende, den Pflegeältern der Findlinge in den Jah— 
ren 1804 und 1813 zugeſtandene Begünſtigungen werden 
neuerlich zur allgemeinen Wiſſenſchaft bekannt gemacht. 

Jenen Pflegeältern, welche zwey Findlinge annehmen, 
unter welchen Einer ein Knabe iſt, ſoll nämlich die Be— 
freyung eines ihrer eigenen Söhne vom Militär-Stande 
dann zugeſtanden werden, wenn ſie gar keinen Beytrag vom 
Findelhauſe angeſprochen, die Findlinge bis in das zwölfte 
Jahr unentgeldlich erzogen, und darüber die Zeugniſſe der 
Ortsobrigkeit beygebracht haben. 

Eben ſo ſoll jenen Pflegeältern, welche zwey Findlinge, 
die beide Knaben ſind, annehmen, und ſie ohne einen Bey— 
trag des Findelhauſes erhalten zu haben, bis auf das zwölfte 
Jahr erziehen, die Wohlthat zu Theil werden, daß ſelbſt 
einer der beyden Findlinge vom Militär befreyt bleibe. 

Die Ziehältern der Findlinge können dieſelben bis nach 
geendigtem zwey und zwanzigſten Jahre behalten, und zu 


61 


ihrer Feld- und Hausarbeit, Handwerk oder Kunſt vers 
wenden *), wobey die Orts-Obrigkeiten, Seelſorger und 
Armenväter immer darüber zu wachen haben, daß der Find— 
ling nicht mißhandelt werde. 

Nach erreichtem zwey und zwanzigſten Jahre ſteht es 
dem Findlinge frey, bey ſeinen Ziehältern auf Bedingniſſe, 
über welche ſie einig werden, zu bleiben, oder wo immer 
ſich ſeinen Unterhalt zu verſchaffen; jedoch iſt ein ſolcher 
Menſch deßwegen vom Militär-Stande, wenn er dazu 
tauglich iſt, und der Staat ſeiner bedarf, bey erreichtem 
normalmäßigen Alter nicht frey zu erklären. (Siehe Nro. 
45 und 108.) 

5 70. 
Hofkanzleydeeret vom 24. Februar 1820. Z. 5248. Re⸗ 

gierungsdeeret vom 7. März 1820. Z. 4180. 

Prov. Geſetz-Samml. für Oberöſterreich 2. 84. 


Verpflichtung der Geburtsgemeinde der Mutter zur Beſtreitung 
der Entbindungs-dann Verpflegskoſten für den Findling. 


Über einen vorgekommenen Fall, daß eine Gemeinde 
ſich wegen der ihr auferlegten Verbindlichkeit der Bezahlung 
der Gebärkoſten für eine zu Linz im Dienſte ſich befindliche 
ledige Weibsperſon, welche aber das Decennium hier 
nicht erſeſſen hat, dann wegen der Verſorgung des 
Findlings, oder der Bezahlung der Verpflegskoſten für ben- 
ſelben bis nach Vollendung ſeines fünfzehnten Lebensjahres 
beſchwerte, hat die hohe Hofkanzley mit Decret vom 24. 
Februar, 3.5248, verordnet, daß, wenn die Mutter nicht 
ſelbſt dieſe Koſten entweder ganz, oder zum Theile aus 
ihren Dienſterträgniſſen zu beſtreiten im Stande iſt, die— 
ſelben ohne weiters von der Geburtsgemeinde der Mutter 
nach der geringſten Claſſe (d. i. mit täglichen fünf Kreu— 
zern C. M.) getragen werden müſſen, es wäre denn, daß 


*) Dieſer Begünſtigungspunct iſt unbedingt, und rückſichtlich 
aller, auch einzelner Findlinge, noch immer, und in allen 
Provinzen wirkſam, welches die Findelbögen beweiſen. 

' 
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die Gemeinde das Kind ſelbſt in die geſetzliche Verſorgung 
übernehmen wollte; daß aber auch in dieſem Falle die Muts 
ter nicht gezwungen werden könne, ſich mit ihrem Kinde 
in ihr Geburtsort zu begeben. (Siehe Nro. 13. 43. 73.). 


71. 
Allerh. Entſchließung vom 24., Hofkanzleydeeret vom 
30. April 1820. Z. 12170. An ſämmtliche Länderſtellen. 


Pol. G. S. 48. 109. Kropatſchek 43. 261. Niederöſterreich 
2. 306. Mein Schubweſen Nro. 240. Dalmatien 2. 113. 


Behandlung der heimath-und älternloſen Vagabunden, und 
der vom Auslande gebrachten Schüblinge.“ 


Seine Majeſtät haben mit höchſter Entſchließung vom 
24. April 1820 über die Frage: wie die heimath-und äl⸗ 
ternloſen Vagabunden zu behandeln ſeyn? folgende Belkin 
mungen feſtzuſetzen geruhet: 

Die Beybehaltung der Vagabunden, in Hinſicht deren 
weder der Geburtsort, noch ein zehnjähriger Auf— 
enthalt an Einem Orte erhoben werden kann, iſt 
nicht jenen Dominien und Gemeinden, wo ſie aufgegriffen 
worden ſind, aufzubürden; ſondern ſie ſind denjenigen zu— 
zuſchieben, wo ſie ſich früher, und zwar am längſten auf— 
gehalten haben, und ſind dieſe Dominien und Gemeinden 
verpflichtet, geſetzmäßig für die Beſchäftigung oder Verſor— 
gung ſolcher Vagabunden ſo lange zu ſorgen, bis erhoben 
werden kann, wo ſelbe geboren wurden, oder wo ſie durch 
ein Decennium Unterſtand gefunden haben. Übrigens 
wollen Se. Majeſtät, daß derley Vagabunden, in ſo weit 
fie zum Militär-Dienſte tauglich find, und ſich keines Ver— 
brechens ſchuldig gemacht haben, ohne weiters dazu geſtellt 
werden. 

Schüblinge, welche vom Auslande in die Erbſtaaten 
gebracht werden wollen, und von denen es nicht erwieſen 
iſt, daß ſie öſterreichiſche Unterthanen ſind, haben die Gränz— 
behörden nicht anzunehmen, ſondern gleich zurückzuweiſen. 
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Endlich find die wegen der Vagabunden beftehenden Vor⸗ 
ſchriften genau zu befolgen. (Nro. 9 66.79. 101. 105). 


. 
Hofkanzleydeeret vom 11. May 1820. 3.12112. 
Provinzial-Geſ. Samml. für Niederöſterreich 2. 322. 
Begründung des Anſpruches auf die Armenverſorgung durch 

f die Aufnahme in eine Gemeinde. 

Der Unterthan, welcher durch einen förmlichen Loss 
brief von einer Obrigkeit entlaſſen, und von einer anderen 
Obrigkeit in eine Gemeinde aufgenommen wird, iſt der, 
aus dem Unterthänigkeits-oder Gemeindebaude entſprin⸗ 
genden Rechte und Verbindlichkeiten gegen erſtere enthoben, 
und übernimmt die Erfüllung dieſer Pflichten gegen jene 
Obrigkeit und gegen jene Gemeinde, der er nun angehs⸗ 
ret, ſo wie ſeine neu erworbenen Rechte ſich auch nur auf 
dieſe erſtrecken. Sein Auſpruch auf Unterſtützung, für den 
Fall der Verarmung oder Erkrankung, trifft daher eben⸗ 
falls bloß die letztere. (Nro. 102.) 


73. | 
Hofkanzleydeeret vom 11. May 1820, Z. 12791. 
Kreisſchreiben V. U. W. W. vom 1. Juny 1822 Nro. 93. 


i Guldener von Lobes 5. 149. 
Wer hat die Verpflegsauslagen für ein uneheliches Kind zu 
beſtreiten. 


Der Zufall, wo ein uneheliches Kind geboren wird, 
kann bey der Beſtimmung, wer die Auslagen für ſeine 
Verpflegung in einer öffentlichen Anſtalt beſtreiten ſoll, nicht 
zur Richtſchnur dienen; ſondern dieſe Koſten hat die Mut⸗ 
ter, und im Falle ihrer Unvermögenheit, wenn bey dem 
Kinde noch kein vollſtrecktes Decennium Platz 
greifet, die Gemeinde, wo die Mutter des Kindes zuletzt 
ununterbrochen durch zehn Jahre ſich aufgehal— 
ten hat, oder, wenn ihr Aufenthalt nirgends ſo lange 
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gedauert hätte, die Gemeinde ihres Geburtsortes zu be 
ſtreiten. Hat aber das Kind ſelbſt ſchon irgendwo zehn 
Jahre ununterbrochen verlebt, ſo hat, nach der 
allgemeinen Regel, die Gemeinde ſeines zehnjährigen 
Aufenthaltsortes die dießfälligen Koſten zu tragen. 
(Siehe Nro. 70. 89. 98.). 5 


74. 

Negierungsdecret vom 11. Juny 1820, 3. 7069 
Provinz-Geſetz-Samml. für Oberöſterreich 2, 219. 
Bey Überſiedlung der Familien aus einem Gerichtsbezirke in 
den andern, darf kein Nevers über die Zurücknahme der Fa— 
milie für den Erarmungsfall gefordert werden. 

Über die bey Gelegenheit der Umſtedlung einer Far 
milie aus einer Gemeinde in die Gemeinde eines andern 
Landgerichtes ſich ergebene Fragen: „Ob die Gemeinde aus 
Beſorgniß, dieſe Familie könnte bei ihr durch zehn jäh— 
rigen Aufenthalt das Domicil erwerben, und 
ihr auf dieſe Art ſeiner Zeit mit ihrem Unterhalte zur Laſt 
fallen, von der erſteren, zu welcher ſie bisher gehörte, die 
Ausſtellung eines Reverſes, kraft welchem dieſe ſie jeder— 
zeit auf Verlangen zurücknehmen, und im Erarmungsfalle 
zu erhalten hätte, fordern könne; dann ob die eine Ge— 
meinde der gedachten Familie ohne Beybringung dieſer Ver— 
wahrungs-Urkunde den Aufenthalt in ihrer Mitte zu ver— 
weigern berechtiget, die andere dagegen zur Ausſtellung 
derſelben verpflichtet ſeyß?“ wird verordnet: 

Nach den beſtehenden Geſetzen iſt es jedem Staats— 
bürger im Allgemeinen geſtattet, innerhalb der k. k. Länder 
von einem Orte in den andern zu überſiedeln, um dort 
durch Ergreifung eines erlaubten Nahrungszweiges ſeinen 
Unterhalt zu ſuchen; ja, die Geſetze räumen ihm ſogar das 
Recht ein, an dem Orte, wohin er überſiedelte, durch 
einen zehnjährigen ununterbrochenen, und 
mit einem erlaubten Nahrungszweige verbundenen Aufent— 
halt das Domicil mit allen demſelben anklebenden Rechten 
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zu erwerben. Hieraus folgt, daß die Gemeinde, in welcher 
er ſeinen Aufenthalt zu nehmen gedenkt, ihm die Aufnahme 
nicht verweigern könne, ſobald er ſich über die Wahl einer 
erlaubten, ihn genügend nährenden Beſchäftigung, und 
über einen ſittlichen Lebenswandel ausweiſet. 8 \ 
Der Gemeinde das Recht einräumen, einem gutgefit- 
teten, und mit einem ausgewieſenen Erwerbe verſehenen 
Überſiedler aus der bloßen Beſorgniß, er könnte einſt im 
möglichen Falle der Erarmung die Verſorgung aus Ge— 
meindemitteln anſprechen, die Aufnahme zu verweigern, 
hieße die beſtehende Freyzügigkeit umſtoſſen, und die ge— 
ſetzlich geſtattete Fähigkeit, das Domicil 
außer dem Geburtsorte durch zehnjährigen 
Aufenthalt zu erwerben, aufheben. Vermag ſich 
dagegen der Überſiedelnde über Erwerbsfähigkeit nicht aus— 
zuweiſen, oder läßt er ſich, ſtatt ſeinem Erwerbe obzulie⸗ 
gen, im Müſſiggange, Betteln ꝛc. betreten, dann iſt die 
Gemeinde berechtiget, ſich ſeiner nach den beſtehenden po⸗ 
litiſchen Geſetzen zu entledigen, ſo wie er im Falle eines be— 
gangenen Verbrechens, oder einer ſchweren Polizeyüber— 
tretung der Strafgeſetzgebung anheim fällt. (Siehe Nro. 19.) 


75. 


Hofkanzleydeeret vom 8. September 1820, Z. 20106, 
an ſämmtliche Länderſtellen mit Ausnahme Tyrols. 
Kropatſchek 44. 19. Provinzial-Geſetz-Sammlung für 
Niederöſterreich 2. 549. Mein pol. Chekonſens 18. Pol. 


G. S. 48. 215. Oberöſterreich 2. 430. Barthenheim's 
Adminiſtration 1. 448. 


Verheirathete fremdherrſchaftliche Unterthanen find der einhei— 
miſchen Bevölkerung ihrer Aufenthaltsorte nicht beyzuzählen. 

In dem beyliegenden Reſcripte vom 20. Auguſt 1820 
macht der k. k. Hofkriegsrath das dortige General-Com— 
mando, und durch dasſelbe die conſcribirenden Militär— 
Behörden auf einen fehlerhaften Vorgang aufmerkſam, wel— 
cher in einer der conferibirenden Provinzen in der Zuzäh— 
lung der verheiratheten fremdherrſchaftlichen Unterthanen 

E 
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zu der einheimifchen Bevölkerung ihrer Aufenthaltsorte bes 
obachtet wurde, und führt dasſelbe auf die dießfalls be— 
ſtehenden Normen zurück, deren genaue Beobachtung ſol- 
chen Mißgriffen nie hätte Raum laſſen ſollen. 
Beylage. 
Hofkriegsräthliche Verordnung vom 20. Auguſt 1820. 
K. 2768. 

In einer der conſcribirten Provinzen find die in der 
Provinzial-Hauptſtadt und in den übrigen Städten ſich 
aufhaltenden fremdherrſchaftlichen Unterthanen ſammt ihren 
Angehörigen, gegen die klaren und beſtimmten Anordnun⸗ 
gen des Conſcriptions-Syſtems vom Jahre 1804, der ein⸗ 
heimiſchen Bevölkerung ihrer Aufenthaltsorte zugezählt worz 
den, wodurch zu offenbaren Überbürdungen der betreffen— 
den Städte bey den Recrouten-Betheilungen, dann zu ge— 
gründeten Beſchwerden und weitläufigen Verhandlungen der 
Anlaß gegeben worden iſt. 

Indem dem General-Commando, insbeſondere aber 
der Conſcriptions-Direction der betreffenden Provinz für 
künftig die pünctlichſte Einhaltung der in dem Eonferip- 
tions-Syſteme enthaltenen Anordnungen eingeſchärfet wird, 
findet man ſich veranlaßt, hiermit für den Fall, daß ein 
derley irriges Benehmen etwa auch anderswo wider Ver— 
muthen Statt finden ſollte, den angemeſſenen Auftrag zu 
ertheilen, ſämmtliche unterſtehende Werbbezirks-Regimen— 
ter und ſonſt einwirkende Militär-Behörden unter Dar— 
ſtellung der nachtheiligen Folgen eines ſolchen Verfahrens 
zu belehren: daß künftig alle fremdherrſchaftlichen Unter: 
thanen aus den conſcribirten Provinzen ohne Rückſicht, 
ob ſie ledig oder verheirathet ſind, ſo lange ſie von 
ihren rechtmäſſigen Obrigkeiten nicht förm⸗ 
lich aus dem Bande der Unterthänigkeit ent 
laſſen werden, allenthalben in Bezug auf Conſerip— 
tion als conſeribirte Fremde zu behandeln, und bey ihrem 
rechtmäſſigen Dominium als zur einheimiſchen Bevölkerung 


„67 


gehörig, und nur zeitlich abweſend zu conſeribiren ſind. 
Die in jedem einzelnen Orte anweſende Bevölkerung iſt da— 
her nach Anhandlaſſung der 88. 26 und 27 des Conſcrip— 
tions-Syſtems genaueſtens in die einheimiſche und fremde 
zu ſcheiden, und dabey auch dasjenige ſich gegenwärtig zu hal— 
ten, was in dem zweyten Abſatze des §. 26 insbeſondere hin— 
ſichtlich der conferibirten fremden Alternloſen angeordnet iſt. 

Den mit oder ohne obrigkeitlichen Conſens in den be— 
treffenden Orten befindlichen fremden Familien ſind, nach 
Anordnung des §. 24, zwar eigene Aufnahmsbögen zu wid— 
men, dieſelben jedoch wie einzelne fremdherrſchaftliche Un⸗ 
terthanen mit der Qualification in die Fremden-Tabelle 
zu übertragen, ſofort nach den Beſtimmungen der $$. 42 
und 43 in die beſonderen Verzeichniſſe Nero. 9 und 10 ver⸗ 
läßig einzubeziehen, und in dem vorgeſchriebenen Wege 
ihren rechtmäßigen Dominien bekannt zu machen, bey wel— 
chen letzteren dieſelben bis zur förmlichen Entlaſ— 
fung aus dem Unterthans bande fortan claſſifi⸗ 
cirt, der einheimiſchen Bevölkerung zugezählt und als ab— 
weſend geführt werden müſſen. 

Den betreffenden Dominien iſt insbeſondere zu bemer— 
ken, daß in dem Falle, wenn die Gattinn eines fremd— 
herrſchaftlichen Unterthans zu der einheimiſchen Bevölke— 
rung des Aufenthalts-Dominiums früher gehört hat, auch 
dieſelbe ſammt den in dieſer Ehe erzeugten Kindern bloß 
qualificirt und in die Fremden-Tabelle aufgenommen werden 
müſſe, weil ſie dem Forum des Mannes folgt, mithin gleich 
dieſem als Fremde zu behandeln iſt. (S. Nro. 47. 76. 129.) 


e 76. 
Gubern. Deeret in Tyrol v. 9. October 1820, Z. 20447. 
Wörz 60. 


Nähere Beſtimmungen über die Gemeindeangehörigkeit in Tyrol 
5 und Vorarlberg. 
a) Wenn die Altern in einem andern, als dem Ge— 
burtsorte ihrer Kinder ſich entweder ununterbrochen durch 
E 2 
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zehn Jahre aufgehalten, oder durch Antretung eines Ge— 
werbes, deſſen Betreibung die ordentliche Anſäſſigkeit in 
dem neuen Aufenthaltsorte nothwendig macht, oder ſonſt 
mit obrigkeitlicher Bewilligung ſich anſäſſig gemacht ha— 
ben, dann folgen die unter der väterlichen Gewalt ſtehen— 
den Kinder dem Domicile ihrer Altern; außer dieſen Fäl— 
len gehören ſie ihrer Geburtsgemeinde auch dann zu, wenn 
die Altern im Geburtsorte ihrer Kinder und außerhalb des— 
ſelben anſäſſig ſind, und ihren Aufenthalt bald da, bald 
dort nehmen. ; 

b) Da der Beamte und Offizier in der Regel keinen 
ſteten Aufenthalt hat, ſondern dort anſäſſig iſt, wohin ihn 
der Dienſt ruft, jo gehören feine unter der väterlichen Ges 
walt ſtehenden Kinder unter jene Gerichtsbarkeit, in wel— 
cher der Vater zur Zeit der Volkszählung ſich angeſtellt be— 
findet. 

Das Jägerregiment Kaiſer, wenn es auch außerhalb 
der Provinz verlegt wird, behält ſeinen Ergänzungsbezirk 
in Tyrol- und Vorarlberg, und bildet ſomit einen integri— 
renden Theil des Landes. 

Wenn daher der Offizier im Kaiſerjägerregimente wirk— 
lich dient, und das Regiment außer Landes verlegt wird, ſo 
gehören ſeine Kinder, auch wenn ſie ihrem Vater folgen, 
zu jener Gerichtsbarkeit, in welcher er bey der letzten Volks— 
zählung ſeinen Dienſtaufenthalt hatte, bleiben ſie aber im 
Lande zurück, ſo gehören ſie dahin, wo ſie ſich zur Zeit der 
Volkszählung befinden. 

Wenn Beamte und nicht im Regimente dienende Offi— 
ziere in andere Provinzen, oder auch Offiziere des Jäger— 
regiments zu andern Regimentern überſetzt werden, dann 
folgen ihre Kinder ohne Rückſicht, ob ſie in Tyrol oder 
Vorarlberg geboren ſind, der Heimath ihrer Altern, und 
ſind der Militärſtellung für dieſe Provinz ſelbſt dann nicht 
mehr unterworfen „ wenn der Vater feine Familie auch nicht 
auf der Stelle mitgenommen, ſondern einſtweilen noch im 
Lande zurückgelaſſen hätte. 
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c) Dienſtbothen, die ſich durch zehn Jahre ununters 
brochen in einem Orte aufhalten, gehören zur Gerichts— 
barkeit dieſes Ortes, außerdem zu ihrer Geburtsgemeinde, 
oder der etwa ſpäterhin erworbenen Heimath. 

d) Militärpflichtige, die ihren Aufenthalt in dem Zeitz 
raume zwiſchen der Volkszählung und der Loſung ändern, 
gehören unter jene Gerichtsbarkeit, in der ſie bey der letz— 
ten Volkszählung ihren Aufenthalt hatten. Oro. 85.). 


77. 
Hofkanzleydeeret vom 8. April 1821, Zahl 9977, an 
ſämmtliche Länderſtellen. 


Kropatſchek 45. 207. Provinzial⸗Geſetzſammlung für Nie⸗ 
deröſterreich 3. 234. Pol. G. S. 49. 106. 
Aufſtellung von Grundſätzen bey der Militär-Widmung. 

§. 14. Alle angeblichen Ausländer, welche ihr vorge— 
ſchütztes Nationale nicht mit glaubwürdigen Documenten 
nachweiſen können, ſollen als Vagabunden für Rechnung 
des ergreifenden Dominiums abgeſtellet werden.“) 


78. 
Studienhofeommiſſions-Deeret vom 18. Auguſt 1821. 
An das galiziſche Gubernium. 

Kropatſchek 45. 563. 


Vorſchrift wegen des Studierens der Kinder gemiſchter Unter— 
thanen im Auslande. 


(Zur Beurtheilung des Domicils der sujets mixles). 
Über die Anfrage: Ob auch die außer Landes ſtudie⸗ 
renden Jünglinge, deren Altern gemiſchte Unterthanen ſind, 
ohne Rückſicht, ob fie mit oder ohne Bewilligung im Aus⸗ 

lande ſtudieren, zurückzuberufen ſeyen? wird bedeutet: 


) Solche Fälle ereignen ſich noch immer, ſiehe Nro. 71, Hof⸗ 
kanzleydecret vom 30. April 1820, und es dürfte daher auch 
noch jetzt das Hofkanzleydeeret vom 30. September 1821 (hier 
Nro. 79) Anwendung finden. 
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dach der zwiſchen dem k. k. öſterreichiſchen Hofe und 
den Höfen von St. Petersburg und Berlin unter dem 3. 
May 1815 *) geſchloſſenen Convention find gemiſchte Un— 
terthanen bloß in Rückſicht auf den Beſitzſtand und das 
Eigenthum anerkannt. 

Die perſönliche Eigenſchaft der Unterthänigkeit aber 
iſt nach dem Wohnſitze zu beurtheilen, zu welchem die in 


) Convention, geſchloſſen zu Wien am 3., ratificirt am 9. 
May 1815. 


Artikel X. Es werden für die Zukunft Sujets mixtes 
bloß in Rückſicht auf den Beſitzſtand und das Eigenthum aner— 
kannt. 

Art. XI. Ein Jeder, welcher unter mehr als einer Lan— 
deshoheit Eigenthum beſitzt, ſoll gehalten ſeyn, binnen einem 
Jahre, vom Tage der Ratification des gegenwärtigen Trac— 
tates, vor dem nächſtliegenden Stadt-Magiſtrate, oder dem 
nächſten Kreisamte, oder der nächſten Civil- Behörde des 
Landes, welches er zu ſeinem bleibenden Wohnſitze für die Zu— 
kunft gewählt hat, dieſen ſeinen Entſchluß ſchriftlich zu erklä— 
ren. Durch dieſe Erklärung, welche der betreffende Magiſtrat 
oder Behörde an die oberſte Landesſtelle der Provinz einzuſen— 
den hat, wird er für ſeine Perſon und ſeine Familie (mit Aus— 
ſchluß jeder andern Oberherrſchaft) Unterthan des Souverains, 
in deſſen Staaten er ſeinen Wohnſitz gewählt hat. 

Art. XII. Für Minderjährige oder Perſonen, welche ſich 
unter Vormundſchaft oder Curatel befinden, haben die Vor— 
münder oder Curatoren in dem vorgeſchriebenen Termine die 
nöthigen Erklärungen zu machen. 

Art. XIII. Wenn ein gemiſchter Eigenthümer unterlaſſen 
hätte, binnen des vorgeſchriebenen Termins von einem Jahre 
die Erklärung über ſeinen bleibenden Wohnſitz abzugeben, ſo 
ſoll er als Unterthan jener Macht angeſehen werden, in deren 
Staaten er zuletzt ſeinen Wohnſitz gehabt hat, und dieſe Un— 
terlaffung für eine ſtillſchweigende Erklärung gelten. 

Art. XIV. Der gemiſchte Eigenthümer, welcher ſich in 
Anſehung ſeines bleibenden Wohnſitzes erklärt hat, behält nichts 
deftoweniger durch 8 Jahre, vom Tage der Natification des 
gegenwärtigen Tractates, die Befugniß, unter eine andere Lan— 
deshobeit überzutreten, nachdem er vorläufig eine neue Erklä— 
rung darüber abgegeben, und von Seite der Macht, unter 
deren Oberherrſchaft er ſich anſäſſig zu machen gedenkt, die 
Bewilligung beygebracht haben wird. 
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Rückſicht auf den Beſitzſtand als gemiſchte Unterthanen be— 
zeichneten Perſonen ſich binnen Einem Jahre, vom Tage 
der Ratiftcation dieſer Convention, entweder nach dem Ar— 
tikel XI ausdrücklich, oder nach dem Artikel XIII ſtill⸗ 
ſchweigend erklärt, oder welchen ſie nach dieſer abgegebe— 
nen Erklärung binnen dem im Artikel XIV feſtgeſetzten Zeit— 
raume von 8 Jahren mit Bewilligung der Macht, unter 
deren Oberherrſchaft ſie ſich anſäſſig zu machen dachten, 
gewählet haben. ; 

Die Kinder derjenigen Altern, welche nach diefen Be— 
ſtimmungen unter dießſeitiger Landeshoheit ihren Wohnſitz 
genommen haben, ſind daher, wie ihre Altern, als Un— 
terthanen Seiner Majeſtät zur Beobachtung aller auf ſie 
nach ihrer perſönlichen Eigenſchaft anwendbaren Vorſchrif— 
ten und insbeſondere zur Beobachtung des Verbothes ver— 
pflichtet, welches hinſichtlich des Studierens im Auslande 
allgemein beſteht, in ſo ferne ſie hiezu nicht ausdrücklich die 
höchſte Bewilligung Seiner Majeſtät erhalten haben. (S. 
auch Nro. 94.) 


79. 

Hofkanzleydeeret vom 20. September 1821, Zahl 
260600, an ſämmtliche Länderſtellen mit Ausnahme 
jener von Tyrol. 

Kropatſchek 45, 705. Proviz. Geſetz-Samml. für Nieder⸗ 
öſterreich 3. 554. Politiſche Geſetzſammlung 49. 284. 
Behandlung der als angebliche Ausländer Aſſentirten, wenn 
ihre Eigenſchaft als wirkliche Ausländer ausgewieſen wird. 

Aus Anlaß einer dem Hofkriegsrathe vorgekommenen 
Anfrage, wie jene Leute behandelt werden ſollen, welche 
— in Folge des Decrets der k. k. Hofkanzley vom 8. April 
1821 als angebliche Ausländer aſſentirt wurden, nachher 
aber durch legale Documente ihre Eigenſchaft als wirk— 
liche Ausländer erweiſen, hat die gedachte Hofſtelle, in 
Folge des mit der Hofkanzley gepflogenen Einvernehmens, 
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die aus der Beylage erſichtliche Weiſung an die betreffens 
den General-Commanden erlaſſen. 


Beylage. 


Verordnung des k. k. Hofkriegsrathes vom 6. 
September 1821. 


Aus Anlaß der hierorts vorgekommenen Anfrage, wie 
jene Leute behandelt werden ſollen, welche — in Folge des 
Hofkanzleydecrets vom 8., und des hofkriegsräthlichen Re— 
ſcriptes vom 13. April 1821) als angebliche Auslän⸗ 
der aſſentirt wurden, nachher aber durch legale Documente 
ihre Eigenſchaft als wirkliche Ausländer erweiſen, und 
ihre Entlaſſung anſprechen; findet man dem General-Com— 
mando, im Einverſtändniſſe mit der k. k. Hofkanzley, zu er— 
innern: daß die Hofſtellen mit den oben citirten Anordnun— 
gen keineswegs die Stellung wirklicher Ausländer, ſondern 
lediglich die Abſtellung ſolcher paßloſen Individuen beab— 
ſichtigten, welche ihr vorgeſchütztes ausländiſches Natio— 
nale durch nichts erweiſen können, und bey denen die Ver— 
muthung gerechtfertiget wird, daß ſie k. k. Unterthanen 
ſind, und dieſe ihre Eigenſchaft bloß aus dem Grunde ver— 
läugnen, um ſich der Militär-Dienſtleiſtung zu entziehen. 

Wenn demnach von den aſſentirten paßloſen Indivi— 
duen wirklich einige durch legale Documente den Beweis 
liefern, daß ſie wirkliche Ausländer, und durch ei— 
nen ununterbrochenen zehnjährigen Aufenthalt in den k. k. 
öſterreichiſchen Staaten noch nicht geſetzlich nationaliſirt 
ſind, ſo müſſen ſolche gleich nach Herſtellung dieſes Bewei— 
ſes auf ihr Anſuchen ohne weiters unentgeldlich entlaſſen 
werden. 

Bey der Prüfung der von den betreffenden Individuen 
zum Beweiſe ihres ausländiſchen Nationales beygebrachten 
Documente iſt jedoch mit der größtmöglichſten Sorgfalt, 


*) Siehe auch das Hofkanzleydeeret vom 30. April 1820, Nr. 71. 
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Umſicht und Gewiſſenhaftigkeit vorzugehen. Sollten in ein⸗ 
zelnen Fällen Zweifel über die Legalität der beggebrachten 
Documente entſtehen, ſo ſind ſolche von dem General— 
Commando, im Einverſtändniſſe mit der Landesſtelle, zu 
beurtheilen und zu entſcheiden, hierbey aber den betreffen— 
den Individuen jeden Falls der weitere Recurs offen zu 
laſſen. 

So fern mit den Mächten, denen die zu entlaſſenden 
Ausländer angehören, Cartelle beſtehen, find die betref⸗ 
fenden Individuen nach den Beſtimmungen der beſtehenden 
Cartelle zu behandeln. 

Übrigens iſt für die, in Folge der gegenwärtigen An— 
ordnung entlaſſenden Ausländer, von den politiſchen Be— 
hörden kein Erſatz anzuſprechen, außer in dem einzigen 
Falle, wenn etwa bey den dießfälligen Verhandlungen wi— 
der alle Vermuthung ſich erweiſen ſollte, daß ein oder das 
andere Individuum ungeachtet der vorher gegangenen Pro— 
ducirung legaler Documente, welche ſein ausländiſches 
Nationale außer Zweifel ſetzten, gleichwohl mit Hintan— 
ſetzung dieſes Umſtandes von den politiſchen Behörden 
zur Reſerve abgeſtellet worden iſt, wo dann allerdings bey 
der Landesſtelle auf die volle Entſchädigung des Arariums 
und Nachſtellung eines anderen Mannes anzutragen wäre. 
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Außerung der k. k. Hof- und n. 6. Kammerprocuratur 
75 x ’ 

vom 18, und n. 6. Negierungsverordnung vom 22. 
October 1821, Zahl 48715. An den Wiener 

Magiſtrat. 

Ein würtembergiſcher Auswanderer iſt, ſo lange er nicht die 

öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft nach $. 29 oder 30 d. b. G. 

B. erworben hat, als ein Ausländer zu behandeln, und kann 

daher als ſolcher im Falle ſeiner Erwerbunfähigkeit auf die 

bierlandige Verſorgung keinen Anſpruch machen. 
Der würtembergiſche Auswanderer J. W. ſteht mit 
dem öſterreichiſchen Staate in keinem andern Verhältniſſe, 
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als in jenem eines ſich im dießſeitigen Gebiethe aufhalten? 
den Ausländers. Er hat zwar ſein Vaterland im Jahre 
1817 mit dem Vorhaben, ſich in Ungarn anzuſtedeln, ver— 
laſſen, doch blieb ſein Vornehmen unausgeführt, indem er 
nach einem kurzen Aufenthalte in Ungarn, wo er keinen 
Nahrungsſtand fand, ſich nach Wien begab, und ſich hier 
aufhielt, ohne aber auch hier auf einem der, im 29. §. d. 
b. G. B. vorgezeichneten Wege, die öſterreichiſche Staats— 
bürgerſchaft zu erwerben. 

Da J. W. ſomit weder durch ſeinen vierjährigen Auf— 
enthalt in den öſterreichiſchen Staaten, ein hieſiger Unter— 
than geworden iſt, noch feine Einbürgerung in dieſen Staa— 
ten auf die im 30. §. d. b. G. B. vorgeſehene Weiſe erwirkt 
hat, ſo kömmt er hier unſtreitig als ein Fremder zu behan— 
deln, welcher im Falle der Erwerbsunfähigkeit auf die 
hierländige Verſorgung keinen Anſpruch zu machen hat. 

Gleich wie nun Johann W. kein öſterreichiſcher Unter— 
than iſt: ſo hat er nie aufgehört, ein königlich würtem— 
bergiſcher zu ſeyn. Die letztere Regierung hat ihm wohl 
im Jahre 1817 einen Reiſepaß zur Reiſe nach Ungarn 
ausgefertigt, worin die Abſicht der Überſiedlung nach Uns 
garn ausgedrückt, folglich die landesherrliche Bewilligung 
zur Auswanderung enthalten iſt. Allein da die Auswande— 
rung aus dem Vaterlande, in ſo ferne ſolche die vollkom— 
mene Löſung des Staatsverbandes bezielen ſoll, nothwen— 
dig vorausſetzt, daß der Auswanderer im fremden Staate 
als Unterthan aufgenommen werde, ſo kann die dem J. 
W. in ſeinem Reiſepaſſe ertheilte Erlaubniß nicht für eine 
unbedingte Aufhebung des zwiſchen ihm und ſeinem Va— 
terlande beſtandenen Rechtsverhältniſſes genommen wer— 
den. Vielmehr muß dieſes Verhältniß in dem eingetretenen 
Falle, wo die von J. W. beabſichtigte Einbürgerung, in 
Oſterreich nicht zu Stande gekommen iſt, um ſo gewiſſer 
wieder aufleben, als aus dem unternommenen Auswande— 
rungsverſuche nicht gefolgert werden kann, daß W. ſich, 
für den Fall des Mißlingens, der ihm, als einem Einge— 
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bornen zuſtehenden ſtaatsbürgerlichen Rechte gegen das 
Königreich Würtemberg begeben habe, und die königlich 
würtembergiſche Regierung iſt nicht berechtiget, die Wie— 
deraufnahme desſelben abzulehnen. (Nro 91.) 


81. 


Hofkanzleydeeret vom 7. März 1822, an das 
böhmiſche Gubernium. 
Kropatſchek 46. 261. 


Beſtimmung in Hinſicht des Domicil-Rechtes bey den 
Patental-Invaliden. 


So wie der zehnjährige Aufenthalt in dem 
öſterreichiſchen Kaiſerſtaate von ſich ſelbſt das Staatsbür— 
gerrecht gründet, eben ſo gründet auch der zehnjährige 
Aufenthalt eines Patental-Invaliden an Einem Orte 
das dortige Domicil-Recht, auch, wenn er ſich ohne obrig— 
keitlichen Conſens ſeines Geburtsortes dort aufhält. 

Die ſich in einem ſolchen Falle befindliche Local-Obrig⸗ 
keit muß ſich dieſen Zuwachs an ihrer einheimiſchen Bevöl— 
kerung um ſo mehr gefallen laſſen, als ſie es ſich nur ſelbſt 
zuzuſchreiben hat, Individuen den Aufenthalt geſtattet zu 
haben, wozu ihnen der Conſens ihrer Geburtsobrigkeit ge— 
mangelt hat. (Nro. 92, 99.) 

82. 

Hofkanzleydeeret vom 9. May 1822, Zahl 11501. 
Provinzial-Geſetz- Sammlung für Tyrol. 9. 291. Wörz 66. 
Die Ausſtellung von Heimathſcheinen wird verbothen. 

Die Ausſtellung von Heimathſcheinen iſt mit den öſter— 
reichiſchen Geſetzen und Paßvorſchriften nicht vereinbarlich, 
nach welchen nur Päſſe auf beſtimmte Zeit, oder gänz— 
liche Auswanderungsbewilligungen Statt finden. Gedachte 
Ausſtellung von Heimathſcheinen, welche in den betreffen 
den Schweizer Kantonen zehn Jahre gelten, würde offen— 
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bar dahin führen, die Paßvorſchriften, nach welchen Päſſe 
in das Ausland nur für ein Jahr ertheilt werden dürfen, 
ganz zu umgehen. Es würde auch der fernere Nachtheil dar— 
aus erwachſen, daß öſterreichiſche Unterthanen, nachdem 
ſie die beſte Lebenszeit im Auslande zugebracht, und ihre 
Kräfte daſelbſt aufgewendet haben, bey eintretender Er— 
werbsunfähigkeit ſammt ihren im Auslande ſich angeeig— 
neten Familien zu allen Zeiten wieder zurückgeſendet wer⸗ 
den könnten, weil, wie es aus dem Beſchluſſe und der ge— 
druckten Bekanntmachung des Cantons Argau erhellet, ſelbſt 
Niederlaſſungen nur gegen Hinterlegung eines Heimath⸗ 
ſcheines oder Cautions-Capitals bewilliget werden. 

Ausländiſche Gemeinden können ſich gegen allen Nach— 
theil von Seite der öſterreichiſchen Unterthanen dadurch 
verwahren, daß ſie dieſen bey zeitlichen Päſſen nur nach 
Maßgabe der hierin beſtimmten Urlaubszeit den Aufenthalt 
geſtatten. (Siehe Nro. 87, 155.) 


83. 
Hofkanzleydeeret vom 12. September 1822, Zahl 
25051, an ſämmtliche Länderſtellen. 


Pol. Geſ. Saml. 50. 604. Kropatſchek 47. 156. Provinz. 
Geſetz⸗Samml. für Niederöſterreich 4. 713. Kanka's Hand⸗ 
buch über ſchw. Polizey Übertret. 1. 392. Kremer 2. 179. 


Beſtellung von Vormündern für die in Findel- und Waiſen— 
Anſtalten in die Obſorge übernommenen Kinder. 


Über die in Folge einer Verhandlung zwiſchen der k. k. 
n. ö. Regierung und dem k. k. n. ö. Appellations-Gerichte ges 
ſtellte Frage: ob, wann und mit welchen Rechtsbeſtimmun— 
gen den Kindern in den Findel- und Waiſenanſtalten Vor— 
münder oder Vermögens-Curatoren zu beſtellen find, wur— 
de von der k. k. oberſten Juſtiz-Stelle, im Einvernehmen 
mit der k. k. Hofcommiſſion in Juſtiz-Geſetzſachen und der 
k. k. vereinigten Hofkanzley erkläret: 


ET 

1. Die Waiſen⸗ oder Findelhaus-Direction vertritt 
bey allen unter ihrer Obſorge ſtehenden Kindern die Stelle 
des Vormundes. Das obervormundſchaftliche Gericht hat 
daher dieſen Kindern, fo lange fie ſich in dem Waiſen⸗ oder 
Findelhauſe befinden, oder außer demſelben unter der Auf— 
ſicht der Direction verpflegt und erzogen werden, der Re— 
gel nach keinen andern Vormund zu beſtellen. 

2. Unbedeutende Geſchenke für Waiſen-und Findel— 
kinder, geringe Beträge, welche fie als Dienſt- oder Ar— 
beitslohn oder auf andere Art erwerben, und jährliche Ein— 
künfte derſelben, in ſo fern dieſe das einjährige Koſtgeld 
eines Waiſen nicht überſteigen, werden von der Waiſen⸗ 
und Findelhaus-Direction aufbewahrt und verwaltet ‚und 
darüber nur den politifchen Behörden Rechnungen vor— 
gelegt. 

Sollte einem Waiſen- oder Findelkinde ein unbeweg— 
liches oder bedeutendes bewegliches Vermögen zufallen, ſo 
iſt zur Verwaltung desſelben von dem obervormundſchaft— 
lichen Gerichte ein Vormund zu beſtellen, und in Rück⸗ 
ſicht der Verſicherung und Verwahrung des beweglichen 
Vermögens die allgemeine Vorſchrift der Geſetze zu beob⸗ 
achten. 

3. Iſt einem Kinde ſchon vor ſeiner Aufnahme in das 
Waiſenhaus ein Vormund beſtellt, oder für mehrere ehe⸗ 
liche minderjährige Kinder desſelben Vaters, wovon ſich 
Eines im Waiſen⸗ oder im Findelhauſe befindet, ein Vor— 
mund benannt, oder die Verwaltung des Vermögens ei— 
nes Waiſen- oder Findelkindes von dem Gerichte einem 
Vormunde anvertrauet worden, ſo hat dieſer auf die Er— 
ziehung des Mündels, ſo lange derſelbe unter der Aufſicht 
der Waiſen⸗ oder Findelhaus Direction ſteht, keinen Ein— 
fluß zu nehmen. 

4. Sobald die Obſorge der Waiſen- oder Findelhaus— 
Direction über ein unter ihrer Aufſicht geſtandenes unehe— 
liches oder vaterloſes Kind aufhört, muß demſelben ent— 
weder ein Vormund beſtellt, oder der vorhin allenfalls ſchon 
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benannte Vormund angewieſen werden, die Obſorge über 
die Perſon des Mündels zu übernehmen. Die Direction 
hat daher den Austritt eines jeden dieſer Kinder aus ihrer 
Verſorgung dem obervormundſchaftlichen Gerichte unge— 
ſäumt anzuzeigen, und zugleich dieſer Behörde über das 
Alter, die bekannten Altern oder nächſten Verwandten des 
Kindes, den Ort, an dem es geboren oder gefunden wor— 
den iſt, und das ihm etwa zugefallene Vermögen Auskunft 
zu geben. Der Direction ſteht frey, dem Gerichte einen 
Vormund vorzuſchlagen. Den Gerichten der Hauptſtädte 
können von drey zu drey Monathen vorhinein Verzeichniſſe 
aller Waiſen-oder Findelkinder, welche in dem nächſten 
Vierteljahre aus der Verſorgung austreten werden, mitge— 
theilet werden. 

5. Hat der bekannte Vater eines unter der Obſorge 
des Waiſen- oder Findelhauſes ſtehenden ehelichen Kindes 
noch andere minderjährige Kinder hinterlaſſen, ſo iſt der 
Gerichtsſtand aller dieſer Mündel nach der allgemeinen 
Vorſchrift des Geſetzbuches zu beurtheilen. Außer dieſem 
Falle ſoll die Gerichtsbarkeit und Obervormundſchaft über 
ein Waiſen- oder Findelkind dem ordentlichen Gerichte des 
Ortes zuſtehen, an dem ſich dasſelbe zu der Zeit befin— 
det, wo ihm nach obiger Vorſchrift ein Vormund beſtellt 
wird, oder, in ſo ferne das Kind nach den Geſetzen auf 
den privilegirten Gerichtsſtand ſeines Vaters Anſpruch 
hat, dem privilegirten Gerichte, in deſſen Jurisdictions— 
Bezirke es ſich aufhält. (Nro. 90.) 


84. 
Hofkanzleydeeret vom 10. October 1822, an das 
böhm. Gubernium. 
Kropatſchek 47. 311. 


Unterbringung und Verpflegung blinder und taubſtummer 
Perſonen, deren Geburtsort nicht ausgemittelt werden kann. 


Die Unterbringung und Verpflegung taubſtummer 
und blinder Perſonen, deren Geburtsort nicht ausgemit— 
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telt werden kann, gehört in Prag ſo wie überall, in das 
Gebieth der Local-Polizey, der Staatsſchatz kann dazu 
um ſo minder in Anſpruch genommen werden, als ſelbſt in 
Wien die Bedeckung der dießfälligen Auslagen dem Ver— 
ſorgungs- und aushülfsweiſe dem Landbruderſchafts-Fonde 
obliegt, daher ſind auch in Prag die in der Frage ſtehen— 
den Koſten allerdings aus dem weltlichen Stiftungs-Fonde 
und beziehungsweiſe aus der ſtädtiſchen Caſſe zu beſtreiten. 
(Siehe Nro. 65. 71. 113.) 


85. 
Hofkanzleydeeret vom 25. November 1822, Z. 52971, 
an ſämmtliche Länderſtellen, ohne jene von Tyrol. 


Kropatſchek 47. 473. Provinzial-Geſetzſammlung für 
Niederöſterreich 4. 868. Pol. G. S. 50. 668. 
Vorſchrift hinſichtlich der Conſeribirung der nicht in ihrem 
Geburtsorte befindlichen herrſchaftlichen Beamten. 

b. Da ſich nach einer vorgekommenen Anzeige bey der 
Conſcriptions-Reviſion des Jahres 1822 hie und da der 
Fall ergeben hat, daß herrſchaftliche Beamte, welche nicht 
in ihrem Amtsorte, ſondern anderswo geboren ſind, in 
Folge einer irrigen Auslegung des die Conſcribirung fremd— 
herrſchaftlicher Unterthanen betreffenden hofkriegsräthlichen 
Reſcriptes vom 20. Auguſt 1820, K. 2768, mit ihren Fa⸗ 
milien nicht zur einheimiſchen Bevölkerung ihres Anſtel— 
lungsortes gezählt, ſondern als fremdherrſchaftlich betrach— 
tet wurden; ſo iſt dieſer Fehler bey der Reviſion des Jah— 
res 1823 zu berichtigen, folglich darauf zu ſehen, daß 
ſolche Beamte mit ihren Familien in ihrem Amtsorte mit— 
telſt eines eigenen Aufnahmsbogens conſcribirt, und der 
einheimiſchen Bevölkerung dieſes Ortes zugezählet werden, 
nachdem jeder öffentliche Beamte durch die Übernahme der 
öffentlichen Bedienſtung aus dem Unterthans-Verhältniſſe 
zu ſeiner Geburts-Obrigkeit tritt. Eben ſo iſt in Anſehung 
penſionirter und dienſtloſer Beamten ſich gegenwärtig zu 
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halten, daß dieſelben mit ihren Familien in ihren gewähls 
ten bleibenden Aufenthaltsorten conferibirt, und fo weit 
ſie nach ihren Verhältniſſen und perſönlichen Eigenſchaf— 
ten den altconſcribirten Provinzen angehören, der einhei— 
miſchen Bevölkerung ihres Wohnortes zugezählet werden; 
weil dieſelben widrigens bey dem Umſtande, wo ſie ſeit ih⸗ 
rer vormahligen Dienſtesanſtellung aus der Bevölkerung 
ihrer Geburtsorte ſelbſt ausgeſchieden ſind, nirgens als 
einheimiſch vorkommen würden. (Siehe Nro. 75, 148; dann 
in dem Anhange über das Domicil der Juden Nro. 165.) 


U 


86. 


Hofkanzleyverordnung vom 6. December 1822. 
Z. 54087; Regierungszahl 61680. 


Ob Minderjährige in den öſterreichiſchen Unterthansverband 
aufgenommen werden können. 


Über die Bitte eines Verwandten um die Aufnahme 
ſeines Neffen in den öſterreichiſchen Unterthansverband, 
hat die höchſte k. k. Hofkanzley am 6. December 1822, 
Zahl 34087, entſchieden, daß, da N. minderjährig ſey, 
Minderjährige aber im allgemeinen für ſich allein keine 
Verpflichtungen eingehen können, und in dem vorliegenden 
Falle nicht ausgewieſen werde, ob die Altern, der Vormund 
oder Curator die Zuſtimmung zu feinem Übertritte in den 
öfterreichifchen Unterthansverband gegeben haben, die an— 
geſuchte Aufnahme desſelben in die öſterreichiſchen Staats— 
bürgerſchaft ſo lange nicht Statt finde, bis über die eben 
erwähnte Zuſtimmung der Beweis gehörig hergeſtellt ſey. 
(Nro. 114.) 


87. 
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87. 
Hofkanzleydeeret vom 14. Jänner 1823, Zahl 1368; 
an das tyroler Gubernium. 
Kropatſchek 48.32. Provinzial-Geſetz-Sammlung für Ty⸗ 
rol 10. 115. Provinzial-Geſetz-Sammlung für Böhmen 7. 
247. Wörz. 68. 


Wegen Ausſtellung der Heimathſcheine an die in das Ausland 
auf Arbeit gehenden Individuen. 

Über die Vorſtellungen der Landgerichte und des Kreis— 
amtes in Vorarlberg gegen die Verfügung der Hofkanzley 
vom 9. May 1822, womit die Ausſtellung der Heimath— 
ſcheine an die in das Ausland auf Arbeit gehenden Indi— 
viduen unterſagt worden, findet man Nachſtehendes zu 
erwiedern: 

Päſſe in das Ausland auf beſtimmte Zeit und zu be— 
ſtimmten Geſchäften ſind an und für ſich auch Heimath— 
ſcheine, indem die damit Betheilten weder aus dem Unter— 
thans- noch aus dem Gemeinde-Verbande entlaſſen werden. 
Wenn jedoch die Landesbehörden glauben, daß in den 
Päſſen der Arbeit ſuchenden Vorarlberger eine ausdrückliche 
Erwähnung von dem Heimathsrechte nothwendig ſey, weil 
widrigens in einigen Gegenden des Auslandes die Paßin— 
haber Anſtand finden, in Dienſt oder Arbeit aufgenommen 
zu werden: ſo unterliegt es auch keinem Bedenken, eine 
ſolche Bemerkung in Anſehung des Heimathrechtes in den 
Paß einzuſchalten; jedoch verſteht es ſich von ſelbſt, daß 
auch dieſer heimathliche Vorbehalt nur für die Zeit des 
Paſſes gelte. (Nro. 82. 96. Siehe auch in meinem Schub- 
weſen Nro. 322 und 355. 


88. £ 
Hoffanzleydecret vom 31. Jänner 1823. 
Barth. adm. Pol. 1. 482. 
Wem die Erhaltung eines hülfloſen Kindes obliegt. 
In Abſicht auf die Frage: wem die Erhaltung eines 
Kindes obliegt, iſt immer erſt die weitere ordnungsmäſ— 
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jige Erhebung rückſichtlich des letzten zehnjährigen 
Aufenthaltes, oder, bey deſſen Ermanglung, hinſicht— 
lich des Geburtsortes der Altern zu pflegen, und ſonach 
hierwegen an die betreffende Gemeinde ſich zu wenden. 
(Nro. 89.) 


89. 


Kreisamtscireulare V. U. W. W. vom 15. März. 1825. 
Nro. 30. 


Die Geburt eines Kindes während der zufälligen Anweſenheit 
ſeiner Altern außer ihrem Domicilium iſt kein Criterium für 
die Entrichtung von Verpflegskoſten. 


Bey Gelegenheit eines ſpeciellen Falles, wo es ſich um 
die Einbringung der Verpflegskoſten für ein eheliges Kind 
von der Gemeinde des Ortes, wo dasſelbe geboren wurde, 
handelte, hat die k. k. Landesregierung mittelſt Decrets 
v. 6. v. M. dem Kreisamte bekannt gemacht, daß die k. k. 
Hofkanzley unterm 22. April 1822 erklärt habe: die bey 
einem zufälligen Beſuche erfolgte Geburt eines Kindes 
könne eine Gemeinde nicht verpflichten, in der Folge die 
Verpflegungskoſten für dasſelbe zu berichtigen, ſondern es 
bleibe hiezu diejenige Gemeinde verpflichtet, wo das Dos 
micilium der Altern zur Zeit der Geburt des Kindes war. 

Von dieſer den, mittelſt Kreisſchreibens vom 1. Juny 
1822 Nro. 93, in Anfehung der Verpflegsgebühren für 
die uneheligen Kinder bekannt gemachten Grundſatz, auch 
auf ehelige Kinder ausdehnenden Anordnung werden alle 
Dominien zu ihrer Richtſchnur in die Kenntniß geſetzt. 
(Nro. 6. 92 und 131.) 
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| 90. 
Hofkanzleydeeret vom 17. Juny 1825, 3. 13589, an 
˖ ſämmtl. Länderſtellen. 

Pol. G. Samml. 51. 159. Kropatſchek 48. 418. Prov. Ge⸗ 
ſetz-Samml. für Niederöſterr. 5. 165. Bergmayr 1. 297. 
Beſtellung der Vormünder für die in Findel- und Waiſen— 
Anftalten befindlichen Militär-Kinder. 

Mit Beziehung auf die hierortige Verordnung vom 
12. September 1822, wegen Beſtellung von Vormündern 
für die in Findel- und Waiſen-Anſtalten übernommenen 
Kinder, wird der Landesſtelle in der Anlage ) die von dem 
k. k. Hofkriegsrathe an ſämmtliche Militär = Behörden, 
rückſichtlich der in den genannten Anſtalten befindlichen 
Militär -Kinder, erlaſſene Circular-Verordnung mit 
dem Auftrage zugeſtellet, die Findel- und Waiſenhaus-An— 
ſtalten zur Nachachtung in vorkommenden Fällen anzuweiſen. 

dach der Eröffnung des k. k. Hofkriegsrathes wurde 
den Militär-Behörden bey der Hinausgabe dieſer Circular— 
Verordnung unter Einem bemerkt: daß jenes, was C. 3. 
in Bezug auf ſolche Militär-Mädchen vorkommt, die aus 
dem von Seiner Majeſtät beſtimmten Fonde in dem wiener 
Waiſenhauſe zu brauchbaren und redlichen Dienſtmädchen 
gebildet werden, bloß das niederöſterreichiſche General— 
Commando betreffe, hinſichtlich der in den übrigen Para- 
graphen vorkommenden Fälle aber immer das erforderliche 
Einvernehmen mit der Landesſtelle zu pflegen ſey. 

*) Beylage. 

Verordnung des k. k. Hofkriegsrathes vom 31. May 1823, 

an ſämmtliche General-Commanden. 

Durch eine von der k. k. Hofkanzley, über vorläufiges 
Einvernehmen mit der k. k. oberſten Juſtizſtelle und der 
Hofcommiſſion in Juſtiz-Geſetzſachen, am 12. September 
1822 an alle derſelben unterſtehende Länderſtellen erlaſſene 
Circular-Verordnung ſind die Grundſätze über die Frage 
feſtgeſetzt worden: wann und mit welchen Rechtsbeſtim— 
mungen den in Findel- und Waiſenhäuſern überhaupt ver— 
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forgten Kindern Vormünder und Vermögens - Euratoren 
zu beftellen find. 

In Übereinſtimmung mit den weſentlichen Puncten 
dieſes für die Civil-Behörden ergangenen Circulares, 
wird in Hinſicht auf die zur Militär- Jurisdiction gehö— 
rigen in derley Anſtalten aufgenommenen Kinder Folgen— 
des zur Darnachachtung vorgeſchrieben: 

1. Die Waiſen- oder Findelhaus- Direction ver⸗ 
tritt bey allen unter ihrer Obſorge ſtehenden Kindern die 
Stelle des Vormundes. Das obervormundſchaftliche Ge— 
richt hat daher dieſen Kindern, ſo lange ſie ſich in dem 
Waiſen⸗- oder Findelhauſe befinden, oder außer demſelben 
unter Aufſicht der Direction verpfleget und erzogen wer— 
den, der Regel nach keinen andern Vormund zu beſtellen. 

2. Unbedeutende Geſchenke für Waiſen- und Findel— 
kinder, geringe Beträge, welche ſie als Dienſtlohn oder 
Arbeitslohn oder auf andere Art erwerben, und jährliche 
Cinkünfte derſelben, in fo fern dieſe das einjährige Koſt— 
geld eines Waiſen nicht überſteigen, werden von der Fin— 
del⸗ und Waiſenhaus⸗-Direction aufbewahret und verwal— 
tet, und darüber nur den politiſchen Behörden Rechnung 
gelegt. 

3. Dieſe Vorſchrift hat jedoch auf jene Soldaten⸗ 
Mädchen keine Anwendung, die nach den hofkriegsräthli— 
chen Verordnungen vom 9. April 1811, D. 1409, und 
vom 8. May 1814, D. 2102, in dem Alter vom 7. bis 
zum 13. Jahre in das wiener Waiſenhaus aufgenommen 
wurden, um ſie zu brauchbaren und redlichen Dienſtmäd— 
chen zu bilden; denn da für dieſe aus dem von Seiner Ma—⸗ 
jeſtät allergnädigſt zu dieſem Ende gewidmeten Fonde das 
Koſtgeld bezahlt, und alſo ihr Unterhalt von der Waiſen— 
anſtalt nicht beſtritten wird, ſo müſſen die ſolchen Mäd— 
chen zugedachten Geſchenke und ähnlichen Zuflüſſe an 
Geld, öffentlichen oder Privat-Obligationen, Lotto = Los 
ſen u. ſ. w., in ſo fern der Betrag der Geldgeſchenke nicht 
gar unerheblich oder gleich unmittelbar zu einer nützlichen 
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Anſchaffung für das Mädchen zu verwenden iſt, von der 
Waiſenhaus-Direction im Wege des n. ö. General-Com⸗ 
mando's und allgemeinen Militär-Appellations-Gerich— 
tes, der mit der Verwaltung des Soldatenkinder-Vermö— 
geus beauftragten hofkriegsräthlichen Depoſiten-Admini⸗ 
ſtration zugeſtellet werden, welche derles, Beträge dem für 
das betreffende Mädchen allenfalls ſchon hinterlegten Dienſt— 
Gratiale oder ſonſtigen Vermögen zuzuſchlagen hat. 

4. Auch in jenen Fällen, wo einem auf Koſten der 
Waiſen⸗ oder Findelanſtalten unterhaltenen, der Mili⸗ 
tär⸗ Gerichtsbarkeit unterſtehenden Kinde ein unbewegli— 
ches oder bedeutendes bewegliches Vermögen zufällt, iſt 
von der Direction dem General-Commando des Landes 
davon die Anzeige zu erſtatten, damit dem Kinde ein Vor— 
mund zur Verwaltung des Vermögens beſtellt, und rück— 
ſichtlich der Verſicherung und Verwahrung eines ſolchen 
Vermögens das in den Geſetzen Verordnete vorgekehrt 
werde. i 

5. Iſt einem Kinde ſchon vor feiner Aufnahme in das 
Waiſenhaus ein Vormund beſtellt, oder für mehrere ehe— 
lige minderjährige Kinder desſelben Vaters, wovon ſich 
eines im Waiſen- oder Findelhauſe befindet, ein Vormund 
benannt, oder die Verwaltung des Vermögens eines Wai— 
ſen- oder Findelkindes von dem Gerichte einem Vormunde 
anvertrauet worden; ſo hat dieſer auf die Erziehung des 
Mündels, ſo lange derſelbe unter der Aufſicht der Waiſen— 
oder Findelhaus-Direction ſteht, keinen Einfluß zu nehmen. 

6. Sobald die Obſorge der Waiſen-oder Findelhaus⸗ 
Direction über ein unter ihrer Aufſicht geſtandenes Militärs 
kind aufhört, iſt von der Direction deſſen Austritt ungeſäumt 
dem General-Commando des Landes anzuzeigen, und zugleich 
dieſer Behörde über das Alter, die bekannten Altern oder 
nächſten Verwandten des Kindes, den Ort, an dem es ge— 
boren oder gefunden worden iſt, und das ihm etwa zuge— 
fallene Vermögen Auskunft zu geben, wobey der Direction 
frey ſteht, zugleich einen Vormund vorzuſchlagen. Das 
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General» Commando hat nach Verſchiedenheit des Falles, 
als das Kind noch einen eheligen Vater hat, oder nicht, 
nach dem VIII. Circular-Reſcripte vom 16. December 
1804, und der darauf Bezug nehmenden hofkriegsräthli— 
chen Verordnung vom 24. May 1813, F. 576, der zur 
Amtshandlung berufenen Vormundſchafts- oder Curatel— 
Behörde die weitere Mittheilung zu machen. 

7. In Anſehung des Gerichtsſtandes der unter der 
Obſorge eines Waiſen- oder Findelhauſes ſtehenden Mili— 
tär⸗Kinder iſt ſich überhaupt an die im vorigen Abſatze be— 
nannten Geſetze und allgemeinen Militär- Vorſchriften zu 
halten, nach welchen auch unehelige Kinder der Gerichts— 
barkeit und Obervormundſchaft der Militär-Behörde un— 
terſtehen, wenn ihre Mutter eben dieſer Gerichtsbarkeit, 
vermöge ihrer perſönlichen Eigenſchaft, z. B. als Tochter 
oder Witwe einer Militär-Perſon, nicht aber bloß zeitlich 
(wie die aus dem Civil-Stande angenommenen Dienſtbo— 
then) unterworfen war. (Nro. 83.) 


91. 
Decret der n. 6. Regierung vom 18. July 1823. 
An den wiener Magiſtrat. 
Fremde ſind ſo lange als ſolche zu behandeln, bis ſie die öſter— 
reichiſche Staatsbürgerſchaft wirklich erlanget haben. 
Ein jeder Bürger eines andern Staates iſt ſo lange 
als Fremder zu betrachten, und zu behandeln, bis er mit 
Beobachtung der F. §. 29, 30 und 31 des allgemeinen bürz 
gerlichen Geſetzbuches, und der durch die politiſchen An— 
ordnungen wegen der Einbürgerung vorgezeichneten Erfor— 
derniſſe die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft erlanget hat; 
auf die Vorgänge, welche der Staat, deſſen Mitglied die— 
ſer Bürger iſt, in Bezug auf dieſen Bürger beobachtet hat, 
iſt keine Rückſicht zu nehmen. (Nro. 80.) 


92. 


92, 
Verordnung des tyroler Gubern. vom 5. October 1825, 
Z. 21200. N ö 
Prov. Geſetz-Samml. für Tyrol 10. 543. Wörz 65. 
Behandlung der heimath- und älternloſen Vagabunden. 


Der Geburtsort, welcher im Sinne des Hofkanzley— 
decretes vom 30. April 1820 3. 12170 die Verpflichtung 
einer Gemeinde zur Aufnahme und allfälligen Verſorgung 
eines Vaganten begründet, ſetzt jedoch nicht bloß eine Zu⸗ 
fälligkeit, ſondern wenigſtens ein zeitliches Domicil der 
Altern voraus. Wenn es an einem ſolchen Geburtsorte 
mangelt, ſo iſt der Vagant jener Gemeinde zuzuweiſen, 
wo er ſich am längſten aufgehalten hat. Der zureichende 
Grund hiervon liegt beſonders darin, daß Vaganten er— 
laubte Nahrungswege ergreifen müßten, wenn ihnen nicht 
Unterſtand gegeben und ſchädliches Almoſen abgereicht 
würde. (Siehe Nro. 28. 71. 81. 89.) 


98. 
Hofkanzleydeeret vom 27. April 1824. 
Kropatſchek 51. 9. 
Errichtung einer Zwangs—⸗ Arbeitsanſtalt zu Schwatz in Tyrol. 
Zur Aufnahme in das Zwangsarbeitshaus ſind nicht 
geeignet: §. 21. lit. e) Alle, welche außerhalb Tyrol ges 
boren ſind, und darin d as Decennium nicht erreicht 
haben, oder außerhalb Tyrol domicilirt betrachtet werden 
müſſen. Dieſe ſind, nach Umſtänden, abzuſchaffen, weg⸗ 
zuſchicken, oder an die Polizeybehörde ihres Domicilsortes 
zu verſchieben. (Siehe Nro. 62.) 


94. 


9. 
Hofkanzleydeeret vom 14. April 1825, an ſämmtliche 
Länderſtellen, ohne Galizien. 


Kropatſchek 50. 185. Fauller 4. 388. P. G. S. 53. 79. 
Barthenheim's polit. Adminiſtr. 1. 53, und 479. 
Zur Beurtheilung des Domicils der Sujets mixtes. 


Vermöge der deutſchen Bundesakte dd. Wien den 8. 
Juny 1815 $ 18 lit. a find die verbündeten Fürſten und 
freyen Städte Deutſchlands übereingekommen, den Unter— 
thanen der deutſchen Bundesſtaaten das Recht zuzuſichern: 
Grundeigenthum außerhalb des Staates, den ſie bewohnen, 
zu erwerben und zu beſitzen, ohne deßhalb in dem fremden 
Staate mehreren Abgaben und Laſten unterworfen zu ſeyn, 
als deſſen eigene Unterthanen. — 

Nun hatte ſich gelegenheitlich die Frage erhoben, ob 
der Unterthan eines andern deutſchen Bundesſtaates in 
denjenigen Theilen der öſterreichiſchen Monarchie, welche 
vermöge des allerh. Patents vom 2. März 1820 zum deut⸗ 
ſchen Bunde gehören, ein Ruſtikalgut beſitzen könne? — 
Weil nun dießfalls kein Anſtand obwaltet, ſo iſt, in etwa 
vorkommenden Fällen, der vorgedachten Beſtimmung der 
deutſchen Bundesakte ohne aller Beſchränkung Folge zu 
geben. (Nro. 78.) 


95. 
Verordnung des k. k. Hofkriegsrathes vom 20. May 
1825, K. 1418. 
Bergmayr 1. 13. Mein polit. Ehek. 145. 


Zur Beurtheilung des Domicils der im Auslande zufällig 
Gebornen. 

Da bey Anwendung der, in Bezug auf die Nationali— 
ſirung der Mannſchaft ergangenen Vorſchriften ſich Fälle 
ergeben haben, daß in öſterreichiſche Kriegsdienſte getretene 
Leute, die in den deutſchen Bundesſtaaten während eines 
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bloß zeitlichen dortigen Aufenthalts ihrer Altern geboren wur⸗ 
den, nach ihrer Entlaſſung mit Abſchied oder Laufpaß von 
Seite des Militärs den politiſchen Behörden zur Abſendung 
an ihren Geburtsort übergeben, dort aber nicht geduldet, 
ſondern an die k. k. Geſandſchaft in Frankfurt gewieſen 
worden ſind: ſo fand ſich der k. k. Hofkriegsrath bewogen, 
zur künftigen Vermeidung ſolcher Fälle, an ſämmtliche 
General-Militär-Commanden folgende Verordnung hin— 
auszugeben: 

1. Die Regimenter, Bataillons, und ſonſtigen Bran⸗ 
chen ſind darauf aufmerkſam zu machen, daß der Geburts— 
ort allein nicht immer über die Nationalität eines Indivi— 
duums entſcheide, ſondern dabey auch die Unterthansʒ- und 
Dienſtverhältniſſe, dann ſonſtigen Verhältniſſe des. Vaters 
in Betrachtung kommen. 

2. Sind dieſe Militär-Behörden anzuweiſen, mit 
Berückſichtigung der vorgedachten Umſtände, in ihren 
Grundbüchern anzumerken, wenn ein im Auslande Gebor— 
ner dem ungeachtet als Inländer zu betrachten iſt, und 
dieſes auch in den Abſchieden um ſo mehr anzuführen, 
weil in vielen Fällen davon zugleich die Entſcheidung der 
Frage abhängt, ob der Entlaſſene der Landwehrpflicht uns 
terliegt oder nicht. Endlich 

3. iſt den Regimentern, Bataillons ꝛc. zu unterſagen, 
einen nur dem zufälligen Geburtsorte nach als Ausländer 
erſcheinenden Mann, nach ſeiner Entlaſſung aus der Mi— 
litär s Dienftleiftung an die politiſchen Behörden zur Abſen— 
dung in das Ausland abzugeben, wo er ohnehin unter 
dieſen Verhältniſſen keine Unterſtützung, ſondern nur zu 
gewärtigen hat, daß man ihn gleich nach ſeinem Eintreffen 
wieder in die öſterreichiſchen Staaten zurückſen den werde. 
(Nro. 99.) 
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96. 
Hofkanzley-Miniſterialſchreiben vom 4. Auguſt 1825, 
Zahl 23545, an ſämmtliche Länder-Chefs. Kundge— 
macht in Böhmen mit Gubdert. vom 30. Auguſt, in 
Mähren vom 3., in Niederoſterreich v. 28. Sept. 1825. 
Pol. G. S. 53. 160. Kropatſchek. 51. 1. Prov. Geſetz⸗ 
Samml. für Böhmen 7. 247. Mähren 7. 201. Oberöſter⸗ 


reich 7. 163. Tyrol. 12. 425. Steyermark 7. 315. 
Laibach 7. 261. 


Die nach Frankreich zu Fuß reiſenden Künſtler, Handwer— 
ker ꝛc. werden nur gegen Vorweiſung eines Heimathſcheines 
f eingelaſſen. 

Nach einer anher gelangten Eröffnung der k. k. ge— 
heimen Hof- und Staatskanzley hat der königliche franzö— 
ſiſche Geſandte am deutſchen Bundestage das Präſidium 
der Bundesverſammlung von einer neuerlichen Verfügung 
der k. franzöſiſchen Regierung in die Kenntniß geſetzt, 
wornach allen nach Frankreich reiſenden Handwerkern und 
ſonſtigen unbemittelten Perſonen der Gränzübertritt in das 
franzöſiſche Gebieth in Zukunft nur dann geſtattet wird, 
wenn dieſelben außer ihren legalen Päſſen noch mit einem 
beſonderen Erlaubnißſcheine ihrer betreffenden Regierung, 
der ausdrücklich auf die Reife nach Frankreich lautet, verz 
ſehen ſind. f 

Die Länder-Chefs werden demnach von dieſer Maßre— 
gel der franzöſiſchen Regierung zu dem Ende in die Kennt— 
niß geſetzt, damit die zeitlich nach Frankreich reiſenden Un— 
terthanen des ihrer Leitung anvertrauten Gouvernements— 
Gebiethes aus der Claſſe der zu Fuß reiſenden Künſtler, 
Handwerksburſche und ſonſt ſolcher Leute, die ſich bloß mit 
Handarbeit ihre Nahrung verſchaffen, außer dem vorſchrift— 
mäſſigen Paſſe, auch noch mit einem Zeugniſſe verſehen 
werden, welches nebſt der ausdrücklichen Bewilligung zur 
Reiſe nach Frankreich, auch noch die Verſicherung zu ent— 
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halten hat, daß ihnen die ungehinderte Rückkehr in ihr 
Vaterland vorbehalten bleibe. 

Anmerkung. Die Kundmachung für Böhmen und 
Mähren enthält den Beyſatz: daß bey dem Einſchreiten um 
Päſſe nach Frankreich für ſolche Unterthanen, zugleich auch 
um die Ertheilung eines ſolchen Zeugniſſes, unter genauer 
Nachweiſung der Familien-, Erwerbs-, und Vermögens— 
Verhältniſſe des paßwerbenden Individuums einzuſchrei— 
ten ſey. 

Und das Kreiscirculare V. U. W. W. vom 25. Octo⸗ 
ber 1825 Nro. 152, ſagt: Die k. k. n. ö. Regierung hat 
bereits ſolche Certificate lithographiren laſſen, die den bes 
treffenden Reiſenden, nebſt den Päſſen, eingehändiget 
werden. | 

Da aber öfter von den Dominien unmittelbar um Er⸗ 
folglaſſung von Reiſepäſſen für die Parteien eingeſchritten 
wird, wo dann die, von der k. k. Regierung ertheilten Reiſe— 
päſſe zur Aushändigung an die Reiſenden den Dominien zu— 
geſtellt werden; ſo haben dieſelben, wenn den Päſſen ſolche 
Certificate beyliegen, den Parteien nebſt den Päſſen auch 
dieſe Certificate mit der Belehrung, zu welchem Ende 
dieſe Urkunde erfolgt wird, einzuhändigen. (Siehe auch 
Nro. 87 und 103). 
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Gubern.-Verordnung in Böhmen v. 20. October 1825 
Kropatſchek 51. 169. 
Juſtruction für die Armen-Inſtituts-Vorſteher in Böhmen. 
§. 6. Von der Unterſtützung aus dem Armen-Inſti— 
tute ſind ganz auszuſchließen: 

1. Alle Fremde und ſolche Arme, welche ſich noch 
nicht zehn Jahre ununterbrochen an dem Orte 
aufgehalten haben. Dieſe haben die Unterſtützung in ihrem 
Geburtsorte zu ſuchen, an welchen ſie eben deßhalb anzu— 
weiſen ſind. 
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Hofkanzleydeeret vom 5. October 1826, Z. 27788, 
an das küſtenländiſche Gubernium. Laibach 8. 280. 
Beſtimmung, wem die weitere Verpflegung der mit phyſiſchen 
Gebrechen behafteten oder verkrüppelten, erwerbsunfähigen 
Findlinge obliege. 

Dem Gubernium wird, in Erledigung der Berichte 
vom 12. Auguſt, und 23. September 1826, bedeutet, 
daß nach dem Geiſte der aller höchſten Entſchließung vom 
16. Juny 1825 in Fällen, wo keine Hoffnung zur einſti⸗ 
gen Erwerbsfähigkeit eines mit phyſiſchen Gebrechen behaf— 
teten oder verkrüppelten Findlings vorhanden iſt, die Ge— 
burtsgemeinde der Mutter die Verpflegung desſelben zu 
übernehmen habe. 

Sollte dieſe nicht ausgemittelt werden können, und die 
Pflegeältern oder andere mildthätige Perſonen die unent— 
geldliche Verpflegung eines ſolchen Findlings nicht über— 
nehmen wollen, ſo hat die Verpflegung desſelben der 
Findlingsfond bis an ſein Lebens-Ende oder bis zu einer 
anderweiten Verſorgung zu beftreiten. (Siehe Nro. 73 u. 140). 


99. 
Hofkanzleyverordnung vom 9., Gubernial-Verord— 
nung vom 28. November 1826. 

Prov. Geſetz-Samml. für Steyermark 8. 336. 
Beſtimmung wegen Verſorgung der aus der Militärjurisdic— 
tion getretenen Individuen. 

Nachdem die hohe Hofkanzley über einen ſpecielen Fall 
mit hoher Verordnung vom 9. d. M. Z. 30678 zu entſchei⸗ 
den befunden hat, daß Individuen, ſo lange ſie unter der 
Militärjurisdiction ſtehen, einer Gemeinde weder durch 
Geburt, noch durch Decennium angehören, und 
die Verſorgung ſolcher Individuen, wenn ſie aus 
der Militärjurisdiction getreten ſind, derjenigen Ge— 
meinde obliegt, wo ſie ſich am längſten, und wo dieß 
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nicht eruirt werden kann, wo ſie ſich zuletzt aufgehalten 
haben, ſo wird dieſe Vorſchrift den k. k. Kreisämtern zur 
Darnachachtung und Verſtändigung der Bezirksobrigkeiten 
bekannt gegeben. (Nro. 81. 92. 104.) 


100. 

Hofkanzleydeeret vom 28. December 1826, Z. 36145. 
Regierungsdeeret an das Kreisamt V. U. M. B. vom 
12. Jänner 1827, Z. 1422. 

Barth. adm. Pol. 1. 484. 


Ununterbrochener zehnjähriger Aufenthalt 5 das 
Domicil. 

Sobald Jemand durch einen Zeitraum von 10 Jah— 
ren von ſeiner Geburtsgemeinde entfernt iſt, und ſich die 
ganze Zeit fortwährend in einem Orte aufgehalten hat, iſt 
dieſe letztere Gemeinde, nach den beſtehenden allgemeinen 
Vorſchriften, zu deſſen Verſorgung verpflichtet. 

Der Umſtand, daß ein ſolches Individuum mehrere 
Jahre in einem herrſchaftlichen Gebäude wohnte, ändert 
nichts an dieſer Verpflichtung, wenn es ſich nicht in herr— 
ſchaftlichen Dienſten befand, und das herrſchaftliche Ge— 
bäude innerhalb des Gemeindeburgfriedens gelegen iſt. 
(Nro. 9. 12.) 

101. 


Hofkanzleydeeret vom 18. Jänner 1827, ) 3. 5 


Provinzial-⸗Geſetzſammlung für Niederöſterreich 9 
Notizenblatt 112. 
Erläuternde Beſtimmungen in Anſehung der Abſchiebung der 
Vagabunden an die Orte ihres längſten Aufenthaltes für den 
Fall, als kein Geburtsort und kein zehnjähriger Aufenthalt 
derſelben bekannt iſt. 
Die allerhöchſte Anordnung vom 24. April 1820, ver⸗ 
möge welcher Vagabunden, von denen weder ein Geburts— 


) Erfloſſen über die durch das nachſtehende Kreiscirculare V. U. 
W. W. vom 13. October 1826, Nro. 105, veranlaßten Au— 


94 | ; 


ort, noch ein zehnjähriger Aufenthalt bekannt ift, jenen 
Dominien und Gemeinden zuzuſchieben ſind, wo ſie ſich am 
längſten aufgehalten haben, kann nicht als eine ſelbſtſtän— 
dige, ſondern nur als eine ergänzende Beſtimmung zu den 
beſtehenden Vorſchriften über die Heimathzuſtändigkeit an— 
geſehen werden. Sie muß ſich daher auch den beſtehenden 
Vorſchriften anſchließen, und in dem Geiſte der letzteren 
gedeutet werden. 

Gleichwie für den Fall, wo die Zuſtändigkeit eines 
Individuums aus dem zehnjährigen Aufenthalte abgeleitet 
wird, die Forderung eintritt, daß dieſer Aufenthalt ohne 
Unterbrechung Statt gefunden habe, eben ſo muß dieſe 
Forderung auch für jenen kürzern Aufenthalt in Anwendung 
kommen, welcher den nicht bekannten zehnjährigen Aufent— 
halt für fo lange ſuppliren ſoll, bis der letztere nachgew ie— 
ſen werden kann. Jedoch verſteht es ſich von ſelbſt, daß 
die von einem Individuum im Unterſuchungs- und Straf— 
arreſte zugebrachte Zeit bey Berechnung des ununterbroche— 


ßerungen. In der allerh. Entſchließung vom 24. April 1820, 
welche durch Kreisſchreiben vom 25. May 1820 kundgemacht 
wurde, wird im Allgemeinen verordnet: »daß die Beybehal— 
tung der Vagabunden, über welche weder der Geburtsort, 
noch ein irgendwo erſtrecktes Decennium erhoben werden konnte, 
denjenigen Dominien aufzubürden ſey, wo ſie ſich am längſten 
aufgehalten haben,« ohne daß über die Art, wie dieſer längſte 
Aufenthalt zu berechnen ſey, eine nähere Andeutung gegeben 
wurde. N 

Da aber gegenwärtig die Frage zur Sprache gebracht wor— 
den iſt: ob bey Vagabunden, welche ihren Wohnort häufig 
verändert haben, die Länge jenes Zeitraumes entſcheide, 
welcher ununterbrochen an einem Orte zugebracht wurde, oder 
ob alle die einzelnen Zeiträume zuſammen zu rechnen ſeyen: 
durch welche ein Menſch ſich an einem Orte aufgehalten hat, 
fo werden die Dominien hiemit, in Folge h. Negierungsder 
wretS vom 27. vor. M. Z. 47599, beauftragt, ſich bis 29. 
l. M. zu äußern, nach welchen Grundſätzen ſich dieſelben in 
derley Fällen benehmen. 
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nen Aufenthaltes nicht in die Frage komme, weil dieſer Auf— 
enthalt außer der Willkür des Individuums gelegen iſt. 

Es muß daher auch der zur Ausmittlung der Heimath 
eines Vagabunden nachzuweiſende längſte Aufenthalt unter 
der Zeit von zehn Jahren, eben ſo, wie der zehnjährige 
Aufenthalt, ununterbrochen ſeyn; die während deſſelben 
im Unterſuchungs- oder Strafarreſte zugebrachte Zeit iſt 
jedoch nicht einzurechnen. (Siehe Nro. 71. 102.) 


102. 

Hofkanzleydeeret vom 8. November 1827, Zahl 28741. 
Decret der ob der ennſiſchen Regierung vom 22. No— 
vember 1827, Zahl 30818. 
Provinzial-Geſetz-Sammlung für Oberöſterreich 9. 356. 
Im Erarmungsfalle einer Familie iſt die Geburts-Gemeinde 
des Vaters berufen, ſelbe zu erhalten. 

Die k. k. Hofkanzley hat, aus Anlaß eines vorgekom— 
menen Falles, unterm 8. d. M. Zahl 28741, erklärt: In 
ſoferne die Frage entſteht, welcher Geburts-Gemeinde die 
Verſorgung einer armen, erwerbsunfähigen Familie ob— 
liege, ſey es außer Zweifel, daß dieſe Pflicht der Geburts— 
Gemeinde des Familienvaters, derſelbe mag noch am Le— 
ben ſich befinden oder nicht, auferlegt werden müſſe, da 
das Weib und die Kinder dem Manne und Vater in allen 
bürgerlichen Verhältniſſen zu folgen haben. 

Dasſelbe hat übrigens, analog mit dieſem Grundſatze, 
nach dem ſich in ähnlichen Fällen zu richten iſt, bis in die— 
ſer Beziehung eine ausführlichere Norm erfolgt ſeyn wird, 
auch rückſichtlich des Orts der Anſäſſigkeit, des De— 
cenniums, oder des längſten Aufenthalts, in 
ſoferne dieſe Criterien zur Beurtheilung der Frage zu die— 
nen haben, welcher Gemeinde die Familie zuzuweiſen ſey, 
zu gelten. (Nro. 131. 134.) 
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103. 

Gubernialverordnung vom 19. März 1828, Zahl 
12535. An die k. Kreisämter, Stadthaupt— 
mannſchaft und den Magiſtrat zu Prag. 
Provinzial-Geſetz-Sammlung für Böhmen 10. 76. 
Böhmiſche Unterthanen haben ſich bey Reiſen nach Bayern 
über ihre Heimath mit ämtlichen Legitimationen 
auszuweiſen. 

In der Nebenlage wird den k. Kreisämtern ꝛc. die 
im Königreiche Bayern erſchienene Verordnung d. d. Re⸗ 
gensburg am 10. November 1827, nach welcher alle böh- 
miſchen Unterthanen, die nach Bayern reiſen, eine ämtli⸗ 
che Legitimation über ihre Heimath bey ſich haben, und 
ſich damit ausweiſen müſſen, zur Wiſſenſchaft und weitern 
Verlautbarung mitgetheilt. Wobey zugleich in Erinnerung 
gebracht wird, daß nach den beſtehenden Vorſchriften kein 
Dominium berechtiget iſt, einem Unterthan einen Paß in 
das Ausland zu erfolgen, außer wo bey Gränzdominien 
des täglichen Verkehres wegen eigene Certificate ausgeſtellt 
werden können. 

Beylage. 
Verordnung der k. Regierung des Regenkreiſes im Kö— 

nigreiche Bayern vom 10. November 1827, 

tto. 2195. 

Nach höchſtem Befehl der k. Regierung des Regenkrei— 
ſes vom 10. d. M. Nro. 2193 iſt ſtrenge anbefohlen, daß 
alle böhmiſchen Unterthanen, welche ſich nach Bayern be— 
geben, eine ämtliche Legitimation über ihre Heimath bey 
ſich führen müſſen, indem bey ſtrengem Beſtande hierauf 
die böhmiſchen Unterhanen nicht unterlaſſen werden, ſich 
mit den nöthigen Legitimationen zu verſehen, Gauner 
aber erkannt und abgeſchreckt werden, während aber außer 
dieſem letztere mit den ordentlichen Wanderern gleiche Ber 
handlung finden. 

In Folge dieſes höchſten Auftrages erhalten die Amter 
und Stationen die ſtrengſte Weiſung, keinen Ausländer, 
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welcher ſich über ſeine Herkunft und Stand nicht gehörig 
auszuweiſen vermag, den Eintritt nach Bayern zu geſtat— 
ten, ſohin auch keine Verzollung der bey ſich führenden 
Waaren vorzunehmen. 

Die Inclaven werden auf dieſe höchſte Verfügung um 
ſo mehr aufmerkſam gemacht, als bey jeder Vernachläſſi— 
gung derſelben der fehlende Zolleinnehmer nicht nur in die 
Koften des Rücktransports der Arretirten verurtheilt, ſon— 
dern auch nebenbey mit bedeutender Geldſtrafe belegt würde. 

Gegenwärtiges Circulare iſt von Station zu Station 
zu ſenden, des richtigen Empfanges wegen zu unterſchrei— 
ben, und zurück zu ſenden. (Siehe auch Nro. 96. 155.) 


* 
104. 

Hofkanzleydeeret vom 25. September 1928, Zahl 
22457, an ſämmtliche Länderſtellen, mit Aus— 
nahme von Mayland, Venedig, Zara und 
Innsbruck. 

Kropatſchek 54. 436. Pr.⸗Geſetz-S. für Mähren 10. 270. 
Vorſchrift bey Entlaſſung ausgedienter Capitulanten aus der 
activen Armee bis zu ihrer Eintheilung in die Landwehr. 

Die von dem Hofkriegsrathe im Entwurfe anher mit— 
getheilte Verordnung an ſämmtliche General-Commanden 
in Bezug auf die ausdienenden Capitulanten der alt con— 
ſcribirten Provinzen, welche nach ihrer Verpflichtung und 
Qualification in die Landwehr einzutheilen ſind, wird der 
Landesſtelle hiermit zur nöthigen Wiſſenſchaft und entſpre⸗ 
chenden Mitwirkung zugefertiget. 

Entwurf einer Verordnung an ſämmtliche General— 
Commanden und das Feſtungs-Commando 
in Mainz. 

Bisher wurde den aus der activen Armee austretenden 

Capitulanten, welche landwehrpflichtig waren, wie den 


übrigen entlaſſenen Soldaten der Abſchied ausgefolgt, und 
G 
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fie behielten dieſen bis zu ihrer ſpäter erfolgenden Einran— 
girung in die Landwehr, wo ſie ihn dann abgeben mußten. 

tach dem dritten Puncte der höchſt ſanctionirten neuen 
Recroutirungs-Grundſätze vom 4. Auguſt 1827 hat die Ein⸗ 
theilung in die Landwehre nur unmittelbar nach dem Aus— 
tritte aus der activen Armee zu erfolgen. 

Es werden daher auch die Abſchiede ſogleich nach ih— 
rer Ausfertigung wieder in Verwahrung genommen, und 
dafür den Leuten für die Zeit ihrer Einverleibung in die 
Landwehr Landwehr-Karten ausgehändiget. 

Bey der Entlaſſung aus der Landwehr werden aber 
die eigens vorgeſchriebenen Landwehrabſchiede erfolgt, 
vorin auch die Dienſtzeit in der activen Armee angeführt 
ſeyn muß. 

Bey dieſen Verhältniſſen und um Mißbrauch mit den 
depoſitirten Abſchieden zu verhindern, findet man es von der 
Ausfertigung der Abſchiede für die aus der activen Armee 
in die Landwehr übertretenden Capitulanten nun abkom— 
men zu laſſen. 

Von den in der Landwehr = Verpflichtung ſtehenden 
Soldaten haben demnach von nun an nur jene den Ab— 
ſchied zu erhalten, welche a) älter als 38 Jahre find, P) 
welche als realinvalid, c) im Concertations-und Gnaden— 
wege, d) auf eine erhaltene Anſtellung, welche die Befrey— 
ung von der Landwehrpflicht mit ſich bringt, entlaſſen 
werden. 

Um überhaupt den Vorgang bey Entlaſſung der aus— 
gedienten Capitulanten aus der activen Armee bis zu ih— 
rer Eintheilung in die Landwehr zu regeln, wird folgende 
Vorſchrift ertheilet: 

Erſtens. Jedes Regiment, Bataillon, Corps oder 
jede Branche, von welchem oder welcher ein Mann entlaſ— 
ſen wird, der nach Vorſchrift noch in der Landwehr zu 
dienen verpflichtet und geeignet iſt, hat jenem Werbbe— 
zirks-Infanterie-Regimente, in deſſen Bezirke der Mann 
ſeinen Aufenthalt wählt, und in deſſen Landwehrſtand der 
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Mann daher aufgenommen wird, (oder wenn das Regi— 
ment außer ſeinem Werbbezirke ſteht, dem dritten Batail— 
lon desſelben), die National- und 7 Waieſchreihun des 
Mannes zu überſenden, und dabey genau den Ort anzuge⸗ 
ben, welchen der Mann zu ſeinem Aufenthalte gewählet 
hat. 

Z3weytens. Dieſe National und 2 Dienſtbeſchreibung 
muß hinſichtlich ihrer Übereinſtimmung mit dem Grund— 
buche des Truppenkörpers, von welchem der Mann in Ab— 
gang kommt, von dem reſpicirenden Feldkriegs-Commiſ— 
ſariate beſtätiget werden. 

Drittens. Das Werbbezirks- Regiment, in deſſen 
Landwehr der Mann eingetheilt wird, hat dieſe National— 
und Dienſtbeſchreibung in ſein Grundbuch aufzunehmen, 
und hiernach auch für den Mann die Landwehrkarte aus— 
zufertigen. 

Viertens. Dient ein Mann bey dem Werbbezirks— 
Infanterie-Regimente ſelbſt, in deſſen Bezirke er ſeinen 
Aufenthalt wählt, und in deſſen Landwehr er ſomit einzu— 
theilen iſt, jo modiftciren ſich die SS 1, 2, 3 von ſelbſt. 

Fünftens. Der Truppenkörper, welcher dieſen 
Mann entläßt, hat denſelben in der Monaths-Tabelle, 
dem Entlaſſungs-Protocolle und den zum Muſter-Acte 
gehörigen Conſignationen nicht mehr, mit Abſchied entlafr 
ſen, aufzuführen, ſondern: als ausgedienter Capitulant, 
oder als halbinvalid auf ſein Anſuchen entlaſſen, und zur 
Landwehr des N. N. Regimentes gehörig. 

Sechstens. Dem Manne iſt bey ſeinem Abgehen 
an den zum Aufenthalte gewählten Ort ein Paß auszu— 
händigen, welcher deſſen Eigenſchaft als ausgedienter Ca— 
pitulant und Landwehrmann des Regiments N. N., dann 
die Route, die derſelbe bis zur Ankunft an ſeinem Auf— 
enthaltsorte einzuhalten hat, und die Anordnung enthal— 
ten muß, ſich nach dem Eintreffen an ſeinem Aufenthalts— 
orte bey ſeiner Civil-Obrigkeit, an welche er mit dem ſchul— 
digen Gehorſame anzuweiſen iſt, zu melden. 

G 2 
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Siebentens Auch wenn mehrere Mann mittelſt 
Transport abgeſendet werden, iſt jedem demungeachtet ein 
ſolcher Paß mitzugeben, und darin die Bemerkung von der 
Abſendung mittelſt Transportes, und bis wohin dieſes ge— 
ſchehen, beyzuſetzen. 

Achtens. Wenn Leute gemäß der Verordnung vom 
4. März 1827, K 559, ſchon einige Zeit vor ihrer Ent— 
laſſung einſtweilen beurlaubt werden; ſo iſt ſich auch nach 
den vorſtehenden, jedoch mit den von ſelbſt ſich ergebenz 
den Modificationen zu benehmen. 

Neuntens. Nach dem Eintreffen des Mannes an 
feinem gewählten Aufenthaltsorte wird die Civil-Obrigkeit 
desſelben das Werbbezirks = Commando davon zum Behufe 
der Eintheilung in die Landwehr verſtändigen, ſo wie das 
Werbbezirks-Commando nach Erhalt der National- und 
Dienſtbeſchreibung des Mannes, wenn in angemeſſener Zeit 
von der Civil-Obrigkeit des Mannes über deſſen Eintreffen 
kein Aviſo eingeht, ſich um Nachricht über den Mann an 
die betreffende Civil-Obrigkeit verwenden wird. 

Zehntens. Nach dieſer Norm ſind nicht allein die 
ausdienenden Capitulanten, ſondern auch jene Leute zu be— 
handeln, welche als halbinvalid für Garniſons-Batail— 
lons claſſificirt werden, und nach der beſtehenden Bewilli— 
gung auf ihr eigenes Anſuchen die Entlaſſung erhalten, 
ſo fern ſie in dieſem Zeitpuncte das 38. Lebensjahr noch 
nicht überſchritten haben. 

Hiernach find die unterſtehenden Truppen und Bran— 
chen, die es betrifft, dann die feldkriegskommiſſariatiſchen 
Beamten zur genauen Nachachtung zu belehren. (Nro. 21. 
81. 99.) 


105. 
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Hofkanzleydeeret vom 22., Deeret der n. ö. Regierung 
vom 30. November, Girculare des Kreisamts V. U. 
W. W. vom 20. December 1828. 
Notizenblatt 547. 


Nach den preußiſchen Geſetzen geht das Heimathrecht durch 
eine dreyjährige Abweſenheit verloren. 

Laut hohen Hofkanzleydecrets vom 22. November l. J. 
wurde von königlich-preußiſcher Seite abgelehnt, ein aus 
Greiſau im preußiſchen Schleſien gebürtiges, wegen Dieb— 
ſtahls abgeurtheiltes, und aus Oſterreich zu entfernendes 
Individuum als preußiſchen Unterthan zu übernehmen. — 
Als Grund dieſer Weigerung wurde angeführt, daß nach 
den dortigen Geſetzen das Domicial- und ſomit auch das 
Heimathrecht ſchon durch eine dreyjährige Abweſenheit ver— 
loren gehe, wobey ſich die königlich-preußiſche Regierung 
einer vollkommen reciproken Behandlung von Seite Oſter— 
reichs im Voraus unterworfen hat.“) 


*) Aus Anlaß, daß von königlich preußiſcher Seits ein Indivi⸗ 
duum, welches in Preußen der Militärpflicht noch nicht genüge 
gethan, ſich jedoch über 3 Jahre in Wien aufgehalten] hat, rer 
elamirt wurde, hat die k. k. Hofkanzley, über Anfrage, mit 
Decret vom 7. Jänner 1831 erklärt, daß, da die königlich 
preußiſche Regierung den Ausſpruch über den Verluſt des Hei— 
mathsrechts ihrer außer Land befindlichen Unterthanen, unab— 
hängig von der Dauer der Abweſenheit, ſich vorbehalten hat, 
der Reclamirte nach dem Cartel zu behandeln ſey; und mit 
Hofkanzley-Deeret vom 6., n. ö. Negierungs= Decret vom 
14. Auguſt 1831, Zahl 43958 wurde erinnert: Daß einſtwei— 
len, bis die im Königreiche Preußen vorgenommene Reform 
der Geſetzgebung hinſichtlich der Heimathsrechts-Verhältniſſe 
durch die Legislatur einer definitiven Cinoſur zugeführt wird, 
die mit Hofkanzleydeeret vom 22. November 1828 bekannt 
gegebenen Beſtimmungen noch aufrecht bleiben. (Siehe auch 
mein Schubweſen, Nro. 410.) 
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Hiervon werden ſämmtliche Dominien in Folge hohen 
Regierungs-Decrets vom 30. November l. J. Zahl 66328 
zur genauen Beobachtung dieſes, als allgemeine Regel zu 
geltenden Verfahrens verſtändiget. (Nro. 9. 156.) 


106. 
Hofkanzleydeeret vom 8. Jänner 1829. 
Kropatſchek 55. 7. 
Cataſtral-Vermeſſungs- Individuen find keine Beamte. 


Da die Cataſtral-Vermeſſungs-Individuen nur zeit⸗ 
lich angeſtellt, und folglich nicht als Staatsbeamte anzu— 
ſehen ſind, können ſie auf die Befreyung von der Militär— 
Dienſtpflicht, dieſer Eigenſchaft wegen, keinen Anſpruch 
machen. (Nro. 85.) 


107. 
Gubernial-Verordnung vom 24. Jänner 1829, 
Zahl 80405. 
Prov.⸗Geſetz-Samml. für Galizien 11. 36. 


Wegen Erſatzes der für einen mittelloſen Kranken in dem lem— 
berger allgemeinen Krankenhauſe aufgelaufenen Heil- und 
Verpflegskoſten. 

Zur Beſeitigung der Schwierigkeiten und Unzukömm— 
lichkeiten bey den Verhandlungen wegen Hereinbringung 
der Heilungs- und Verpflegskoſten an die Krankenanſtalten, 
findet man ſich veranlaßt, in Ergänzung des gedruckten 
Kreisſchreibens vom 13. October 1815, Zahl 38134, „we— 
gen Berichtigung der Heilungs- und Verpflegskoſten für 
die im lemberger allgemeinen Krankenhauſe behandelten 
Kranken“, dann des gedruckten Kreisſchreibens vom 18. Dez 
tober 1825, Zahl 60731 „wegen Vertheilung der Verpflegs— 
gebühren auf die Kreisgemeinden“, und der Circularverord— 
nung vom 16. Auguſt 1828, Zahl 56413, „wegen Ausdeh— 
nung dieſer Vorſchriften auf andere Localkrankenanſtalten 
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in den Kreiſen“ folgende erläuternde Vorſchrift bekannt zu 
machen: 

Zur Berichtigung der Heilungs- und Verpflegsgebüh— 
ren an die Krankenanſtalten find, wie bisher, gehalten 

1. Der Kranke, und wenn dieſer die Gebühren zu entz 
richten nicht vermögend iſt, 

Die Verwandten des Kranken in auf- und abſtei— 
gender Linie. 

Wenn aber dieſe Verwandten auch NH gsunvermö⸗ 
gend, und die verpflegten Kranken arme Inländer ſind, 
ſo werden in Anſpruch zu nehmen, und im Wege der 
Umlegung auf die Gemeinden des Haren den Kreiſes, zu 
welchem der Kranke gehört, zur Vergütung verpflichtet 
ſeyn, und zwar: h 

a) die Gemeinden jenes Kreiſes, zu welchem die Ge 
meinde des letzten zehnjährigen ununterbro⸗ 
chenen Aufenthalts des Kranken gehört, 

b) wenn die Gemeinde des letzten zehnjährigen units 
terbrochenen Aufenthalts nicht erhoben werden könnte, oder 
jener ſich in keiner Gemeinde durch zehn Jahre ununter— 
brochen aufgehalten hätte: ſo treten die Gemeinden jenes 
Kreiſes in die Verpflichtung des Verpflegskoſtenerſatzes ein, 
zu welchem die Gemeinde gehört, in welcher der Kranke 
ſich während der letzten 10 Jahre am läugſten aufgehal⸗ 
ten hat. 

Wenn aber dieſe Gemeinde ebenfalls nicht erforſcht 
werden könnte; jo fällt die Zahlungsverpflichtung 

c) auf die Gemeinden jenes Kreiſes, in welchem die 
Geburtsgemeinde des verpflegten Kranken liegt. Iſt aber 
derſelbe aus der Geburtsgemeinde förmlich entlaſſen, und 
in eine andere Gemeinde förmlich aufgenommen worden, 
jo tritt die letztere d. i. feine Jurisdictionsgemeinde ſtatt 
der Geburtsgemeinde in die Zahlungspflicht ein. 

Sollte endlich keine der zum abc bezeichneten Ge: 
meinden entdeckt werden können, ſo werden 

d) die Heilungs- und Verpflegskoſten den Gemeinden 
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jenes Kreiſes zur Laſt fallen, zu welchem die Gemeinde 
gehört, in welcher der mittelloſe Kranke ſich zuletzt auf— 
gehalten hat. (Siehe Nro. 58. 109.) 


108. 

Allerhöchſte Entſchließung vom 20., Hofkanzleydeeret 
vom 30. July, und 19. November, Gubernial-De— 
eret vom 8. December 1829. 

Kotizenblatt 501. 

Hinſichtlich der Aufnahme und Verpflegung der Findlinge in 
der Prager Findelanſtalt. 

§. 11. Die Pflegeältern der Findlinge können Letztere 
bis nach geendigtem zwey und zwanzigſten Jahre behal— 
ten, und zu ihrer Feld-oder Hausarbeit, Handwerk oder 
Kunſt verwenden.) Die Ortsobrigkeiten, Seelſorger und 
Vormünder, welche letztere, in Gemäßheit des mit der 
Gubernial-Kundmachung vom 30. September 1822 be 
kannt gemachten hohen Hofkanzleydecretes vom 12. Sep- 
tember 1822, gleich bey dem Austritte aus der Ararial— 
Verſorgung für jeden Findling zu beſtellen ſind, haben 
aber immer darauf zu wachen, daß der Findling nicht 
mißhandelt werde. Nach erreichtem zwey und zwanzigſten 
Lebensjahre ſteht es dem Findlinge frey, bey ſeinen Pfle— 
geältern auf Bedingniſſe, über welche ſie einig werden, zu 
bleiben, oder wo immer ſich ſeinen Unterhalt zu verſchaf— 
fen. (Siehe Nro. 45. 109.) 


109. 
Hofkanzleydeeret vom 25. July, Cireulare des k. k. 
böhmiſchen Guberniums vom 15. Auguſt 1829. 
Notizenblatt 353. 
Grundſätze für die Entrichtung der Verpflegsbeträge in dem 
Prager allgemeinen Kranken-Gebär- und Irren-Hauſe. 
§. 8. In das allgemeine Krankenhaus werden alle 
wahrhaft armen Kranken, welche von Prag gebürtig ſind, 


) Dieſer Vortheil wird hier denjenigen Pflegeältern angebothen, 
welche den Findling entgeldlich gepflegt haben. 
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oder ſich ſchon durchzehn Jahre ununterbro— 
chen hier aufgehalten haben, in dem Falle, wenn ſie keine 
Verwandten in auf- und abſteigender Linie, die die Vers 
pflegskoſten beſtreiten können, noch ſonſt einen Erwerb ha— 
ben, und wenn ſie nicht zu ſolchen Cathegorien gehören, 
für welche die Innungen, oder einzelne, zu keiner Innung 
gehörige Künſtler, Fabrikanten, Profeſſioniſten, oder end— 
lich die Dienſthälter die Verpflegsgebühren entrichten müſ— 
ſen, ſobald ſie mit den die Armuth beſtätigenden Zeug— 
niſſen ihrer Pfarrer und Armenväter verſehen ſind, wie 
bisher unentgeldlich zur Verpflegung und Heilung über— 
nommen. 

§. 9. Jene wahrhaft armen Perſonen, welche nicht 
von Prag gebürtig ſind, ſich nicht durch zehn Jahre unun— 
terbrochen hier aufgehalten haben, — werden zwar zur 
Heilung und Verpflegung übernommen; jedoch ſind die 
Verpflegsgebühren von den geſammten Unterthanen jener 
Kreiſe hereinzubringen, wo dieſe Perſonen geboren wur— 
den, oder wo ſie ſich durch volle zehn Jahre ununterbro— 
chen aufgehalten haben. (Siehe Nro. 58.) 


110. 

Hofkanzleydeeret vom 6. Auguſt 1829, Zahl 18075. 
Gubernial-Verordnung vom 25. Auguſt 1829, 
Zahl 14705. 

Prov. Geſetz-Samml. für Steyermark 11. 427. 

Die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft wird durch den Antritt 
reeler und perſonaler Gewerbe, nicht aber durch den Betrieb 
einer freyen Beſchäftigung oder durch die Beſtandnahme eines 
Gewerbes erworben. 

Über eine Anfrage, ob der Antritt eines verkäuflichen 
Gewerbes jene Anſäßigkeit begründe, wodurch die öſter— 
reichiſche Staatsbürgerſchaft erworben werde, wurde mit 
Hofkanzley-Verordnung vom 6. Auguſt 1829, Zahl 18075, 
bedeutet, daß nach dem 29. §. des bürgerlichen Geſetzbu— 
ches durch die Antretung eines Gewerbes ohne Unterſchied 
auf die reele oder perſönliche Eigenſchaft deſſelben aller 
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dings die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft erworben wer— 
de, ſobald zu deſſen Betrieb die förmliche Anſäßigkeit im 
Lande nothwendig iſt, dieſe Erwerbung ſich jedoch auf den 
Betrieb einer freyen Beſchäftigung oder die Beſtandnahme 
eines Gewerbes nach dem Hofdecrete vom 16. Jänner 
1817, ) Zahl 891, nicht erſtrecke. (S. Nro. 12. 63. 68.) 


111. 


Juſtiz-Hofdeeret vom 4. September 1829, an ſämmt— 
liche Appellationsgerichte. Hofkanzleydeeret vom 17. 
September 1829, Zahl 21994, an ſämmtliche Lanz 
derſtellen, mit Ausnahme von Mayland, Venedig, 
i und Dalmatien. 
Pol. G. S. 57. 606. Kropatſchek 55. 710. Prov. Geſetz⸗ 
Samml. für Mähren 141. 791. Niederöſterreich 11. 727. 
Oberöſterreich 11. 612. Steyermark 11. 504. 
Lotizenblatt 362. 

Berichtigung des Hofdeerets vom 26. September 1797, we— 
gen fiscalämtlicher Vertretung in Rechtsangelegenheiten über 
grundobrigkeitliche Rechte einer Herrſchaft gegen einen Grund— 
beſitzer, über deſſen Perſon ihr keine obeigkeitliche Gewalt zuſteht. 

Aus Anlaß einer Anfrage: ob die fiscalämtliche Ver— 
tretung, und Beyziehung eines politiſchen Repräſentanten 
in Rechtsangelegenheiten über obrigkeitliche Rechte zwi— 
ſchen einer Herrſchaft und einem Gegner, welcher ſeiner 
Perſon nach nicht zu dem unterthänigen Landvolke gehört, 
erforderlich ſey, wird bedeutet: die in dem Hofdecrete vom 
26. September 1797 Nro. 378. d. J. G. S. unmittel⸗ 
bar nach den Worten: in Anſehung ihrer Perſon, 
und vor den Worten: oder ihrer Perſon und Sache, 
vorkommenden zwey Worte: oder Sache, ſeyen in der 
Ausfertigung aus Irrung eingefloſſen; daher als nicht 
beygeſetzt anzuſehen, woraus folgt: das die ſiscalämtliche 
Vertretung und die Beyziehung eines politiſchen Repräſen— 
tanten in Rechtsangelegenheiten über grundobrigkeitliche 


*) Siehe meinen politiſchen Eheconſens, Seite 149, dann eben da— 
ſelbſt, Seite 146, das Hofkanzleydecret v. 20. Februar 1819. 
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Rechte einer Herrſchaft gegen einen Grundbeſitzer, über 
deſſen Perſon ihr keine obrigkeitliche Gewalt zuſteht, nicht 
erforderlich ſey. (Siehe Nro. 42.) 


. 5 112. 
Hofkanzleydeeret vom 22. October 1829. Z. 24750; 
Regierungseireulare vom 3. November 1829. Z. 60451. 
Pol. G. S. 57. 658. Kropatſchek 55. 775. Prov.⸗Geſetz⸗ 
Samml. für Niederöſterreich 11. 801. Oberöſterreich 11. 684. 
Tyrol 16. 437. Mähren 11. 841. Steyermark 11. 545. Dal⸗ 
matien 11. 435. Galizien 11. 420. 
Gerichtsbarkeit über die Militär-Pupillen, welche bey Civil— 
Perſonen in Dienſten ſtehen. 

Zufolge einer Aufforderung von Seite der k. k. oberſten 
Juſtizſtelle wird die vom k. k. Hofkriegsrathe dem Militär— 
Appellations-Gerichte bereits am 22. Jänner 1808 ertheilte 
Belehrung: „Daß minderjährige Kinder von Militär-Per— 
ſonen (dieſe letzteren mögen noch am Leben oder ſchon ver— 
ſtorben ſeyn), wenn ſie ihre Nahrung durch Dienen bey Ci— 
vil-Perſonen gewinnen, der Civil» Gerichtsbarkeit unters 
worfen ſeyen, und daß die Militär-Jurisdiction nur in 
Waiſenſachen der unter Militär-Vormundſchaft ſtehenden 
Kinder, welche ſich ihr Fortkommen auf ſolche Art bey Ci— 
vil-⸗Perſonen verſchaffen, eintrete,“ zur allgemeinen Wiſ— 
ſenſchaft und genauen Befolgung bekannt gemacht. (Siehe 
Nro. 49 und 118.) 

113. 

Hofkanzleydeeret vom 22. November 1829, Z. 26570, 
an die Länderſtellen in Illirien, Steyermark, Oſter— 
reich ob der Enns, Mailand und Venedig. 
Kropatſchek 55. 831. Pol. G. S. 57. 715. Prov.⸗Geſetz-S. 
für Oberoſterreich 11. 792. Steyermark 11. 558. 
Ausforſchung und Evidenzhaltung des Domicils der Taubſtum— 
men und Blödſinnigen. 

ach Anzeige des tyroliſchen Landesguberniums haben 
ſich ſeit wenigen Jahren häufige Fälle ergeben, daß in je— 
ner Provinz Taubſtumme und Blödſinnige aufgegriffen wur— 
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den, deren Herkunft ungeachtet aller angeſtrengten Nach— 
forſchungen nicht ausfindig gemacht werden konnte, wo- 
durch ſowohl dem Staatsſchatze durch ihre Verpflegung 
während der Ausforſchung ihres Domicils, als den Ge— 
meinden jener Kreiſe, in denen ſie aufgegriffen werden, 
und denen im Nichtausforſchungsfalle ihre Erhaltung zur 
Laſt fällt, unbillige und nicht unbedeutende Koſten verur— 
ſacht werden, und überdieß das Los dieſer Unglücklichen 
durch Entbehrung der beſſeren Pflege ihrer Angehörigen, 
und des von den Geſetzen ihnen zugeſtandenen beſonderen 
Schutzes häufig noch verſchlimmert wird. 

Um dieſem Übelſtande abzuhelfen, und Entweichungen 
oder Verirrungen ſolcher Unglücklichen vorzubeugen, findet 
man ſich veranlaßt, der Landesſtelle aufzutragen, daß ſelbe 
den untergeordneten Obrigkeiten es zur beſonderen Pflicht 
mache, blödſinnige Perſonen, beſonders wenn ſie zugleich 
Taubſtumme ſind, durch die Gemeinde-Vorſtehungen ihres 
Domicils in ſtäter Evidenz halten zu laſſen, und letztere 
auch dafür verantwortlich zu machen, daß ſie im Falle der 
Entfernung einer ſolchen Perſon aus dem gewöhnlichen 
Aufenthaltsbezirke ſogleich der Obrigkeit hiervon die Anzeige 
erſtatten, der es obliegen wird, mittelſt einer Perſonsbe— 
ſchreibung die Ausfindigmachung des vermißten Individu— 
ums auf geeignetem Wege einzuleiten und nach Umſtänden 
auch gegen diejenigen, die ſich hierbey durch Vernachläſſi— 
gung ihrer Pflicht etwas zu Schuld kommen ließen, geſetz— 
mäßig zu verfahren. 

Zugleich hat ſich die Landesſtelle auch mit dem k. k. Ap⸗ 
pellationsgerichte ins Einvernehmen zu ſetzen, damit auch 
auf dieſem Wege den Gerichten gehörig eingeſchärft werde, 
alles genau zu beobachten und beobachten zu machen, was 
die Geſetze in Hinſicht auf die Bevormundſchaftung ſolcher 
Perſonen vorſchreiben. (Siehe Nro. 84 und 119.) 
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114. 
Deeret der n. ö. Regierung vom 25. November 1829, 
Z. 62504, an den Wiener Magiſtrat. 

2) Ob einem Minderjährigen, der die Erwerbung der Staats- 
bürgerſchaft durch das Decennium anſpricht, das Nationali— 
ſirungszeugniß auszufertigen ſey? und 

b) Ob ein Auslander überhaupt während ſeiner Minderjäh— 
rigkeit die öſterr. Staatsbürgerſchaft erwerben könne? 

Über dieſe Fragen hat die k. k. n. ö. Regierung erklärt: 


a. Da N. mit ſeinen uneheligen Altern vor mehr als 
14 Jahren als ein unmündiges Kind nach Oſterreich gekom— 
men, auf Koſten ſeines Vaters in einem hierländigen Mili— 
tär⸗Inſtitute erzogen worden iſt, und nun für ihn von ſeinem 
hierlandes aufgeſtellten Vormunde die Nationaliſirung aus— 
drücklich angeſucht wird: ſo unterliegt die Ausſtellung eines 
förmlichen Nationaliſirungszeugniſſes für denſelben keinem 
Anſtande. 

b. Aus Anlaß eines ähnlichen Falles hat die k. k. Hof— 
kanzley am 6. December 1822, Zahl 34087 entſchieden, 
daß, da Minderjährige im allgemeinen für ſich allein keine 
Verpflichtungen eingehen können, einem minderjährigen 
Ausländer, wenn er um die Aufnahme als öſterr. Staats— 
bürger anſucht, dieſe letztere nur dann zugeſtanden werden 
könne, wenn der Beweis vorliegt, daß die Altern, der 
Vormund oder Curator die Einwilligung zu deſſen Übers 
tritte in den öſterr. Unterthansverband ertheilt haben. 

Nach dieſer hohen Entſcheidung iſt daher eine ſtillſchwei— 
gende Erwerbungsart der öſterr. Staatsbürgerſchaft durch 
den bloſſen ununterbrochenen zehnjährigen Aufenthalt in 
den öſterr. Staaten bey einem Ausländer während ſeiner 
Minderjährigkeit nicht denkbar; wobey es ſich jedoch von 
ſelbſt verſteht, daß einem Fremden, wenn er das Groß— 
jährigkeitsalter erreicht hat, und dann erſt die Anerken⸗ 
nung ſeiner Nationaliſirung aus dem Titel eines ununter— 
brochenen zehnjährigen Aufenthalts anſpricht, die Einrech— 
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nung der ſchon während der Minderjährigkeit in den con— 
ſcribirten Erbländern zugebrachten Jahre in das Decennium 
ohne Anſtand zugeſtanden werden könne. (Nro. 86. 124.) 


115. 


Allerh. Entſchließung vom 15. März 1828; Hofkanz⸗ 
leydeeret vom 4. Jänner 1830, Z. 48. 


Prov.⸗Geſetz-Samml. für Tyrol 17. 31. Notizenblatt 79. 

Kropatſchek 56. 5. Niederöſterreich 12. 27. Mähren 12. 2. 

Galizien 12. 26. Steyermark 12. 24. Dalmatien 12. 10. 
Laibach 12. 22. Barthenh. polit. Adminiſtr. 1. 49. 


Erwerbung der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft durch den 
Antritt eines öffentlichen Dienſtes. 


Auf allerhöchſten Befehl iſt bey den Hofſtellen die Frage 
in Berathung gezogen worden, ob der erſte Satz des §. 29 
des a. b. G. B. ſich auch auf proviſoriſche, öffentliche, 
nicht ſtabile, nicht definitive Dienſtleiſtung anwenden laſſe. 

Über den dießfalls von der k. k. Hof-Commiſſion in 
Juſtiz-Geſetzſachen erſtatteten allerunterthänigſten Vortrag 
haben nun Seine Majeſtät mit allerhöchſter Entſchließung 
vom 15. März 1828 zu erklären geruhet, daß unter dem 
öffentlichen Dienſte, durch deſſen Antretung Fremde nach 
dem F. 29 des a. b. G. B. die öſterreichiſche Staatsbür⸗ 
gerſchaft erwerben, in Hinkunft bloß ein wirklicher Staats— 
dienſt, und keine proviſoriſche oder andere öffentliche Dienſt— 
leiſtung zu verſtehen ſey. 

Dieſe Anordnung habe jedoch nicht für die bereits in 
proviſoriſcher oder anderer öffentlichen Dienſtleiſtung ſte— 
henden Individuen zu gelten. 
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116. 
Hofkanzleydeeret vom 25. Jänner 1830, Zahl 1728. 
Hofkriegsrathsdeeret vom 12. Februar 1830. K. 474. 
An ſämmtliche Länderſtellen, und General-Commanden. 
Kropatſchek 56. 49. Notizenblatt 92. Prov. Geſetz-Samml. 
für Oberöſterreich 12. 44. Mähren 12. 56. Tyrol 17. 85. 


Galizien 12. 86. Steyermark 12. 59. Dalmatien 12. 55. 
Laibach 12. 41. Barthenh. pol. Adminiſtr. 1. 51. 


Behandlung verabſchiedeter Soldaten, welche im Auslande ge— 
boren find, bey ihrer Niederlaſſung im öſterr. Kaiſerſtaate. 

Seine Majeſtät haben in Abſicht auf die Allerhöchſt 
Ihrer Entſcheidung unterzogene Frage: wie ein aus den 
öſterreichiſchen Militär-Dienſten entlaſſener Ausländer rück— 
ſichtlich ſeiner Niederlaſſung im öſterreichiſchen Kaiſerſtaate 
zu behandeln ſey? zu Folge herabgelangter Allerhöchſter 
Entſchließung vom 18. Jänner d. J. Nachſtehendes anzu— 
ordnen geruhet: 

„Jenen Ausländern, welche die vorgeſchriebene Ca— 
pitulations-Zeit in den öſterreichiſchen Militär-Dienſten 
vollſtrecket haben, iſt die Niederlaſſung in den öſterreichi— 
ſchen Staaten, wenn ſie darum anſuchen, und gegen ſie 
weder in Hinſicht der Moralität, noch in ſonſtiger Bezie— 
hung ein Anſtand obwaltet, zu geſtatten; auch kann ihnen 
die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft, wenn fie darum bite 
ten, und die erforderlichen Eigenſchaften nachweiſen, er— 
theilet werden. i 

Werden derley Ausländer in der Folge erwerbsunfä— 
hig: ſo ſind ſie nach den beſtehenden allgemeinen Verſor— 
gungs-Vorſchriften zu behandeln. 

Hat aber ein ſolcher Ausländer, der bereits in der In— 
validen-Verſorgung wirklich war, ſeinen Abſchied genom— 
men, um in ſein Vaterland zurückzukehren, von wo er aber 
zurückgewieſen wurde, was er beſtimmt erweiſen muß: 
fo iſt er wieder in die frühere Invaliden-Verſorgung zu. 
übernehmen.“ f 
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117. 
Hofkanzleydeeret vom 19. April 1830, Z. 11959, an 
die k. k. vereinte Gefällen-Verwaltung in Galizien, die 
k. k. Finanzintendenz in Dalmatien und das k. ſieben— 
bürgiſche Theſaurariat. 
Prov. Geſetz-Samml. für Galizien 12. 260; für Dalma⸗ 
tien 12. 279. 


Behandlung der Muhamedaner, welche mit Sclaven im Ge— 
folge über die Gränze kommen. 


Im Einverſtändniſſe mit den betreffenden Hofbehörden 
findet man Folgendes anzuordnen: Die an der Gränze der 
öſterreichiſchen Staaten anlangenden Muhamedaner ſind, 
ſofern ſie Sclaven in ihrem Gefolge haben, durch die 
Gränzzollämter, bey denen ſie erſcheinen, auf eine angemeſ— 
ſene Weiſe von dem Inhalte der Geſetze, insbeſondere der 
allerh. Entſchließung vom 25. Juny 1826, *) nach welchen 
der Zuſtand der Sclaverey in Sr. k. k. Majeſtät Staaten 
nicht geduldet wird, in Kenntniß zu ſetzen. Hiernach wird 
es denſelben zwar frey ſtehen, entweder ihre Sclaven auf 
das jenſeitige Gebieth zurückzuſchaffen, oder hinſichtlich 
derſelben den hierländigen Geſetzen ſich zu unterwerfen; 
doch wird bey etwaigen Reclamationen von Sclaven auf 
dem öſterreichiſchen Gebiethe der Vorwand, die wahre oder 
falſche Angabe, dieſe Verſtändigung habe gar nicht, oder 
auf unvollkommene oder unrichtige Weiſe Statt gefunden, 
die genaue Beobachtung und Vollziehung der wider die Scla— 
verey beſtehenden Geſetze in keinem Falle hindern können. 

Hiernach hat die k. k. (das k.) die an der türkiſchen 
Gränze befindlichen Zollämter (Dreyßigſtämter) anzuweiſen, 
und darüber zu wachen, daß von Seite dieſer Gränzbehör— 
den durch aufmerkſame Beachtung dieſer Weiſungen unan— 
genehmen Mißverſtändniſſen vorgebeugt werde. 

Den zur See anlangenden Muhamedanern wird dieſe 
Mittheilung durch die See-Sanitätsämter gemacht werden. 


9) Siehe Kropatſchek 52. 250. Prov. Geſetz-Samml. für Nieder⸗ 
öſterreich 8. 402. Notizenblatt 337. Pol. G. S. 54.75. Viſini 489. 
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118. 
Hofkanzleydeeret vom 13. May 1830, Zahl 10607. 
Regierungs-Verordnung v. 22. May 1830, Z. 26053. 
Prov.⸗Geſetz-Samml. für Niederöſterreich 12. 307. 


Belehrung über den Ausdruck: »Waiſenſachen«, rückſichtlich 
der bey Civil-Perſonen dienenden Militär- Waifen. 
Über die Anfrage: ob unter den laut Regierungscir— 

culare vom 3. November 1829 der Militär-Jurisdiction 

vorbehaltenen Waiſenſachen rückſichtlich der bey Civil— 

Perſonen im Dienſte befindlichen, und deswegen der Civil— 

Gerichtsbarkeit unterworfenen aber unter der Militär-Vor— 

mundſchaft ſtehenden Kinder, lediglich das Vermögen ſolcher 

Pupillen zu verſtehen ſey, und ob ſomit von der Civil-Ob⸗ 

rigkeit die Einwilligung zur Eingehung der Ehe ertheilt 

werden könne, hat die k. k. Hofkanzley bedeutet: daß nach 

Erklärung der hofkriegsräthlichen Juſtiz-Normalien-Com⸗ 

miſſion die hofkriegsräthliche Verordnung vom 22. Jänner 

1808 unter dem Ausdrucke: „Waiſenſachen“, nicht bloß 

die Verwaltung und Verrechnung des Waiſen-Vermögens, 

ſondern alle Geſchäfte von größerer Wichtigkeit verſtehe, 
weil eine Theilung der obervormundſchaftlichen Amtshand— 
lungen zwiſchen zweyen oder mehreren Behörden, weder mit 
den Vorſchriften des vierten Hauptſtückes des bürgerlichen 

Geſetzbuches, noch mit jenen des fünften Hauptſtückes des im 

Jahre 1808 noch verbindlich geweſenen bürgerlichen Geſet— 

zes vom 1. November 1786, und der allgemeinen Juſtiz⸗ 

Inſtruction vom 9. September 1785, vereinbarlich ſey. 
Aus dieſen Rückſichten gehöre daher auch die Ein— 

willigung zu einem Ehevertrage im gegebenen Falle zum 

Wirkungskreiſe der Militär-Vormundſchafts-Behörde. 

(Nro. 112.) 
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119. 
Gubernial-Verordnung vom 4. Auguſt 1830, 3.13949. 


Prov.⸗Geſetz-Samml. für Steyermark 12. 289, 


Evidenzhaltung und Perſonsbeſchreibung aller im Lande befind— 
lichen taubſtummen armen Blödſinnigen von Seite ihrer Be— 
zirksobrigkeiten mit Angabe ihres Aufenthaltsortes. 


Da wiederholte Fälle eingetreten ſind, daß taubſtumme 
Blödſinnige aus fremden Bezirken nach Grätz verſetzt wur— 
den, ohne daß deren Herkunft auch durch die Verlautba— 
rung der Perſonsbeſchreibung derſelben ausgemittelt wer— 
den konnte, wodurch ſomit deren Unterbringung im grät— 
zer Siechenhauſe veranlaßt wurde, und auf dieſe Art meh— 
rere Plätze auf viele Jahre den Armen der Hauptſtadt 
Grätz entzogen werden mußten; ſo ſieht man ſich, um ſol— 
chen Unfügen in Zukunft vorzubeugen, und um gegen Die— 
jenigen, welche ſich die Verſetzung eines ſolchen hülfloſen 
Blödſinnigen zu Schulden kommen laſſen, geſetzlich vorge— 
hen zu können, veranlaßt, zur Vervollſtändigung der we— 
gen Evidenzhaltung der taubſtummen Blödſinnigen erfloſſe— 
nen Gubernialverordnung vom 2. December v. J., 3. 22090, 
weiters anzuordnen, daß von jeder Bezirksobrigkeit ein 
Verzeichniß der in ihren Bezirken befindlichen Perſonen, 
welche als Taubſtumme oder wegen ihrer Blödſinnigkeit 
über ihre Individualität ſelbſt keine genügende Auskunft 
zu geben im Stande ſind, und daher als vollkommen un— 
weltläufig anzuſehen ſind, verfaßt, und mit Beyfügung 
der thunlichſt genauen Perſonsbeſchreibung, dann mit An— 
gabe des Ortes wo, und der Perſonen, bey welchen ſich 
dieſelben aufhalten, an das k. k. Kreisamt eingeſendet, 
ein Pare hiervon aber bey der Bezirksobrigkeit ſelbſt zurück— 
behalten werde, um im Falle der Betretung ſolcher verlaſ— 
ſenen Blödſinnigen in fremden Bezirken von dieſen Verzeich— 
niſſen, ohne erſt neuerliche Einvernehmungen veranlaffen 
zu müſſen, den erforderlichen Gebrauch machen zu können. 
(Siehe Nro. 113.) 


120. 


5 120. 

Hofkammerdeeret vom 28. Auguſt 1830, Z. 30572. 
Gubernial-Currende vom 15. October 1830, Z. 25667. 
Prov.⸗Geſetz-Samml. für Illirien 12. 576. 
Ausländer, welche im k. k. öſterreichiſchen Militär gedient ha— 
ben, und dann in Privat-Dienſte übertreten, können in die 
Gränzwache aufgenommen werden. 

Die k. k. allgemeine Hofkammer hat über eine von der 
k. k. ob der ennſiſchen Zollgefällen-Adminiſtration gemachte 
Anfrage, ob ein Ausländer, welcher beym öſterreichiſchen 
Militär gedient hat, und dann in Privat-Dienſte trat, 
die im Militärdienſte zugebrachten Jahre bey der Nachwei— 
ſung des zehnjährigen Aufenthaltes in den k. k. öſterreichi— 
ſchen Staaten zur Erlangung der öſterreichiſchen Staatsbür— 
gerſchaft einrechnen könne, um in die Gränzwache aufgenom— 
men zu werden, mit dem Decrete vom 28. Auguſt 1830, 3. 
30572 erwiedert, daß ein Ausländer nach der, der aller— 
höchſten Entſchließung vom 25. Auguſt 1818 0 zu Grunde 
liegenden Abſicht, durch den Eintritt in die k. k. Armee auch 
ſogleich an den Vortheilen der öſterreichiſchen Staatsbür— 
gerſchaft Theil nehme, und als ein bereits in öſterreichi— 
ſchen Staatsdienſten geſtandenes Individuum gleich jedem 
anderen Staatsbürger, in einen andern Staatsdienſt auf⸗ 
genommen werden könne, welches als eine Erläuterung 
des zur Aufnahme in die Gränzwache nothwendigen Beſit⸗ 
zes der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft zu dienen hat. 
(Nro. 123.) 


— 


) Siehe dieſe allerh. Entſchließung in meinem pol. Eheconſenſe, 
Seite 143. 
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121, m 

Hofkanzleydeeret vom 10. November 1830, Z. 25992, 
an ſämmtliche Länderſtellen. N 

Kropatſchek 56. 410. Notizenblatt 556. Prov.⸗Geſetz-Samml. 


für Mähren 12. 261. Tyrol 17.633. Steyermark 12. 404. 
Laibach 12. 587. Niederöſterreich 12. 700. 


Nähere Bezeichnung der Heimath in den Wanderbüchern. 


In den Wanderbüchern iſt bey den vorgedruckten For- 
meln der Perſonsbeſchreibung zur Bezeichnung der Heimath 
nur der Geburtsort angedeutet. Da jedoch zur Erlan⸗ 
gung einer beſſeren Evidenz über die Abweſenden in Fällen 
der Reiſebewilligungen, zumal bey gleichnamigen Orten 
auch die Beyſetzung des Kreiſes, der Ortsobrigkeit und 
Pfarre als zweckmäßig erſcheint: ſo hat die Landesſtelle die 
Einleitung zu treffen, daß dieſe nähere Bezeichnung (wel— 
che, wie man vorausſetzen muß, ohnehin in den meiſten 
Fällen von den Obrigkeiten nicht unterlaſſen wird) allge 
mein als Richtſchnur vorgezeichnet werde. (Siehe in mei— 
nem Schubweſen Nro. 369.) f 


N 
Hofkanzleydeeret vom 10. Dec. 1830, Z. 28519. Gub. 
Decret in Böhmen vom 22. Jänner 1831, Z. 283, 
Prov.⸗Geſetz-Samml. für Böhmen, 13. 51. Galizien 13.42. 
Tyrol 18. 11. Mähren 13. 10. Oberöſterreich 13. 15. Lai⸗ 


bach 13. 11. Steyermark 13. 20. Dalmatien 13. 23. Bar⸗ 
thenh. pol. Adminiſtr. 1. 58. 


Erneuerung des Verbothes, daß bayeriſchen Unterthanen ohne 
Entlaßfchein ihrer Obrigkeit keine Aufnahms- und Ehebewilli— 
gung zu ertheilen ſey. 

Aus Anlaß eines vorgekommenen Falles, wo von 
Seite eines k. bayeriſchen Landgerichtes einem unbefugt 
im Auslande befindlichen öſterreichiſchen Unterthan, ohne 
dießſeitige Entlaſſung, die Aufnahms- und Eheligungs— 
Bewilligung ertheilt worden iſt, hat ſich die k. k. Hofkanz— 


* 
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ley beſtimmt gefunden, der k. bayeriſchen Regierung im 
Wege der k. k. geheimen Hof- und Staatskanzley den Wunſch 
auszudrücken, daß ähnliche Vorgänge mit Rückſicht auf die 
zwiſchen beyden Staaten dießfalls beſtehende Übereinkunft 
vermieden werden möchten. 

Zu Folge Eröffnung der k. k. geheimen Hof- und 
Staatskanzley hat die k. bayeriſche Regierung eine dieſem 
Wunſche vollkommen entſprechende Weiſung an ſämmtliche 
Kreisregierungen erlaſſen, zugleich aber das Anſuchen ge⸗ 
macht, daß auch von Seite der k. k. öſterreichiſchen Staats— 
verwaltung eine gleichartige allgemeine Verfügung getroffen 
werden möchte. 

In Erfüllung dieſes Anſinnens erhalten die k. Kreis⸗ 
ämter zu Folge Hofkanzleydecrets vom 10. December 1830, 
Zahl 28519 die Weiſung, dafür zu ſorgen, daß in Anſe⸗ 
hung der k. bayeriſchen Unterthanen von Seite der k. k. 
öſterreichiſchen Behörden ein vollkommen gleichförmiges 
Benehmen beobachtet werde. 


123. 


Hofkanzleydecret vom 15. Jänner 1831, Zahl 722. 
Gubernial-Kundmachung vom 21. Hornung 1851, 
b Zahl 10520. 
Prov.⸗Geſetz⸗Samml. für Galizien 13. 60. 
Die Dienſtleiſtung in der Gränzwache erwirbt die Staats⸗ 
Bürgerſchaft nicht. 
Nachträglich zu der hierortigen Verordnung vom 14. 
d. M., welche die Beantwortung der Frage zum Gegen— 
ſtande hatte, in welche Claſſificationsrubrik die Gränz⸗ 
wachmannſchaft bey der Conſcriptionsreviſion aufgenom- 
men werden ſoll, wird dem Kreisamte der aus Anlaß einer 
vorgekommenen Anfrage von der hohen Hofkanzley im 
Einvernehmen mit dem k. k. Hofkriegsrathe in Bezug auf 
dieſen Gegenſtand gefaßte weitere Beſchluß hierdurch be— 
kannt gemacht: 
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1. Die in der Gränzwache dienenden Fremden aller 
Cathegorie, Ausländer und Unterthanen unconſcribirter 
Erbländer, ſind ganz wie früher, ehe ſie in die Gränzwache 
traten, bey der Conſcriptionsreviſion zu behandeln, daher 
in die Fremden-Tabellen aufzunehmen. 

Die Dienſtleiſtung in der Gränzwache kann nicht für 
eine Anſtellung in einem eigentlichen Staatsamte angeſe— 
hen werden. 

Die Mannſchaft der Gränzwache iſt in dieſer Bezie— 
hung in gleichem Verhältniſſe mit dem Militär. Durch 
die Dienſtleiſtung in der Armee erwirbt aber ein Auslän— 
der die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft nicht, und ein 
Individuum aus einem unconſcribirten Erblande wird durch 
den Eintritt bey einem Truppenkörper, welcher aus den 
deutſchen Provinzen ergänzt wird, kein Unterthan dieſer 
Provinzen. 

2. Die Dienſtleiſtung in der Gränzwache enthebt nicht 
von der vorgeſchriebenen Ausweiſung über den Adelſtand 
bey der Conſcriptionsreviſion. Da der Adel vom Militär 
gänzlich befreyt, ſo muß, wie jeder andere Befreyungs— 
titel, auch dieſer in der gehörigen Art genügend nachge— 
wieſen werden. 

Von dieſen mit hohem Hofkanzleydecrete vom 13. 
v. M., Zahl 722 herabgelangten Beſtimmungen, von 
welchen man unter Einem die k. k. vereinte Cameral— 
Gefällen-Verwaltung als die vorgeſetzte Behörde der 
Gränzwache in die Kenntniß ſetzt, wird das k. Kreisamt 
zur eigenen Darnachachtung mit dem Auftrage verſtändigt, 
ſelbe auch ſämmtlichen Conſcriptions-Obrigkeiten zur ge— 
nauen Befolgung bekannt zu geben. (Siehe Nro. 120.) 
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124. 
Hofkanzleydeeret vom 31. März 1831, Zahl 7357; 
Regierungs-Verordnung vom 14. April 1831, Zahl 
19976. An den Wiener Magiſtrat. 


Provinz.⸗Geſetz-Samml. für Niederöfterreich 13. Band, 
Seite 111. Barthenheim's polit. Adminiſtr. 1. 57. 
Für minderjährige Perſonen können ihre geſetzlichen Vertreter. 
die Staatsbürgerſchaft anſuchen. Bey Unmündigen findet die 
Ablegung des Unterthanseides nicht Statt. 


Nachdem die geſetzlich berufenen Vertreter minderjäh— 
riger Perſonen für letztere vertragsmäßige Rechte aller 
Art erwerben, und vertragsmäßige Verbindlichkeiten über— 
nehmen können, ſo ſind ſie auch befugt, für ihre Pflege— 
befohlenen die Verleihung der Staatsbürgerſchaft zu er— 
wirken. 

Bey Unmündigen kann zwar die perſönliche Able— 
gung des Unterthanseides nicht Statt finden; allein die— 
ſer Eid, ſo wie die in dem Normativ vom 30. Jänner 
1824 vorgeſchriebene Vorhaltung der Unterthanspflichten 
iſt bloß eine zur Bekräftigung der eingegangenen Verbind— 
lichkeiten eingeführte Feyerlichkeit, das Unterthansverhält— 
niß ſelbſt aber wird nicht durch den Eid, ſondern durch 
den zwiſchen der öffentlichen Verwaltung und der Partey, 
welche die Staatsbürgerſchaft anſucht, eintretenden Auf— 
nahmsvertrag begründet. 

Die Unfähigkeit eines Unmündigen zur Ablegung des 
Unterthanseides kann daher an und für ſich ſeiner Auf— 
nahme in die Staatsbürgerſchaft, ſobald letztere für ihn 
von ſeinen berufenen Vertretern angeſucht wird, nicht hin— 
derlich ſeyn, und es kann eben aus dem Grunde, weil der 
Unterthanseid als eine bloße Feyerlichkeit nicht als eine 
weſentliche und unerläßliche Bedingung erſcheint, keinem 
Anſtande unterliegen, davon in ſolchen Fällen zu diſpen— 
ſiren, oder deſſen Ablegung bis zur Erreichung des erfor— 
derlichen Alters zu verſchieben. (Nro. 114.) 


125. 
Hofkanzleydeeret vom 28. April 1851, Zahl 9046. 
Regierungs-Verordnung vom 6. May 1831, Zahl 
24717. An die k. k. Polizey-Ober-Direction. 


Prov.⸗Geſetz-Samml. für Niederöſterreich 13. Band, 
Seite 226. 
Vorſchriften in Bezug auf die Ertheilung der Aufenthalts— 
Conſenſe für die im Judenthume verbliebenen Gattinnen der, 
durch ihren Übertritt zur Fatholifchen Religion in Wien anſä— 
ßig gewordenen Israeliten. 

In den Fällen, wo fremde, in Wien nicht tolerirte 
Israeliten nach dem Übertritte zur katholiſchen Religion 
ſich hier anſäßig machen, und für ihre im Judenthume 
verbliebenen Gattinnen und Kinder (bey dem Umſtande, 
daß die Ehe früher nicht aufgelöſet wurde) die Bewilli— 
gung des hieſigen Aufenthaltes anſprechen, erheiſchen es 
die Billigkeits-und Hummanitäts-Rückſichten, das Zu⸗ 
ſammenleben derley chriſtlicher und jüdiſcher Eheleute nicht 
zu hindern. 

Bey den zu dieſem Ende zu ertheilenden zeitlichen Auf⸗ 
enthalte = Bewilligungen iſt vorläufig die legale Ausweiſung, 
wo nach dem Tode des Familienvaters die Familie ihr Un— 
terkommen zu finden hat, abzufordern, und iſt daher auch 
im eintretenden Falle auf deren Entfernung dahin zu 
dringen. 

Übrigens aber find derley Aufenthalts-Conſenſe (ſtatt 
der für andere fremde Israeliten vorgezeichneten kürzeren 
Termine) von Jahr zu Jahr zu ertheilen, ohne dafür die 
Entrichtung von Aufenthaltsgebühren zu fordern, weil in 
Fällen dieſer Art die zeitlichen Conſenſe eigentlich bloß die, 
für die invigilirende Behörde erforderliche Evidenthaltung 
des Zeitpunctes der allfälligen künftigen Entfernung ſol— 
cher israelitiſchen Familien zum Zwecke haben. (Nro 51. 
168. 173.) 


126. 


126. 
Hofkanzleydeeret vom 27. Juny 1851, Zahl 8104; 
an ſämmtliche Länderſtellen. 
Kropatſchek 57. 163. Prov.⸗Geſetz-Samml. für Galizien 
13. 276. Tyrol 18. 457. Böhmen 13. 312. Notizenblatt 
338. Mähren 13. 189. Oberöſterreich 13. 327. Niederöſter⸗ 


reich 13. 348. Laibach 13. 215. Steyermark 13. 189. Ga⸗ 
lizien 14. 12. Dalmatien 13. 286. 


Beſtimmung der Behörden, welche bayeriſchen Unterthanen 
die Aufnahme in den öſterreichiſchen Unterthansverband zu— 
ſichern dürfen. 

In Folge eines vorgekommenen Falles, wo von eis 
nem Dominium einem königlich bayeriſchen Unterthane 
die Aufnahme in die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft zu— 
geſichert, von der Landesſtelle aber ſpäterhin, der gegen 
dieſen Unterthan vorgekommenen Anſtände wegen, ver— 
weigert worden iſt, hat ſich die königl. bayeriſche Regierung 
veranlaßt gefunden, das Anſuchen zu ſtellen, daß die Zeug⸗ 
niſſe über die Aufnahme bayeriſcher Unterthanen in den 
öſterreichiſchen Unterthansverband von dem betreffenden 
Kreisamte ausgefertiget oder beſtätiget werden möchten. 

Da die vereinigte Hofkanzley dieſe Forderung in der 
Billigkeit gegründet findet, und die königl. bayeriſche Re— 
gierung, zu Folge der mit ihr im geſandtſchaftlichen Wege 
gepflogenen Rückſprache, die Beobachtung des Recipro⸗ 
cums in der Art zugeſichert hat, daß auch Ihrerſeits den— 
jenigen Behörden, welchen die Ertheilung der königl. baye— 
riſchen Staatsbürgerſchaft und die Aufnahme in den dor—⸗ 
tigen Unterthansverband zuſteht, bey Auswanderung öſter— 
reichiſcher Unterthanen nach Bayern die Ausfertigung ähn— 
licher Aufnahmszuſicherungen werde aufgetragen werden: 
ſo werden die Kreisämter ermächtiget, in ſolchen Fällen, 
wo die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft von königl. baye— 
riſchen Unterthanen in Gemäßheit der in dem §. 29 des 
allgemeinen bürgerl. Geſetzbuches enthaltenen Beſtimmun— 
gen in Anſpruch genommen wird, die Aufnahmszuſicherung 
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ſelbſt zu ertheilen; wenn hingegen dieſelbe nach Maßgabe 

des §. 30 dieſes Geſetzbuches angeſucht wird, ſteht es der 

Landesſtelle zu, die Bewilligung zu geben, und das Kreis— 

amt hat ſodann mit Bezug auf dieſe Bewilligung die Zuſiche— 

rung der Aufnahme in den Unterthansverband zu ertheilen. 
i 127. 

Hofkanzleydeeret vom 27. Juny 1831, Zahl 13949. 
Gubern Verordn. vom 16. July 1831, Z. 15849. 
Prov.⸗Geſetz-Sammlung für Illirien 13. 214. 
Behandlung der aus nicht- oder neu-conſcribirten Provinzen 
gebürtigen Individuen, welche hierlandes das Decennium er— 
reicht haben, bey der Conſcription. 

Aus Anlaß eines ſpeciellen Falles hat die hohe k. k. ver⸗ 
einte Hofkanzley unterm 27. Juny 1831, Zahl 13949 in Be⸗ 
treff der Conſcribirung der aus nicht- oder neu-conſcribirten 
Provinzen des öſterreichiſchen Kaiſerſtaates gebürtigen In— 
dividuen die Erläuterung zu ertheilen befunden, daß der— 
ley Individuen durch ein zehnjähriges Domicik 
in einer der alt-conſcribirten Provinzen, in letzterer die 
Nationalität erreichen, und daher hinſichtlich der Conſerip— 
tion als einheimiſche Unterthanen in letzterer Provinz zu 
claſſificiren ſeyen, fo wie dieſes in der hohen Hofkanzley— 
Reſolution vom 4. December 1821, ) Zahl 22202, vor: 
geſchrieben iſt, welche Vorſchrift durch die neuern Con— 
ſcriptions-Vorſchriften nicht prärogirt werde. 


128. 

Hofkanzleydeeret vom 18. Auguſt 1831, Zahl 18672. 
Deeret der n. ö. Regierung vom 24. September 1851, 
Zahl 46040. 
Prov.⸗Geſetz-Samml. für Niederöſt. 13. 474. Notizb. 437. 


Den bayeriſchen Unterthanen ſind Gewerbsrechte nur gegen 
Beybringung ihrer Entlaſſung aus dem bayeriſchen Staatsver— 
bande zu verleihen. 


Über eine aus Anlaß eines ſpeciellen Falles geſtellte An— 
frage, ob den königl. bayeriſchen Unterthanen hierlandes ein 


) S. in meiner Samml. der Geſetze über das Schubw. Nro. 266. 
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Beſchäftigungsrecht auch ohne Beybringung der Auswan⸗ 
derungsbewilligung verliehen werden dürfe, hat die hohe 
Hofkanzley mit dem Decrete v. 18. Auguſt d. J., Z. 18672, 
anzuordnen geruhet, daß in derley Bewerbungsfällen k. bayes 
riſcher Unterthanen mit der Verleihung von Gewerbsrech— 
ten, deren Betreibung die ordentliche Anſäſſigmachung vors 
ausſetzt, und deren Verleihung ſomit zugleich die Erwer— 
bung der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft begründet, nur 
gegen vorläufige Beybringung der Auswanderungsbewilli— 
gung von Seite der k. bayeriſchen Regierung, vorzugehen 
ſey. (Nro. 133.) 

b 129. 

Hofkanzleydeeret vom 25. Auguſt 183 1. Deeret der n. ö. 
Regierung vom 3. Oetober 1851, Zahl 51478. Gub. 
Dec. in Böhmen vom 5. November 1831, Z. 44068. 
Prov.⸗Geſetz-Samml. für Niederöſt. 13. 478. Böhmen 13. 
685. Oberöſterreich 13. 447. Laibach 13. 366. Steyermark 13. 
311. Galizien 14. 32. Notizenblatt 484. Barthenh. pol. Ad⸗ 

miniſtr. 1. 451. 


Unterthanen von Wien erwerben durch ihre Vereheligung in 
Mähren das Domicil daſelbſt, und umgekehrt, Unterthanen 
von Mähren und Schleſien in Wien. 


Durch das k. k. Hofkanzleydecret vom 26. Jänner 1815 
wurde, in Abſicht auf die in Wien domicilirenden Ehewer— 
ber anderer inländiſcher Jurisdictionen, die Ertheilung der 
ortsobrigkeitlichen Ehemeldzettel an ſolche Ehewerber den 
wiener Jurisdictionen, und hinſichtlich der Handwerksbur— 
ſchen insbeſondere dem wiener Magiſtrate gegen Beybrin— 
gung der Ehe-Meldzettel, oder der grundobrigkeitlichen 
Heiraths-Bewilligung von ihren Grundobrigkeiten, ein⸗ 
geräumt. 

Da nun durch die Ertheilung des ortsobrigkeitlichen 
Ehe-Conſenſes von Seite der wiener Jurisdictionen nicht 
auch die Aufnahme in die betreffende Jurisdiction erfolgte, 
und deshalb ſolche Individuen, wenn dieſelben in der Folge 
verarmten, den betreffenden Jurisdictions-Obrigkeiten und 
Gemeinden zur Erhaltung zugewieſen wurden: jo geſchah 
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es häufig, daß die Grundobrigkeiten die Ertheilung des Ehe⸗ 
meldzettels verweigerten, wodurch zwiſchen dieſen und den 
wiener Jurisdictionen ſtets Differenzen ſich ergeben haben. 
Zur Beſeitigung dieſer Differenzen iſt die k. k. n. ö. Regie 
rung mit dem k. k. mähriſch-ſchleſiſchen Gubernium aus Anz 
laß mehrerer einzelner Fälle dahin übereingekommen, daß: 

1. zwar jeder Unterthan fortan berechtigt ſeyn ſoll, 
ſich zu vereheligen, daß er jedoch vorher eine geſicherte Er- 
werbsfähigkeit und hierdurch das hinreichende Auskommen, 
um ſich und ſeine Familie zu ernähren, ausweiſen müſſe. 

2. daß zur Ertheilung des ortsobrigkeitlichen Ehe-Con⸗ 
ſenſes von Seite der wiener Jurisdictionen zwar noch ferner 
die Beybringung des ſogenannten Ehe-Meldzettels oder der 
grundobrigkeitlichen Heiraths-Licenz erforderlich bleibt, 
daß jedoch die grundobrigkeitliche Heiraths-Licenz in Hinz 
kunft auch die Wirkung der obrigkeitlichen Entlaſſung aus 
der Jurisdiction habe; ſo wie 

3. andererſeits die wiener Jurisdictionen, welche ei— 
nem Fremden Unterthan ohne die hiemit vorgeſchriebene 
Modalität, den Ehe-Conſens ausfertigen, gehalten ſeyen, 
dieſen Unterthan ohne Weiters in ihre eigene Jurisdiction 
aufzunehmen. 

Dieſes Übereinkommen hat die k. k. vereinte Hofkanz⸗ 
ley mit Decret vom 25. Auguſt d. J. Z. 19143, ausdrück⸗ 
lich genehmiget, und der Regierung aufgetragen, da der 
Verkehr zwiſchen Wien und den Provinzen ſo häufig iſt, 
auch ſämmtliche Länderſtellen hiervon zu verſtändigen. ) 
(Der letzte Abſatz des Gubernialdecrets für Böhmen lautet ſo:) 


*) Dieſe Beſtimmungen gelten aber ausſchlüßlich nur für die 
wiener und mähriſch-ſchleſiſchen Unterthanen; ſie ſind alſo we— 
der auf die aus den nicht-, oder neu-, und auch nicht auf an— 
dere aus den alt-conſeribirten Provinzen gebürtigen Staats— 
bürger, ja nicht einmal auf die außer Wien zuſtändigen Nie— 
deröſterreicher auszudehnen. Hofkanzleydeeret vom 2. Juny 
1832, Z. 7756, vom 7. September 1832, 3. 20650, und vom 
7. Juny 1833, Z. 12367. Negierungsdecret vom 25. Juny 1833, 
Z. 33692, vom 22. May 1834, und vom24. April 1835, Z. 11046. 
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Da nun dieſes Übereinkommen die k. k. Hofkanzley mit 
Decret v.25. Aug. d. J. Z. 19143 ausdrücklich genehmiget hat; 
fo wird den k. Kreisämtern ꝛc. auf Verlangen der k. k. nies 
deröſterreichiſchen Regierung aufgetragen, die unterſtehen— 
den Jurisdictionen von dieſen Directiven mit dem Beyſatze 
zu verſtändigen, daß die wiener Jurisdictionen auch an— 
gewieſen wurden, von einem jeden ertheilten Heiraths— 
conſenſe die betreffende Grundobrigkeit in die Kennt— 
niß zu ſetzen, indem dieſe Individuen, welche von dem 
Zeitpuncte ihrer Vereheligung in die Stadt wiener Conſcrip— 
tionsbücher eingetragen werden, bey ihren frühern Grundob— 
rigkeiten zu löſchen find. (Siehe Nro. 132. 144. 146. 147. 149.) 


130. 

Gubernialdecret in Mähren und Schleſien vom 3. No: 
vember 1831, Z. 35772. 
Prov.⸗Geſetz-Samml. für Mähren 13. 292. 
Vorſchrift wegen Ertheilung der Bewilligung zur Vereheligung 
hierländiger Unterthanen in Wien, oder innerhalb des Bezir— 

5 kes der wiener Jurisdictionen. 

Es haben ſich bisher ſehr häufig die Fälle ergeben, daß 
hierländige Unterthanen, welche ſich ihres zeitlichen Nah— 
rungserwerbes wegen in Wien, oder auf den verſchiedenen 
Herrſchaftsgründen der wiener Vorſtädte aufhalten, und 
ſich dortſelbſt zu vereheligen wünſchen, von dem wiener 
Magiſtrate, oder von der betreffenden Grundobrigkeit die 
Bewilligung zur Vereheligung, zugleich aber auch die Wei— 
fung erhalten haben, ſich von ihrer hierländigen Geburts— 
und Jurisdictions-Obrigkeit den erforderlichen Meldzettel 
zu verſchaffen. 

Daher geſchah es nicht ſelten, daß die hierländigen 
Obrigkeiten ſolchen Unterthanen den Ehemeldzettel verwei— 
gerten, theils, weil ſie nicht überzeugt waren, daß dieſel— 
ben die erforderliche bleibende Erwerbsfähigkeit, eine Fa— 
milie hinreichend zu ernähren, wirklich beſitzen, theils weil, 
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wenn ſie auch einen ſoliden Nahrungserwerb und einen fixen 
Wohnſitz hatten, der wiener Magiſtrat und die in dem Um—⸗ 
fange der Stadt Wien befindlichen Grundobrigkeiten ſie 
dennoch nicht in ihre Jurisdiction aufnehmen wollten. 

Daraus, daß ſolchen auswärts gebürtigen Untertha— 
nen die Ehebewilligung, nicht aber die Jurisdictions-Auf— 
nahme gegeben ward, entſtand die nachtheilige Folge für 
die hierländigen Jurisdictions-Obrigkeiten und Gemeinden, 
daß ſolche Unterthanen, wie bald ſie in Nahrungsloſigkeit, 
Krankheit u. ſ. w. verfielen, denſelben ſodann mit Zurech- 
nung aller Heilungs- oder ſonſtigen Verſorgungs-Koſten 
zugeſchoben wurden. 

Deshalb waren auch die hierländigen Obrigkeiten ge— 
wöhnlich nur geneigt, ſolchen Unterth hanen, die ſich in Wien 
und in ſeinen Vorſtädten vereheligen und dort ſeßhaft ma⸗ 
chen wollten, wohl die Entlaſſung aus ihrer Jurisdiction, 
nicht aber 10 ganz unbedingt bloß deswegen, weil ihnen 
die um die weiteren Folgen ganz unbekümmerte Obrigkeit 
des Domicils die Ehebewilligung ertheilte, den obrigkeitli— 
chen Ehemeldzettel zu bewilligen. 

Dieſe Conflicte wurden von der Landesſtelle einvernehm— 
lich mit der niederöſterreichiſchen Regierung zur Kenntniß 
der hohen Hofkanzley gebracht, und dieſe hat mit hohem 
Hofdecrete vom 25. Auguſt d. J. Z. 19143, zur Beſeitigung 
derſelben angeordnet, daß — nun folgen die Bellen drey SS. 
wie oben; der Ate S. aber lautet fo: 

4. Sind die wiener Jurisdictionen (deren Beurtheilung 
jeder einzelne Fall überlaſſen bleibt, indem die vorläufig 
ertheilte grundobrigkeitliche Heirathslicenz (der Ehemeld— 
zettel) erſt durch den ortsobrigkeitlichen Heirathsconſens der 
betreffenden wiener Jurisdiction von Erfolg wird) auch ans 
zuweiſen, von einem jeden ertheilten Heirathsconſenſe die 
betreffende hierländige Grundobrigkeit in die Kenntniß zu 
ſetzen, indem dieſe Individuen, welche von dem Zeitpuncte 
ihrer Vereheligung in die wiener Conſcriptionsbücher einzutra— 
gen ſind, bey ihren früheren Grundobrigkeiten zu löſchen ſind. 
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Die Kreisämter werden angewieſen, biefe hohen Bes 
ſtimmungen ſämmtlichen Magiftraten und Dominien zu ih⸗ 
rer Wiſſenſchaft und Darnachachtung mitzutheilen. 


131. 


Deeret der n. 6. Regierung vom 3. November 1831, 
Zahl 57831. 
Das Weib und Kind partizipirt an dem Domicil des Mannes 
und Vaters. 

Durch die Hofkanzleyverordnung vom 19. July 1810 
wird ausdrücklich beſtimmt, daß die bloſſe Heirathsbewilli— 
gung ohne Entlaſſung in einen fremden Bezirk an der frü— 
heren Zuſtändigkeit nichts ändert. Da nun Anton G. bey 
Gelegenheit ſeiner Vereheligung in Wien dahin nicht ent— 
laſſen worden iſt, daſelbſt bisher auch keinen ununterbroche— 
nen zehnjährigen Aufenthalt vollſtreckt hat, daher noch 
immer nach W. zuſtändig iſt; ſo gehören auch ſein Weib und 
ſeine Kinder dahin, und es war daher von der Herrſchaft 
Wr. ſehr ordnungswidrig gehandelt, dieſe beyden nach Wien 
zurückzuſchieben, weil ſie daſelbſt geboren ſind, während 
der Herrſchaft doch bekannt ſeyn ſoll, daß Weib und Kin— 
der dem Manne und Vater folgen, und daher dorthin zu— 
ſtändig ſind, wohin dieſer zuſtändig iſt. 

Die Herrſchaft W. hat daher die Joſepha G. und ihren 
ſechsjährigen Sohn vom wiener Magiſtrate unverzüglich zu 
übernehmen, und dafür zu ſorgen, daß ſie in der Geburts— 
gemeinde ihres Mannes und Vaters Unterſtand finden, und 
daß, da die Mutter wegen Mangels des Augenlichts er— 
werbsunfähig iſt, beyde von der Gemeinde auch verſorgt 
werden. Übrigens iſt dem Aufenthalte des Anton G. nachs 
zuforſchen, und iſt ſelber im Betretungsfalle auch nach W. 
abzuſchieben. (Siehe Nro. 26, 75 und 102.) 


1 
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132, 
Verordnung der n. 6. Regierung vom 10. März 1832, 
Z. 12292, an d. Magiſtrat und die Dominien Wiens. 


Prov.⸗Geſetz-Samml. für Niederöſterreich 14. Band, 
Seite 80. 


Die vollzogene Vereheligung eines ſteyermärkiſchen Unterthans, 
welcher in die wiener Bevölkerung aufgenommen wurde, iſt 
der betreffenden ſteyermärkiſchen Jurisdiction anzuzeigen. 

über das von dem k. k. ſteyermärkiſchen Gubernium 
geſtellte Anſinnen, daß in jenen Fällen, wo ein dortländi⸗ 
ges Individuum von einer der Jurisdictionen Wiens durch 
Ertheilung des Eheconſenſes in die wiener Population auf— 
genommen wird, von der betreffenden Jurisdiction der 
ſteyermärkiſchen Grundobrigkeit nicht allein die Ertheilung 
des Eheconſenſes ſondern auch der Vollzug der Ehe ange— 
zeigt werde, weil erſt nach geſchehener Vereheligung in die 
Conſcriptionsbücher die entſprechende Veränderung einge— 
tragen werden kann, hat die Regierung mit Beziehung auf 
die Regierungs-Verordnung vom 3. October 1831, Zahl 
51478 anzuordnen befunden, daß in Hinkunft auch die 
wirklich vollzogene Vereheligung den betreffenden aus— 
wärtigen Jurisdictionen jedesmal bekannt zu geben ſey. 
(Nro. 129. 146.) 

133. 
Hofkanzleydeeret vom 22. März 1832, Z. 3502. De⸗ 
cret der Regierung unter der Enns vom 6., ob der 
Enns vom 8., des laibacher Gub. vom 14. April 1832, 
Z. 19071, 9416, und 7623. 

Prov.⸗Geſetz-Samml. für Niederöſterreich 14. 98. Ober⸗ 
öſterreich 14. 78. Laibach 14. 66. Tyrol 19. 103. Böhmen 
14. 131. Steyermark 14. 116. Dalmatien 14. 143. Mähren 
14. 25. Barthenh. pol. Adminiſtr. 1. 59. Kropatſchek 58. 102. 


Beſtimmung, in wie ferne militärpflichtige Ausländer die öſter— 
reichiſche Staatsbürgerſchaft erwerben können. 

Es iſt in Beziehung auf jene militärpflichtige Auslän⸗ 

der, mit deren reſpectiven Regierungen beſondere Cartele 
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zu ihrer Auslieferung beſtehen, die Frage über ihre Fähig⸗ 
keit zur Erwerbung der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft 
zur Verhandlung gekommen, worüber die hohe Hofkanzley 
laut Decrets vom 22. v. M. 3. 3502, im Einverſtändniſſe 
mit der geheimen Hof- und Staatskanzley Folgendes ber 
ſtimmt hat: 

Die poſitiven Beſtimmungen des öſterreichiſchen bür— 
gerlichen Geſetzbuches hinſichtlich der Erwerbung der öſter— 
reichiſchen Staatsbürgerſchaft für Fremde, können den 
tractatmäſſigen ſomit ſtaatsrechtlichen Beſtimmungen der 
verſchiedenen Cartele mit auswärtigen Regierungen keinen 
Eintrag thun; dieſe enthalten aber keine Zeitbeſchränkung, 
bis wann ein Deſerteur oder Militärpflichtiger reclamirt 
werden kann, ſie ſetzen vielmehr im Bundescartel ausdrück— 
lich feſt, daß der Deſerteur, auch wenn er ſich im frem⸗ 
den Staate anſäßig gemacht hätte, auf die erſte Requiſi— 
tion ausgeliefert werden müſſe. 

Der Übertreter eines Cartels iſt ſowohl gegen den 
Staat, welchen er verläßt, als gegen jenen, in welchen 
er ſich flüchtet, als im Zuſtande der Schuld zu betrachten, 
und dadurch nicht geeignet, ſtaatsbürgerliche Rechte zu 
erwerben. 

Es wird daher erforderlich und zur allgemeinen Richt— 
ſchnur für die politiſchen Behörden hiemit vorgeſchrieben, 
daß bey Verleihung des Bürger- und Meiſterrechts an 
ſolche der Militärpflicht unterliegende Ausländer, die aus 
Staaten ſind, mit welchen Cartelsconventionen beſtehen, 
vorläufig die Beybringung des Auswanderungsconſenſes 
oder einer glaubwürdigen Nachweiſung der erfüllten oder 
nachgeſehenen Militärpflicht gefordert werden müſſe. 

Dieſes wird mit dem Beyfügen bekannt gemacht, daß 
durch das allgemeine Bundescartel, welches mit dem allerh. 
Patente vom 12. May 1831 kundgemacht wurde, wie ſich 
aus der Beſtimmung des Artikels 19 von ſelbſt ergibt, die 
beſonderen Cartele mit Preußen, Sachſen, Bayern, Wür⸗ 
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temberg und Baaden in allen Fällen, wo das Erſtere Ziel 
und Maß gibt, außer Wirkſamkeit treten. (S. Nro. 156.) 


134. 
Allerh. Patent vom 24. März 1832. 


Kropatſchek 58. 136. Notizenblatt 210. Prov.⸗Geſ.⸗Samml. 

für Tyrol 19.130. Böhmen 14. 174. Illyrien 14. 115. Stey⸗ 

ermark 14. 217. Galizien 14. 136. Dalmatien 14. 203. Mäh⸗ 
ren 14. 37. Niederöſterreich 14. 142. 


Wie die verlorene öſterr. Staatsbürgerſchaft wieder erwor— 
ben werden könne. 
§. 19. Die Frauensperſonen, welche das Staatsbürger— 
recht genießen, und welche ſich mit einem Ausländer ver— 
heirathen, verlieren, indem ſie dem Stande des Mannes 
folgen, hierdurch die Eigenſchaft von öſterreichiſchen Un— 
terthaninnen. 
§. 20. Falls fie Witwen werden, können fie die Staats⸗ 
bürgerſchaft nur auf die Art, wie eine andere Auslän- 
derinn, wieder erwerben. 
§. 21. Jenen, die ohne Bewilligung ausgewandert, 
und als unbefugte Auswanderer verurtheilt worden ſind, 
kann die Staatsbürgerſchaft nur in Folge Unſerer gnädigen 
Bewilligung wieder zu Theil werden. 
$. 22. Jene aber, die mit der gehörigen Bewilligung 
ausgewandert find, können die öſterreichiſche Staatsbür— 
gerſchaft auf die in den §. 29 und 30 des allgemeinen bür⸗ 
gerlichen Geſetzbuches vorgeſchriebene Art wieder erlangen. 


135. 
Gubernialverordnung in Steyermark vom 28. März 
1832, Z. 4604. 
Prov.⸗Geſetz-Samml. für Steyermark 14. 115. 


Curkoſten für wandernde Handwerksgeſellen haben die Decen— 
nals oder Geburts-Gemeiden zu beſtreiten. 


Bey Gelegenheit eines ſpecielen Falles iſt die Frage, 
in welche Abtheilung des mit hierortiger Verordnung vom 


* 


151 


21. September 1831, 3. 13978 *) bekannt gemachten höch⸗ 
ſten Normale — über die Pflicht zur Entrichtung der Ver— 
pflegskoſten in den öffentlichen Wohlthätigkeitsanſtalten — 
ſolche Handwerksgeſellen gehören, welche auf ihrer Wan— 
derung erkrankt ſind, ohne noch von einem Meiſter aufge— 
nommen worden zu ſeyn, dahin entſchieden worden, daß 
wenn die Descendenten und Ascendenten eines ſolchen 
Handwerksgeſellen zahlungsunfähig ſeyen, de ſſen Decen- 
nal⸗ Aufenthalts-, oder die Geburtsgemeinde in Anz 
ſpruch genommen werden müſſe, weil die Zahlungspflich— 
tigkeit der Innung erſt dann eintreten könne, wenn ein 
Handwerksgeſelle von einem einer Innung angehörigen 
Meiſter ſchon vor dem Zeitpuncte, als das Erkranken des 
Geſellen angemeldet, und er in die öffentliche Anſtalt ab— 
gegeben wurde, in Dienſt und Arbeit aufgenommen worden 
iſt; indem Handwerksgeſellen, welche auf der Reiſe, oder 
noch auf ihrer Herberge erkranken, noch keiner Innung ans 
gehören. (Nro. 58.) 
136. 

Hoffanzleydecret vom 8. May 1832, Zahl 9596, und 
vom 25. Februar 1833, Z. 3980. 
Kropatſchek 58. 198, und 59. 54. Notizenblatt v. J. 183g, 
S. 112. Prov.⸗Geſetz-Samml. für Steyermark 15. 62. Dal⸗ 


matien 15. 59. Illyrien 15. 29. Dberöjterreich 15. 36. Tyrol 
20. 47. Niederöſterr. 15. 54. Barthenh. pol. Adminiſtr. 1. 67. 


Ausländerinnen erwerben durch die Eheligung eines Inländers 
die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft. 

Nach der Beſtimmung des neuen, unterm 24. März 1832 
erfloſſenen allerh. Auswanderungs-Patents (F. 19) verlieren 
Frauensperſonen, welche das Staatsbürgerrecht genießen, 
und ſich mit einem Ausländer verheirathen, die Eigenſchaft 
von öſterreichiſchen Unterthaninnen, indem ſie der Eigen— 
ſchaft des Mannes folgen. 


») Siehe Prov.-Geſetz-Samml. für Steyermark, Band 13, 
Seite 229. N 
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Im Einklange mit dieſer neuen geſetzlichen Beſtimmung, 
und mit dem Beweggrunde, worauf ſelbe beruht, kann ſich 
daher in den umgekehrten Fällen, wo Ausländerinnen ſich 
mit öſterreichiſchen Staatsbürgern vereheligen, von den 
Behörden künftighin nur an den Grundſatz gehalten werden, 
daß Ausländerinnen durch die Eheligung öſterreichiſcher 
Staatsbürger die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft erwerben. 


137. 


Hofkanzleydeeret vom 25. July 1832, Z. 10717, an 
ſämmtliche Länderſtellen der alt = öfterreichifchen Provin— 
zen. Juſtiz⸗Hofdecret vom 25. May 1832. 
Kropatſchek 58. 325. Prov.⸗Geſetz. Samml. für Böhmen 
14. 493. Oberöſterreich 14. 205, und 266. Illyrien 14. 244. 
Steyermark 14. 347. Galizien 14. 300. Mähren 14. 200. 


Niederöſterreich 14. 366. Notizenblatt 251. Hauptblatt v. J. 
1834, B. 2. S. 142. Barthenh. pol. Adminiſtr. 1. 449. 


über den Einfluß gutsherrlicher Entlaffungen auf die Juris⸗ 
dictions-Verhältniſſe. 

Über vorgekommene Zweifel hinſichtlich des Einfluſſes 
gutsherrlicher Entlaſſungen auf die Jurisdictions-Verhält⸗ 
niſſe, haben Seine k. k. Majeſtät zu Folge Eröffnung der 
k. k. oberſten Juſtizſtelle, mit allerh. Entſchließung vom 18. 
May 1832 zu erklären geruhet: 

„Die Übertragung der Gerichtsbarkeit iſt keineswegs 
von der obrigkeitlichen Entlaſſung aus dem Unterthans— 
Verbande abhängig. Wenn alſo ein Unterthan ſeinen blei— 
benden Wohnſitz an einem andern Orte genommen hat, ſo 
unterſteht derſelbe, auch ohne von ſeinem urſprünglichen 
Gutsherrn die Entlaſſung erhalten zu haben, der durch 
ſeinen neuen Wohnſitz begründeten Gerichtsbarkeit. Dage- 
gen kann auch die Obervormundſchaft oder die Ober-Cura⸗ 
tel und der damit verbundene Gerichtsſtand, in und außer 
Streitſachen über unterthänige Waiſen und denſelben gleich 
zu haltende Perſonen, nicht durch die Entlaſſung oder durch 


153 


ein Einverſtändniß der erſten Inſtanzen, fordern nur durch 
die erwirkte Bewilligung des Appellations-Gerichts an ein 
anderes Gericht übertragen werden.“ 


138. 

Hofkanzleydeeret vom 30. Auguſt 1832, Z. 19542. 
Gub.⸗Kundmachung vom 20. September 1832. 
Prov.⸗Geſetz-Samml. für Mähren 14. 217. Niederöſterr. 
14. 443. Illirien 14. 268. Steyermark 14. 404. Dalmatien 
14. 246. Oberöjterreich 14. 300. Tyrol 19. 711. Böhmen 


14. 527. Galizien 14. 326. Kropatſchek 58. 370. Notizen⸗ 
blatt vom J. 1833, Seite 262. 


Großjäbrige Kinder erwerben durch die Einbürgerung ihrer 

Altern die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft nicht. 

Durch die Anfrage einer Landesſtelle iſt die k. k. verei— 
nigte Hofkanzley in die Lage gekommen, mit der k. k. Hof— 
kommiſſion in Juſtizgeſetzſachen die einſtimmige Erklärung 
zu erlaſſen, daß in dem Falle, wo ein Ausländer die öſter— 
reichiſche Staatsbürgerſchaft, nach den Vorſchriften des 
§. 29, oder des §. 30 des bürgerlichen Geſetzbuches erlangt, 
die zur Zeit dieſer Erwerbung bereits großjährigen Kinder 
desſelben Ausländers, dadurch die öſterreichiſche Staats— 
bürgerſchaft nicht zugleich erlangen. 


139. 

Verordnung der n. ö. Regierung vom 14. September 
1832, 3. 51058. An die k. k. Polizey-Ober-Diree⸗ 
tion und die k. k. Krankenhaus-Direction. 
Prov.⸗Geſ.⸗Samml. für Niederöſterr. 14. Band, Seite 469. 


Nachweiſung des in Wien vollſtreckten Decenniums bey den in das 
k. k. allgemeine Krankenhaus aufzunehmenden Gratis-Kranken. 

Damit für die Zukunft in dem k. k. allgemeinen Kran⸗ 
kenhauſe in Wien nur diejenigen als Gratis-Kranken auf— 
genommen werden, welche nebſt der bisher üblichen und 
vorgeſchriebenen Nachweiſung der Armuth und des Mau— 
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gels an Pflege und Wartung bey Haufe, auch über das 
zurückgelegte Decennium den Beweis liefern können, 
wird der k. k. Polizey-Ober-Direction aufgetragen, die 
Einleitung zu treffen, daß von Seite der k. k. Polizey— 
Directionen auf den Meldzetteln oder auf den Armuths— 
Zeugniſſen ſo wie auch auf jenen Anweiſungen, welche die 
Polizey-Bezirks-Directionen zur unentgeldlichen Aufnah- 
me eines Kranken in das Krankenhaus unmittelbar ſelbſt 
ausfertigen, die Bemerkung beygefügt werde, daß der 
Kranke das Decennium in Wien zurückgelegt 
habe, oder für den Fall, daß dieſes den Bezirks-Direc— 
tionen nicht bekannt ſein ſollte, von ſelben auf der Anwei— 
ſung bemerkt werde, daß ſie in dieſer Beziehung die Erhe— 
bungen einleiten und der Krankenhaus-Verwaltung nach— 
träglich bekannt geben werden. (Nro. 58, und Hofkanzley— 
decret vom 18. Februar, Circulare der n. ö. Regierung 
vom 30. März 1837, Z. 2921.) 


140. 

Hofkanzleydeeret vom 10. Jänner 1833, Zahl 26568, 
Gubernial-Verordnung vom 30. Jänner 1855, 
Zahl 1457. 
Prov.⸗Geſetz-Samml. für Steyermark 15. 33. Kropat⸗ 
ſchek 59. 19. 

Ausgemuſterte krüppelhafte Findelkinder ſind nach allgemeinen 
Grundſätzen zu verforgen. 

Über eine an die hohe Hofkanzley gemachte Anfrage 
in Beziehung auf die Verſorgung ausgemuſterter krüppel— 
hafter Findlinge wurde mit hoher Hofkanzleyverordnung 
vom 10. Jänner 1833, Zahl 26568, erinnert, daß die 
Verſorgung krüppelhafter Findlinge nach denſelben Grund— 
ſätzen Statt zu finden hat, welche in Bezug auf die Ver— 
pflegung armer erwerbsunfähiger Menſchen im Allgemei— 
nen beſtehen. 

Es findet demnach in Zukunft die Betheilung mit ei— 
nem Verſorgungsbeytrage aus dem Waiſenfonde für aus— 
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gemuſterte krüppelhafte Findlinge, welche das zehnte Le— 
bensjahr zurücklegten, nicht mehr Statt. (Siehe Nro. 
98. 145.) 


141. 

Allerhöchſte Entſchließung vom 5. Februar, Hofkanz— 
leydeeret vom 1. März 1855, Zahl 5141. 
Prov.⸗Geſetz-Samml. für Böhmen 15. 148. Steyermark 
15. 67. Illirien 15. 29. Dalmatien 15. 62. Oberöſterreich 
15. 38. Tyrol 20. 51. Niederöſterreich 15. 63. Kropatſchek 
59. 80. Notizenblatt 112. Freyh. v. Buſchmann 43. Bar⸗ 
thenheim's polit. Adminiſtr. 1. 54. 

Wann durch zehnjährigen Aufenthalt die öſterreichiſche Staats— 
bürgerſchaft erworben werde. 

Seine Majeſtät haben allergnädigſt zu befehlen geru— 
het, daß von nun an durch einen in den Ländern, für wel- 
che das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch verbindlich iſt, 
vollendeten zehnjährigen ununterbrochenen Wohnſitz die 
öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft von einem Fremden erſt 
dann erworben ſeyn ſoll, wenn er ſich hierüber bey der 
Landesſtelle ſeines letzten Wohnortes gehörig ausgewieſen, 
auf deren Anordnung bey ihr ſelbſt, oder bey dem zuſtän— 
digen Kreisamte den Unterthanseid geleiſtet, und darüber 
eine Beglaubigungs-Urkunde erhalten hat. Zu dieſer Ei— 
desablegung ſoll jedoch der Fremde nicht eher zugelaſſen 
werden, als, nachdem die gedachte Landesſtelle ſich die 
volle Überzeugung verſchafft hat, daß er die erwähnte Zeit 
hindurch ſich nicht nur wegen eines Verbrechens keine 
Strafe zugezogen, ſondern auch fortwährend ruhig den Ger 
ſetzen und den Anordnungen der geſetzlichen Behörden ge— 
horſam und gutgeſinnt betragen, und durch feine Auffüh— 
rung und gezeigte Denkungsart niemahls zu einem gegrün— 
deten Verdachte oder Beſchwerde Anlaß gegeben habe. 

Diejenigen Fremden hingegen, welche am Tage der 
Kundmachung dieſer allerhöchſten Entſchließung in den ge— 
dachten Ländern den zehnjährigen ununterbrochenen Auf— 
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enthalt bereits vollendet haben, ift zu geſtatten, ſich der 
dadurch erworbenen öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft durch 
die Führung des Beweiſes zu entledigen, daß ſie die Abſicht 
nicht hatten, öſterreichiſche Staatsbürger zu werden. Dieſe 
Beweisführung muß aber längſtens binnen ſechs Mona— 
then vom Tage der Bekanntmachung dieſer allerhöchſten 
Entſchließung ſo gewiß angetreten werden, als dieſelbe 
ſonſt nicht mehr geſtattet werden würde. 


142. 
Allerhöchſte Entſchließung vom 2. März, Hoffanzley- 
Deeret vom 6. April 1833, Zahl 7039. 
Kropatſchek 59. 121. Prov.⸗Geſetz-Samml. für Dalma⸗ 


tien 15. 164. Böhmen 15. 211. Tyrol 20. 141. Niederö⸗ 
ſterreich 15. 175. v. Buſchmann 22. 


Die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft wird durch Verleihung 
der geheimen Raths- und Kämmerers-Würde nicht erlangt. 
Seine k. k. Majeſtat haben mit allerhöchſter Entſchlie— 
ßung vom 2. März 1833 zu beſtimmen geruhet, daß durch 
Verleihung der geheimen Raths- und Kämmerers-Würde 
die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft nicht erworben werde. 


143. 
Hofkanzleydeeret vom 7. März 1833, Zahl 4670. 
Gubernial-Verordnung vom 28. März 1835, 
Zahl 5934. 5 
Prov.⸗Geſetz-Samml. für Illirien 15. 41. Oberöſterreich 
las LEER, 


Paß: Behandlung der, aus dem lombardifch = venetianifchen 
Königreiche in die übrigen öſterreichiſchen Staaten auf Arbeit 
reiſenden Handwerksleute. 

Es iſt vorgekommen, daß die Päſſe, mit welchen die, 
von der Provinz Venedig in die deutſchen Länder des öſter— 
reichiſchen Kaiſerſtaates auf Arbeit wandernden Handwerks— 
geſellen, aus dem Grunde verſehen werden, weil in der 
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venetianiſchen Provinz die Wanderbücher noch nicht einge— 
führt ſind, von den illiriſchen Behörden abgenommen, und 
dafür ihnen Wanderbücher ausgefertigt wurden, wodurch 
den Handwerksburſchen nicht nur neue Auslagen verur— 
ſacht, ſondern auch in der Rückſicht, daß bey der Ausfer— 
tigung der Wanderbücher auf die in den Päſſen bemerkte 
Wanderzeit und Reiſe- Route keine Rückſicht genommen 
wurde, die Evidenz des Aufenthaltes dieſer Leute verlo— 
ren gieng, was beſonders in Rückſicht auf die Conſcription 
von Wichtigkeit iſt. 

In Erledigung des hierüber an die k. k. Hofkanzley 
gemachten Antrages, wurde nunmehr mit dem hohen Hof— 
kanzley-Decrete vom 7. März 1833, Zahl 4670, die 
Weiſung erlaſſen: daß den aus dem lombardiſch-venetia⸗ 
niſchen Königreiche in dieſes Gouvernementsgebieth eintre— 
tenden Handwerksgeſellen jene Behandlung zu Theil wer— 
den müſſe, wie ſolche mit der Gubernial-Verordnung vom 
5. Jänner 1833, Zahl 30074 ) für die nach den k. k. 
Staaten kommenden ausländiſchen Handwerksburſchen und 
Arbeiter feſtgeſetzt worden iſt. Jedoch iſt hierbey noch ins— 
beſondere zu bemerken, daß außer der Verfügung, wor- 
nach denſelben die vorgeſchriebenen Wanderbücher zu er⸗ 
folgen, und auf den mitgebrachten Reiſepäſſen die Bemer⸗ 
kung beyzuſetzen ift, daß ſelbe, ohne dem gleichzeitigen Be— 
ſitze des vorgeſchriebenen Wanderbuches, im Inlande keine 
Gültigkeit haben; für die lombardiſch-venetianiſchen reifen: 
den Handwerksburſchen noch beſonders zu beobachten iſt, 
daß ſich rückſichtlich der Zeit und Wander-Route in den 
neu auszufertigenden Wanderbüchlein genau an die Bes 
ſtimmungen in den von den lombardiſch-venetianiſchen Be— 
hörden ausgeſtellten Reiſepäſſen zu halten ſey. 


) Siehe mein Schubweſen Seite 427. Prov.-Geſetz-Samml. 
für Dalmatien 15. 24. 
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144. 
Gubernial-Verordnung vom 14. März 1835, Zahl 
5099. An die Ordinariate von Laibach, Gurk und 
Lavant. 

Prov.-Geſetz-Samml. für Illirien 15. 24. 

Bey Vereheligungen bedarf es keines politiſchen Conſenſes, 
ſondern bloß der Erfolgung von Meldzetteln, welche unent— 
geldlich und ſtampelfrey auszuſtellen ſind. 

Es iſt der Fall vorgekommen, daß ein Seelſorger den 
Zweifel erhob, ob der von der Bezirksobrigkeit ausgefer— 
tigte Ehemeldzettel genüge, oder ob es eines förmli— 
chen Ehelicenzſcheines bedürfe? 

Um ähnlichen Anfragen zu begegnen, wurde den Or— 
dinariaten, die, im Nachhange auszugsweiſe erſichtliche, 
unterm 9. März 1832, Zahl 4264, an alle Kreisämter 
erlaſſene Verordnung, zur Benehmung der Curat-Geiſt— 
lichkeit, mitgetheilt. 

Nachhang. 


Das Leibeigenſchaftsaufhebungs-Patent für Krain 
vom 13. September 1782, verordnet in feinem 1. §.: „Hat 
es in Anſehung der Vereheligungen der Unterthanen, welche 
bisher in Krain ohne alle Einſchränkung 
geſtattet worden ſind, bey der dermahligen Verfaſſung auch 
noch ferners zu verbleiben.“ 

Dasſelbe Patent, in andern Provinzen und insbeſondere 
für Kärnthen vom 12. July 1782, beſagt hingegen im $. 
1: „Iſt jeder Unterthan bloß gegen vorhergehende An— 
zeige und unentgeldlichen Meldzettel, ſich zu 
vereheligen berechtiget.“ 

Später verordnete das allgemeine bürgerliche Geſetz— 
buch im §. 47: „Einen Ehevertrag kann Jedermann ſchlie— 
ßen, in ſo ferne ihm kein geſetzliches Hinderniß im 
Wege ſteht.“ 

Dieſe Vorſchriften nun ſind es allein, an die ſich ge— 
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halten werden muß, wenn es ſich darum frägt, ob einer 
Partey eine vorhabende Heirath zu geſtatten ſey oder nicht; 
und fo lange nicht ein neuerlicher geſetzlicher Ausſpruch ers 
folgt, daß manchen Volksclaſſen das Heirathen auch Pos 
litiſcher Seits aus moraliſchen und polizeylichen Rückſich— 
ten, unterſagt werden könne, dürfen die politiſchen Behör— 
den in dem laybacher Gouvernements-Bezirke ſich keine 
Einſtreuungen gegen Parteyen erlauben, welche den Ge— 
brauch der ihnen vom allerhöchſten Geſetzgeber eingeräum— 
ten bürgerlichen Rechte beabſichtigen; und die Bezirks 
Obrigkeiten haben ſich lediglich auf die unweigerliche Ab— 
gabe der Meldzettel an Ehewerber zu beſchränken, die 
zur Aufrechthaltung einer nützlichen Evidenz, in Kärnthen, 
wie oben bemerkt wurde, ſchon vorlängſt geſetzlich verord— 
net, in Krain aber in den frühern Jahren nur üblich wa⸗ 
ren, bis die Landesſtelle zur Erleichterung der Seelſorger, 
dieſe Meldzettel, mittelſt der, an alle Kreisämter unterm 
17. Februar 1825, Zahl 1895, erlaſſenen Verfügung, 
wirklich auch in Krain, in Bezug auf die, einer Mili— 
tärpflichtigkeit unterliegenden Parteyen verordnete, um 
die Seelſorger in Anſehung der Behandlung der Reſerve 
und der Landwehrmannſchaft, ſo wie allfälliger Deſerteure 
und Recroutirungsflüchtlinge, bey einem etwaigen Trau⸗ 
ungsbegehren, ſicher zu ſtellen. 

Dieſe Meldzettel haben aber durchaus keinen politi— 
ſchen Eheconſens oder Licenz, oder Bewilligung auszuſpre— 
chen, ſondern ſie haben zum Zwecke, die geſchehene Ehe— 
anmeldung oder Anzeige obrigkeitlich zu beſtätigen, und 
dem Ehewerber ſelbſt, zur Ausweiſung ſeiner Perſon und 
ſeiner Stellung im bürgerlichen Leben zu dienen, welche 
Ausweiſung der Seelſorger von jedem Ehewerber verlangen 
muß, um dann beurtheilen zu können, ob er ihn ſonach, 
und mit Rückſicht auf die noch weiters vorgeſchriebenen 
Behelfe und Ausweiſungen, trauen dürfe oder nicht. 

Es ergibt ſich hieraus, daß Parteyen zu einer vorhas 
benden Ehe, hier zu Lande, eines politiſchen Conſenſes, 


140 


das iſt: einer förmlichen Ehebewilligung, nicht bedürfen, 
weil auch die Bezirks-Obrigkeiten bis nun noch nicht ge— 
ſetzlich in dem Falle ſeyn können, den ehewerbenden Par— 
teyen, eine nachgeſuchte Ehebewilligung (im ſtrengſten Sinne 
des Wortes „Bewilligung“ genommen) zu verſagen, daß 
aber nichts deſto weniger die politiſchen Ehemeldzettel, 
die lediglich eine Evidenz, und eine nützliche Sicherſtel— 
lung des trauenden Prieſters zum Zwecke haben, wie bis— 
her, den ehewerbenden Parteyen unweigerlich, unentgeld— 
lich und ſtämpelfrey zu erfolgen ſeyen. 


145. 


Allerhöchſte Entſchließung vom 18, Hofkanzleydeeret 
vom 27. April 1855, und Circulare der k. k. n. ö. 
Regierung vom 6. May 1835. 
Notizenblatt 196. Kropatſchek 59. 153. 
In welchem Falle der Geburtsort bey Findlingen als Domicil 
betrachtet wird. 

Laut hohen Hofkanzleydecretes vom 27. April d. J. 
haben Se. k. k. Majeſtät mit allerh. Entſchließung vom 18. 
deſſelben Monaths zu bewilligen geruht, daß die Aufnahms—⸗ 
taren für Findlinge in Niederöſterreich, deren Mütter und 
zahlungspflichtige Verwandte zahlungsunfähig ſind, in Zu— 
kunft auf die ſämmtlichen Gemeinden jenes Kreiſes, in 
welchem die Mutter oder das Kind (wenn der Geburts— 
ort der Mutter nicht ausgemittelt werden kann) geboren 
worden iſt, umgelegt werden, wie auch daß die Aufnahms— 
gebühren für ſolche in Niederöſterreich außer den Linien 
Wiens geborne Kinder in jedem Falle nach der geringſten 
Claſſe mit zwanzig Gulden abgenommen werden. (Nro. 154.) 
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146. 


Verordnung der k. k. n. ö. Regierung vom 31. May 
1833, Zahl 29068. An den Wiener Magiſtrat. 


Barthenheim's polit. Adminiſtration 1. 451. 


Die von der n. ö. Regierung mit dem mähriſch⸗-ſchleſiſchen 

Gubernium in Abſicht auf die Hairathslicenzen für fremde Un 

terthanen geſchloſſene Convention findet auf andere Provin— 
zen keine Anwendung. 


Dem Magiſtrate wird erinnert, daß, nach den hohen 
Decreten der k. k. vereinigten Hofkanzley vom 2. Juny 1832 
Zahl 7756, und vom 7. September 1832 Zahl 20650, 
eine Ausdehnung der, mit dem hohen Hofkanzleydecrete 
vom 25. Auguſt 1831 Zahl 19143 genehmigten Beſtim⸗ 
mungen, über welche die Regierung mit dem k. k. mähriſch⸗ 
ſchleſiſchen Gubernium in Abſicht auf die Heirathlicenzen 
für fremde Unterthanen übereingekommen iſt, auf andere 
Provinzen nicht Statt findet, wenn gleich jene Beſtim⸗ 
mungen von hieraus ſämmtlichen Länderſtellen mitgetheilt 
worden ſind. Franz B. wird daher durch ſeine Vereheli— 
gung in Kl., ſo lange er dort nicht förmlich als Unterthan 
aufgenommen iſt, auch nicht aus der Unterthänigkeit und 
Zuständigkeit an feine Geburtsobrigkeit treten, wohl aber 
bleibt zu ſeiner Vereheligung in K., nach der hohen Nor— 
malverordnung vom 286. Jänner 1815, die geburtsobrig— 
keitliche Heiraths-Licenz erforderlich. Hiernach hat der 
Magiſtrat über das Geſuch des Fr. B. das Amt zu hau⸗ 
deln. Oro. 129. 147.) 
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147. 
Hofkanzleydeeret vom 7. Juny 1833, Zahl 12367. 
Decret der n. 6. Regierung an den Wiener Magiſtrat 
vom 25. Juny 1835, Zahl 33692. N 
Barthenheim's polit. Adminiſtration 1. 451. Prov.-Geſetz⸗ 
Samml. für Niederöſterreich 15. 260. 
Das von der n. ö. Regierung mit dem mähriſch-ſchleſiſchen 
Gubernium in Abſicht auf die Heirathslicenzen für fremde Un: 


terthanen getroffene Übereinkommen ſindet auch auf die lom— 
bardifch » venetianifchen Provinzen keine Anwendung. 


Die Regierung hat die vom Magiſtrate, aus Anlaß 
des, dem L. M. von der Municipal-Congregation in V. 
verweigerten geburtsobrigkeitlichen Ehemeldzettels, hieher 
geſtellte Anfrage: wie ſich der Magiſtrat künftig in ſolchen 
Fällen zu benehmen habe? der hohen k. k. vereinigten Hof— 
kanzley mit der Bemerkung vorgelegt, daß in dem fragli— 
chen Falle, und in allen ähnlichen Fällen, wo, wie in den 
lombardiſch-venetianiſchen Provinzen die Ertheilung der 
grundobrigkeitlichen Ehemeldzettel nicht üblich iſt, dieſel— 
ben wenigſtens durch eine Beſtätigung von Seite der Ge— 
burtsobrigkeit der hier um die Ehebewilligung anſuchen— 
den dortigen Unterthanen darüber erſetzt werden dürften, 
daß der Vereheligung der letztern in Conſcriptions-und ſon⸗ 
ſtiger Hinſicht kein dortlandes legales Hinderniß im Wege 
ſteht, und daß andererſeits bey ſolchen fremden Inlän— 
dern die einſeitige Ertheilung der Ehebewilligung von 
Seite der hieſigen Obrigkeiten an dieſelben auch nicht die, 
mit dem Hofdecrete vom 25. Auguſt 1831, Zahl 19143, 
ſanctionirte Wirkung haben dürfte, daß dieſelbe die Auf— 
nahme in den hieſigen Unterthansverband und mit derſel— 
ben die Laſt der Verſorgung für die hieſigen Gemeinden 
nach ſich zieht, ſondern daß ſolche fremde Inländer auch 
im verehelichten Stande fortan wie andere ausländiſche 
Fremde zu behandeln wären. 

Hierüber wurde der Regierung mit dem hohen De— 
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crete vom 7. d. M. Zahl 12367 Folgendes eröffnet: Im 
lombardiſch-venetianiſchen Königreiche iſt jeder Einwoh— 
ner unmittelbarer Unterthan des Souverains, es gibt da— 
ſelbſt keine Dinaſtial-Rechte, keinen nexus subditelae. Die 
verwaltenden Behörden ſind durchaus landesfürſtlich, und 
die Gemeinden haben rückſichtlich der Perſon des in der 
Gemeinde gebornen Individuums kein anderes Recht, als 
das, daß es die Conſcriptionspflicht erfülle. 

Da der verheirathete Conſcriptionspflichtige keiner Be— 
günſtigung oder Befreyung theilhaftig iſt, ſo brauchet Nie— 
mand um die Vereheligung zu fragen. 

Bey dieſer Lage der Dinge können die Gemeinden im 
lombardiſch-venetianiſchen Königreiche nur beſtätigen, daß 
A oder B die Conſcriptionspflicht erfüllt habe oder nicht, 
keineswegs aber, daß der Vereheligung deſſelben in Con— 
ſeriptions- und ſonſtiger Hinſicht kein dortlandes legales 
Hinderniß in dem Wege ſtehet, denn Alles, was über den 
bemerkten Punct hinausgeht, trifft die Gemeinden nicht 
mehr, und die Vorſchriften des bürgerlichen Geſetzbuch es 
allein geben die Norm. 

Wer dieſe Vorſchriften, und die der Kirche befolget, 
brauchet keine weitere Bewilligung zur Heirath. Daß die 
lombardiſch-venetianiſchen Unterthanen, die 
ſich hier aufhalten, in ſo ferne ſie nicht nach 
den hieſigen allgemeinen und beſonderen Vor— 
ſchriften anſäßig werden, fortan, wenn ſie 
auch heirathen, als inländiſche Fremde be— 
handelt werden, dagegen läßtſich nichts ein 
wenden, auch gehört dieſes den Privatver— 
hältniſſen an. 

Dieſes wird dem Magiſtrate, mit Bezug auf den hier— 
ortigen Beſcheid vom 31. May d. J. Zahl 29068 zur Darz 
nachachtung bekannt gegeben. (Nro. 129. 146.) 
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Hofkanzleydeeret vom 22. Auguſt 1833, Zahl 20002, 
an das ſteyermärkiſche Gubernium. 


Geringe Chargen erwerben durch ihre Anſtellung das Domicil 
eben ſo, wie die Honoratiores. 


Der Magiſtrat G., und das ſteyermärkiſche Gubers 
nium, beurtheilen die Frage, wo der entlaffene Amtsdie— 
ner F. V. und deſſen Familie in Zukunft ſeine Verſorgung 
zu ſuchen habe, nach dem Additionale der Schubordnung 
vom 25. November 1754, vermöge welcher die Verſor— 
gung derjenigen Perſonen, welche nirgends anſäßig ſind, 
und kein Decennium erworben haben, daher als Vagan— 
ten angeſehen werden müſſen, dig Geburtsgemeinde 
obliegt. 

Allein der vorliegende Fall kann nicht nach den Schub⸗ 
normalien, welche vorausſetzen, daß der zu verſchiebende 
Vagant Mine Anſäßigkeit für ſich nachzuweiſen vermöge, 
entſchieden werden, denn F. V. iſt nicht als Vagant anzuſe⸗ 
hen, er tritt nach Vollſtreckung ſeiner Strafe in ſeine frühe— 
ren bürgerlichen Verhältniſſe zurück, in welchen es ihm auch 
geſtattet werden muß, für ſeinen und ſeiner Familie Un— 
terhalt zu ſorgen. Seine Verſchiebung von G., wo er 
früher als Amtsdiener angeſtellt, und daher anſäßig war, 
in ſeinen Geburtsort Wien, kann demnach nicht als ord— 
nungsmäßig und geſetzlich angeſehen werden. 

Hiernach hat das Gubernium das Erforderliche zu 
verfügen, und die k. k. n. ö. Regierung, in Erledigung 
ihrer mit dem Gubernium gepflogenen Rückſprache, zu 
verſtändigen. (Nro. 85. 115.) 
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| 149. | 
Deeret der k. k. Negierung ob der Enns vom 7. Sep: 
tember 1835 , Z. 25922. 


Prov.⸗Geſetz-Samml. für Oberöſterreich und Salzburg, 
15. Band, Seite 221. 


Behandlung fremdherrſchaftlicher Unterthanen bey der Con— 
ſeriptions-Reviſion in Hinſicht auf ihr Domicil. 

Im Nachhange zu dem hierortigen Decrete vom 2. 
Jänner 1832, Z. 790, womit den k. k. Kreisämtern das 
mit dem k. k. n. ö. General-Commando getroffene Über— 
einkommen bezüglich der Behandlung der fremdherrſchaftli— 
chen Unterthanen bey der Conſcriptions-Reviſion zur Nach— 
achtung mitgetheilt worden iſt, wird den k. k. Kreisämtern 
bedeutet, daß nach einer Mittheilung des kek. n. ö. General: 
Commando die dießfalls mit der n. ö. Regierung obgewal— 
teten Differenzen nunmehr behoben worden ſind, und daß 
ſich dahin vereinigt wurde, daß 
1. alle fremdherrſchaftlichen Unterthanen aus den con« 
feribirten Provinzen, ohne Rückſicht, ob fie ledig oder vers 
heirathet ſind, ſo lange ſie von ihrer rechtmäßigen Obrig— 

keit nicht förmlich aus dem Bande der Unterthänigkeit ent— 
laſſen ſind, oder die Entlaſſung nach der mit Regierungs— 
decret vom 9. November 1831, Z. 28279, intimirten Hof 
kanzley⸗ Verordnung vom 25. Auguſt 1831, 3. 19143, 
durch den erhaltenen Eheconſes begründet worden iſt, al— 
lenthalben in Bezug auf Conſcription als conſcribirte 
Fremde zu behandeln, und als ſolche nach der beſtehen— 

den Vorſchrift in die Fremden-Tabelle aufzunehmen ſind; 
und daß i 

2. zur Evidenzhaltung der abweſenden eigenen Unter— 
thanen, alle mit oder ohne obrigkeitlicher Bewilligung ab— 
weſenden verheiratheten Familien oder auch ledigen Indi— 
viduen bey ihrer rechtmäßigen Obrigkeit, wie es auch nach 
$. 22 des Conſcriptions-Syſtems vom Jahre 1804 vorge⸗ 
ſchrieben iſt, in den Conſcriptionsbüchern in fo lange zu 
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claſſificiren und der einheimiſchen Bevölkerung zuzuzählen 
ſind, bis nicht ihr Sterbfall oder anderweitige geſetzliche 
Niederlaſſung obrigkeitlich nachgewieſen wird. 

Damit aber in jenen Fällen, wo die Grund-Obrig-⸗ 
keit nicht zugleich Conſeriptions-Herrſchaft iſt, dieſe von den 
Überfiedlungen in die Kenntniß gelangt, find die Grund— 
herrſchaften verpflichtet, jederzeit der Conſcriptions-Obrig⸗ 
keit die bewilligte Überſiedlung bekannt zu geben. 

Da dieſes Verfahren mit den beſtehenden Vorſchriften, 
und insbeſondere mit der obigen Verordnung vom 27. Jän⸗ 
ner 1832, Z. 790, ganz im Einklange ſteht, ſo werden die 
k. k. Kreisämter beauftragt, die Unterbehörden zur Nachs 
achtung anzuweiſen, wie auch die k. k. Werbbezirks-Com⸗ 
manden von dem n. ö. General-Commando zu einem gleich⸗ 
mäßigen Verfahren angewieſen und beauftragt wurden, 
die Verzeichniſſe der fremdherrſchaftlichen Familien, ſo wie 
der aus dem eigenen Bezirke abweſenden einheimiſchen In⸗ 
dividuen nach beendeter Conſcription dem betreffenden 


Kreisamte zur weiteren Verfügung mitzutheilen. Miro. 129). 
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Allerh. Entſchließung vom 15. October 1833. Gub. 
Verordnung vom 22. December 1833, Z. 74441. 


Prov. ⸗ Geſetz-Samml. für Galizien 15. 316. 8 
Erneuerung der Vorſchrift, daß den in ein Ehebündniß mit 
galizifchen Familien tretenden fremden Mannsperſonen daraus 

kein Anſpruch zur Domicilirung in den k. k. öſterreichiſchen 
Staaten erwachſe. 

Seine k. k. Majeſtät haben nach Eröffnung des Herrn 
Präſidenten der Polizey-Hofſtelle vom 10. d. M. aus dem 
Anlaſſe eines ſpecielen Falles mit der allerhöchſten Ent— 
ſchließung vom 15. October d. J. zu befehlen befunden, 
daß im gehörigen Wege den geiſtlichen und Civilbehörden 
in Galizien die ſtrenge Beobachtung der Vorſchrift zu er— 
innern ſey, daß den in ein Ehebündniß mit galiziſchen Fa— 
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milien tretenden fremden Mannsperſonen daraus kein Aırz 
ſpruch zur Domicilirung (zädne prawo do pobytu) in 
den k. k. öſterreichiſchen Staaten dadurch erwachſe. 
Was den k. k. Kreisämtern zur genaueſten Darnach⸗ 
achtung bekannt gegeben wird. 


1 151. 5 
Verordnung der k. k. n. 6. Regierung vom 13. Jänner 
1834, Z. 2198. An den wiener Magiſtrat. 
Arreſtantenkinder, welche alle häusliche Pflege entbehren, ſind 
in die k. k. Findlingsanſtalt abzugeben. 

Indem die k. k. Findelhausdirection, über den Antrag 
des wiener Magiſtrates, die Kinder Anna und Franz U. 
während des Verhaftes ihrer Altern einſtweilen in die Find⸗ 
lingsanſtalt aufzunehmen, zur unverzüglichen Amtshand— 
lung angewieſen wird, erhält der Magiſtrat den Auftrag, 
in Zukunft die Kinder von verhafteten Inquiſiten, ſobald 
ſie alle häusliche Pflege entbehren, folglich der Fall ihrer 
einſtweiligen Aufnahme in die Findlingsanſtalt eintritt, un⸗ 
mittelbar an die k. k. Findelhausdirection unter Ausferti— 
gung eines ämtlichen Erſuchens zur Aufnahme zu überſen— 
den. (Siehe in meinem Schubweſen Nro. 354.) 


152. 
Allerh. Entſchließung vom 1. Hoffanzleydecret vom 
17. Februar 1854, Z. 4015. 
Prov.⸗ Geſetz Samml. für Steyermark 16. 27. Böhmen 16. 
221. Galizien 16. 96. Notizenblatt 90. Meine Abhandlung 


über die Unterbrechung und Hemmung des Decenniums, Seite 
18. Kropatſchek 60. 30. N 
Gerichtsbarkeitsbeſtimmung über die Dienerfchaft der in Wien 
reſidirenden auswaͤrtigen Geſandten. 

Seine k. k. Majeſtät haben, in Betreff der Gerichts— 
barkeit über die Privat-Dienerſchaft der in Wien reſidiren⸗ 
den auswärtigen Geſandten, mit allerhöchſter Entſchließung 
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vom 1. dieſes Monathes, bekannt gemacht mit hohem Hof 
kanzleydecrete vom 17., Folgendes zu beſtimmen geruhet: 

„Diejenigen Hausleute und Dienſtbothen eines Ges 
ſandten, welche unmittelbar Unterthanen des Staates ſind, 
zu dem er gehört, find der ordentlichen EivilF-Gerichts— 
barkeit nicht unterworfen; Unterthanen Meiner Staaten 
und Dritter Mächte dagegen unterſtehen der CivilF-Gerichts— 
barkeit der ordentlichen Juſtiz-Behörden, in ſo fern nicht 
rückſichtlich einzelner Geſandtſchaften ein abweichendes Übers 
einkommen zu Stande gebracht wird. 


153. 
Hofkanzleydeeret vom 10. April 1854, Z. 7405, an 
ſämmtliche Länderſtellen. Gubernialdecret vom g. i 
1854, Z. 0025. 


Prov.⸗Geſetz-Samml. für Illyrien 16. 140. Steyermark 
16. 90. Böhmen 16. 412. Niederöſterreich 15. 340. Kropat⸗ 
ſchek 60. 132. Barthenh. pol. Adminiſtr. 1. 61. 
Geſuche türkiſcher Unterthanen um die Ertheilung der öſter— 
reichiſchen Staatsbürgerſchaft find der Genehmigung der hohen 
Hofkanzley zu unterziehen. 

Zufolge des hohen Hofkanzleydecrets vom 30. Novem- 
ber 1815, 3. 20977 *) iſt den türkiſchen Unterthanen (Rajas), 
die ſich um die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft bewerben, 
ſolche nur nach vorläufiger Rückſprache mit der k. k. gehei— 
men Hof- und Staatskanzley zu ertheilen, zu welchem 
Ende die Länderſtellen in ihren dießfälligen Einſchreiten zu 
Gunſten derley Einbürgerungsgeſuche, immer auch die, 
nach $. 30 des allg. B. G. erforderlichen Auskünfte über 
das Vermögen, die Erwerbsfähigkeit und das ſittliche Be— 
tragen des Anſuchenden beyzubringen hatten. 

Seither iſt zwar mit dem hohen Hofkanzleydecrete vom 
6. März 1829, Z. 2402 die Ertheilung der öſterreichiſchen 


5) Pol. Geſetz-Samml. 43. 372. 
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Staatsbürgerſchaft der eigenen Wirkſamkeit der Länderſtel— 
len eingeräumt worden; die anerkannte Nothwendigkeit 
aber einer vorläufigen Rückſprache mit der k. k. geheimen 
Hof- und Staatskanzley, rückſichtlich der türkiſchen Uns 
thanen, hat zu beſtehen nicht aufgehört. Um dieſe nöthige 
Maßregel nicht zu beſeitigen, haben die Länderſtellen auch | 
künftig alle derley Geſuche türkiſcher Unterthanen, denen 
dieſelben zu willfahren gedenken, mit der Anzeige der er— 
hobenen Verhältniſſe des Bittſtellers, vorläufig an die hohe 
Hofkanzley einzuſenden, und hierüber die Eröffnung des 
Reſultates der, mit der k. k. geheimen Hof- und Staats- 
kanzley gepflogenen Rückſprache abzuwarten. Wird dem 
Bittſteller ſonach die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft er— 
theilt, ſo wird demſelben doch beſonders, und zwar bey der 
Ablegung des Unterthanseides, protocollsmäßig zu bedeu⸗ 
ten ſeyn, daß er in dem Falle ſeiner wie immer gearteten 
Rückkehr in die Türkey, dort auf die geſetzlichen Vorzüge, 
Freyheiten und Schutzgenoſſenſchaften der übrigen öſterrei— 
chiſchen Staatsbürger, folglich auch auf den Schutz der k. k. 
öſterreichiſchen Agentien und Behörden, in Folge der, zwi— 
ſchen dem k. k. öſterreichiſchen Hofe und der ottomaniſchen 
Pforte beſtehenden Staatsverträge, keinen Anſpruch zu 
machen habe. 
154. 
Hofkanzleydeeret vom 9. May 1854. Circulare des 
Kreisamts V. U. W. W. vom 28. July 1834. 
Notizenblatt 287. 


Ein uneheliges Kind participirt an dem von der Mutter durch 
ihren zehnjährigen Aufenthalt in einem Orte erworbenen 
Domicile. 

uber eine aus Anlaß eines vorgekommenen Falles ge— 
ſtellte Anfrage, hat die hohe Hofkanzley im Nachhange zu 
der mit Regierungs-Circulare vom 6. May 1833 kundge— 
machten allerh. Entſchließung vom 18. April 1833 mit ho: 


150 


hem Decrete vom 9. May d. J. erinnert: Wenn die zah- 

lungsunfähige Mutter eines in die wiener Findlingsanſtalt 

aufzunehmenden Kindes bekannt iſt, ſo ſoll im Falle jener 

allerh. Entſchließung, ſobald die Mutter außer ihrem Ge— 
burtsorte ein Decennium erſtreckt hat, die Aufnahmstaxe 

nicht von ſämmtlichen Gemeinden des Kreiſes, in welchem 
der Geburtsort der Mutter gelegen iſt, ſondern durch Re— 
partition auf ſämmtliche Gemeinden des Kreiſes hereinge— 
bracht werden, in welchem der Ort liegt, welchem die 

Mutter durch ihren zehnjährigen Aufenthalt er 
hört. (Niro. 145.) 


155. 

Hofkanzleyverordnung vom 24. July 1834, Z. 18971. 
Regierungsdeeret vom 31. July 1834, Z. 41361. 
Barthenh. Adminiſtr. 1. 47. 

Ob den im Auslande wohnenden Inländern Heimathſcheine 
auszufertigen ſeyen? 

Über die Bitte einer, mit einem Reiſepaſſe im Auslande 
abweſenden öſterreichiſchen Unterthanin um einen Heimath— 
ſchein für ihr daſelbſt mit einem Ausländer unehelich er— 
zeugtes Kind, hat die höchſte k. k. Hofkanzley am 24. July 
1834, 3. 18971 entſchieden, daß, da nach der Verſiche—⸗ 
rung der (in demſelben Auslande reſidirenden) k. k. Geſandt— 
ſchaft die Bittſtellerin der ämtlichen Beſtätigung über die 
Heimath ihres Kindes bedarf, und da die Ertheilung einer 
ſolchen Beſtätigung, ſobald die angeſprochenen Heimaths— 
rechte gegründet ſind, keinem Anſtande unterliegen kann, 
die Domicilsobrigkeit der Bittſtellerin zur Ausfertigung 
dieſes Heimathſcheines anzuweiſen, und derſelbe zur Über— 
ſendung an die k.k. Geſandtſchaft vorzulegen fey. (Nro. 82.) 
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156. 
Regierungsverordnung vom 31. July 1835, Z. 41544, 
an den wiener Magiſtrat. 
Erläuterung über den Verluſt der preußiſchen Staatsbürger 
ſchaft durch eine dreyjährige Abweſenheit. 

Nach der Vorſchrift des hohen Hofkanzleydecretes vom 
22. März 1832, Reggsintim. vom 6. April 1832, 3. 19071, 
iſt bey Verleihung von Bürger- und Meiſter-Rechten, 
folglich bey Verleihung von Gewerben an ſolche der Mili— 
tärpflicht unterſtehende Ausländer, die aus Staaten ſind, 
mit denen Cartelsconventionen beſtehen, vorläufig die Bey— 
bringung des Auswanderungsconſenſes oder einer glaubwür⸗ 
digen Nachweiſung der erfüllten oder nachgeſehenen Mili— 
tärpflicht erforderlich. 

Hiernach kann dem aus Preußen gebürtigen Goldar— 
beitergeſellen W. B., bis zur Beſeitigung dieſer Hinder— 
niſſe, kein Befugniß verliehen werden. 

Die dießfällige Verhandlung hat jedoch den Beweis 
geliefert, daß der Magiſtrat ſich über den Sinn der Regie— 
rungsverordnung vom 30. November 1828, 3. 66328 im 
Irrthume befindet; denn aus der in Preußen beſtehenden 
geſetzlichen Verfügung, wornach durch eine dreyjährige 
Abweſenheit daſelbſt die dortigen Heimathsrechte preußiſcher 
Unterthanen verloren gehen, fließt keineswegs die Folge— 
rung, daß dieſe Unterthanen in Oſterreich als ſolche unbes 
dingt angenommen werden müßten. 

Derley unbefugt Abweſende (denn die mit legalen Rei— 
ſebewilligungen können hier gar nicht zur Sprache kommen) 
verlieren daher aus Strafe wohl die oberwähnten Anſprü— 
che, aber nach dem klaren Inhalte ſowohl des mit Preußen 
als mit den ſämmtlichen Bundesſtaaten abgeſchloſſenen Car— 
tels verbleibt dem Staate fortwährend das Recht der Re— 
clamirung der betreffenden Unterthanen. 

In dieſer Beziehung wird der Magiſtrat wiederholt an— 
gewieſen, ſich die in Frage ſtehende hohe Hofkanzleyverord— 
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nung vom 22. März 1832 bey den Gewerbsverleihungs— 
Verhandlungen genauer als bisher gegenwärtig zu halten, 
damit die ſo häufig nöthig gewordenen Nachtragserhebun— 
gen vermindert werden. (Siehe Nro. 105. 133.) 


157. 
Hofkanzleydeeret vom 29. October 1835, Z. 28207. 


Der Aufenthalt eines Civilindividuums im Militär- Jurisdic⸗ 
tions = Bezirke begründet ebenfalls das politiſche Domicil. 

Die Heimathzuſtändigkeit richtet ſich im Allgemeinen 
nicht nach der Competenz der Jurisdiction, ſondern nach 

dem Orte der Geburt oder des vorausgegangenen Aufent— 

haltes in einer Gemeinde; es kann demnach die Einwen— 
dung, welche der Th. Magiſtrat gegen die Aufnahme der 
vom wiener Magiſtrate nach Th. abgeſchobenen Caroline M. 
aus der Jurisdictions-Zuſtändigkeit *) erheben will, auf 
keinen Fall als ſtatthaft angenommen werden. 

Überdieß aber unterſtand dieſe Perſon zur Zeit ihres 
Aufenthaltes zu Th. allerdings der dortigen Civiljurisdic— 
tion, weil ſie zum Civilſtande gehörte, und weil ſie durch 
den Umſtand, daß ſie ſich größtentheils in den dortigen 
Militärgebäuden und im fortifikatoriſchen Terrain aufhielt, 
der Perſonaljurisdiction der dortigen Civil-Obrigkeit nicht 
entzogen wurde. 

Bey dieſen Verhältniſſen, und da die C. M. ſich in der 
Gemeinde Th. am längſten ununterbrochen aufgehalten 
hat, erſcheint dieſe Gemeinde nach den beſtehenden Vor— 
ſchriften zu ihrer Aufnahme verpflichtet. Das Gubernium 
wird daher angewieſen, den Th. Magiſtrat zur Aufnahme 
der C. M. mit ihren uneheligen Kindern zu verhalten. 


») Weil fie ſich naͤhmlich in den, der Militaͤr-Jurisdietion uns 
terſtehenden Spitälern, Kaſematten, Wällen und Schanzgräe 
ben der Feſtung Th. aufgehalten hat. 


Erſter Anhang. 
über das politiſche Domicil der Juden. 


158. 


Hofkanzleydeeret vom 28. März 1794. Gubern.⸗Ver⸗ 
ordnung in Mähren vom 5. Juny 1807, Z. 10350. 


Darſtel. der in Betreff der Juden beſteh. Geſetze. v. Scari 41. 


Juden, welche ſich heimlich außer Landes vereheligen, find bey 
ihrer Zurückkunft an den Ort ihrer Vereheligung abzuſchieben. 
Derjenige Jude, der heimlich und unerlaubt außer 
Landes ſich vereheliget, iſt nicht nur zur Erlangung einer 
hierländigen Familienſtelle nicht zuzulaſſen, ſondern auch, 
ſobald er wieder zurückkehrt, ihm die fernere Duldung zu 
verſagen, und er ohne weiters in jenes Land und an jenen 
Ort, wo er ſich heimlich und geſetzwidrig vereheligt hat, 
zurückzuweiſen und abzufchieben. *) (Nro. 162.) 


159. 


Lofkanzleydeeret vom 7., Gubernial-Intimation vom 
24. November 1795. 


D 5 - 
Darſtel. der in Betreff der Juden beſteh. Geſetze, v. Scari 68. 
Ob ein Judenfamiliant ſein Domicil verlaſſen dürfe. 


Wenn ein jüdiſches Familienhaupt in Mähren eine 
ſyſtemiſirte Familienſtelle bey irgend einer Judengemeinde 
einmal erhalten hat, fo muß es auch in dem Orte der er⸗ 
haltenen Familienſtelle ſeinen bleibenden Wohnſitz nehmen, 
und kann dieſen ohne eigene Gubernialbewilligung in eine 
andere Gemeinde nicht übertragen, weil es widrigenfalls 
unmöglich wäre, die Evidenz des jüdiſchen Familienſtandes 
zu erhalten, Ordnung bey dem Domeſtico der jüdiſchen Ge— 
meinden handzuhaben, die Einſchleichung fremder Juden hints 


) Da dieſes Hofdecret mit Gub.-Verordnung vom 5. Juny 
1807 wiederholt zur Beobachtung erinnert wurde: fo iſt es 
utcht, als durch die $$. 17, 18, und 252 des II. Thls. d. Str. G 
aufgehoben zu betrachten. 
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anzuhalten, in dem Conſcriptionsgeſchäfte die Unordnung 
zu beſeitigen und den Verkürzungen der Verzehrungsſteuer— 
Adminiſtration zu ſteuern. Wenn aber der Jude eine er— 
laubte Pachtung erhält, ſo kann er für die Dauer derſelben 
an den Ort der übernommenen Pachtung mit ſeiner ganzen 
Familie überziehen, immer aber mit der Vorſicht, daß er 
ſeine Familienſtelle an ſeinem Incorporationsorte beybehal— 
te, dahin die geſetzmäßigen Steuern und Abgaben zu der 
Gemeinde, wohin er gehört, immer pünctlich entrichte, 
und nach geendeter Pachtung in ſein voriges Domicilium 
wieder eintrete. (Nro. 170. 176.) 


160. 
Hoͤfkanzleydeeret vom 9., Regierungsdeeret vom 30. 
May 1807. 


Kropatſchek 23. 240. Barth-Barthenh. Beytr. 1. 277. 
Kanka 17. 512. Goutta 6. 77. Fauller 2. 345. 


Zur Beurtheilung des Domicils der in Wien Tolerirten, dann 
ihrer Witwen und Kinder. 

Bey Beſtimmung der Grundſätze in Abſicht auf die 
Behandlung der von den zeitweiſe hier tolerirten und ver— 
ſtorbenen Juden hinterlaſſenen Weiber und Kinder, iſt ſich 
die doppelte Rückſicht gegenwärtig zu halten; die eine: 
daß die hieſige Toleranz eigentlich bloß eine Gnadenſache 
iſt, worauf keine jüdiſche Familie einen Anſpruch hat, 
und, daß in aller thunlichen Art geſorgt werden müſſe, da— 
mit die Zahl derſelben immer in mäſſigen Schranken gehal— 
ten werde; und die andere: daß man gegen die hinterlaſſe— 
nen Witwen und Kinder nicht mit zu großer Strenge 
verfahre. 

In dieſer Rückſicht wird angeordnet: 

1. Daß eine neue Toleranz, wodurch die Zahl der Fa— 
milie vermehrt wird, nur äußerſt ſelten, und bey eintre— 
tenden ganz beſondern Verdienſten, oder anderweiten au— 
ßerordentlichen Rückſichten und niemals ohne Bewilligung 
dieſer Hofſtelle ertheilet werden ſolle. 
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2. Jeder Tolerirte hat ſich bey feiner. vorzunehmenden 
Vereheligung auszuweiſen, wo allenfalls nach ſeinem Tode 
ſeine Witwe oder Kinder ein Unterkommen zu finden hät— 
ten, und dieſe Ausweiſung hat mittelſt eines von der Ge— 
meinde, bey der ſie ihre Aufnahme finden werden, einzu— 
legenden, von der Obrigkeit zu beſtätigenden Reverſes zu 
geſchehen. 

3. Die dermal Tolerirten, ſoweit ſie aus Böhmen 
oder Mähren ſind, wenn ſie da noch Familienſtellen beſit— 
zen, und in dem Steuerbande ſtehen, haben bey ſolchen zu 
bleiben, jedoch aber auch die ſie betreffende Steuer unfehl— 
bar dahin abzuführen, ſo wie zu allen übrigen Gemeinde— 
laſten und Präſtationen zu concurriren, und ergeht unter 
einem an dieſe beyden Gubernien der Auftrag, daß derglei— 
chen hier für ihre Perſon Tolerirten nicht geſtattet werden 
ſolle, ihre Stellen im Lande hintanzugeben, und ſich oder 
ihren Familien dadurch den Rücktritt unmöglich zu machen. 

4. Bey jenen, welche aus Galizien oder Ungarn hieher 
kommen, und die Toleranz erhalten, hat die Regierung 
die betreffende Landesſtelle davon zu unterrichten, damit 
ihnen in dem Orte, wo ſie herkommen, allenfalls der Rück— 
tritt, oder bey ihrem Tode, jener der Familie in ihren 
Geburtsort ausdrücklich vorbehalten bleibe. 

5. Den Witwen derjenigen, die jetzt ſchon tolerirt 
ſind, iſt der Aufenthalt mit den Kindern dergeſtalt, daß 
ſie mit ſolchen nur eine Familie ausmachen, in der bisheri— 
gen Art noch ferner zu geſtatten, und, wenn einer der 
Söhne den von dem verſtorbenen Vater betriebenen nützli— 
chen Erwerbungszweig, oder ſonſt nützlichen Handel fort— 
treibt, dieſem allein auf ſein Anſuchen die Toleranz zu er— 
theilen, weil dadurch eigentlich die Zahl nicht vermehrt 
wird; doch wird auch in dieſen Fällen den Söhnen der hier 
verſtorbenen Väter, wenn ſie die Toleranz erhalten wollen, 
aufzutragen ſeyn, ſich auszuweiſen, wo allenfalls nach ih— 
rem Tode ihre Witwen oder Kinder das Unterkommen fin— 
den werden. Die Fortſetzung der Toleranz auf einen der 
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hinterlaſſenen Söhne bey Großhandlungen unterliegt ohne— 
hin um ſo weniger einem Anſtande, als vermöge des dieß— 
fälligen Patentes v. J. 1774 das Großhandlungsbefugniß 
auch auf die linge, wenn fie ſich über die erfor- 
derlichen Eigenſchaften ausweiſen, und um den höchſten 
Conſens ſich bewerben, ohne allen Neligtons⸗ Unterſchied 
übergeht. 

6. Jene, welche die nützliche Erwerbungsart ihres 
Vaters fortzuſetzen nicht vermögen, ſind, wenn ſie eine Fa— 
milienſtelle in einem andern Lande beſitzen, dahin zu weiz 
ſen, in dem entgegengeſetzten Falle aber, welcher ohnehin 
meiſtens bey den Hiergebürtigen eintrifft, iſt ihnen zwar, 
um ſie nicht ganz dem Zufalle zu überlaſſen, der zeitliche 
Aufenthalt hier zu geſtatten, ihnen aber nicht die Verehe— 
ligung oder Stiftung einer Familie in Wien zu bewilligen, 
ſondern auf dieſen Fall hätten ſie ſich um ein anderweites 
Unterkommen umzuſehen. 

7. Jene endlich, welche keinen beſtimmten Nahrungs- 
zweig auszuweiſen vermögen, oder ſich mit unerlaubten 
Handlungen abgeben, ſind als Geſchäftsloſe lediglich von 
hier zu entfernen. | 


161. 
Allerh. Entſchließung vom 1. October 1807. 


Kropatſchek 23. 685. Fauller 2. 344. 


Zur Beurtheilung des Domicils der nach Wien kommenden, 
ber geadelten und jener Juden, die ein Großhandlungs-Pri— 
vilegium beſitzen. 

c. Es darf kein Jude zu den Linien eingelaſſen werden, 
der ſich nicht mit einem Zeugniſſe ſeiner Obrigkeit auswei— 
fen kann, in Handels- oder Rechtsangelegenheiten hieher 
zu kommen. 

d. Darf zwar den geadelten und jenen Juden, die im 
Beſitze eines Großhandlungs-Privilegii find, die Toleranz 
auf ihre Perſon auf unbeſtimmte Zeit, wenn ſie ſich ihrer 
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nicht unwürdig machen, ohne Anſtand ertheilet wer den, 
doch ſind ihre Kinder und Familien ganz nach der Verord⸗ 
nung vom 9. May d. J. zu behandeln. 


162. 
Hofkanzleydeeret vom 7. May 1808. 
Kropatſchek 24. 466. Fauller 2. 357. 
Die Juden erwerben durch das Deceunium, oder durch ihre 
Verehligung, in Ungarn das Domicil. 


Nur jene nach Ungarn eingewanderte Juden, welche 
durch zehnjährigen Aufenthalt das Incolat nicht erworben, 
oder nach ihrer Einwanderung ſich daſelbſt nicht verheira⸗ 
thet haben, können wieder in ihr Geburtsort zurückgewie⸗ 
ſen werden. f 


163. ' 
Gubern.-Verordnung in Böhmen v. 10. März 1816. 
Z. 3171. 

Roth's fortgeſetzte Geſetz-Samml. v. Kanka 17. 402. 
Mit welchen Ausweiſen die nach Wien kommenden Juden ver— 
ſehen ſeyn müſſen. 

Da das Zuſtrömen der zum Aufenthalte in Wien nicht 
geeigneten Israeliten von Tag zu Tag in einem ſolchen 
Grade zunimmt, daß die k. k. n. ö. Regierung, vermög eis 
ner unterm 9. Jänner l. J. gemachten Eröffnung, ſich vers 
anlaßt fand, über die Aufrechthaltung des Hofkanzleyde— 
crets vom 1. October 1807 mit aller Strenge zu wachen, 
und in deſſen Gemäßheit keinem fremden Israeliten, mit 
Ausnahme der Marktzeit, wo ihm nach dem $. 22. des To⸗ 
leranzpatentes die Beſuchung des wiener Platzes allgemein 
geſtattet iſt, weder den Eintritt bey den Linien, noch den 
Aufenthalt in Wien auch nur auf die kurze Zeit zu geſtat— 
ten, der ſich nicht mit einem Zeugniſſe, wo er anſäſſig iſt, 
ausweiſen wird, daß er in Handels- oder Rechtsangele— 
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genheiten dahin komme. Eben fo werde auch den Beſtell— 
ten oder Bevollmächtigten der israelitiſchen Handelshäuſer 
der Eintritt dahin verſagt werden, wenn ihre Dahinkunft 
nicht durch ein von der Obrigkeit beſtätigtes Zeugniß ihrer 
Prinzipalen gerechtfertiget wird. 

Den Amtern wird hiemit aufgetragen, dieſe von ders 
ſelben getroffene Verfügung mit Bezug auf das mit Ver— 
ordnung vom. 9. December 1807 allgemein bekannt ge 
machte Hofdecret vom 1. October 1807 ſchleunigſt zur all⸗ 
gemeinen Kenntniß und Darnachachtung der Judenſchaft mit 
dem Beyſatze zu bringen: daß die niederöſterreichiſche Re— 
gierung in Zukunft auf eine zur Entſchuldigung vorgeſchützte 
Unwiſſenheit, daß den Israeliten zur Geſtattung des Auf— 
enthalts in Wien ein obrigkeitliches Zeugniß nothwendig 
ſey, nicht die mindeſte Rückſicht nehmen wird. 


164. 


Hofkanzleydeeret vom 28. Februar 1817. 


h 38. 82. Barth-Barthenh. Beytr. 1. 277. 
Fauller 2. 347. 


Sicherſtellung des Domicils für die ſich in Wien vereheligenden 
Juden. 

F. 2. Wenn nach Ableben eines in Wien Tolerirten 
ſeine Söhne, auf welche die Toleranz des Vaters nicht 
übergeht, ſondern die bloß in der Familien- Lifte ihres tor 
lerirten Bruders oder eines andern Tolerirten geführet 
werden, ſich in Wien vereheligen wollen, ſo muß zwar 
überhaupt auf das Bedingniß der Ausweiſung der Fami- 
lienſtelle ſtrenge gehalten werden, die Heirathsbewilligung 
ſelbſt aber kann nur von der Landesſtelle derjenigen Pro— 
vinz ertheilet werden, in welcher ein ſolcher Iſraelit die 
Familienſtelle erhalten hat, weil in ſolchen Fällen die Si— 
cherſtellung des Familienplatzes nicht bloß für die zurück 
bleibende Gattin und ihre Kinder, ſondern für den Gatten 
und Familienvater ſelbſt zu gelten hat, der, wenn ſeine 
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Verhältniſſe von der Art werden, daß er in der Familien⸗ 
Liſte in Wien nicht länger belaſſen werden kann, auch für 
ſeine Perſon ſich dahin zu begeben hätte, was ohne Vor— 
wiſſen und Genehmigung der berufenen Landesſtelle nicht 
geſchehen könnte. 


Hofkanzleydeeret vom 24. April 1817. 
Barthenheim's Beitr. 1. 71. 
Zur ARE, des Domicils der Arzte oder Wundärzte 
israelitiſcher Religion. 


Es unterliegt keinem Anſtande, jenen Israeliten, 
welche nach gut zurückgelegten mediciniſchen Studien zur 
Anſtellung als Secundärärzte oder Wundärzte im hieſigen 
Lazarethe geeignet ſind, die Bewilligung zu einem zeitli⸗ 
chen Aufenthalte in Wien für den Fall einer ſolchen Anjtels 
lung eben ſo wie den übrigen israelitiſchen Glaubensge⸗ 
noſſen zu geſtatten, die ſich zur Beſorgung ihrer Geſchäfte 
aus erheblichen Gründen zeitlich in Wien aufhalten; da— 
gegen kann von einer Toleranz für ſolche Fälle keine Rede 
ſeyn. (Rro. 85. 148.) 


166. 
Studienhofeommiſſions « Verord nung vom 29. 
Auguſt 1817. 
Barthenheim's. ꝛc. Beyträge 1. 197. 
Durch den Gradus erwerben die Israeliten kein Domicil. 


§. 5. Doch können fie (Israeliten) dadurch (daß fie 
Doctores der Philoſophie, der Medicin, der Jurisprudenz 
werden, und als ſolche auch in die Facultäten aufgenom- 
men werden können) keiner mehreren Rechte und Begün— 
ſtigungen theilhaftig werden, als ihnen ohnehin durch die 
beſtehenden Landesgeſetze 5 Verordnungen zugeſtanden 
ſind. 


4 
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167: 


Hofkanzleydeeret vom 4. März, Zahl 6426, Guber⸗ 
niale Verordnung in Böhmen vom 1. April ade, 
Zahl 15270. 


Kropatſchek 41. 132. Kanka 14. 358. 


Behandlung der außer ihrem Schutzorte ſich aufhaltenden, und 
mit dem Ackerbau beſchaftigenden Juden. 


Aus Gelegenheit eines ſpeciellen Falles, wo es ſich 
darum handelte, ob die Israeliten, welche ſich mit dem 
Ackerbaue beſchäftigen wollen, nur in dem Bezirke ihrer 
Schutzobrigkeit, oder, auch außer demſelben, obrigkeitli⸗ 
che Gründe pachten dürfen, findet man anzuordnen: 

Es habe zwar feine Richtigkeit, daß nach dem in Fol⸗ 
ge einer höchſten Entſchließung ergangenen Hofdecrete vom 
19. October 1781 den Juden nur an jenen Orten, wo 
ſie wirklich ſind, und tolerirt werden, nicht aber überhaupt 
an allen Orten im Lande, wo es ihnen beliebt, den Acker— 
bau zu treiben, und obrigkeitliche Gründe zu pachten ge— 
ſtattet wurde. Allein dieſe Beſchränkung hat durch das nach⸗ 
gefolgte Juden-Patent vom 3. Auguſt 1797 eine Abände⸗ 
rung erlitten, denn: 

1. Erlaubt der 45. $. dieſes Patentes der Judenſchaft, 
obrigkeitliche Gründe zu pachten, und ſetzt dießfalls keine 
anderen Bedingniſſe, als daß ſie ſolche mit eigenen Hän— 
den, oder durch andere Juden bearbeiten. 

2. Verordnet der 51. §. eben dieſes Patentes, daß 
denjenigen Juden, welche ſich mit Enthaltung von allem 
Waarenhandel, und von wucherlichen Vorleihungen, dem 
Ackerbaue widmen, die bürgerlichen Vortheile wie den Chri— 
ſten gegönnet werden ſollen. 

Keiner dieſer §§. macht aber eine Erwähnung, daß 
die dem Ackerbaue ſich widmenden Juden bloß an den Be— 
zirk der Obrigkeit, wo fie ſich im Schutze befinden, gebun- 
den ſeyen. 


\ 101 


Weder der 27., noch der 36. §. dieſes Patentes fles 
hen der obigen Erklärung der $$. 45 und 51 entgegen. 

Nicht der 27. §., weil er nur den Zweck hat, zu be— 
ſtimmen, daß die feſtgeſetzte Zahl der Judenfamilien nicht 
überſchritten werde; dieß geſchieht aber nicht in einem ſol— 
chen Falle, von dem hier die Rede iſt, weil der Jude dort, 
wo er den Ackerbau betreibt, keine Familien-Stelle erhält; 
ſondern nach geendigtem Pachte dorthin, wo er im Schutz 
ſich befindet, und ſeine Familien = Nummer hat, zurück 
kehren muß. 

Nicht der 36. §, weil derſelbe lediglich beſtimmt, wie 
ſich in Bezug auf den Aufenthalt jener Juden, welche ei— 
nen Tabak- Verlag oder Verſchleiß halten, oder ein Fluß⸗ 
haus oder eine Brantweinbrennerey gepachtet haben, zu 
benehmen ſey, ohne nirgend eine Beſchränkung für jene 
Juden, welche den Ackerbau treiben, auszuſprechen. 

Eben ſo wenig ſtreitet auch der 39. §. des Juden— 
Patentes gegen die erwähnte Auslegung der §. §. 45 und 
51, da derſelbe nur den Kreisämtern zur Pflicht macht, 
darauf zu ſehen, daß außer den geſetzlich beſtimmten Fäl— 
len nirgends einer Juden-Familie Aufenthalt gegeben wer— 
de. Hieraus folgt aber noch nicht, daß es ungeſetzlich ſey, 
wenn der Jude dort, wo er obrigkeitliche Gründe gepach— 
tet hat, und den Ackerbau treibt, ſich aufhält. 

Endlich würde die Beſchränkung, daß die Israeliten 
nur in dem obrigkeitlichen Bezirke den Ackerbau treiben 
dürften, ſich überhaupt mit der Tendenz des Juden-Pa— 
tentes, welches die Juden vom Waarenhandel und Scha— 
cher abziehen, und für den Ackerbau empfänglich machen 
will, nicht vereinigen; indem es dem Juden bey dem be— 
ſten Willen oft unmöglich würde, der Abſicht der Staats⸗ 
verwaltung zu entſprechen, wenn gerade ſeine Obrigkeit 
ihm kein Grundſtück in Pacht geben könnte oder wollte. 

Von dieſer höchſten Verfügung werden die Kreisäm— 
ter zur eigenen Wiſſenſchaft und Darnachachtung in vor— 
kommenden Fällen verſtändiget. 
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Um Übrigens den Israeliten durch die ihnen zugeſtan— 
dene Begünſtigung, ſich als Pächter obrigkeitlicher Grund⸗ 
ſtücke außer ihren Schutzorten zaufhalten zu dürfen, nicht 
etwa die Gelegenheit zu verſchaffen, daß ſie der Aufſicht 
ihrer ſchutzobrigkeitlichen Amter entgehen, und paßlos im 
Lande hin und her ziehen, iſt dieſe Erläuterung der $. $. 
45 und 51 des Juden⸗Patentes den obrigkeitlichen Amtern 
und Magiſtraten zur Wiſſenſchaft und genaueſten Darnach⸗ 
achtung mit dem Beyſatze bekannt zu machen, daß: 

a. weil dermahl den mit dem Ackerbaue ſich beſchäf⸗ 
tigenden Israeliten eben ſo wie jenen, welche einen Taback⸗ 
Verlag oder Verſchleiß halten, oder ein Flußhaus oder 
Brantweinbrennerey gepachtet haben, die im §. 36 des 
Juden ⸗Patentes enthaltene Begünſtigung, ſich außer ih⸗ 
rem Familien = oder Schutzorte zeitweilig aufhalten zu dür⸗ 
fen, zugeſtanden worden iſt, einem fremdͤherrſchaftlichen 

Israeliten, er mag ein Familiant, oder ein bloßer Schutz⸗ 
jude ohne eine Familien-Nummer ſeyn, die Pachtung 
der obrigkeitlichen Gründe nicht eher zu geſtatten ie als 
bis er ſich über die Bewilligung desjenigen Kreisamtes, 
in deſſen Bezirk die zu pachtenden Gründe gehören, wie 
auch mit einem Erlaubnißſcheine ſeines obrigkeitlichen Am⸗ 
tes zu dem zeitweiligen Aufenthalte außer ſeinem Schutz⸗ 
orte ausgewieſen hat; 

b. die obrigkeitlichen Amter die Israeliten, wenn 
die Felderpachtung zu Ende gegangen, und nicht wieder 
erneuert worden iſt, ungeſäumt in ihre Schutz- oder Kar 
milien⸗Orter zurückzuweiſen haben, widrigens ſich dieſel— 
ben der in dem §. 39 des Juden-Patentes feſtgeſetzten 
Strafe ſchuldig machen würden; 

c. ein jedes Amt ſeinen Schutzjuden, welcher außer 
dem ſchutzobrigkeitlichen Bezirke den Ackerbau betreibt, 
bey der jährlichen Conſcription fortzuführen habe, mit 
der Bemerkung, daß er ſich als Pächter obrigkeitlicher 
Gründe auf dem Gute N. zeitweilig aufhalte; daß endlich 
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d. das Dominium, in deſſen Bezirke ein fremdherr⸗ 
ſchaftlicher Israelit obrigkeitliche Gründe gepachtet hat, 
für denſelben, wenn er ſich nach Zulaß des §. 51 des Sur 
den-Patentes vereheligen will, ohne Einverſtändniß des 
ſchutzobrigkeitlichen Amtes, den Heiraths-Conſens anzu— 
ſuchen nicht berechtiget iſt, weil im widrigen Falle keine 
Obrigkeit verhalten werden könnte, einem Schutzjuden, 
welcher kein Familianten-Sohn iſt, der, wenn er es auch 
wäre, nach feiner Geburtsfolge auf die Familien- Stelle 
feines Vaters keinen geſetzlichen Anſpruch hat, und ſich an— 
derwärts ohne Wiſſen ſeines ſchutzobrigkeitlichen Amtes 
vereheliget, nach Ausgang der Felderpachtung ſammt 
Weib und Kindern den Schutz ferner zu geſtatten. (Nro. 
63. 170. 176.) 


168. 
Decret der n. ö. Regierung vom 20. November 1820. 


Fauller 2. 313. 


Über den Aufenthalt der im Judenthume verbleibenden Gat— 
tinn und Kinder eines Juden-Neophiten. 


Auf die Anfrage, wie die im Judenthume verbleibende 
Gattinn und Kinder beym Übertritte ihres Mannes und 
rückſichtlich Vaters zum Chriſtenthume hinſichtlich ihres 
Aufenthaltes in Wien zu behandeln ſeyn, wurde erwiedert: 

Iſt die vollkommene Trennung eingetreten, und hat 
die Mutter ſammt ihren im Judenthume verbleibenden Kin⸗ 
dern auf die Toleranz keinen beſondern Anſpruch, ſo ſpre⸗ 
chen die Toleranz = Borfchriften ohnehin ihre Entfernung 
aus. 

Iſt die Trennung ſolcher Eheleute nur factiſch durch 
Religionsverhältniſſe herbeygeführt worden; ſo ſind zwey 
Fälle zu berückſichtigen: Entweder gibt der Ehegatte ſeiner 
Familie hinlänglichen Unterhalt, oder es hat die Gattinn 
ein eigenes Vermögen, oder ſonſt einen rechtlichen zu ihrer 
und ihrer Kinder Verſorgung hinreichenden Erwerb. — 
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Wo ſolche Verhältniſſe eintreten, kann der Gattinn und 
der Familie der Fortgenuß der früher dem Familienvater 
verliehenen Toleranz ohne ganz beſondere Gründe nicht 
wohl verſagt werden. Im zweyten Falle, wenn die Sub— 
ſiſtenz der Familie nicht auf die erwähnte oder ſonſt eine 
ſolide Art und Weiſe verſichert iſt, eignet ſich dieſelbe ohnes 
hin nach der Toleranzuorm zur Entfernung von Wien. 
(Nro. 125. 173.) \ 

169. 

Deeret der n. 6. Regierung vom 1. December 1820. 
Graf Barth-Barth. Beytr. 1. 212. Fauller 2. 354. 
Das Domicil durch ein Gewerbs-Befugniß zu erlangen, iſt 
bey den Juden unzuläßig. 

Nach dem F. 29 des allg. bürgerl. Geſetzbuches erlangt 
ein Fremder ſchon durch den Antritt eines Gewerbes die 
öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft; und in ſo fern demnach 
einem türkiſchen Unterthan ein Arbeits-Befugniß ertheilt 
wird, erhält er ſchon dadurch die Staatsbürgerſchaft. 

Aber eben aus dieſem Grunde kann einem ſolchen, 
der ſich zur israelitiſchen Religion bekennet, kein Befugniß 
ertheilt werden, da auch bey türkiſchen Juden alle beſchrän⸗ 
enden Geſetze ihre Anwendung finden, welche für Juden 
überhaupt gelten, und insbeſondere jede Vermehrung von 
anſäßigen Judenfamilien in Wien ſtreug unterſagen. (S. 
jedoch Blaſek 5. Band, 414. Seite) 


170. | 
Hofkanzleydeeret vom 10. Jänner 1821, Zahl 265. 
Gubernialdeeret vom 28. Jänner 1821, Zahl 4560. 
Pol. G. Samml. 49. 3. Provinz.⸗Geſetz-Samml. für 
Galizien und Lodomerien 3. 16. Oberöſterreich 3. 15. Nie⸗ 
deröſterreich 3. 8. Kropatſchek 45. 5. Fauller 2. 352. 

Vorſchrift, wie jene Juden bey der Conſcription und Necrou— 
tenſtellung zu behandeln ſind, die in einem Orte ihre Anſäſ— 

ſigkeit, und in dem andern ihre Tolerirung erweiſen. 

Aus Anlaß eines ſpeciellen Falles, iſt die Hofkanzley 
in die Kenntniß eines Mißbrauches gelangt, welcher in 
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Beziehung auf die Militärwidmung der israelitiſchen Ber 
völkerung von bedeutendem Jutereſſe iſt. 

Um ſich nähmlich der Militärpflicht zu entziehen, trach⸗ 
ten viele ſich Urkunden zu verſchaffen, wodurch fie an ei— 
nem Orte ihre Anſäßigkeit, und an einem andern ihre 
Tollerirung erweiſen können. 

Von dieſen zwey Begünſtigungen machen dieſelben nun 
nach den jeweiligen Umſtänden Gebrauch, und beziehen ſich, 
wenn einer ihrer Söhne in dem einen Orte dem Militär 
gewidmet werden ſoll, auf ihre Tollerirung in dem andern, 
und im Gegentheile wenn dieſer Sohn in dem andern Orte 
gefordert wird, auf ihre Anſäßigkeit in dem erſten; wo⸗ 
durch die conſcribirenden Obrigkeiten irre geführt wer⸗ 
den, und viele der Militärwidmung geſetzlich unterwor⸗ 
fene Juden entgehen. 

Zur Hintanhaltung dieſes Mißbrauches iſt mit höch⸗ 
ſtem Hofkanzleydecrete vom 10. l. M. Zahl 265 als Grund⸗ 
ſatz aufgeſtellt worden: 

1. Daß jene Juden, die in einem Orte für beſtändig 
tollerirt ſind, zu deſſen einheimiſchen Bevölkerung zu zäh⸗ 
len, und daher gemäß des 26. §. lit. B. des Conſcrip⸗ 
tionspatentes daſelbſt zu conſcribiren, und im Tauglich⸗ 
keitsfalle zu aſſentiren ſeyen. 

2. Diejenigen hingegen, die nur einer zeitweiſen und 
periodiſch zu erneuernden Tollerirung genießen, haben zur 
einheimiſchen Bevölkerung jenes Ortes zu gehören, wo ſie 
ſelbſt, und ihre Familie den Beſitz ihrer erhaltenen und vor- 
ſchriftsmäſſig beyzubehaltenden Familienſtelle ausweiſen. 

Obwohl in Galizien die in anderen erbländiſchen Pro— 
vinzen beſtehende Tollerirung der Juden nicht ſyſtemmäßig 
iſt, weil hierlandes jeder Jude ſo lange zu ſeiner Geburts— 
gemeinde gehört, bis er von derſelben ab- und zu einer 
andern zugeſchrieben worden, und darüber den Entlaß⸗ 
und Aufnahmsſchein gelöſt hat: ſo können ſich doch Fälle 
ergeben, welche der Ahnlichkeit halber nach dem oben aus— 
geſprochenen Grundſatze behandelt werden müſſen. 
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Manche Juden pflegen nähmlich, ohne von ihrer Ger 
burtsgemeinde abgeſchrieben zu werden, in anderen Ort— 
ſchaften Pachtungen, Handlungs -und ſonſtige, oft Jahre 
lang dauernde Geſchäfte zu unternehmen, und ſich dadurch 
gleichſam den Anſpruch auf einen doppelten Wohnort, in 
ihrem Geburtsorte, und in dem Orte ſolcher Unterneh— 
mungen zu erwerben, und bey dieſen können daher eben 
jene Mißbräuche eintreten, welche im vorliegenden De— 
crete angedeutet wurden. 

Dem k. Kreisamte wird ſomit die obige für ſolche Fälle 
erfloſſene höchſte Vorſchrift zur genauen Nachachtung mit 
dem Beyſatze bekannt gemacht, daß hiernach die zur Orts⸗ 
gemeinde nicht gehörigen, mit keinem Familien Nro. ver⸗ 
ſehenen Juden zu verhalten ſeyen, ihre Aufenthaltsur⸗ 
kunden bey der jährlichen Conſcriptions-Reviſion vorzuz 
weiſen, um fie hiernach gehörig claſſificiren, und nach obi— 
ger höchſten Weiſung bey Militär - Stellungen behandeln 
zu können. (Nro. 159.) 


171. 
Hofkanzleydeeret vom 11. July 1822, an das 
Gubernium in Böhmen. 
Kropatſchek 47. 22. 
Wegen Aufenthaltes derjenigen Juden, welche eine Weg- oder 
Brücken-Mauth pachten. 

Es unterliegt keinem Anſtande, daß jene Juden, wel- 
che eine Ararial-Weg- oder Brücken-Mauth pachten, ſich 
auch während der Dauer der Pachtzeit an dieſen Orten, 
wo die Mauth beſteht, aufhalten dürfen; jedoch müſſen 
dieſelben ſtets zu derjenigen Familie und demjenigen Orte, 
wo ſie in Schutz ſtehen, und ihre Schutzſteuer bezahlen, 
gezählt, und dort mit obrigkeitlicher Bewilligung als zeit— 
weilig abweſend vorgemerkt werden, auch ſich in dem Orte 
ihres zeitlichen Aufenthaltes von allem Waarenhandel entz 
halten. 
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- Übrigens verjicht es ſich von ſelbſt, daß, wenn mehrere 
Juden in Compagnie ein derley Weg oder Brücken⸗Mauth⸗ 
gefäll pachten, nur Einer von ihnen in dem Pachtungsorte 
ſich aufzuhalten befugt ſeyn kann. 

Dieſes wird dem Gubernium zur weiteren Veranlaſf⸗ 
ſung und mit dem Bemerken bedeutet: daß jedoch die Ju⸗ 
den zur Pachtung der in den Bergſtädten beſtehenden Ara⸗ 
rial⸗Weg- und Brücken⸗Mäuthe nicht zugelaſſen werden 
können, weil nach den Landesgeſetzen und nach dem Hof 
decrete vom 7. September 1782 den Juden der Aufenthalt 
daſelbſt nicht geftattet iſt. (Nro. 170.) 


172. 
Hofkanzleydeeret vom 29. July 1822, an das galiziſche 
Gubernium. 
Kropatſchek 47. 51. 
Beſtimmung in Hinſicht der jüdiſchen Pächter der Ararial⸗ 
Weg: und Brücken-Mäuthe in Galizien. 

Da bey der allerhöchſt angeordneten Verpachtung der 
Ararial⸗Weg⸗ und Brücken-Mäuthe unter andern auch 
feſtgeſetzt worden, daß Juden zu ſolchen Pachtungen zuge— 
laſſen werden dürfen; ſo muß, um folgerecht vorzugehen, 
denſelben auch die Möglichkeit verſchaffet werden, das ge— 
pachtete Gefäll mit voller Beruhigung und Sicherheit zu 
verwalten. | 

Es kömmt daher nur darauf an, die Anwendung dies 
ſes Grundſatzes, in ſo weit bey derſelben eine Ausnahme 
von den für die Juden im Allgemeinen beſtehenden geſetzli— 
chen Vorſchriften einzutreten hat, in der Art zu regeln, 
daß dabey die Schranken der Nothwendigkeit nicht über⸗ 
ſchritten, und alle möglichen Mißbräuche wirkſam hintan⸗ 
gehalten werden. 

Es unterliegt daher keinem Anſtande, daß Juden gleich 
den Chriſten für ſich allein oder in Geſellſchaft mit andern 
die Pachtung der Weg- und Brücken-Mäuthe in Einer oder 
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auch in mehreren Stationen erſtehen, dieſe Gefälle an Anz 
dere in Afterpacht überlaſſen, oder von den urſprünglichen 
Pächtern in Afterpacht übernehmen, endlich die Einhebung 
des Gefälls als Beſtellte für Rechnung des Pächters oder 
Afterpächters beſorgen können, wobey der Jude, welcher 
in was immer für einer der oben angedeuteten Eigenſchaf⸗ 
ten das gepachtete Gefäll für ſich oder für Andere verwal— 
tet, mit ſeiner Familie an dem Orte der Pachtung, wenn 
er ſonſt dort die Toleranz nicht genießet, während der 
Pachtzeit wohnen, jedoch außer der ihm obliegenden 
Verwaltung des Mauthgefälls, keinen Handel oder ein 
ſonſtiges Gewerbe, das nach den Geſetzen nur förmlich 
tolerirten Juden geſtattet iſt, betreiben darf. Auch hat ſich 
dieſes Befugniß bey jeder Mauth-Station, wo wirklich die 
Einhebung der Mauthgebühr geſchieht, nur auf eine einzige 
Familie zu beſchränken, keineswegs aber auf mehrere Fa— 
milien, unter was immer für einem Vorwande, ſelbſt der 
Theilnahme an der Pachtung, oder wegen eines zweyten 
im Orte beſtehenden Wehrſchrankens, wo keine Mauth⸗ 
Gebühr» Entrichtung geſchieht, auszudehnen. ro. 170.) 


178. 
Auftrag der wiener Polizey-Ober-Direction vom 10 
Februar 1824 an das Judenamt. 
Fauller 2. 337. 
Behandlung fremder Juden-Neophiten. 

Wenn Fremde hier getauft werden, fo iſt vom Juden⸗ 
amte die hierüber gepflogene Verhandlung und die geſche— 
hene Taufhandlung der Fremden-Commiſſion bekannt zu 
geben, um mit den Neophiten die für in- und ausländiſche 
Fremde vorgeſchriebene Fremdenbehandlung vornehmen zu 
können. (Nro. 168.) 


174. 
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174. 

Verordnung der n. ö. Regierung vom 11. October 1826, 
Z. 48858. An die Polizey-Ober-Direction. 
Prov.⸗Geſetz⸗Samml. für Niederöſterreich 8. 523. 
Behandlung der Israeliten, deren Toleranz: Zeit erloſchen 

iſt, ohne daß ſie um eine neue anſuchten, als Fremde. g 

Bey der Beantwortung der Frage: ob ein tolerirter 
Israelite, der die Toleranz anzuſuchen unterläßt, nach er⸗ 
loſchener Toleranz-Zeit als ein Fremder zu betrachten und 
zu behandeln ſey, müſſen die in Judenſachen beſtehenden 
Verordnungen im ſtrengſten Sinne des Wortes ausgelegt 
werden. f 

Die allerhöchſten Orts genehmigte Inſtruction vom 7. 
Februar 1788 beſtimmt ausdrücklich, daß alle Israeliten, 
deren Duldungszeit erloſchen iſt, ohne daß ihnen eine wei— 
tere Toleranz ertheilet wird, als Fremde anzuſehen ſind. 

Dieſe Inſtruction macht hierbey keinen Unterſchied, ob 
dieſe Verſäumniß durch geltende Gründe gerechtfertiget wer— 
den kann, ſondern ſie ſpricht ſich hier ſehr beſtimmt und 
allgemein aus. Es iſt daher auch gar nicht zweifelhaft, 
daß jeder Israelite, der die Toleranz anzuſuchen unter— 
läßt, von dem Tage der erloſchenen Toleranz, als kein 
Tolerirter, ſondern als ein Fremder zu betrachten iſt. 

Es bleibt ihm jedoch unbenommen, dieſe Verſäumniß 
zu rechtfertigen, und wenn geltende Gründe beygebracht 
werden können, ſo wird es auch keinem Bedenken unterlie— 
gen, ihm die Erneuerung der Toleranz von dem Tage, an 
welchem die alte Toleranz erloſch, zu bewilligen. 

Es hat hiernach für die Zukunft von der mit Regie— 
rungs-Decret vom 3. Jänner 1816 feſtgeſetzten Strafe für 
jene tolerirten Israeliten, welche die Toleranz-Verlänge— 
rung anzuſuchen unterlaſſen, abzukommen. 


175. 


175. 

Hofkanzleydeeret vom 7. Oetober 1830, Z. 22808. 
Gub. = Deeret vom 19. November 1830, Z. 05711. *) 
Prov.⸗Geſetz-Samml. für Galizien 12. 466. 
Beſtimmung der Adoptions-Verhältniſſe der lemberger 
Judenſchaft. 

Auf einen hierortigen Bericht iſt mit hohem Hofkanzleydecrete 
vom 7. October l. J., 3. 22808 Folgendes erwiedert worden: 

1. Es ſteht den Juden in Lemberg das Recht zur Ab: 
ſchließung der Adoptions-Verträge auch in dem Falle zu, 
wenn das zu adoptirende Kind nicht zur lemberger Juden— 
gemeinde eingeſchrieben iſt, ſondern einer auswärtigen Ju⸗ 
dengemeinde angehört. 

2. Kann in einzelnen Fällen der Beweis geliefert wer— 
den, daß von Juden geſchloſſene Adoptions-Verträge bloß 
Scheinverträge ſeyen, fo hat im Sinne des §. 916 des a. b. 
G. B. die Amtshandlung einzutreten. 

3. Iſt jedoch der Fall eines Scheinvertrages nicht vor— 
handen, ſo iſt das Recht des Adoptiv-Vaters, welcher in 
Lemberg wohnt, ſein Adoptiv-Kind nach Lemberg zu zie— 
hen, um daſelbſt für feine beſſere Erziehung und den Unter— 
halt zu ſorgen, in dem Geſetze §§. 139 und 145 gegründet, 
und darf nicht beeinträchtigt werden. 

1. Dieſes Recht des Wahlvaters, fein Wahlkind bey 
ſich zu halten, wird jedoch einzig und allein durch die Dauer 
der väterlichen Gewalt, und rückſichtlich in der Regel §. 172 
des b. G. B. durch jene der Minderjährigkeit des Wahlkin⸗ 
des bedingt, und wenn gleich letzteres während dieſer Zeit 
die Vortheile der lemberger Judengemeinde genießt, ſo iſt 
dasſelbe doch um ſo weniger als ein lemberger Gemeinde— 


) Dieſe Adoptionsvorſchrift iſt, laut Gub.-Verordnung v. 14. 
April 1832, 3. 69405, auch auf die Juden in der Bucowina 
ausgedehnt worden. Siehe Prov.-Geſetz-Samml. für Gali⸗ 
zien 14. 114. 
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glied rechtlich zu betrachten, als dasſelbe dieſe Vortheile 


nur durch ſeinen Wahlvater, und wegen eines beſtimmten 


Zweckes genießt, weil übrigens auch die im §. 182 ausge⸗ 
drückte, weſentliche, rechtliche Wirkung der Annahme an 
Kindesſtatt, nämlich die Führung des wahlväterlichen Nas 
mens an keinen beſtimmten Aufenthaltsort gebunden, der 
Zweck der Erziehung unter der unmittelbaren Leitung und 
Aufſicht des Wahlvaters bereits erreicht iſt, und ſelbſt die 
Erfüllung der Verbindlichkeit: die Wahlväter, wenn dſie 
in Dürftigkeit verfallen, anſtändig zu erhalten, den Auf 
enthalt des Wahlkindes in Lemberg nicht erfordert. 

5. Dieſer Aufenthalt hat daher in jenem Momente auf⸗ 
zuhören, in welchem das Adoptivkind ſeine Großjährigkeit 
erreicht hat. Das Wahlkind hat daher nach erreichter 
Großjährigkeit ſeinen blos zeitweiligen Aufenthalt in Lem⸗ 
berg ſogleich zu verlaſſen, und zu ſeiner urſprünglichen 
Judengemeinde zurückzukehren, oder wegen Verlängerung 
ſeines Aufenthalts in Lemberg, oder wegen Einverleibung 
einer anderen Judengemeinde ſein beſonderes Geſuch zur 
weiteren Amtshandlung zu überreichen. 

Es verſteht ſich jedoch von ſelbſt, daß davon in dem Falle 
eine Ausnahme Statt findet, wenn der Wahlvater ſich mit 
Rückſicht auf den §. 173 des a. b. G. B. über die gerichtlich 
erwirkte Fortdauer der väterlichen Gewalt ausweiſet. In 
einem ſolchen Falle wird aber die Gerichtsbehörde anzuge— 
hen ſeyn, daß ſie von dem Austritte des Wahlkindes aus 
der Gewalt des Wahlvaters der politiſchen Behörde die 
Eröffnung mache. 

6. Auch während der Minderjährigkeit des zu einer 
andern Gemeinde gehörenden jüdiſchen Wahlkindes haben 
die Vortheile des Wahlvertrags ſogleich aufzuhören, wenn 
das durch denſelben gegründete Rechtsverhältniß durch den 
Tod des Wahlvaters F. 1448 oder der Wahlmutter, oder 
auf eine andere geſetzliche Art §. 185 erloſchen iſt. 

7. Bey bereits großjährigen Adoptivkindern begründet 
der Wahlvertrag für ſich allein keinen Anſpruch auf einen 
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auch nur zeitweiligen Aufenthalt in Lemberg, mithin um 
ſo weniger auf die Einverleibung zur lemberger Judenge— 
meinde. Es ſteht daher den Behörden das in den politiſchen 
Geſetzen gelegene Beſchränkungsrecht jederzeit zu. 
8. Um die Einſchleichung der minderjährigen jüdiſchen 
Wahlkinder aus andern Gemeinden in jene von Lemberg 
zu verhindern, iſt es erforderlich, daß ſchon bey Beſtäti— 
gung des Adoptions-Vertrages durch die Landesſtelle der 
Beyſatz gemacht werde, daß der Aufenthalt des minder⸗ 
jährigen Adoptiv-Kindes in Lemberg nur auf die Dauer 
der Minderjährigkeit beſchränkt und dasſelbe während bie- 
ſer Zeit keineswegs noch als der Judengemeinde von Lem— 
berg einverleibt zu betrachten ſey, ſondern ein Mitglied 
feiner urſprünglichen Gemeinde bleibe, und dahin nach er⸗ 
langter Großjährigkeit, oder auch noch früher, zurückzu⸗ 
kehren habe, wenn während ſeiner Minderjährigkeit der 
oben ad 6) bemerkte Fall eintreten ſollte. 

Die k. Kreisämter haben dieſe näheren Beſtimmungen 
in Anſehung der Folgen und Wirkungen, welche die von 
lemberger Juden geſchloſſenen Adoptions-Verträge in Be— 
ziehung auf den Aufenthalt der Wahlkinder zu Lemberg ha- 
ben, allgemein kund zu machen, und hievon die Judenge— 
meinden des Kreiſes beſonders verſtändigen zu laſſen. 


176. 
Allerh. Entſchließung vom 18., Hofkanzleydeeret vom 
22. März 1835, Z. 7162; Gub.⸗Decret vom 16. 
5 July 1855, Z. 15515. 
Prov.⸗Geſetz-Samml. für Böhmen 17. 438. 
Erforderniß der Zuſtimmung der Ortsobrigkeit zur Anſiedlung 
der Juden. 


Seine Majeſtät haben mit allerh. Entſchließung vom 
18. März l. J. Folgendes anzuordnen geruhet: 


175 


„Denjenigen Juden, welche ſich in dem Falle des 51.8. 
des Judenpatents vom J. 1797 ) befinden, kann der Aufs 
enthalt außer dem Orte der Familie, zu der ſie gehören, 
nur dann geſtattet werden, wenn die Obrigkeit des Ortes, 
wo fie ſich anzufiedeln wünſchen, ihre Zuſtimmung gibt, 
was auch von den Städten zu gelten hat.“ 

Hievon werden die k. Kreisämter ꝛc. in Folge Hofkanz— 
leydecrets vom 22. März 1835, 3. 7162 zur Darnachach⸗ 
tung und erforderlichen weiteren Verfügung in die Kennt— 
niß geſetzt, mit dem Beyfügen, daß Allerhöchſt angeordne— 
terweiſe in dieſer Hinſicht den Städten kein bevormünden— 
der Zwang anzulegen iſt. (Nro. 167.) 


Zweyter Anhang. 
Staatsverträge über die Auswechslung der Landſtreicher. 


Da die meiſten deutſchen Bundesſtaaten über die Grund— 
ſätze, wornach ſie das Domicil der Vagabunden beurthei— 
len, übereingekommen find, und die Kenntniß dieſer Grunds 
ſätze den inländiſchen politiſchen Obrigkeiten bey den Verfü⸗ 


) Pol. Geſ.⸗Samml. 11. Band, Seite 47 F. 51. Dagegen 
ſollen denjenigen Juden, welche ſich freywillig dem Militär— 
ſtande widmen, und hierzu tauglich befunden werden, wie 
auch denjenigen, welche ſich, mit Enthaltung von allem Wa— 
renhandel, und von wucherlichen Vorleihungen, dem Ackerbaue 
widmen, und ſolchen mit eigenen Händen betreiben, endlich 
denjenigen, welche ein ordentliches Zunftgewerb, und zwar 
nach den beſtehenden Vorſchriften und Zunfteinrichtungen durch 
3. Jahre betreiben, mithin dadurch eine Probe ihrer Beharr— 
lichkeit bey einem nützlichen bürgerlichen Gewerbe an Tag le— 
gen, alle bürgerlichen Vortheile, wie den Chriſten gegönnt 
ſeyn, und ſie folglich weder in Anſehung der Heirathen, noch 
in Anſehung der Abgaben anders als die chriſtlichen Staats— 
einwohner gehalten werden. Dieſe Begünſtigung ſoll aber, da 
ſie auf eine perſönliche Eigenſchaft gegründet iſt, nur nerfanfich 
ſeyn, und ſich auf die Kinder nicht erſtrecken, woferne ſie nicht 
der Altern Beyſpiele folgen. 
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gungen mit den Ausländern einen guten Dienſt leiſten dürfte: 
fo folgen hier darüber zwey Conventionen, mit dem 
ausdrücklichen Bemerken, daß ſich Sſterreich 
denſelben bisher noch nicht angeſchloſſen habe. 


177. 
übereinkunft. 


Die wechſelſeitige übernahme der Vaganten und anderer Aus— 
gewieſenen in den bayeriſchen, würtembergiſchen und baadi— 
ſchen Staaten betreffend. 

Se. Majeſtät der König von Bayern, Se. Majeſtät 
der König von Würtemberg und Se. königl. Hoheit der 
Großherzog von Baaden, haben in der Überzeugung von 
der Nothwendigkeit in Rückſicht der wechſelſeitigen Übers 
nahme der Vaganten und anderer Ausgewieſenen, ſich über 
gewiſſe Grundſätze zu vereinigen, die unterzeichneten Bez 
vollmächtigten zur Unterhandlung über dieſen Gegenſtand 
beauftragt, von welchen hierauf folgende Übereinkunft ab⸗ 
geſchloſſen worden iſt. 

§. 1. Die contrahirenden Souverains verbinden ſich, 
Niemand aus Ihren in eines Mitcontrahenten Staatsge⸗ 
bieth auszuweiſen, der nicht ein Angehöriger des Staates 
iſt, dem er zugewieſen wird, und darin ſein Heimweſen zu 
ſuchen hat, oder wenigſtens durch das Gebieth desſelben, 
als ein Angehöriger eines rückwärts liegenden Staates 
nothwendig den Weg nehmen muß. f 

$. 2. Als Staatsangehörige, deren Übernahme von 
Seite der Contrahenten wechſelſeitig nicht verſagt werden 
kann, ſind anzuſehen: 

a) Alle diejenigen, deren Vater, oder, wenn ſie au⸗ 
ßer der Ehe erzeugt wurden, deren Mutter zur Zeit ihrer 
Geburt in der Eigenſchaft eines Unterthans mit dem Staate 
in Verbindung geſtanden iſt, oder welche ausdrücklich zu 
Unterthanen aufgenommen worden find, ohne nachher wies 
der aus dem Unterthans-Verbande entlaſſen worden zu 


. 
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ſeyn, und ein anderweitiges in e erworben zu 
haben. 

b) Diejenigen, welche von heimathloſen Altern zufäl⸗ 
lig innerhalb des Staatsgebiethes geboren ſind, ſo lang 
ſie nicht in einem andern Staate das Unterthansrecht durch 
ausdrückliche Aufnahme erworben, oder ſich daſelbſt mit 
obrigkeitlicher Bewilligung verheirathet, oder darin mit 
Connivenz der Obrigkeit zehn Jahre lang gewohnt, oder 
als ſelbſtſtändig ein Gewerbe getrieben haben. N 

c) Perſonen, welche zwar weder in dem Staatsgebie— 
the geboren, noch zu Unterthanen daſelbſt aufgenommen 
worden, hingegen nach Aufgebung ihrer vorherigen ſtaats— 
bürgerlichen Verhältniſſe, oder ſonſt als heimathlos das 
durch in nähere Verbindung mit dem Staate getreten ſind, 
daß ſie mit obrigkeitlicher Bewilligung daſelbſt geheirathet 
haben, oder daß ihnen während eines Zeitraumes von zehn 
Jahren ſtillſchweigend geſtattet worden iſt, darin ihren 


Wohnſitz zu haben, oder als e ein Gewerbe zu 


treiben. 

Zur Begründung eines Anſpruches an den Staat durch 
Verheirathung iſt es nicht hinreichend, daß der Geiſtliche 
in der gewöhnlichen Ordnung die Trauung vollzogen hat, 
ſondern es wird erfordert, daß der Diſtriktsbeamte, in 
deſſen Amtsbezirke die Trauung geſchehen iſt, dieſelbe durch 
eine ſchriftlich ausgeſtellte ämtliche Erklärung als zuläßig 
anerkannt hat. 

§. 3. Wenn ein Landſtreicher ergriffen wird, der in 
einem Staate zufällig geboren iſt, in einem 8 aber 
das Unterthanenrecht erworben, oder mit obrigkeitlicher 
Bewilligung ſich verheirathet, oder durch zehnjährigen Auf— 
enthalt und Treibung eines Gewerbes ſich einheimiſch ges 
macht hat; ſo iſt der letztere Staat vorzugsweiſe ihn auf— 
zunehmen verbunden. Trifft das Unterthanenrecht in einem 
Staate mit der Verheirathung oder zehnjährigen Wohnung 
oder Gewerbstreibung in einem andern zuſammen; ſo iſt 
das erſte Verhältniß entſcheidend. 
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Iſt ein Heimathloſer in einem Staate mit obrigkeitlicher 
Bewilligung in die Ehe getreten, in einem andern aber 
nach ſeiner Verheirathung während des beſtimmten Zeitrau— 
mes von zehn Jahren als ſeßhaft oder gewerbtreibend ge— 
duldet worden, jo muß er in dem letztern beybehalten werden. 

§. 4. Sind bey einem Vaganten keine der hier aufges 
zählten Beſtimmungen anwendbar, oder erweislich; ſo hat 
derjenige Staat, wo er ſich zufällig befindet, ihn provijos 
riſch beyzubehalten. 

§. 5. Verheirathete Perſonen weiblichen Geſchlechts find 
dem Staate zuzutheilen, welchem der Ehemann vermög eines 
der angeführten Verhältniſſe zugehört. Witwen ſind nach 
eben denſelben Grundſätzen zu behandeln, es wäre denn, 
daß während ihres Witwenſtandes eine Veränderung eins 
träte, durch welche fie nach den Grundſätzen dieſer Übers 
einkunft ein anderes Aufenthaltsrecht erhielten. 

§. 6. Befinden ſich unter einer heimathloſen Familie 
Kinder unter 14 Jahren, oder welche ſonſt wegen des Un 
terhalts, den ſie von den Altern genießen, von denſelben 
nicht getrennt werden können, fo find ſolche, ohne Rück- 
ſicht auf ihren zufälligen Geburtsort, in denjenigen Staat 
zu verweiſen, welchem bey eheligen Kindern der Vater, 
oder bey uneheligen Kindern die Mutter zugehört. Wenn 
aber die Mutter nicht mehr, ſondern nur noch der Vater 
am Leben iſt; jo folgen die Kinder dem foro des letztern. 

§. 7. Hat ein Staatsangehöriger durch irgend eine 
Handlung ſich ſeines Bürgerrechts verluſtig gemacht, ohne 
in einem andern Staate ein Aufenthaltsrecht erworben zu ha⸗ 
ben; ſo kann der Staat, dem er bisher zugehört hatte, 
der Beybehaltung oder Wiederaufnahme desſelben ſich nicht 
entziehen. 

$. 8. Handlungsdiener, Handwerksgeſellen, Zöglinge 
und Dienſtbothen erwerben, ſo lange ſie in dieſer Eigen— 
ſchaft in Dienſten ſtehen, oder um des Unterrichts und der 
Erziehung willen, ohne ſelbſtſtändig zu ſeyn, irgendwo 
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verweilen, durch den bloſſen Aufenthalt, wenn ſolcher auch 
länger als zehn Jahre dauerte, kein Wohnſtitzrecht. 

Doch hängt es von dem Gutdünken eines jeden Staa— 
tes ab, einen Zeitpunckt zu beſtimmen, nach deſſen Ablauf 
ein Handlungsdiener oder Dienſtbothe berechtiget iſt, in 
dem Orte, wo er treu und fleißig gedient hat, um das 
Bürgerrecht anzuſuchen. 

§. 9. Denjenigen, welche als Landſtreicher oder aus 
irgend einem andern Grunde ausgewieſen werden, hinge— 
gen in dem benachbarten Staate nach den hier feſtgeſetzten 
Grundſätzen kein Heimweſen anzuſprechen haben, iſt Letzte— 
rer den Eintritt in ſein Gebieth zu geſtatten nicht ſchul— 
dig, es würde denn urkundlich dargethan werden können, 
daß der zu übernehmende Vagant einem rückwärts liegen— 
den Staate zugehört, welchem er nicht wohl anders, als 
durch das Gebieth des Erſtern zugeſchickt werden kann, und 
daß dieſes Verhältniß von Seite des Staates, dem er zu— 
geſchickt werden ſoll, wirklich anerkannt wird. Ergibt ſich 
das Anerkenntniß nicht aus einem unverdächtigen Paſſe 
von Seite des Staates, dem der Ausgewieſene zugehört; 
ſo kann der Mangel des Beweiſes dadurch ergänzt werden, 
daß ein Geſandter dieſes Staates dem Ausgewieſenen für 
die Rückkehr in ſein Heimweſen einen Paß ausſtellt, wel— 
cher, wo möglich, auch von der Geſandtſchaft desjenigen 
Hofes, durch deſſen Staatsgebieth der Transport gehen 
ſoll, durch Mitunterſchrift und Siegel zu beurkundigen iſt. 

§. 10. Sollte der Fall eintreten, das ein Transpor⸗ 
tirter von dem rückwärts liegenden Staate nicht angenom⸗ 
men würde, dem er, zufolge der bey ihm vorgefundenen 
Urkunden zugewieſen worden war: ſo kann derſelbe wie— 
der an denjenigen Staat, aus welchem man ihn ausge— 
wieſen hatte, zur proviſoriſchen Beybehaltung zurückge⸗ 
bracht werden. 

§. 11. Leute, welche für die öffentliche Sicherheit ge— 
fährlich erſcheinen, find nicht anders, als mit ſicherer Ber 
gleitung zu transportiren, und in dem beſtimmten Über— 
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gabsorte des beuachbarten Staates jedesmal dem Ortsbe⸗ 
amten urkundlich zu übergeben; anderen, welche in ihr 
Heimweſen verwieſen werden, ohne daß eine Gefahr von 
ihnen zu beſorgen wäre, iſt wenigſtens in einem Laufpaß 
die Route, die ſie zu nehmen haben, beſtimmt vorzuſchreiben. 

§. 12. Bey Vaganten-Transporten ſollen nie über 
drey Perſonen zugleich übergeben werden, es wäre denn, 
daß ſie zu einer und derſelben Familie gehörten, und in 
dieſer Hinſi cht nicht wohl getrennt werden könnten. Grö— 
ßere, ſogenannte Vagantenſchube ſollen mein nicht 
Statt finden. 

§. 13. Zu Übergabsorten find beſtimmt worden: 

a) Für Transporte aus dem Bayeriſchen in das 
Würtembergiſche, die Städte: Gerabronn, Kreilsheim, 
Neresheim, Ulm und Wangen. 

b) Für diejenigen, welche aus dem Königreich Wür⸗ 
temberg in das Königreich Bayern gebracht werden, die 
Städte: Rothenburg an der Tauber, Dinkelsbühl, Ulm 
auf dem rechten Donauufer, Nördlingen, Memmingen 
und Lindau. 

c) Für die Transportirten aus dem Baadniſchen, 
welche von Würtemberg übernommen werden, die Orte: 
Mergentheim, Heilbronn, Knittlingen, Freudenſtadt und 
Buttlingen, und 

d) Für die Transporte aus dem Würtembergiſchen 
in das Baadniſche, die Orte: Bocksberg, Pforzheim, Ep— 
pingen, Bretten, Oberkirch, Möhringen, und Mörſeburg. 

$. 14. Die 5 behalten ſich vor, auch an— 
dere Staaten zum Beytritte einzuladen. 

Zur Bekräftigung alles Vorſtehenden iſt gegenwärtige 
Urkunde dreyfach ausgefertiget, und von den ſämmtlichen 
Bevollmächtigten befiegelt und unterzeichnet worden. 

Stuttgard am 7. März 1816. 
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178. 
Ubereinfunft, 


zwischen Preußen und Bayern wegen Auswechslung der Va— 
gabunden und anderer Ausgewieſenen. 


Wir Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaden König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. thun kund und fügen hiemit zu wiſſen, daß, 
nachdem Wir von der zwiſchen Uns und Sr. Majeſtät dem 
Könige von Bayern durch Bevollmächtigte am 9. May l. J. 
abgeſchloſſenen Übereinkunft wegen wechſelſeitiger Übernah— 
me der Vagabunden und Ausgewieſenen, welche wörtlich 
alſo lautet: 

„F. 1. Es ſoll in Zukunft kein Vagabunde oder Verbre— 
cher in das Gebieth des andern der beyden hohen contrahirens 
den Theile ausgewieſen werden, wenn derſelbe nicht ent— 
weder ein Angehöriger desjenigen Staates iſt, welchem er 
zugewieſen wird, und in demſelben ſein Heimweſen zu ſu— 
chen hat, oder doch durch das Gebieth desſelben als ein 
Angehöriger eines rückwärts liegenden Staates nothwen— 
dig ſeinen Weg nehmen muß. 

$. 2. Als Staatsangehörig, deren Übernahme gegen⸗ 
ſeitig nicht verſagt werden darf, ſind anzuſehen: 

a) alle diejenigen, deren Vater, oder, wenn fie außer 
der Ehe erzeugt wurden, deren Mutter zur Zeit ihrer Ge— 
burt in der Eigenſchaft eines Unterthans mit dem Staate 
in Verbindung geſtanden hat, oder welche ausdrücklich zu 
Unterthanen aufgenommen worden ſind, ohne nachher wie— 
der aus dem Unterthansverbande entlaſſen worden zu ſeyn, 
oder ein anderweitiges Heimathrecht erworben zu haben. 

b) diejenigen, welche von heimathloſen Altern zu— 
fällig innerhalb des Staatsgebiethes geboren ſind, ſo lange 
ſie nicht in einem andern Staate das Unterthansrecht nach 
deſſen Verfaſſung erworben, oder ſich daſelbſt mit Anle— 
gung einer Wirthſchaft verheirathet, oder darin, unter 
Zulaſſung der Obrigkeit, zehn Jahre lang gewohnt haben. 
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c) Diejenigen, welche zwar weder in dem Staatsge— 
biethe geboren ſind, noch das Unterthansrecht nach deſſen 
Verfaſſung erworben haben, hingegen nach Aufhebung ih— 
rer vorherigen ſtaatsbürgerlichen Verhältniſſe, oder über— 
haupt als heimathlos dadurch in nähere Verbindung mit 
dem Staate getreten ſind, daß ſie ſich daſelbſt unter Anle— 
gung einer Wirthſchaft verheirathet haben, oder daß ihnen 
während eines Zeitraumes von zehn Jahren ſtillſchweigend 
geſtattet worden iſt, darin ihren Wohnſitz zu haben. 

§. 3. Wenn ein Landſtreicher ergriffen wird, welcher 
in dem einen Staate zufällig geboren iſt, in einem andern 
aber das Unterthausrecht ausdrücklich erworben, oder mit 
Anlegung einer Wirthſchaft ſich verheirathet, oder durch 
zehnjährigen Aufenthalt ſich einheimiſch gemacht hat; ſo iſt 
der letztere Staat vorzugsweiſe ihn aufzunehmen verbun— 
den. Trifft das ausdrücklich erworbene Unterthanenrecht 
in dem einen Staate mit der Verheirathung oder zehnjäh— 
rigen Wohnung in einem andern Staate zuſammen; ſo iſt 
das erſtere Verhältniß entſcheidend. Iſt ein Heimathloſer 
in dem einen Staate in die Ehe getreten, in einem andern 
aber nach ſeiner Verheirathung während des beſtimmten 
Zeitraumes von zehn Jahren geduldet worden; ſo muß er 
in dem letzteren beybehalten werden. S 

§. 4. Sind bey einem Vagabunden oder auszuweiſen— 
den Verbrecher keine der in den vorſtehenden Paragraphen 
enthaltenen Beſtimmungen anwendbar: ſo muß derjenige 
Staat, in welchem er ſich befindet, ihn vorläufig beybehalten. 

§. 5. Verheirathete Perſonen weiblichen Geſchlechts 
ſind demjenigen Staate zuzuweiſen, welchem ihr Ehemann 
vermöge eines der angeführten Verhältniſſe zugehört. Witz 
wen ſind nach eben denſelben Grundſätzen zu behandeln; 
es wäre denn, daß während ihres Witwenſtandes eine 
Veränderung eingetreten ſey, durch welche ſie, nach den 
Grundſätzen der gegenwärtigen Übereinkunft, einem ande— 
ren Staate zufallen. 
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$. 6. Befinden ſich unter einer heimathloſen Familie 
Kinder unter 14 Jahren, oder welche ſonſt wegen des Un— 
terhaltes, den ſie von den Altern genießen, von denſelben 
nicht getrennt werden können: ſo ſind ſolche, ohne Rück— 
ſicht auf ihren zufälligen Geburtsort, in denjenigen Staat 
zu verweiſen, welchem bey eheligen Kindern der Vater, 
oder bey uneheligen die Mutter zugehört. Wenn aber die 
Mutter uneheliger Kinder nicht mehr am Leben iſt, und 
letztere bey ihrem Vater befindlich ſind: ſo werden ſie von 
dem Staate mit übernommen, welchem der Vater zugehört. 

$. 7. Hat ein Staatsangehöriger durch irgend eine 
Handlung ſich ſeines Bürgerrechtes verluſtig gemacht, ohne 
einem andern Staate angehörig geworden zu ſeyn: ſo kann 
der erſtere Staat der Beybehaltung oder Wiederaufnahme 
desſelben ſich nicht entziehen. 

$. 8. Handlungsdiener, Handwerksgeſellen und Dienſt— 
bothen, welche ohne eine ſelbſtſtändige Wirthſchaft zu ha— 
ben, in Dienſten ſtehen, ingleichen Zöglinge und Studie— 
rende, welche der Erziehung oder des Unterrichtes wegen 
irgendwo verweilen, erwerben durch dieſen Aufenthalt, 
wenn derſelbe auch länger als zehn Jahre dauern ſollte, 
kein Wohnſitzrecht. 

$. 9. Denjenigen, welche als Landſtreicher, oder aus 
irgend einem andern Grunde ausgewieſen werden, hinge— 
gen in dem benachbarten Staate, nach den in der gegen— 
värtigen Übereinkunft feſtgeſetzten Grundſätzen, kein Heim— 
weſen anzuſprechen haben; iſt letzterer den Eintritt in ſein 
Gebieth zu geſtatten nicht ſchuldig; es würde denn urkund— 
lich zur völligen Überzeugung dargethan werden können, 
daß das zu übernehmende Individuum einem rückwärts lie— 
genden Staate zugehöre, welchem dasſelbe nicht wohl an— 
ders, als durch das Gebieth des erſteren zugeſchickt wer— 
den kann. 

§. 10. Sämmtlichen betreffenden Behörden wird es 
zur ſtrengen Pflicht gemacht, die Abſendung der Vagabun— 
den in das Gebieth des andern der hohen contrahirenden 


— 
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Theile nicht blos auf die eigene unzuverläſſige Angabe der— 
ſelben zu veranlaſſen, ſondern wenn das Verhältniß, wo— 
durch der andere Staat zur Übernahme eines Vagabunden 
conventionsmäßig verpflichtet wird, nicht aus einem un— 
verdächtigen Paſſe, oder aus andern völlig glaubhaften 
Urkunden hervorgehet, oder wenn die Angabe des Vaga— 
bunden nicht durch beſondere Gründe, und die Verhält— 
niſſe des vorliegenden Falles unzweifelhaft gemacht wird, 
zuvor die Wahrheit ſorgfältig zu ermitteln, und nöthigenz 
falls bey der vermeintlichen zur Aufnahme des Vagabun— 


den verpflichteten Behörde Erkundigung einzuziehen. 


F. 11. Sollte der Fall eintreten, daß ein von dem ei⸗ 
nen der hohen contrahirenden Theile dem andern Theile 
zum weitern Transporte in einen rückwärts liegenden Staat, 
zufolge der Beſtimmung des §. 9, zugeführter Vagabund 
von dem letzteren nicht angenommen würde; fo kann ders 
ſelbe wieder in denjenigen Staat, welcher ihn ausgewieſen 
hatte, zur vorläufigen Beybehaltung zurückgebracht werden. 

§. 12. Für die beyderſeitigen Rheinlande werden kö— 
niglich preußiſcher Seits Saarbrück und Kreuznach, und 
königlich bayeriſcher Seits Blieskaſtel und Alſey zu Übers 
nahmsorten beſtimmt. In folchen Fällen, wo aus und nach 
andern Provinzen der beyden hohen contrahirenden Theile 
der Transport von Vagabunden erforderlich wird, werden 
letztere an die nächſten Polizeybehörden desjenigen zwifchen 


liegenden Staates abgeliefert, durch deſſen Gebieth der ge— 


rade Weg vom Orte der Ergreifung aus nach der Gränze 
des zur Übernahme verpflichteten Staates führt. 

$. 13. Die Überweiſung der Vagabunden geſchieht in 
der Regel vermittelſt Transportes und Abgabe derſelben 
an die Polizeybehörde desjenigen Ortes, wo der Trans— 
port als von Seite des ausweiſenden Staates beendigt an— 
zuſehen iſt. Mit den Vagabunden werden zugleich die Be— 
weisſtücke, worauf der Transport conventionsmäſſig ge 
gründet wird, übergeben. 
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In ſolchen Fällen, wo keine Gefahr zu beſorgen iſt, 
können einzelne Vagabunden auch mittelſt eines Laufpaſſes, 
in welchem ihnen die zu befolgende Route genan vorge— 
ſchrieben iſt, in ihr Vaterland gewieſen werden. 

Es ſollen auch nie mehr, als drey Perſonen zugleich 
auf den Transport gegeben werden; es wäre denn, daß 
ſie zu einer und derſelben Familie gehören, und in dieſer 
Hinſicht nicht wohl getrennt werden können. Größere, ſo— 
genannte Vaganten-Schube ſollen künftig nicht Statt finden. 

§. 14. Da die Ausweiſung der Vagabunden nicht auf 
Requiſition des zur Annahme verpflichteten Staates ge— 
ſchieht, und dadurch zunächſt nur der eigene Vortheil des 
ausweiſenden Staates bezweckt wird: ſo können für den 
Transport und die Verpflegung des Vagabunden keine Au— 
forderungen an den übernehmenden Staat gemacht werden. 
Wird ein Auszuweiſender, welcher einem rückwärts liegen— 
den Staate zugeführt werden ſoll, von dieſem nicht ange— 
nommen, und deshalb nach §. 11 in denjenigen Staat, 
welcher ihn ausgewieſen hatte, zurückgebracht; ſo muß 
letzterer auch die Koſten des Transportes und der Verpfle— 
gung erſtatten, welche bey der Zurückführung aufgelau— 
fen ſind. 

§. 15. Vorſtehende Übereinkunft ſoll, nach erfolgter 
beyderſeitiger Ratification, in den Staaten der hohen con: 
trahirenden Theile zur genaueſten Befolgung bekannt ge— 
macht werden.“ 

Kenntniß genommen, und ſie in allen ihren Puncten 
Unſerem Willen gemäß befunden; Wir die gedachte Über— 
einkunft genehmiget und ratifteirt haben, wie Wir fie durch 
die gegenwärtige Urkunde genehmigen und ratificiren. Wir 
geben Unſer königliches Wort für Uns und Unſere Nach— 
folger, dieſe Übereinkunft zu erfüllen und aufrecht zu er— 
halten, auch keine Eingriffe in dieſelbe zu geſtatten. 

Deß zur Urkunde haben Wir die gegenwärtige Ratifi— 
cation eigenhändig unterſchrieben, und mit Unſerem königl. 
Inſiegl verſehen laſſen. Gegeben zu Berlin den 21. May 1818. 
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Dritter Anhang. 
Nachtrag zu meinem Schubweſen. 


179. 
Allerh. Entſchließung vom 1. October, Verordnung 
der n. 6. Regierung vom 23. October 1831, Z. 5579. 
An die k. k. Kreisämter. | 
Prov.⸗Geſetz-Samml. für Niederöſterreich 13. 545. 
Ordentliche Behandlung der Schüblinge. 


Aus einem Berichte der Senats-Abtheilung in ſchwe— 
ren Polizey-Übertretungen des wiener Magiſtrates hat die 
Regierung neuerlich mit Mißfallen entnommen, daß nicht 
ſelten Particular-Schüblinge bey dieſer Senats-Abthei— 
lung einlangen, welchen, nach ihrer Angabe, auf dem 
Wege ihrer Hieherbeförderung an manchen Orten, wo ſie 
zur Nachtszeit oder zu Mittag eintreffen, gar keine Nah— 
rung verabreichet werde, ferner manchmahl auch kranke 
Perſonen den allerhöchſten Anordnungen zuwider in Schub 
geſetzt werden. J 

Den k. k. Kreisämtern wird zu Folge allerh. Entſchlie— 
ßung Seiner Majeſtät vom 1. October 1831 neuerlich auf⸗ 
getragen, jene Dominien, welchen die Beförderung der 
Schüblinge obliegt, mit allem Ernſte, zur genaueſten Be— 
folgung der dießfalls beſtehenden Vorſchriften anzuweiſen, 
ſelbe genau zu überwachen, und jede Außerachtlaſſung mit 
größter Strenge zu ahnden. 


180. 
Gubernial-Verordnung v. 16. Jänner 1832, Z. 69154. 
Prov.⸗Geſetz-Samml. für Galizien 14. 14. 
Erkrankte Schüblinge müſſen vor der Abſchiebung geheilet 
werden. 
Nach den Grundſätzen der Humanität iſt es durchaus 
unzuläſſig, Perſonen, die mit dem Schube abgeſendet wer— 
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den ſollen, oder fich bereits auf demſelben befinden, wenn 
felbe erkranken, weiter zu befördern, da die denſelben zuger 
ſtoſſene Krankheit auf dem Wege beſonders unter den ungün— 
ſtigen Einflüſſen der Witterung leicht bedeutend verſchlim— 
mert, anſteckend, oder ſelbſt tödtlich werden könnte. Dem— 
ungeachtet haben ſich bereits mehrere Fälle ergeben, daß 
auf dem Schube erkrankte Individuen ohne aller Rückſicht 
auf ihren Zuſtand weiter befördert, und dadurch in ihrer 
Geſundheit bedeutend zurückgeſetzt wurden. 

Da überdieß bereits mit der hierortigen Verordnung 
vom 17. Juny 1827, Z. 36303 ausdrücklich verordnet wur⸗ 
de, die mit dem ſyphilitiſchen Übel behafteten mit Schub 
abzuſendenden Perſonen vor allem einer zweckmäſſigen Hei— 
lung zu unterwerfen, bevor ſelbe weiter befördert werden; 
ſo findet man dieſe Vorſchrift auch auf alle Schüblinge in 
der Art auszudehnen, daß ſelbe, wenn ſie mit einer wirk— 
lichen Krankheit behaftet ſind, welche ihre Abſendung oder 
Weiterbeförderung hindert, worüber im Falle eines Zwey— 
fels der hiezu berufene Arzt des Ortes, oder der nächſten 
Station zu entſcheiden hat, vor allem der ärztlichen Be— 
handlung übergeben, und für ſelbe, ſo wie für andere 
Ortsarme ſo lange geſorgt werden ſolle, bis ſelbe unbean— 
ſtändet weiter befördert werden können. 

Die Kreisämter haben daher bey jeder Abſendung oder 
Weiterbeförderung von Individuen auf den Schub, die 
ärztliche Unterſuchung vorausgehen zu laſſen, ob jene Wei— 
terſendung zuläſſig ſey, und nach der obigen Anordnung 
vorzugehen. 

Hiernach ſind auch die Vorſteher in den ſämmtlichen 
Schubſtationen des Kreiſes anzuweiſen, und für die ge— 
naue Befolgung dieſer Anordnung mit dem Bedeuten ver— 
antwortlich zu machen, daß auch in dieſen Fällen für die 
perſönliche Sicherheit eines ſolchen erkrankten Schüblings 
die nöthige Vorſicht und Sorgfalt nicht außer Acht zu 
laſſen ſey. f 
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181. 
Regierungsdeeret an die Kreisämter Ried und Salz- 
burg vom 5. November 1852, Z. 21992. 
Prov.⸗Geſetz-Samml. für Oberöſterreich 14. 345. 


Wegen Hintanhaltung von ungebührlichen Aufrechnungen bey 
den Streife Particularien und Subkoſten-Rechnungen der 
landesfürſtlichen Pfleggerichte. 


Die k. k. Regierung findet ſich veranlaßt, bezüglich 
auf die Streifparticularien Folgendes zu beſtimmen: 

Die Pfleggerichtsbeamten haben bey Streifungen nicht 
nur von dem Amtsſitze bis zu dem Orte, wo das Streif— 
perſonal ſich verſammelt, und die Vornahme der Streife 
wirklich beginnt, ſondern auch auf der Rückkehr von dem 
Orte an, wo die Streife beendigt wird, bis zu dem Amts— 
ſitze die Fuhrkoſten normalmäßig aufzurechnen. 

Jedes Streifparticulare muß jedoch mit dem Streif— 
rapporte im Original, oder in beglaubter Abſchrift belegt 
werden, und die unter der Fertigung des Pfleggerichts— 
Vorſtandes, der für ihre Richtigkeit verantwortlich iſt, bey— 
zuſetzende Amtsbeſtätigung muß bezeugen, daß die Streife, 
ſo wie ſie Statt fand, auf Anordnung des Pfleggerichtes 
vorgenommen wurde, und daß nicht nur die als zurückge— 
legt angegebene Entfernung überhaupt richtig ſey, ſondern 
ſie muß auch unter Anführung des Namens des Ortes, von 
welchem aus die Streife beginnt, ſo wie des Ortes ihrer 
Beendigung, die Entfernungen dieſer Orte von dem Amts- 
ſitze des Pfleggerichts insbeſondere ausdrücken. 

Das Gerichtsdiener-Perſonal kann bey Schubbeglei— 
tungen den in dem Regierungs-Circulare vom 23. Auguſt 
1824, 3. 18838, für den Fall des Ausbleibens über Nacht 
zugeſtandenen Zehrungsbeytrag nur dann anſprechen, wenn 
die Schubſtation, an welche der Schübling überbracht wird, 
zwey Meilen oder weiter entlegen iſt, und die Nothwendig— 
keit des Übernachtbleibens, fo wie das wirkliche Übernach— 
ten dem Schubbegleiter von dem Pfleggerichte, an welches 


187 


er den Schübling überbringt, in der ubernahmsbeſcheini⸗ 
gung beſtätiget iſt. 

Dieſe Beſcheinigung muß nebſtbey Tag und Stunde 
des Eintreffens des Schüblings enthalten, von dem über— 
nehmenden Pfleggerichte ſelbſt ausgefertiget, und von deſ— 
ſen Amts-Vorſtande unterzeichnet werden. Sie darf da— 
her nicht von dem Schubbegleiter ſelbſt, noch von einer 
andern dritten Hand geſchrieben ſeyn. 

Für Schubbegleitungen innerhalb zwey Meilen darf 
niemals ein Zehrungsbeytrag in Aufrechnung gebracht 
werden. 


182. 
Gubernialverordnung v. 22. Februar 1835, Z. 3402. 


Prov.⸗Geſetz⸗Samml. 5 Tyrol und Vorarlberg 20. B. 
Seite 35. 


Nähere Beſtimmung über die Leitung des Schubweſens— 


Aus Veranlaſſung eines vorgekommenen Falles, daß 
ein Schubpaß nach der Übernahme und Weiterbefürderung 
eines Schüblings bey mehreren Gerichten bloß vom Ger 
richtsdiener unterfertigt worden iſt, wird dem k. k. Kreis— 
amte zur Vermeidung von Unzukömmlichkeiten das Verboth 
des Mißbrauches, durch die Gerichtsdiener die Schubpäffe 
bey Übernahme und Überlieferung der Arreſtanten und 
Schüblinge unterſchreiben zu laſſen, mit dem Beyſatze zur 
genauen Darnachachtung in Erinnerung gebracht, daß die 
Unterzeichnung derſelben nur durch den Landrichter, Ad— 
junkten, oder Aktuar zu geſchehen habe, und daß von dies 
ſen hinſichtlich der bey der Verwahrung der Schüblinge 
und Arreſtanten über Nacht, jo wie bey deren Transpor— 
tirungen anzuwendenden Vorſicht dem Gerichtsdiener je— 
desmal die nöthigen Befehle zu geben ſeyen. ) 

Hievon find die untergeordneten Landgerichte in Keunt— 
niß zu ſetzen. 


» . N — 7 N x 
) Siehe in meinem Schubweſen Nro. 197. 
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183. | 
Deeret der k. k. Negierung ob der Enns vom 24. De— 
cember 1833, Z. 37311. 
Prov.⸗Geſ.⸗Samml. für Oberöſt. und Salzburg, 15. B. 
Seite 315. 4 
Bey den durch Böhmen in das Ausland Abzuſchiebenden iſt 
die Heimath gehörig zu conftatiren. 

Da von den ausländiſchen Behörden kein Schübling an— 
genommen wird, deſſen Nationale nicht entweder durch 
einen legalen Paß oder Wanderbuch oder in Ermanglung 
deſſen durch die im Wege der Amtscorreſpondenz zu erwir— 
kende Aufnahms-Zuſicherung jener ausländiſchen Behör— 
den, an welche die Abſchiebung veranlaßt werden ſoll, voll— 
kommen ſicher geſtellt iſt; ſo wird den k. k. Kreisämtern 
aufgetragen, die dortkreiſigen Schubbehörden anzuweiſen, 
daß kein Ausländer von ihnen auf den Schub geſetzt wer— 
de, wenn nicht ſeine Heimath durch einen legalen Paß 
oder ein Wanderbuch, oder durch die von der ausländiſchen 
Perſonalbehörde erwirkte Aufnahms-Zuſicherung vollkom— 
men ſicher geſtellt iſt, oder wenn er aus einer andern Pro— 
vinz kommt, und nicht mit der Aufnahms-Zuſicherung, eis 
nem legalen Paſſe oder Wanderbuche verſehen iſt, nicht 
weiter ſondern an die Aufgreifungs-Behörde zurückgeſcho— 
ben werde, weil hiedurch nur die Koſten der Verſchiebung 
zwecklos vermehrt werden. (Nro. 185. 186. 187.) \ 


184. 
Gub.-Präſidial⸗Verordnung v. 14. März 1854, 3.950. 
Prov.⸗Geſetz-Samml. für Galizien und Lodomerien 16. 94. 


Grundſätze, welche bey Abſchaffung paßlofer krakauer Unter— 

thanen aus Galizien in das Gebiet der Freyſtadt Krakau, 

und paßloſer galiziſcher Unterthanen aus dieſem Gebiete nach 
Galizien zu beobachten ſind. 


Durch einen ſpeciellen Fall fand man ſich veranlaßt, 
ſich mit dem krakauer Senate über die Grundſätze zu verei— 
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nigen, welche bey Abſchaffung paßloſer krakauer Untertha— 
nen aus Galizien in das Gebiet der Freyſtadt Krakau, und 
paßloſer galizifcher Unterthanen aus dieſem Gebiete nach 
Galizien zu beobachten ſeyn werden. 

In Folge deſſen wird Folgendes feſtgeſetzt: 

Itens Beyderſeitige paßloſe Unterthanen, welche nach 
den Landesgeſetzen ſich zur Außerlandesſchaffung im Schub— 
wege eignen, und welche zwar keine Paßurkunde, aber 
andere Documente mit ſich führen, aus welchen auf deren 
Unterthanſchaft mit Sicherheit geſchloſſen werden kann, als 
z. B. Taufſcheine, unverdächtige Zeugniſſe u. dgl., dürfen, 
im Falle ihrer Abſchiebung in das krakauer Gebiet oder 
nach Galizien, von der Gränzbehörde nicht zurückgewieſen 
werden. Dieſelben find über den Gränzpunct Podgörze 
in das betreffende Gebiet, unter Beobachtung der Schub— 
maßregeln, abgehen zu machen, ohne daß dieſem Acte eine 
Correſpondenz der beyderſeitigen Behörden voranzugehen 
brauchte. Galiziſcher Seits ſind ſolche Abſchaffungen durch 
die Kreisämter einzuleiten, welche gehalten ſind, das Be— 
weisdocument über die krakauer Unterthanſchaft des Abge— 
ſchobenen dem Schubpaſſe anzuheften (damit die Gränzbe— 
hörde gleich bey der Übernahme in dasſelbe Einſicht nehme), 
und unter Einem die krakauer Polizey-Direction von der 
geſchehenen Abſchiebung unmittelbar mittelſt Zuſchrift, wo— 
rin das dem Schubpaſſe anzuheftende Beweisdocument nam— 
haft gemacht wird, zu benachrichtigen. Ein ähnliches Ver— 
fahren wird auch von der krakauer Polizey-Direction, im 
Falle der Abſchiebung eines galiziſchen Unterthans, der 
ſich auf die beſagte Art ausweiſet, beobachtet, und das 
betreffende Kreisamt von der krakauer Behörde jedesmal 
über einen ſolchen Abſchiebungsfall unmittelbar in Kennt— 
niß geſetzt werden. 

tens Sind die abzuſchiebenden Perſonen nicht im 
Stande, ſich auf dieſe Art über ihre Nationalität auszu— 
weiſen, ſo haben dieſelben ſo lange in den Orten, wo ſie 
angehalten wurden, zu verbleiben, bis durch gegenſeitige 
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Amtscorreſpondenz, welche mit aller thunlichen Beſchleu— 
nigung zu führen ſeyn wird, außer Zweifel geſetzt iſt, 
woher ſie gebürtig und weſſen Landes Unterthanen ſie 
ſeyen. Dieſe Correſpondenz hat zur Zeitgewinnung unmit— 
telbar zwiſchen den Kreisämtern und der krakauer Polizey— 
Direction zu geſchehen. 

ztens Iſt hiedurch der Gegenſtand der Frage hinrei— 
chend erörtert, und erfolgt die Einwilligung zur Übernahme 
des Schüblings, ſo iſt eine Abſchrift der dießfälligen Eröff— 
nung der krakauer Polizey-Direction dem Schubpaſſe beys 
zuſchließen und der Abzuſchiebende in feinen Beſtimmungs⸗ 
ort abgehen zu machen. Eben jo wird die krakauer Poli— 
zey⸗Direction vorgehen, wenn von Seite des betreffenden 
Kreisamtes die Zuſtändigkeit eines aus Krakau abzuſchie⸗ 
benden galiziſchen Unterthans anerkannt worden iſt. 

Atens Sollten ſich die Kreisämter und die krakauer 
Polizey-Direction über die Zuſtändigkeit eines zur Abſchaf— 
fung im Schubwege beſtimmten Individuums nicht vereini— 
gen können, ſo iſt von dieſen Ämtern an die vorgeſetzten Bes 
hörden Bericht zu erfiatten, und deren Entſcheidung abs 
zuwarten. 

ötens Die gegenwärtigen Beſtimmungen treten gleich— 
mäßig in Galizien und im krakauer Gebiete am 15. April 
d. J. in Wirkſamkeit. Den Kreisämtern wird übrigens 
bey dieſer Gelegenheit angeordnet, die Abſchiebung von 
Fremden in das krakauer Gebiet nur bey krakauer Unter 
thanen einzuleiten, niemals aber Vagabunden, die in an- 
dere fremde Länder abgehen ſollen, über das krakauer 
Gebiet zu disponiren, wie dieß bisher oft bey polinſchen 
Schüblingen der Fall geweſen ſeyn ſoll— 
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185. 
Gubernial= Verordnung vom 19. März 1834, 
Z. 13178. 


Prov.⸗Geſetz-Samml. für Galizien 16. 128. 
Wie ſich hinſichtlich der Abſchiebung fremder Unterthanen, 
und der Beſtreitung der Verpflegskoſten für ſelbe zu beneh⸗ 
men ſey. | 

Im Nachhange der hohen Landes + Präfidialweifung 
vom 10. Februar d. J. Z. 504, nach welcher die ſich erge— 
benden Rückſchaffungen königlich-preußiſcher Unterthanen 
nur dann zu veranlaſſen ſind, wenn über ihre Angehörig— 
keits-Verhältniſſe im geeigneten Wege die volle Gewißheit 
erlangt worden iſt, wird den k. k. Kreisämtern bedeutet, 
daß, in ſo lange die Auskunft über ihre Zuſtändigkeit nicht 
eingelangt iſt, die Verpflegsgebühren für ſolche Individuen, 
ſo wie für alle politiſch Verhafteten, von der betreffenden 
Obrigkeit allein zu tragen ſeyen, und kein öffentlicher 
Fond hiebey in Anſpruch genommen werden könne. 

Sollte irgend ein Kreisamt ohne der Beobachtung der 
erſten erforderlichen Vorſicht dennoch einen Schübling ab— 
ſenden, der wegen Mangel der Nachweiſung feiner Zuges 
hörigkeit in den vorerwähnten Staaten nicht übernommen 
werden würde, und ſonach an irgend einer Gränze des 
Landes aufgehalten und verpflegt werden müßte, ſo wird 
derſelbe ohneweiters an die erſte Abſendungsſtation mit An— 
gabe der Urſache zurückgeſendet, und es werden der abſen— 
denden Obrigkeit oder den betreffenden Kreisämtern die 
dießfälligen Koſten ohneweiters zur Laſt gelegt werden. 
(Nro. 189.) 


186. 


186. 
Gubernial-Verordnung vom 18. April 1834, 
Zahl 17873. 


Prov.⸗Geſetz-Samml. für Galizien und Lodomerien 
16. Band, 194. Seite. 


Urkunden, welche Schüblinge betreffen und den Schubpäſſen 
nicht beygeheftet werden können, ſind unmittelbar an das 
Kreisamt des letzten Abſchiebungsortes zu überſenden— 


Das wadowicer k. Kreisamt hat hieher angezeigt, daß 
die meiſten Schüblinge, welche aus den öſtlichen Kreiſen 
über Wadowice nach Preußen oder über Schleſien weiter 
geſchoben werden ſollen, gewöhnlich früher als die dieſel— 
ben betreffenden Papiere eintreffen, indem dieſe Papiere 
nicht unmittelbar an das genannte Kreisamt, ſondern mits 
telſt Poſt von Kreisamt zu Kreisamt verſendet zu werden 
pflegen. 

Dieſes zweckwidrige Verfahren hat zur Folge, daß 
dieſe Vagabunden, welche ohne die zur Erweiſung ihrer 
heimathlichen Verhältniſſe erforderlichen Urkunden nicht 
weiter übergeben werden können, durch längere Zeit in 
Wadowice angehalten werden müſſen, und die Koſten ih— 
res Unterhaltes nutzlos vermehrt werden. 

Die Landesſtelle ſieht ſich daher veranlaßt, den Kreis— 
ämtern mit Beziehung auf die hierortige Weiſung vom 14. 
März 1823, Z. 12555, ) wornach dem Schubpaße jedes⸗ 
mal eine Abſchrift des mit dem Schübling aufgenomme⸗ 
nen ſummariſchen Conſtituts um ſo gewiſſer beyzulegen iſt, 
als ſonſt die Schubbehörde der nächſten Schubſtation ſich 
entweder durch Amtscorreſpondenz mit der den Schub ein— 
leitenden Behörde die Abſchrift des Conſtituts zu verſchaf— 
fen, und ſolche dem Schubpaße beyzulegen, oder nach Umz 
ſtänden auch wohl den Schübling auf die vorige Station, 
») Siehe meine Sammlung der Geſetze über das Schubweſen, 


Seite 281. 
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als den Ort feiner erſten Abſchiebung zurückzuſenden hat, 
dann jener vom 18. März und 13. Auguſt 1829, Z. 9291 
und 43697, dann vom 18. October 1832, Z. 55846, mit 
welchen der genaue Befolg dieſer Anordnung in Erinnerung 
gebracht worden iſt, aufzutragen, jene die Schüblinge be— 
treffenden Urkunden, welche den Schubpäſſen ſelbſt nicht 
beygeheftet werden könnten, unmittelbar an das k. Kreis⸗ 
amt des letzten Abſchiebungsortes, und zwar bey Zeiten 
mittelſt der Poſt zu übermachen, damit wegen Abgang ders 
ſelben die Weiterbeförderung der Schüblinge nicht aufge— 
halten werde. Sämmtliche Obrigkeiten ſind nämlich für die 
genaueſte Beobachtung dieſer Anordnung mit dem Beyſatze 
für verantwortlich zu erklären, daß ſelbe im vorkommen⸗ 
den Falle ohne aller Rückſicht zum Erſatze der aus einer 
ſie treffenden Vernachläſſigung der erſtern entſtehenden 
Koſten werden verhalten werden. Die Kreisämter haben die 
Vollziehung dieſer Beſtimmung auf das ſtrengſte zu über- 


wachen. 
187. 


Gubern.⸗Verordnung vom 16. July 1854, Z. 20990, 
an die k. Kreisämter, Stadthauptmannſchaft und den 
prager Magiſtrat. 0 
Prov.⸗Geſetz-Samml. für Böhmen 16. Band, 494. Seite. 
Vorſchrift hinſichtlich der Erwirkung der Aufnahmszuſiche— 
rung für die ſich als Ausländer ausgebenden Vagabunden und 
Schüblinge. 

Aus Anlaß einer von der k. preußiſchen Regierung zu 
Merſeburg gemachten Eröffnung, daß ſie die dortländigen 
Gränzbehörden angewieſen habe, keinen Transportaten an— 
zunehmen, deſſen Annahmsverſicherung von Seiten der 
dortigen Amtsbehörde dem Transportzettel nicht beygefügt 
iſt, wird den k. Kreisämtern mit Bezug auf die Gub.⸗Ver⸗ 
ordnungen vom 11. September 1827 und vom 26. Septem⸗ 
ber 1828 ) aufgetragen, die unterſtehenden Amter und 


) Siehe mein Schubweſen, Seite 359 und * 


— 
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Magiſtrate anzuweiſen, keinen aufgegriffenen Vagabunden 
oder andern Schübling, der ſich für was immer für einen 
Ausländer ausgibt, ſogleich in ſeine Heimath auf den Schub 
zu ſetzen, wenn nicht ſeine Ortsangehörigkeit durch einen 
legalen Paß, ein Wanderbuch oder andere legale Docu— 
mente außer allen Zweifel geſetzt iſt. 

In Ermangelung ſolcher Legitimationspapiere iſt er 
von der aufgreifenden Behörde in Verwahrung zu nehmen, 
und über fein Nationale, feinen Geburtsort, feine Fami- 
lien- und Verwandtſchaftsverhältniſſe, ſeine allenfälligen 
Dienſt- oder Arbeitsgeber genau einzuvernehmen, und ſich 
nicht mit oberflächlichen und oft auffallend unwahren An⸗ 
gaben zu begnügen. 

Dieſe Einvernehmung iſt ſodann ſchleunig anher vorzu⸗ 
legen, um die Sicherſtellung der Wahrheit der dießfälligen 
Angaben einzuleiten, und die Aufnahmszuſicherung der aus— 
ländiſchen Behörden zu erwirken, ohne welche kein ausweis— 
loſer Schübling von denſelben angenommen, fondern über 
die Gränze zurückgewieſen wird, wodurch nur unnütze Zu— 
rückſchiebungen und Unkoſten verurſacht werden. (Nro. 183). 


188. 

Hofkanzleydeeret vom 29. Auguſt 1834, 3.17599. 
Gubernialdeeret v. 10. September 1834, Z. 19548. 
Prov.⸗Geſetz-Samml. für Illyrien 16. 295. Kropat⸗ 
ſchek 60. 279. 

Ausdehnung der bey Abſchiebung von Vaganten nach Bayern 
beſtehenden Vorſchriften auf die Abſchiebung ſolcher Individuen 
nach allen benachbarten Staaten. 

Die hohe Hofkanzley hat aus Anlaß einer ſpeciellen 
Anfrage, ob die für das Königreich Bayern erfloſſene Vor— 
ſchrift, wornach kein Ausländer über die Gränze verſcho— 
ben werden ſoll, ehe man ſich von der Richtigkeit des von 
ihm angegebenen Domicils überzeugt hat, allgemein zu 
gelten hätte, mit Decret vom 29. Auguſt 1834, Z. 17599 
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zu erinnern geruht, daß die hinſichtlich des Königreichs 
Bayern erfloffenen hohen Hofkanzleydecrete vom 28. Auguſt 
1823, 3. 20061 und vom 19. April 1827, *) 3. 10945, 
nunmehr auf alle benachbarten Regierungen, in deren, 
oder durch deren Länder eine Verſchiebung geſchieht, in 
Anwendung zu kommen haben. (Nro. 187.) 


189. 
Sub. - Verordnung v. 14. November 1854, Z. 48785. 
Prov.⸗Geſetz. Samml. für Böhmen 16. B. S. 662. 


Beſtimmungen über die Beſtreitung der Koſten für die dürftigſte 
Bekleidung, Beſchuhung und Beförderung der nach Bayern zu 
transportirenden Schüblinge. 

Die Verfügung der kön. bayeriſchen Regierung, daß 
Polizeyarreſtanten und Schüblinge nur dann zum weitern 
Transporte angenommen werden ſollen, wenn ſie gereinigt 
und nothdürftig bekleidet und mit Schuhwerk verſehen ſind, 
hat ein kön. Kreisamt zu der Anfrage veranlaßt, aus wel— 
chem Fonde die Koſten für fdieſe nothdürftigſte Bekleidung 
ſolcher Individuen zu beſtreiten ſeyen? 

Hierauf wurde demſelben bedeutet, daß es in jenen 
ohnehin nicht oft ſich wiederholenden Fällen, wo die nach 
Bayern zu transportirenden Schüblinge mit der noth— 
dürftigen Leib- und Fußbekleidung nicht verſehen ſind, in 
der Betrachtung, daß der Einführung der Schubanſtalt 
nur die Erhaltung der öffentlichen und Privat-Sicher— 
heit und das eigene Intereſſe der Landesbewohner zum 
Grunde liegt, *) und die Beſtreitung der auflaufenden 
Koſten ohnehin den Dominien und Gemeinden obliegt, üb— 
rigens hiebey kein öffentlicher Fond in Anſpruch genommen 
werden kann, die Sache des k. Kreisamtes es bleibe, dafür 
zu ſorgen, damit derley Schüblinge von dem den Schub 


) Siehe in meinem Schubweſen Nro. 288 und 345. 
**) Siehe mein Schubweſen Nro. 3, 186, und 349. 
N. 2 
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einleitenden Dominium nothdürftigſt mit einigen gebrauch⸗ 
ten Kleidungsſtücken verſehen werden, wobey es den ſchub⸗ 
befördernden Jurisdictionen ohnehin frey ſteht, nach Art 
der Kranken oder zur Fortſetzung der Fußreiſe nicht taug⸗ 
lichen Schüblinge, welche mit ſogenannten Wohlthätigkeits⸗ 
fuhren weiter befördert werden, auch im Wege der Wohl— 
thätigkeit für die nothdürftigſten Bedeckungsmittel zu forz 
gen, und hiedurch ihre Außerlandſchaffung nach Thunlich⸗ 
keit zu befördern. 

Übrigens verſteht es ſich von ſelbſt, daß von Seite 
der hierländigen Gränzbehörden ein gleiches jedoch keine 
befondern Anſprüche vorzeichnendes Reciprocitäts verfahren 
hinſichtlich der von den k. bayeriſchen Behörden nach Böh— 
men abgeſchobenen Individuen zu beobachten ſeyn werde. 
(Nro. 185.) 


190. 
Hofkanzleydeeret vom 17. May 1855, Zahl 12491, an 
ſämmtl. Länderſtellen. Regierungsdeeret vom 29. May 
1835, Zahl 29616, an den wiener Magiſtrat. 


Prov.⸗Geſetz-Samml. für Steyermark 17. B. S. 207; 
für Böhmen 17. 357. 

In gewiſſen Schubvorfällen wird ein reciprokes Verfahren ger 
gen Bayern angeordnet. 

Es hat ſich der Fall ergeben, daß ein königlich bay— 
eriſcher militärpflichtiger Unterthan, welcher, ohne die Aus— 
wanderungsbewilligung und Militär-Entlaſſung von Seite 
Bayerns erwirkt zu haben, nach Sſterreich kam, ſich die 
Stelle eines Unteraufſehers bey dem k. k. Tobakgefäll zu 
erſchleichen wußte, und ſpäterhin mit einer k. k. Untertha⸗ 
nin vereheligte, wegen eines von ihm verübten Verbrechens 
abgeſtraft, und zur Abſchiebung in ſeine Heimath beſtimmt, 
jedoch von Seite Bayerns nicht übernommen wurde, un— 
geachtet wiederholt, und ſelbſt im diplomatiſchen Wege, 
vorgeſtellt worden war, daß derſelbe bey dem Abgange der 
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vorläufigen Entlaſſung von Seite feiner vaterländiſchen 
Regierung durch den erlangten Gefällsdienſt die öſterrei— 
chiſche Staatsbürgerſchaft eben ſo wenig, als durch ſeine 
Vereheligung mit einer Inländerinn erworben habe. 

Damit nun der öſterreichiſche Staat, welcher unter 
gleichen Verhältniſſen, nach den beſtehenden Vorſchriften, 
die Übernahme von Schüblingen nicht verweigern könnte, 
gegen die Nachtheile geſchützt werde, die ihn bey Verſchie— 
denheit der Verwaltungsgrundſätze de Staaten einfeiz 
tig treffen würden; fo hat die hohe Hofkanzley im Einver— 
ſtändniſſe mit der k. k. Hof- und Staatskanzley der n. ö. 
Regierung die Weiſung ertheilt, künftig in Fällen, wo un— 
ter analogen Verhältniſſen öſterreichiſche Unterthanen von 
Seite Bayerns in ihre Heimath abgeſchoben werden woll— 
ten, durch Verweigerung der Übernahme das reciproke 
Verfahren gegen Bayern in Anwendung zu bringen, wenn 
ſolch eine Übernahme in den vorkommenden einzelnen Fällen, 
nach Beſchaffenheit der Umſtände, dem Intereſſe des öſter— 
reichiſchen Staates nicht entſprechen ſollte. ö 

Hievon wird der wiener Magiſtrat zur genauen Dar— 
nachachtung in Kenntniß geſetzt. (Siehe Nro. 123.) 


191. 
Hofkanzleydeeret vom 15. May 1837, Z. 11008; 
Negierungsdecret vom 31. May 1837, Z. 50563, 
an den wiener Magiſtrat. 
Die Abſchiebung curheſſiſcher Unterthanen betreffend. 
Die curheſſiſche Regierung hat im geſandtſchaftlichen 
Wege den Wunſch zu erkennen gegeben, daß künftig in 
Fällen, wo ohne vorausgegangene Requiſition einer curz 
fürſtlich heſſiſchen Behörde, curheſſiſche Unterthanen in den 
k. k. öſterreichiſchen Staaten angehalten, und zur Abſchie— 
bung in ihre Heimath beſtimmt werden, dieſe nicht an die 
Localbehörde ihres Heimathsortes, ſondern, nach Ver— 
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ſchiedenheit der einzuſchlagenden Routen, entweder an die 
curfürſtliche Polizey-Direction zu Caſſel oder zu Hannau, 
oder an das curfürſtliche Kreisamt zu Hünfeld inſtradirt 
werden möchten. 

Der Magiſtrat wird demnach angewieſen, dieſem 
Wunſche für die Zukunft zu entſprechen. 


Ä — 


Alphabetiſches Regiſter. 


A. 


Abgebauſte find in ihrem längſten Hausſäſſigkeitsorte 
zu verſorgen. Nro. „„ a 
Abhauſungsort, der, iſt der Verſorgungsort. Nro. Se 
Abſchaffung, wer zur, geeignet ſey. Nro. 53 . 
Abſchied, in demſelben iſt das Domicil des Mannes von 
der Militär » Bebörde anzuführen. Nro. 95 Bin 
Abſchied, welche Soldaten denſelben zu erhalten haben. 
„ e eee 
Abweſenheit, durch die zehnjährige, geht das Domicil 
nn u tie 
Abweſenheit der Preußen, eine dreyjährige, in wie fern 
dieſelbe für ſie den Verluſt des Heimathsrechts ver— 
urſache. Nro. 105 ee 
Ackerbau domicilirt die Juden nicht. Nro. F 
Adeliche Sudenfumilien ſind rückſichtlich des Aufenthaltes 
und Domicils ſo wie die nicht adelichen zu behan— 
r 04 hy Aa nerhkeken 
Adoption der Juden in Lemberg; Beſtimmung ihrer Ver— 
1 thiſſe. Neo, 175 e 
Alternlos, wer als, zu behandeln iſt. Nro. 46 A 
Alternloſe, wo zu verſorgen. Nro. B 
Alternloſe, wie zu behandeln. Nro. 11 
Alter, ein vierzigjähriges, macht den Eutlaßſchein zur 
Vereheligung entbehrlich. Nro. 330000 « 
Amt, in wiefern durch ein öffentliches, die Staatsbür⸗ 
gerſchaft erworben werde. Nro. 115 Wee 
Amtsdiener werden durch ihre Anſtellung eiuheimiſch. 
/ var... 
Ankauf eines Gewerbes, durch den, wird man einhei⸗ 
ich. N ¶ na hr ns Srliaron ia 
Anſäßigkeit, die letzte, begründet das Domicil. Nro. 8 
— durch die, außer Landes, verliert man das Do— 
eee g N 
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Anſäßigkeit. Die Juden find dort einheimiſch, wo fie ans 


Seite 


ſäſſig find. Nro. 170 8 % 


Anſiedlung eines Juden; dazu wird die Zustimmung ber 
Ortsobrigkeit erforderlich. Nro. 100. 
Anſtellung, durch die, erwerben auch geringe TER 
das Domicil. Nro. 14989 
Anſtellungsort, der, iſt der Domieilsört. Nro. 26 
der, iſt für die Beamten auch der Heimathsort. 
SE a 


— der, iſt bey den Juden kein Domicilsort Neo. : 


165 IN 
Arme find in ihrem zehnjährigen Aufenthaltsorte su erhal. 
ten. N il 8 . 


— welche zur inſtitutmäſſigen Betheilung geeignet ſind. 
Rep. , ne 


172 


.144 
68 


17 


— welche, in dem Betzetungsorte zuſtändig ſind. No | 


59 „ 0 * 0 * * 


— ſind in ihrem Geburtsorte zit ethäten wenn ſie 


ſich ſonſt nirgends durch zehn A aufgehalten 
haben. Nro. 33 8 . 
Armenväter, die, haben die Findlinge vor Mißhandlun⸗ 
gen ihrer Pflegeältern zu ſchützen. Nro 69. . . 
Armee, Heiraths-Normale für dieſelbe. Nro. 56 . 


Arreſt, die in demſelben zugebrachte Zeit iſt weder bey 


der Berechnung des zehnjährigen, noch des längſten 
Aufenthaltes einzurechnen. Nro. 1014. 
Arreſtantenkinder, hülfloſe, ſind in das Findelhaus ab— 
zugeben dd IoL' = „20 010. 
—— fiehe: Kinder der Arreſtanten. 
Arzt, ein, israelitiſcher Religion, erwirbt durch ſeine 
Anſtellung kein Domicil. Nro. 1665 !. 
Aſſecuration, die, des Unterhaltes wird aaf e 
Nep. 


Aufenthalt, der langjährige; iſt die Grundlage zur Ver⸗ 2 


forgung. Nro. 1. Ei 
— der langzeitige, begründet den Auſpruch auf Ver⸗ 
ſorgung. Nro. 3. ng 


— der zehnjährige, eines behauſten Unterthaus je 1 


nem fremdͤherrſchaftlichen Bezirke begründet für 
ihn daſelbſt das Domicil. Nro. . 
— ein zwölfjähriger, begründet das Sorhint. Nro 8 
—— durch einen zwölfjährigen, anßer feines Geburts— 
landes, wird das Heimathrecht verloren. Nro. 8 


an 
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ee 
Aufenthalt, ein unterbrochener und müſſiger, begründet 
das Heimathrecht nicht. Nro. 8. R 2 
— der zehnjährige, gibt den Aufpeuc auf Verſor⸗ 
gung. Nro. 10 ö 5 8 


— nur der zehnjährige, mit einer ehrlichen Erwerbs 
art verbundene, begründet das Domicil. Nro. 119 
— der zehnjährige n macht einheimiſch. 


No. 1 : 5 11 
— der zehnjährige, Begründet den afra auf die 

Verſorgung. Nro. 2288832 5 17 
— der, iſt den fich ehrlich ernährenden renden nicht 

zu verwehren. Nro 25. . 18 


— der zehnjährige, enthebt die Beybringung des Ent: 
laßſcheines zur Vereheligung. Nro. 30. 21 
— zehnjähriger, edc einheimiſch. Nro. 31 . 2% 
— wann der längſte, das Domicil begründet. Neo. 32 25 
— wann der, den Neophiten in Wien zu geftatten ift. 
ee 26 
— ol der zehnjährige, einheimiſch Inaige: Nro. 42 * 32 
— der, iſt den Neophiten nicht zu verweigern. Nro. 51 35 
—— durch einen zehnjährigen, wird das Domicil er: 


worben. Nro. x1 64 
—— zehnjähriger, der Invaliden begründe für fie das 

Domicil. Nro. 81 .-... 75 
—— der letzte zehnjährige, begründet das Domicil. 

Nro. 88 5 81 
— wann in feinen längsten det Vagabund zu och 

iſt. Ne 922 . 87 


— der zehnjährige, begründet den Aaſpruch auf Ver⸗ 
ſorgung. Nro. 97 

— der längſte, oder Putte; gilt als Domicil bey 
den aus der Militär = n getretenen In— 
dividuen. Nro. 99 . ua, 92 

— ein zehnjähriger, unter der Militär Jurisdiction 
in einer Gemeinde, begründet das N Domi⸗ 


cil nicht. Nro. 009 92 
— durch zehn Jahre fortwährender, in einer Gemein— 
de begründet das Domicil. Nro. 100 93 


— in den zehnjaͤhrigen, wird der Dienſt bey einer 
Herrſchaft nicht eingerechnet. Nro. 1000 „ 93 

— der längſte, das Decennium ſupplierende, muß 
ununterbrochen ſeyn. Nro. 11! 93 

— der längſte, ſupplirt fo lange das unbekannte Do⸗ 
micil, bis es nachgewieſen iſt. Nro. 101 .. 94 
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Aufenthalt, in den zehnjährigen, können die während der 
Minderjährigkeit in den conſcribirten Ländern zuge— 
brachten Jahre eingerechnet werden. Nro. 114 — 

—— Ob den jüdiſch gebliebenen Weibern der Aufenthalt 
bey ihren chriſtlich gewordenen Männern zu ge— 
ſtatten ib Ro: 125 % 7 728 

— in wie fern ein zehnjähriger, die Erwerbung der 
e ee e e begründet. Nro. 
1 1 0 4 . 0 0 * 

—— Den Ausländern erwächſt durch ihre Vereheligung 
mit Inländerinnen kein Recht zum Aufenthalte in 
den k. k. öſterreichiſchen Staaten. Nro. 150. 

— ob der, im Militär-Jurisdictions-Bezirke die 
Erwerbung des ee Domicils hindert. Nro. 
1 . 

—— feinen bleibenden dorf ein Jude willkürlich nicht 
verlaffen. Nro. 159 9 A 39 6 

— in wie fern ein, den jüdiſch gebliebenen Familien 
eines Neophiten in Wien gejtattet werden darf. 
KEIN 

—— der, iſt nur einer Judenfamilie in dem Orte einer 
von Juden erſtandenen Pachtung erlaubt. Nro. 172 

Aufenthaltsort, der zehnjährige, iſt der Verſorgungsort. 
Nro. 33 5 . . x fer ke 


— der längſte, iſt ein provifoifger Doumei one 5 


Nr r 
Auffindungsort der Findlinge iſt ihr e 
wenn das Domicil der Altern unbekannt iſt. 
Nro. 3 dus ne ee e EN 
Aufgreifungsort, ſiehe: Betretun sort, 


109 


.,120 


4135 


Aufnahme, die, in eine Gemeinde, begründet das Do: v 


micil. Nro. 22 


Aufnahms⸗Zuſicherung iſt für bie Ausländer vor ihrer 


Abſchiebung zu erwirken. Nro. 188. 


— Zuſicherung, ohne der, iſt kein Ausländer abzu⸗ 


ſchieben. Nro. 187 . . = 
Ausland, ob einem daſelbſt woßvenden öſterreichiſchen 
Unterthan ein Heimathſchein ausgefertiget werden 
dürfe. Nro. 155 „ e e 
Ausländer, wann ein, in dem längſten Aufenthaltsorte 
zu verſorgen iſt. Nro. 3W.);.n 0 —2 
— ſind vorzüglich dort, wo fie hausſäßig waren, zu 
verſorgen. Nro. ) „. 
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Ausländer, eingebürgerte, werden den Eingebornen 
gleichgeſtellt. Nro. b 1. e 15 
—— welche ſich als ſolche nicht ausweiſen agen ſind 
zum Militär abzuſtellen. Nro. ꝙy0eUccc 
—— Behandlung der aſſentirten, wenn ſie ihre Natio— 
nalität ausweiſen. Rro. 79 . 3 
— einſeitig entlaflene, wie zu behandeln. Nro. 80 5 
— minderjährige, ob in den öſterreichiſchen Unter— 
thansverband aufgenommen werden können. Nr. 86 
— find fo lange als ſolche zu behandeln, bis ſie die 
öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft erwerben. Nro. 91 
—— als, find die im Auslande zufällig Gebornen bey 
ihrer Militärverabſchiedung nicht zu behandeln. N. 95 
— vom öſterreichiſchen Militär entlaffene, Behand— 
lung derſelben bey ihrer Niederlaſſung. Nro. 116 
— welche in die Gränzwache ee werden, 
können. Nro. 110 
—— erwerben durch den Dienſt in Ber öſterreichiſchen 
Gränzwache die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft 
nicht. Nro. 13 „t 
— militärpflichtige, in wiefern ſie die öſterreichiſche 
Staatsbürgerſchaft erwerben können. Nro. 133 
Ausländer-Witwe, wie eine, die öſterreichiſche Staats— 
bürgerſchaft erwerben könne. Nro. 134 . 
Ausländer erwerben durch ihre Vereheligung das Domi— 
ch. nicht, Nro, 150 Are er... 5 
— Ihre Heimath iſt vor ihrer üs zu erbe⸗ 
ben; Nro. 183833 #16 
— kein, iſt ohne Heimathſchein abzuſchieben. "Neo, 138 
Ausländerinnen erwerben durch ihre Eheligung eines In— 
länders, die öſterreichiſche Sire ne Nro. 


136. * . . . * 0 * * * * 
Auswanderer, einfeitig entf, wie zu bebandeln, 
2, 33 R 3 


— verurtheilte, können nur nach vorläufiger allerhöch⸗ 
ſten Bewilligung die öſterreichiſche Staatsbürger— 
ſchaft wieder erlangen. Neo. 134 . 

— ordentliche, können die öſterreichiſche Staatsbür⸗ 
gerſchaft auf die im allgemeinen bürgerlichen Ge: 
ſetzbuche vorgeſchriebene Art wieder erlangen. Nro. 


Jo * * . ® e 6 ® * ® * * * ® 
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Baaden, Convention mit Würtemberg und Bayern we— 
gen Auswechslung der Landſtreicher. Nro. 177. 174 
Bauern, arme, gehören in ihren Anſäßigkeitsort. Nro. 8 2 
Bayern, den, iſt ohne Entlaßſchein ihrer Obrigkeit keine 
Aufnabms = und Ehebewilligung zu ertheilen. N. 122 116 
— welche Behörden ihnen die Aufnahme in den öſter— 
reichiſchen Staatsverband zuſichern dürfen. Nro. 126 121 
—— den, find Gewerbsrechte nur gegen Entlaſſung aus 
dem Staatöverbande zu verleihen. Nro. 128. . 122 
—— Convention mit Würtemberg und Baaden wegen 
Abſchiebung der Landſtreicher. Nro 1772. 174 
— die wegen Abſchiebung nach Bayern beſtehenden 
Vorſchriften ſind bey allen Ausländern zu beobach— 
ten Nro. 188 . 194 
— die nach, gehenden Schüblinge ſind zu beſchuhen, 
aber auch nur beſchuhte von Bayern anzunehmen. 


Nro. 19 Br . 195 
— wann gegen, ein reciprokes Schubverfahren Statt . 
findet. Nro. 190 196 


Beamte find in ihrem Anftellungsorte c N. 76 67 
— angeſtellte, find in ihrem Amtsorte; penfionirte 
und dienſtloſe aber in ihrem bleibenden Aufent— 


haltsorte einheimiſch. Rro. 85 . 79 
— nur wirklich angeſtellte, erwerben durch ihr Amt 
das Domicil. Nro. 115 5 - 220 


— israelitiſcher Religion, erwerben durch ihte Anſtel⸗ 
lung das Domicil nicht. Nro. 1665. 159 
— ſiehe: Cataſtral-Vermeſſungs- Individuen. 
Begünſtigung der Pflegeältern der Findlinge. Nro. 69 60 
Bekleidung der Schüblinge hat aus dem Armenfonde zu 
geſchehen. Nro. 1899...» „» 105 
Beſchäftigung, der Betrieb einer freyen, domicilirt nicht. 
Nro⸗ 8 . ie } e 
—— der Betrieb einer freyen erwirbt die öſterreichiſche 
Staatsbürgerſchaft nicht. Nro. 110. 105 
Beſtandnahme eines Gewerbes oder Schankes domicilirt 
nicht. No. 63 A le 
— eines Gewerbes erwirbt die ſterreichiſche Staats⸗ 
bürgerſchaft nicht. Nro. 110.» 2 105 
—— Durch die Pachtung von Gründen erwerben die Ju— 
den das Domicil nicht. Nro. 107 . . . 160 
Betretungsort, für wen wird der, als Domicil erklärt. 
Nr ß )) EL TEE TER 
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Betretungsort der, iſt für die Convertiten, und von un⸗ 
bekannten Altern Erzeugten, der Domicilsort. 
Nro. 9 8 

— wann iſt der, als Domicil anzufeben. Nro. 50 

—— nicht der, ſondern der längſte Aufenthaltsort iſt 
als Domicilsort anzuſehen. Nor. 11 

Betteln, alles, wird in Niederöſterreich verbothen. N. 1 

Bettler, ſind von der Grundobrigkeit zu verpflegen. Nr. 3 

Bevölkerung, der einheimiſchen, find die ohne Entlaß— 
ſchein verheiratheten Fremden nicht beyzuzählen. 
Nro. 75 . . 

Beweis. Zum Beweiſe des Boe ik in 988 päſſen 
auch die Conſcriptionsobrigkeit anzumerken. Nr. 48 

Blinde, deren Domicil nicht äusgemittelt werden kann, 
ſind von der Gemeinde des Betretungsortes zu 
erhalten. Nro. 84 8 N 

Blödſinnige, Ausforſchung und Evidenzhaltung derſelben 
Nro. 113 ri 5 . 

— Perſonen find zu Suchen und dieſe Beſchrei⸗ 
bungen dem Kreisamte zu übergeben. Nro. 119 . 

Böhmen müſſen bey ihren Reiſen nach Bayern mit Hei— 
mathſcheinen verſehen ſeyn. Nro. 1b 

Bucowina; Vorſchriften für die Adoption der Juden da— 
Möſt. Nees. 125 N 

Bürger, wann ein wiener, durch das e ee das 


Domicil erwerbe. Nro. e . 
Bürgerrecht, durch das, wird das Domicil erworben. 
Pear 2 


Bürger- und Meiſterrecht, welchen militärpflichtigen Aus⸗ 
ländern dasſelbe nur gegen Beybringung der Aus— 
wanderungsbewilligung verliehen werden könne. Nr. 
133 0 0 . 0 . 3 0 0 9 * * 0 0 . * 


C. 


Capitulanten, Vorſchrift über ihre Entlaſſung aus der 
Armee und ihre Eintheilung in die Landwehr Nr. 104 
im Auslande geborne, erwerbunfähige, wie zu be— 
handeln. Nro. 1166 f N 
Caſſel. Welche curfürſtlich heſſiſche Unterthanen au die 
dortige Polizeydirection abzuſchieben, oder zu in— 
ſtradiren find. Neo. 1911. . 
Cataſtral-Vermeſſungs-Individuen ſind keine Beamte. 
Nro. 106 e ee TEEN NE 


* 


107 
114 
96 


128 


111 


197 


102 
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Civilgerichtsbaͤrkeit, in wiefern der, die Militärpupil— 


len unterſtehen. Neo. 49. „e . 
— derſelben unterſtehen die bey Civilperſonen dienen⸗ 
den Militärperſonen. Nro. 112... e 
—— die, iſt von 5 politiſchen Domicil nicht e 
gig, Neo. 13 N . 132 
—— wird durch einen Finden Wohnſit A ohne 
gutsherrliche Entlaffung begründet. Nro. 137 182 
—— die, wird durch einen Aufenthalt im Mililtärjuris— 
dictions⸗Bezirke nicht geändert. Nro. 155. 152 
Conſcribirung der, in der Gränzwache dienenden Frem— 
den, wie vorzunehmen. Nro. 113 117 
— der aus nicht-, oder neu = conferibirten Provinzen 
gebürtigen Individuen, welche hierlandes das De— 
cennium erreicht haben. Nro. 112 . 172 
—— der Juden, welche den Ackerbau außer dem ſchutz 
obrigkeitlichen Bezirke treiben. Neo. 16709... 162 
—— jener Juden, die in einem Orte anſäßig, in dem 
andern tolerirt find. Nro. 170 .. 164 
Conſcription, wie bey der, die verehelichten Fremden 
ſammt ihren Weibern und Kindern zu behandeln 
ind rd. ALT , ß 
— wie bey der, fremde Unterthanen in Hinſicht auf 
ihr Domicil zu behandeln find. Nro. 149. . . 145 
Conſtitut, das, iſt dem Schubpaſſe anzuſchließen. N. 186 192 
Convention zwiſchen der n. ö. Regierung und dem m. ſchl. 
Gubernium, wegen Heirathen. Nro. 129 123 
— zwiſchen Bayern, Würtemberg und Baaden Wes 
gen Übernahme der Abgeſchaften. Nro. 1772 174 
—— zwiſchen Preußen und Bayern, wegen Übernahme 
der Abgefchaften. Nro. 178 . 5 . 179 
Convertiten, die, ſind in ihrem Bekehrungsorte zu ver⸗ 
ſorgen. Nro. „ Are R l 
Correſpondenz wegen Eruirung des Domicils. Die Vor: 
ſchriften darüber find in meiner Sammlung der Ges 
ſetze über das Schubweſen enthalten. Siehe daſelbſt 
das Schlagwort: Correſpondenz. 
Criterium, als ein, für die Entrichtung der Verpflegs— 
koſten, kann eine zufällige Geburt nicht betrachtet 
tet werden. Nro. 89 . £ 8 
Curator, wann ein, den in der Obſorge des Findel⸗ 
oder Waiſenhauſes en, Kindern zu beſtellen 
iſt. Nro. 83 . * 0 0 0 . 4 * * 76 
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Curheſſiſche Unterthanen, an welche curfürſtliche Behör— 
den dieſelben e ſind. Nro. 14 


D. 


Decennium, durch ein, erwirbt auch ein hausſäſſiger 
Unterthan das Domicil N ro. 

—— das, unter der Militärjurisdiction in einer Ge— 
meinde zurückgelegte, begründet das politiſche Do— 
micil nicht. Neo. 99 - 

— in dasſelbe iſt die während der Minderjährigkeit 
in den conſcribirten Ländern zugebrachte e 
zeit einzurechnen, Neo. 114 2 0 

— das, kann von einem Civilindividuum auch in dem 
Militärjurisdictionsbezirke gene werden. 
„ e a 5 

— durch dasſelbe erwerben die Juden in ungarn das 
ee io 

— ſiehe: Aufenthalt. 

Dienſt, der zehnjährige, an einem Orte macht einhei⸗ 
miſch. Nro. 12 EEE 

—— ber, bey einer Herrſchaft, wich in das Decennium 
zur Erwerbung des politiſchen Domicils nicht ein— 
gerechnet. Nro. 100 . - 

— durch den Antritt eines öffentlichen Dienſtes wird 
die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft erworben. 
e A De a he N 

— durch den, in der Gränzwache wird die öſterrei— 
chiſche Staatsbürgerſchaft nicht erworben. Nr. 123 

Dienſtbothen, arme, hat die Geburtsobrigkeit zu ernäh— 

ren. Nro. 1 er „ A, = 

erwerbsunfähige, ſind in dem zehnjährigen Dienſt⸗ 

orte zu verſorgen. Nro. 12 . 

—— find in ihren zehnjährigen Dienſtorte daft 
Neo. 26 g 

Dienerſchaft der Geſandten⸗ Bestimmten der Gerichts: 
barkeit über diefelbe. Nro. 132 . . 2 

Diurniſten erwerben durch ihre Dienſtleiſtung das Do⸗ 
micil nicht. Nro. 115 . .. 

Doctor, auch die Juden erwerben durch das Doctorat 
in dem Promotionsorte das Domicil nicht. Nro. 166 

Domicil, das, wird durch die Geburt und langjährige 
. oder Anſäſſigkeit begründet. Nro. 1 
und . 1 . . . . 0 8 . * . . a 


197 


ar 


110 


159 


29 
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Domicil, das, wird durch die zufällige Geburt nicht be— 
gründet. Nr K „ ent 

— das, erwirbt auch ein hausſäſſiger Unteethan dur 

eeinen zehnjährigen Aufenthalt. Nro. . 

— — das, geht durch eine zehnjährige Aefenpei ver⸗ 
loren. Noe P 

—— das, wird durch den Hausbeſit, dutch das . 
ger⸗oder Gewerbrecht, und durch einen zehnjähri— 
gen ununterbrochenen Aufenthalt in einem Orte 
erworben. Nro. 12. . 

—— die Erwerbung desſelben darf durch ie Ser: 
haltsaſſeeurationen nicht geſtört werden. Nro. 19 

— wann wird das, durch den längſten FED be⸗ 
gründet. Nro. 32 - s 4 8 

— das, der wahren Findlinge iſt der Ort, wo fie er 
funden worden ſind. Nro. 38 5 

—— wer das, durch den zehnjährigen Aufenthalt nicht 
erwerbe. Nro. a2„„5ꝰ⁸ u. n 

—— zum Beweise desſelben iſt in den Päſſen auch bie 
Conſcriptionsobrigkeit anzumerken. Nro. 48 .. 

— in wiefern das, durch die Vereheligung begründet 


werde. Nro. S0 5 
— Grundlagen desſelben nach Bein allg. bürgerl. Ge⸗ 
feßbuche. Ned, p22 Pr ER 


—— das, durch einen zehnjährigen Aufenthalt zu erwer⸗ 
ben darf nicht gehindert werden, Nro. 2242. 

—— Beſtimmungen über die Begründung desſelben in 
Tyrol. Nro. 76 „„ en 

— — Die durch Erwerbung eines Grundeigenthimns en 
Auslande entjtandenen Sujets mixtes ändern * 
Domicil nicht. Nro. 9a 

— der Mannſchaft iſt in den Grundbüchern von 5 
Militär-Behörden anzuführen. Nro. 99.6. 


— das, wird durch einen unter der Militärjurisdie- 


tion in einer Gemeinde zurückgelegten zehnjährigen 
Aufenthalt nicht erworben. Nro. 90 .. Bug © 
— das, des Vaters, iſt auch jenes der Kinder, Nr. 102 
— das, des Mannes, iſt auch jenes des Weibes 
oder der Witwe. Nro. n PR 
— das, iſt in den Wanderbüchern näher zu bezeich⸗ 
nen rg Yin 
—— das politiſche, iſt von den ö,wügetihesftane nit 
abhängig. Nro. 137... a 
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Domiell, das, wird auch durch eine geringe Aare 
erworben. Pro, d „. 2 
—— das, wird von den Ausländern durch die Verehe⸗ 
ligung nicht erworben. Nro. 150 
— das, kann auch durch einen zehnjährigen Aufent— 
halt in einem Militär- Jurisdictiousbezirke erwor⸗ 
ben werden. Nro 1575 N 
— ein Judenfamiliant darf ohne Bewilligung ſein Do⸗ 
micil nicht verlaffen. Nro. 15h00 a 
— das, in Ungarn erwerben die Juden durch das De: 
cennium oder die Vereheligung. Nro. 102 .. 
—— das, muß für einen jeden ſich in Wien vereheligen— 
den Juden ſichergeſtellt ſeyn. Neo. 164 . 
— das, erwerben die Juden durch ihre Anſtellung als 
Beamte nicht. Nro. 1656. 


144 


—— das, wird bey den Juden durch die Geburt, oder 


Aufnahme in eine Gensipden oder 5 To⸗ 
leranz begründet. Nro. 170 1 0% 

— das, wird von den Juden durch ibre De 
nicht erworben. Nro. 1758 

— das, der Ausländer iſt vor ihrer Abſchiebung ge: 
hörig zu conſtatiren. Nro. 1899. 

— ſiehe: Alternloſe, Heimathloſe. 

Domicilsausweis, mit einem, muß ein jeder nach Wien 
reiſender Jude verſehen ſeyn. Neo. 168 . 

— Die Vorſchriften darüber find in meiner Samm— 
lung der Geſetze über das TORE enthalten, 

—— ſiehe auch: Heimaͤthſchein. 


E. 
Ehe, ſiehe: Vereheligung. 
Ehefrau, die, folgt dem Domicil ihres Ehemannes. 


Nro. 26 8 . . „ „ * . * . . 0 . . 
Ehevertrag, durch den, werden die Familien-Verhält— 
ae gegründet. Nro. 52 fatale” s 


Einbürgerung, ſiehe: Staatsbürgerſchaft. 

Eid, ſiehe: Unterthanseid. 

Eingebürgerten, die, find in Betreff des Domicil3 den 
Eingebornen gleichgeſtellt. Nro. 11. . 

Einheimiſch, wer als, zu behandeln iſt. Nro. 46. 

— unterthanen aus conſcribirten Ländern werden 
durch das Decennium nicht einheimiſch. Neo. 47 


O 
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36 
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Entlaßſchein, wer den, zur Vereheligung nicht benöthi⸗ 

get Nero. S „eee. 24 
Entlaßſchein, ſiehe: Mähren. 
Entlaffung und Aufnahme in eine Gemeinde begründet 

das Domicil. Nro. 22 2 „ 63 
— Die Vereheligung ohne Entlaſſung begründet das 

Domicil nicht. Nro. 55 a 
— die obrigkeitliche, iſt zur übertragung der Civilge⸗ 

richtsbarkeit nicht erforderlich. Nro. 137 . . 132 
Erwerb, ein ehrlicher, mit dem zehnjährigen Aufenthalte 

verbundener, begründet das Domicil. Nro. 11. 9 
Erzeugungsort, der, eines Kindes iſt nicht fein Domicils⸗ 

Dat. Nr ae ir. 13 
— nicht der, eines Kindes, fondern der Domicilsort 

feiner Mutter iſt feine Heimath. Nro. 438. „ 28 
Erziehungshaus, ſiehe: Militär-Erziehungshaus. 
Erterritorialität, welche Dienerſchaft der Geſandten die— 

ſelbe genießt. Nro. 125 „ t . 


F. 

Familiant, ein jüdiſcher, darf ohne Bewilligung, ſeinen 

bleibenden Wohnſitz nicht verlaffen. Nro. 159 . 153 
Familie, eine jede, folgt dem Domicil des Familienhaup— 

tes. Nro. 102 x 05 
Familien, jüdiſch gebliebenen er dr Aufenthalt bey ib: 

rem chriftlich gewordenen Familienhaupte zu geſtat⸗ 

ken if, red 1 330 
— in wiefern den jüdiſch Febriebenkn, 18 Neophi⸗ 

ten, der abgeſonderte Aufenthalt in Wien geſtattet 

Wird. Ne Is N . 163 
Familienſtelle, zur Erlangung einer, iſt ein Jude, der 

ſich heimlich außer Landes vereheliget, unfähig. 

Nro. 15888 133 
— über eine, hat ſich ein jeder in Wien tolerirter 

Jude bey feiner Vereheligung auszuweiſen. Nro. 160 154 
— die, muß für einen jeden ſich in Wien vereheligen— 

den Juden ſicher geſtellt ſeyn. Nro. 164. 158 
Familien-Verhältniſſe, die, werden durch den Ehever— 

trag gegründet. Nro. 52 . . „86 
Selderpachtung domicilirt die Juden nicht. Nro. 107 . 160 
Findelhaus, dahin find die Arreſtantenkinder, welche alle 

häusliche Pflege entbehren, abzugeben. Nro. 151. 147 
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Findelhausdirection, die, vertritt bey den, unter ihrer 
Obſorge ſtehenden Kindern die Stelle des Vormun— 
Des. Reiß e 8 52- r Fase 
Findlinge, wann die, dem Betretungsorte angehören. 
Nr, W ua) a 0 . 
wen die Pflicht, fie zu verſorgen obliege. Neo. 38 
in die unentgeldliche Pflege angenommene, folgen 
dem Domicil ihrer Pflegeältern. Nro. 45. 
Begünſtigung ihrer Pflegeältern. Nro. 60. . 
wer für einen, die Verpflegskoſten beſtreiten ſoll. 


RN | 


Nro. 70 * * . * * > * 0 0 * 
wann denſelben ein Vormund oder Curator zu be⸗ 
ſtellen iſt. Nro. 88. r 


— erwerbsunfähige, wer erhalten ſoll. Rro. 98 0 
—— müſſen bis nach geendigtem zwey und zwanzigſten 
Jahre bey ihren Pflegeältern verbleiben. Nro. 108 
—— das Domicil der erwerbsunfähigen, iſt nach allge— 
meinen Grundſätzen zu beurtheilen. Nro. 140 
— wann ihr Geburtsort als Domicil zu betrachten 
i N 
Findelkinder, die, folgen dem e rer Mutter. 
P N RN . 
—— wann die, der Militär- Gerichtsbarkeit unterſtehen. 
Nro. 0 . . ® 
— erwerbsunfähige, Bub, Nach 65 allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen zu verſorgen. Nro. 11y0oo: x 
Frankreich, die dahin zu Fuß reiſenden Künſtler, Ba 
werker, find mit Heimathſchein zu verſehen. Nro. 96 
Frauen, Witwen und Kinder folgen dem Domicil ihres 
Gatten und Vaters. Nro. 0 
Frauensperſonen verlieren durch ihre Vereheligung an 
Ausländer die Staatsbürgerſchaft. Nro. 134 
Fremd, wer als, zu behandeln iſt. Nro. 46. A 
Fremde arme, welche lange Jahre hausſäßig geweſen 
ſind, hat die Grundobrigkeit zu ernähren. Nro. 1 
—— die ſich ehrlich ernähren, find Nat e 
5 Rid ers -i. 
— die ſich durch zehn Jahre eben ernähret ER 
find nicht abzuſchieben. Nro. 11 
— welche als Handwerksgeſellen oder Dienſtleute 
durch zehn Jahre einer Gemeinde nützlich geweſen 
find, find daſelbſt zu verſorgen. Nro. 112. 
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Fremde, die durch zehn Jahre im Lande gewohnt, und 


ſich ehrlich ernährt haben, ſind ae zu verſor⸗ 


. ee Er e 
— die ſich durch zehn Jahre unter einem Dominium 
aufgehalten haben, können vom letzten als Necrou— 
ten geſtellet werden. Nro. 15 . 
— die ſich ehrlich ernähren, dürfen deßhalb, daß ſie 
ſich domiciliren könnten, nicht abgejchafft werden. 
N N 
— die das Decenmium zurückgelegt haben, brauchen 


zur Vereheligung den Entlaßſchein nicht. Nro. 30. 


— verheirathete, männlichen Geſchlechts, find der 
Bevölkerung ihres Aufenthaltsortes Hi, benzuzäh: 
len: NED: ? NR - el Dar 

—— find jo lange als ſolche zu behandeln bis ſie die 
öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft e haben. 
Noir et = 7 9 

—— welche das 2 Derermum noch nich suite ha⸗ 
ben, ſind von dem Genuße einer De EEE 
auszuſchließen. Nro. 07 . 2 

—— in der Gränzwache dienende, wie ihn der Conſerip- 
tion zu behandeln. Nro. 13 . » 

—— Unterthanen, Behandlung derſelben bey der Con⸗ 
feription in Hinſicht auf ihr Domicil. Nro. 149 8 

— ſiehe: Aufenthalt, Ausländer. 

Fundort, ſiehe: Auffindungsort. 


G. 
Galizien, daſelbſt darf keine erkrankte Perſon abgeſchoben 


15 


13 


18 


31 


65 


86 


ER 


145 


werden. Nro. 180 . . 2 184 


— Strenge 1 der Schubvorſchriften. Nro. 
184 bis 188 g 3 re 
Gattin, die, ift Aeibaden 5 Ba Manne in felnen Mohn: 
ſitz zu folgen. Nro. 52 . . 33 
— die, folgt dem Forum des hes, Nro. 285 
—— ob der jüdiſch gebliebenen, eines Neophiten, der 
Aufenthalt bey ihm in Wien gejtattet werden 155 
No 1288 5 l 
— ob der jüdiſch geutiebeNe eines. Neophiten ein 
aͤbgeſonderter Aufenthalt in Wien geſtaͤttet werden 
Dark r AOB - ee... s 9 
Geadelte Judenfamilien find rückſichtlich des Domicils 


188 


36 
65 


20 


163 


gleich den nichtgeadelten zu bene Nro. 161 156 
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Gebärhaus in Graz, welche Schwangern dahin unent— 
geldlich aufgenommen werden. Nro. 44. 27 
Gebähr— und Verpflegs-Koſten für einen Findling wer 
zu beſtreiten hat. Nro. 20 61 


Gebäude, herrſchaftliches, der Aufenthalt darin unterbricht 
den Lauf des Decenniums nicht. Nro. 100. 93 
Geburt, die, in einem Orte begründet daſelbſt den An— 
ſpruch auf die Verſorgung. Nro. 1. 3 
die zufällige, begründet das Domicil nicht. Nro. 6 5 
— Hausſäßigkeit, und zwölfjähriger Aufenthalt be⸗ 
gründet das Heimathsrecht Nro. 8. .. 0 
— — wann eine iche das Domicil begründet. 
Nero, 0 „ „ SU an Va 
—— durch die, wird man einheimiſch. Nro. . 
Das durch die Geburt erworbene Domicil begrün— 
det den Anſpruch auf die Verpflegung. Nro 33 23 
Geburt, die, oder das Decennium, gibt den Anſpruch 
auf unentgeldliche Pflege in den a enden. 


Nro. 36 oh 
eine zufällige, ift kein i Ale die Snteic 
tung von Verpflegskoſten. Nro. 899 82 


— die, in der Militärjurisdiction, begründet das po⸗ 
litiſche Domicil nicht. Nro. 92 
— die, eines öſterreichiſchen Unterthans im Auslande 
ändert fein Heimathrecht nicht. Nro. 155. „150 
Geburtsort der Findlinge iſt als ihr Domicil zu betrach— 
ten, wenn die Heimat) der Altern unbekannt iſt. 
Bes on u. 0 
— — zufälliger ist kein Bauteil get Neo. 6 
— der Altern begründet in m eine letzten 
zehnjährigen Aufenthaltes das Domieil. Nro. 88 81 
—— der Vagabunden, wann als Domicil zu betrachten. 
Nro. o 22 di 87 
—— ob er immer über das Domieil entscheidet. Neo. 95 88 
—— wann der, bey Findlingen als Domicil e 
Wird M . 140 
Gemeinde, wann die, einer fremden Familie den Auf⸗ 
enthalt nicht verweigern darf Nro. 74... 64 
Gemeindeangehörigkeit in as nähere Beſtimmung 
derſelben. Nro. ch.. ; 5 67 
— — der Juden in er, „ wie ſie geändert erde 
ro ITOV W Ma I 
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Gerichtsbarkeit, die unter der Militärgerichtsbarkeit ſte— 
henden Individuen können weder durch Geburt, 
noch durch Decennium das We Domicil er⸗ 
werben. Nro. 9 8 0 

— — Beſtimmung derſelben über die Dienerſchaft aus⸗ 
wärtiger Gefandten. Nro. 122 

— ſiehe: Civilgerichtsbarkeit, und Militärgerichts⸗ 
barkeit. 

Gerichtsdiener werden durch ihre e einheimiſch. 
eee rag 3 * 

— wann der, bey dem Schubgeleite einen Zehrungs⸗ 
beytrag anfprechen darf. Nro. 111446 

—— nicht die, ſondern Beamte haben die Schubpäſſe 
zu unte rſchreiben. Nro. 12 . 

Geſandte. Ger ichtsbarkeit über ihre Dienerſchaft. Nro. 152 

Geſellen, für die, müſſen die Curkoſten von ihren In— 
nungen bezahlt werden. Nro. 3888. 

Gewerb, durch den Ankauf eines Gewerbes erwirbt man 
, r 

Gewerbe, durch den Antritt eines reelen oder perſona— 
len, nicht aber durch die Beſtandnahme eines Ge— 
werbes, wird die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft 
erworben, to: i n 

— ſind den bayeriſchen Unterthanen nur gegen ihre 

Entlaffung aus dem bayeriſchen Staatsverbande 

zu verleihen. Nro. 11383 „ 

an welche militärpflichtigen Ausländer nur gegen 

Beybringung der Auswanderungs- Bewilligung, 

oder Nachweiſung der erfüllten Militärpflicht zu 

verleihen ſt ſind. Nee as ene 

Gewerbsbefugniß, durch ein, kann ein Jude in Wien 
das Domicil nicht erlangen. Ne nee Sa 

Gewerbrecht, ob durch das, das Domicil erworben 
werde. Nro. 112 3 . 

— der Betrieb eines gepateten 7 domicitiet nicht 
ee n 

Gränzwache, welche Ausländer in dieſelbe e 
werden können. Nro. 120. 2 N 

— die Dienſtleiſtung in derſelben erich die Staats- 
bürgerſchaft nicht. Nro. 123. W 2.“ 

Gratis-Kranke, bey der Abgabe derſelben iu das wiener 
allgemeine Krankenhaus iſt nebſt der Armuth auch 
das in Wien zurückgelegte Decennium nachzuwei— 
ſen. Nro. 139 ,,, 
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53 
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Graz, Vorſchrift zur Beurtpellung des Domicils der 
Schwangern und Armen. Nro. 414. 9 
Großjährige Kinder erwerben durch Einbürgerung ihrer 
Altern die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft nicht. 

Nro 138 4 
Großhändler, ihre Judenfamilien find rückſichtlich des 
Domicils gleich jenen der Kleinhändler zu behan— 
eee el ae 5 
Grundbuch, in dem, haben die Militär- Behörden das 
Domicil der Mannſchaft anzuführen. Nro. 95 . 
Grundeigenthum, durch das außerhalb des heimathlichen 
Staats erworbene, ändern die dadurch entſtandenen 
Sujets mixtes ihre Uuterthänigkeit nicht. Nro. 94. 
Grundobrigkeit, eine jede, ſoll ihre Arme erhalten. Nro. 1 
— die, foll die auf ihrem Grunde betretenen Kinder 
von unbekannten Geburtsorte, dann die Invali— 
den ſammt Weibern und Kindern erhalten. Nro. 2 


H. 
Handwerker, nach Frankreich zu Fuß reiſende, ſind mit 
Heimatbfcheinen zu verſehen. Nro. 9 
Handwerksburſchen, die den lombardiſch-venetianiſchen, 
vorgeſchriebene Reiſeroute iſt zu beobachten, und 
ſind ihnen ihre Ausweiſe zu belaffen. Nro. 143 
Haändwerksgeſellen, für die, müſſen die Curkoſteu von 
ihren Innungen bezahlt werden. Nro. 58 . 
— wer für wandernde erkrankte, die „ zah⸗ 
len ſoll. Neo: 135 „ 
Hausbeſitz, durch den wird das Domicil erworben. Nr: 12 
Haunau. Welche curfürſtlich heſſiſche Unterthanen an die 
dortige Polizeydirection abzuſchieben oder zu ine 
ſtrodiren find. Nro. 1 1 6 
Hausſäßig geweſene Unterthanen ſind in dem längſten 
Hausſäßigkeitsorte zu verſorgen. Nro. a.. 
Hausſäßigkeit, eine längjährige, begründet den pen 
auf Verſorgung. Nro. 1. 
— Geburt, oder . Aufenthalt, begtünden 
das Domicil. Nro. er 1 
—— die, bat den es wenn fs nie dem längſten 
Aufenthalte bey der Beſtimmung des Domicils 
goncurrirt, N ros e 
Heimath. Grundlagen derſelben nach dem allgemeinen 
bürgerlichen Geſetzbuche Nro. bp . . 2 2. 
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Heimath, die, iſt in den eee näher zu be⸗ 
zeichnen. Nro. 111 116 
—— die, der Ausländer iſt vor rer Abſchiebung zu 
erheben. Nro. 188 , TE 
— oder Heimathrecht, ſiehe: Domiell. 
Heimathloſe find dahin zuſtändig, wo fie meiſtens ſind 
geduldet worden. Nro. 28. „ 1 
— find wie Eingeborne zu. behandeln Nro. 65 54 
— find dahin 17 wo ir betreten werden. 
Nro. 66 ee 
—— find dahin zuständig wo fie am tängften find ge: 
duldet worden. Nro. 3 1 i 62 
Heimathrecht; der Vorbehalt . iſt in den Paß 
einzuſchalten. Nero. 832 .. en een 
—— das, verlieren Preußen durch ihre dreyjährige Ab— 
weſenheit. Neo. 105 ER iR 0 
— in wiefern bey den Preußen durch ihre dreyjährige 
Abweſenheit der Verluſt des Heimathsrechts er— 
feige ird 0 5 151 
Heimathſcheine den auf Arbeit in das Ausland gehenden 
Inländern auszuſtellen wird nicht geſtattet. Nr. 832 75 
Heimathſchein. Der heimathliche Vorbehalt iſt den Päſſen 
einzuſchalten. Nro. 2 e 
— mit dem, müſſen die nach Frankreich zu Fuß rei⸗ 
ſenden Künſtler, Handwerksburſchen, verſehen ſeyn. 
Niro. o HR nie „ue e ro 
— mit dem, müſſen alle böhmischen Unterthanen, die 
nach Bayern reiſen, verſehen ſeyn. Nro. 103 96 
— — ob der, einem im Auslande wohnenden öſterreichi— 
ſchen Staatsbürger auszufertigen ſey. Nro. 155 150 
— mit einem, muß ein jeder nach Wien reiſender Jude 
verſehen ſeyn. Nro. 115 n 
— mit dem, muß ein jeder nach dem Auslande gehen⸗ 
der Schübling verſehen ſeyn. Neo. 1838. 194 
—— Mehrere Vorſchriften darüber find in meiner Samm- 
lung der Geſetze über das Schubweſen enthalten. 
Siebe: daſelbſt das Schlagwort: Heimathſchein. 
Heimathweſen, ſiehe: Domicil. 
Heirath, ſiehe: Vereheligung. > 
Heiraths-Normale für die k. k. Armee. Nro.56 .. 42 


Helfen, Curfürſtenthum. Vorſchriften für die Abſchie⸗ 
bung der in den k. k. öſterr. Staaten zur Abſchie— 
bung beſtimmten t heſſiſchen Unterthanen. 
Nro. 1911 % N 


. 197 


Hünfeld. Welche curfürſtlich heſſiſche Unterthanen an das 
curfürſtliche Kreisamt zu Hünfeld abzuſchieben oder 
zu inftradiren find. Nro. 1299 


Inländer, ob einem im Auslande wohnenden, ein Hei— 
mathſchein ausgefertiget werden dürfe. Nor. 155 

Inleute, die ſich ehrlich ernähren, ſind nicht abzuſchaffen. 
o 

Innungen ſind ſchuldig, für ihre Geſellen die Gurtoften 
zu bezahlen. Nro. 585 x 

Inſaſſen, arme, find von der Grundobrigkeit zu 25 
r 

Israeliten, ſtiehe: Juden. . 

Italiener, ob die, durch ihre Vereheligung in Wien ein: 
heimiſch werden. Nro. 147 5 r 
Invaliden, die, ſammt ihren Weibern 7 5 Kindern, waren 

von der Betretungsobrigkeit zu erhalten. Nro. 2 

—— die, erwerben durch das Decennium das Domicil. 

e eee 
— im Auslande geborne, verabfchiedete, wie fie zu 

behandeln ſind, wenn ſie aus dem Auslande zu— 

rückkeheen. ? Neo. 11 „ 

— ſiehe: Soldaten. 

Invalidenweiber, ſiehe: Soldatenweiber. 

Juden-Neophiten, ſiehe: Neophiten. 

Juden, ob von ihnen für den Fall ihrer Bekehrung ein 

Revers, daß fie ſich entfernen wollen, abzufordern 
Pi 


197 


150 


— welche ſich heimlich außer Landes vereheligen, find 


bey ihrer Zurückkunft an den Ort ihrer Vereheli— 


gung abzuſchieben. Nro. 1585 . 2. » et 


— bey den, wird durch die Erlaugung einer Smilie 
enjtelle das Domicil begründet. Nro. 159. 
— in Wien tolerirte. Behandlung ihrer Wittwen und 
Kinder rückſichtlich des Domicils. Nro. 100 — 
— geadelte und Großhändler, Beurtheilung des Do— 
micils ihrer Familien. Nro. 11. 
— die, erwerben durch das Decennium oder ihre Ver— 
eheligung in Ungarn das Domicil. Nro. 162 
— mit welchen Ausweiſen die nach Wien kommenden 
verſehen ſeyn müſſen. Nro. 185. 
—— Sicherſtellung des Domicils der ſich in Wien ver⸗ 
eligendene re % „ ers tun. verein nie 
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158 
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Juden erwerben durch Anſtellung als Ärzte oder Wund- 


ärzte kein Domicil. Nro. 1655. 159 
— die, erwerben durch einen Doctor-Gradus das 
Domielf Acht. Nro. 1655 15 
— erwerben durch eine Pachtung von Gründen kein 
, a a 
— in wiefern der Familie eines getauften Juden der 
Aufenthalt in Wien zu gejtatten iſt. Nro. 168 . 163 
— die, erwerben in Wien durch ein Gewerbs-Befug— 
niß kein Domicil. Nro. 1h!»m . 164 
— Conſcribirung derſelben nach ihrem Domicil. N. 120 1064 
—— die, erwerben durch die NND das Sr 
micil nicht. Nro. 1111 — . 166 
— Behandlung ſolcher, deren Toleranz erioſchen if. 
Red 2% a, i 
— die, 75 durch die Adoption kein Domicil. 
Neo. 175 2 5 . . 120 
— zu ihrer Anſtedlung wird dle Jae der Orts⸗ 
obrigkeit erfordert. Nro. 100. 212 
Sudenfamilianten dürfen ihren bleibenden Wohnſitz will⸗ 
kürlich nicht verlaſſen. Nro. 159. . 153 
Judenkind, ein getauftes, iſt von chriftlichen Pflege - Altern 
zu erziehen. Nro. 60 „ ee 
Jurisdiction, ſiehe : Gerichtsbarkeit. 
d. 
Kanzleydiener werden durch ihre Anſtellung einheimiſch. 
Nro. 148 . A 83 3 Nee 144 
Kapitulanten ſiehe: Capitulanten. 
Kataſtral-Individuen, ſiehe: Cataſtral-Individuen. 
Kauf, durch den, eines verkäuflichen Gewerbes erwirbt 
man das Domicil. Nro. 68 . . 2». 59 
Kinder, arme, ſind ſammt ihren Altern von der Ge⸗ 
burts⸗ oder Grundobrigkeit zu erhalten. Nro. 1. 3 
— und Waiſen, von unbekannten Altern, ſind von 
der Betretungsobrigkeit zu erhalten. Nro. 2. 3 
— von Vagabunden und Soldaten, ſind von der Be— 
tretungsobrigkeit zu er halten. Nro. 2 - -» 3 
— vierzehnjährige, gehören in ihr Geburtsort, die 
jüngeren folgen dem Domicil der Altern. Nro. 8 € 
—— unehelige, folgen dem Domieil ihrer Mutter. N. 13 13 
— der Schubperſonen find dem e der 
letztern zuzuwejſen. Nro. 14 . 33 
Kind, ein uneheliges, wer zu erhalten habe. Nro. 16 13 
Kinder, ehelige, folgen dem Domicil ihres Vaters. N. 26 19 
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Kinder der Arreſtanten folgen dem Domicil ihrer Altern. 
i warnte A a" 20 
— der Arreſtanten find in die Heimath ihrer Altern 
abzuſchieben. Nro. z322 % 22 
Kind, für ein uneheliges, wer die Verpflegskoſten zu 
beſtreiten hat. Nro. 73 he 


Kinder, ehelige, folgem dem Domicil ihres Vaters. N. 75 65 
der Beamten und Militär » Offiziere find in dem 
Anſtellungsorte ihrer Väter zuſtändig. Nro. 76 
— der Sujets mixtes, in wiefern ihnen im Auslande 
zu ſtudieren erlaubt it Ni. an ati * 
Kind, ein hülfloſes, wann die Heimathsgemeinde der 
Altern zu erhalten verbunden iſt. Nro. i 
Kinder, weder unehelige, noch ehelige werden in ihrem 
- zufälligen Geburtsorfe einheimiſch. Nro. 99 82 
erwerbsunfähige, find von der Domicils-Gemeinde 
des Vaters zu erhalten. Nro. 12: 95 
großjährige, erwerben durch die Einbürgerung ih— 
rer Altern die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft 
nicht. Nro. 133. FV 
— der Arreſtanten, hülfloſe, find in das Findelhaus 
abzugeben: Nro. 131 » ẽ ͤ 2 
Kind, ein unheliges, participirt an dem Domicil ſeiner 
Mutter. Nro. 1157 —55 149 
— ein von einer Inländerinn im Auslande mit einem 
Ausländer unehelich erzeugtes und geborenes, folgt 
der Nationalität der Mutter. Nro. 155 . 8 
Kinder, ob den jüdiſch gebliebenen, eines Neophiten, 
bey ihm der Aufenthalt in Wien gejtattet werden 
darf, Nro. 1155 nt et . 120 
— ob den jüdifch gebliebenen, eines Neophiten, ein 
abgeſonderter Aufenthalt in Wien zu geſtatten iſt. 
e ene 
— ſiehe auch: Findelkinder, Militärkinder. 
Kind, ſiehe: Judenkind. 
Kleidung der Schüblinge liegt der abſchiebenden Obrig- 
keit ob. Nro. 1zhh;w e 195 
Konſcription, ſiehe: Conſcription. 
Konftitut, ſiehe: Conſtitut. 
Korreſpondenz, ſiehe: Correſpondenz. 
Krain, daſelbſt ſind keine Ehelicenzen, ſondern bloß Ehe⸗ 
meldzettel zur Vereheligung erforderlich. Nro. 144 138 
Krakau, Grundſätze, welche bey Abſchaffung paßloſer 
Krakauer zu beobachten ſind. Nro. 184 198 
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Kranke Perſonen ſind nicht abzuſchieben. Nro. 179 . 


Auch in Galizien darf keine erkrankte Perſon vor 
ihrer Heilung abgeſchoben werden. Nro. 180 .. 
Krankenhaus in Prag, wer daſelbſt unentgeldlich ver— 
pflegt werde. Neo. 34 bis 3ſWʒW0 
— in Wien, Beſtimmungen über die Aufnahme dahin. 
Nro. 58 Gen EEE 
—— die in das wiener aufzunehmenden Gratis - Kran⸗ 
ken haben nebſt der Armuth auch das in Wien zu— 
rückgelegte Decennium nachzuweiſen. Nro. 139 
Kreisamt, an das, der letzten inländiſchen Schubſtation 
ſind die Urkunden, welche dem Schubpaſſe nicht 
beygeheftet werden können, zu verſenden. Nro. 186 
Künſtler, die nach Frankreich zu Fuß reiſenden, ſind 
mit Heimathſcheinen zu verſehen. Nro. 968 .. 
Kurheſſen, ſiehe: Curheſſiſche Unterthanen. 


L. 


Landſtreicher, Convention über ihre Auswechslung zwi— 
ſchen Bayern, Würtemberg, und Baaden. N. 177 
Landwehr, Vorſchrift über die Einreihung der ausgedien— 
ten Capitulanten in dieſelbe. Nro. 1046 
Lazareth in Wien. Die darin als Secundärärzte oder 
Wundärzte angeſtellten Juden erwerben in Wien 
kein Domicil. Nro. 1656. . 
Lemberg. Vorſchrift zur Beurtheilung des Domicils eines 
Erkrankten, und der eee für den⸗ 
ſelben. Nro. 107. 1 
— Adoptionsvorſchriften für Big dortige Judenſchaft. 
Pros! WENN 
Lombarden, ob ſie ſich in den altöſterreichiſchen Provin⸗ 
zen nationaliſiren. Nro. 11222 
—— Paß - Behandlung der, aus dem lombardiſch-vene— 
tianiſchen Königreiche in die übrigen öſterreichiſchen 
Staaten auf Arbeit reiſenden Handwerksburſche. 
Nro. ra neee 
Lombardo-Venetianer, ob dieſelben durch ihre Vereheli— 
gung in Wien einheimiſch werden. Nro. 1425. 


M. 


Mann, der, iſt das Haupt der Familie. Nro. 522. 
Mauthpachtung, durch die, erwerben die Juden das Do— 
mier unh e; A na a a u 
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Mähren und Schleſien, die dortigen Unterthanen erwer— 
ben durch ihre Vereheligung in Wien das Domi— 


gerichtsbarkeit. Nro es. 


cil. Nro. 120. CC 
— die mit Mähren von der n. ö. Regierung wegen 
Heirathen geſchloſſene Convention hat auf andere 
Provinzen keine Anwendung. Nro. R 
Meldzettel ſind im Laibacher Gouvernement zur Verehe— 
ligung erforderlich. Nro. 144 . 138 
Militär » Behörden haben in den Grundbüchern das Do: 
micil der Mannfchaft anzuführen. Nro. 995. 8 
Militärdienſt, in wiefern der, nationaliſire. Nro. 55. 41 
in wiefern die Findlinge, oder die Söhne ihrer 
Pflegeältern davon befreyet werden. Nro. 65 s 
welche Vagabunden ſind dazu zu ſtellen. Nro. 71 62 
Militär = Erziehungshaus, durch die e dahin 
wird ein Militärkind nationaliſirt. Nro. 55. . 51 
— dahin ſind die Soldatenknaben abzugeben. Nro. 67 58 
Militär - Gerichtsbarkeit, wann derſelben Findlinge unter— 
worfen find. Nro. h 0 ie: . 86 
i die unter derſelben Heßenden Indie den köllgen 
weder durch Geburt noch durch Decennium das po— 
litiſche Domicil erwerben. Nro. 99 » . 02 
Militäriſten, zufallig im Auslande e ſind keine 
Ausländer. Nro. 95 .. 8 
— können weder durch die Geburt, a durch De⸗ 
cennium das Domicil erwerben. Nro. 999 . 92 
— vom Militär verabfchiedete, deren Heimath nicht 
bekannt iſt, ſind in ihrem längſten oder letzten Auf— 
enthaltsorte zu verſorgen. Nro. ozogoo . 092 
— Vorſchrift über ihre Entlaffung und Ir in 
die Landwehr. Nro. 10)... 97 
— verabſchiedete, im Auslande geborne, in wiefern 
ihnen der Aufenthalt geſtattet, oder die oſterrei— 
chiſche Staatsbürgerfchaft verliehen werden kann. 
T 
—— ſiehe: Soldaten. 
Militär⸗Jurisdictionsbezirk, durch einen in demſelben 
zurückgelegten zehnjährigen Aufenthalt wird das po— 
liſche Domicil erworben. Nro. 1572 .. 9 152 
Militärkinder, die, ſind in ihrem a zu ers 
halten. Nro. 2 . er ea 
* gehören bis zur Majorennität unter die Militärs n 
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Militär⸗Kinder, wann ſie der Civilgerichtsbarkeit unter⸗ 


ſtehen. r ae 
— wie zu verſorgen. Nro. 5 57 
Militär-Kinder und Waiſen, en von Vormündern 
für ſelbe. Nro. 99 . 83 
Militär-Knaben ſind in die Regiments „Knaben Erzie⸗ 
hungshäuſer aufzunehmen. Nro. 67 .. RN | 
Militär-Pupillen, welche bey Civilperſonen dienen, uns 
terſtehen der Civilgerichtsbarkeit. Nro. 112. 107 
Militärweiber, ſiehe: Soldatenweiber. 
Minderjährige, ob, die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft 
erwerben können. Nro. 114 . 2 2 109 
Minderjährigen, für die, kann die öſterreichiſche Staats. 
bürgerſchaft durch ihre Vertreter erworben werden. 
Nro. 114 9855 ä 
Minderjährige, ſiehe: Staatsbürgerſchußt 
Muhamedaner, Behandlung der, welche mit Selaven in 
die öſterreichiſchen Staaten kommen. Nro. 117 112 
— 75 
Nahrung, die Schüblinge ſind mit der Nahrung zu ver— 
ſehen. Nro. 19 > 9145 10 
Nationale, das, eines jeden Mannes iſt bey dem Mili⸗ 
tär in das Grundbuch aufzunehmen. Nro. 104 . 09 
Nationaliſirung, wie fie geſchehe. Nro. 45... 31 
Nationaliſirungs-Zeugniß, in wiefern dasſelbe Minder— 
jährigen gegeben werden könne. Nro. 114 190 
Neophiten, wann den, der Aufenthalt in Wien zu ge— 
ftatten iſt. Nro. 40 e 26 
welche einmahl als Juden abgeſchaft worden find, 
find auch als Chriſten nicht zu dulden. Nro. 40 26 
Neophit, ein, kann ſeinen Aufenthalt und Erwerbszweig 
nach Gutbefinden wählen. Nro. 11 35 
Neophiten. Ein getauftes Judenkind iſt von chriſtlichen 
Pflege- Altern zu erziehen. Nro. 0. 52 
—— in wiefern den jüdiſch gebliebenen Gattinnen der 
Aufenthalt bey ihnen zu gejtatten ſey. Nro. 125 120 
—— in wiefern ihren jüdiſch gebliebenen getrennten Gat— 
tinnen und Kindern der Aufenthalt in Wien zu ge— 
ſtatten ift. Pro. 4 „ 4 163 
werden durch die empfangene Taufe nicht cube 
mich. Pin , ER 168 
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Obervormundſchaft oder Obercuratel kann nur mit Be— 
willigung des Appellations-Gerichtes übertragen 
werden, Nro. 133 132 

Offiziere, deren Kinder find in dem Aufletlungsorte ihrer 
Väter zuſtändig. Nro. 25. 68 

Ortsangehörigkeit der Ausländer iſt vor. beer Abſchiebung 
feſt zu ſtellen. Nro. 12. 103 

Ortsobrigkeiten, die, haben die Findlinge vor Mißhand⸗ 
lungen ihrer Pflegeältern zu ſchützen. Nro. 45 30 

— haben darüber zu wachen, daß der Findling nicht 
mißhandelt werde. Nro. (hr 61 


P. 
Pacht, der, eines Gewerbes domieilirt nicht. Nro. 63 53 
Pachtung , die, der Acker domicilirt die Juden nicht. 
Nro. 162 ne. 100 
— die, einer Mauth domeilit die Juden nicht. N. 171 166 
Paß, in demſelben iſt auch die e N an⸗ 


zumerken. Nro. 48 e FEN 34 
—— in demſelben iſt der Kreis und die Herrſchaft anzu⸗ 5 
merken. Nro. y RN 4 


-—— in demfelben ir der Vorbehalt des Heimathrechts 
einzuſchalten. Nro. 87 ET el 
— oder Wanderbuch iſt als ein Domicilsausweis an— 
zuſehen. Nro. 18 i488 
Patental⸗ Invaliden, die, erwerben Bars das Decen⸗ 
nium die Zuſtändigkeit. Nro. 81 Aan 7 
Perſonsbeſchreibung der Taubſtummen iſt wegen Eruirung 
ihres Domicils durch die Zeitung und durch An— 
ſchlagen zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. N. 65 56 
Pfarrer, ſiehe: Seelſorger. 
Pflegeältern, unentgeldliche, der . ihre Begün⸗ 
ſtigung. Nro. a5 30 
— ihre Begünſtigung für die Erziehung der Findelkin⸗ 
Nr. 80 
— können die Findlinge bis nach dem zwey und zwan— 
zigſten Jahre behalten. Nro. 108 8 104 
Prag, Vorſchrift, welche Kranke daſelbſt unentgeldlich 
verpflegt werden. Nro. 34 bis 365. a.‘ 
— Vorſchrift über die Zahlungspflicht der Verpſlegs⸗ 
koſten in die dortigen Kranken-Anſtalten. Nr. 100 10% 
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Preußen verlieren das Heimathreche durch dreyjährige 
Abweſenheit. Nro. 105 „ee 
—— können auch nach einer dreyjährigen Abweſenheit 


reclamirt werden. Nro. 156 Nie 451 
—— Convention mit Bayern wegen auswecelung der 
Abgeſchafften. Nro. 178 . 179 


ihr Domicil iſt vor der Abſchiebung zu eren 
Neos 185) „„ „„ 
Proſeliten, ſiehe: Neophiten. 
R. 
Rajas, Behandlung ihrer Geſuche um die öſterreichiſche 
Staatsbürgerſchaft. Nro. ee 1 
Neciprocität im Schubweſen gegen Bayern. Neo. 189 
und 1hh)ͥuu „% , 
Recrout, als ein, kann ein Fremder von jenem Domini— 
um geſtellt werden, in deſſen Bezirke er ſich durch 
zehn Jahre aufgehalten hat. Nro. 15. 13 
Regiments-Erziehungshaus, ſiehe: Militär-Erziehungs— 
haus. 
Reiſepaß. In demſelben iſt auch der Kreis und die Herr— 
jchaft des Paßwerbers anzuſetzen. New. p 42 
Revers, ein, darf von den Juden, daß ſie ſich, falls fie 
Chriſten werden, in ihre Heimath begeben wollen, 
nicht gefordert werden. Nro. 111. 35 
— wegen Zurücknahme einer zu verſorgenden Familie 
darf nicht gefordert werden. Nro 24 „ 64 
— Ein in Wien ſich vereheligender Jude hat einen 
Revers von derjenigen Gemeinde, die nach feinem 
Tode feine Familie aufnimmt, einzulegen. Nro. 160 155 
— der Juden. Derſelbe hat nicht nur für die Aufnah- 
me des Weibes und der Kinder, ſondern auch für 
den Mann und Vater zu gelten. Nro. 164 . 158 
MRuſticalgut, durch die Erwerbung eines, im Auslande 
ändern die dadurch entſtandenen Sujets mixtes 
ihr Domicil nicht. Nro. 29 „ 88 


S. 


Schank. Die Beſtandnahme eines, domicilirt nicht. Nro. 68 53 

Sclaven, ſiehe: Muhamedaner. 

Schleſier erwerben durch ihre Vereheligung in Wien das 
Domicil. Nro. 129. 123 

Schub. Grundſätze desſelben zwiſchen Kean und Gali⸗ 
N / a 8 „11 
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Schubkoſten. Vermeidung ungebührlicher Aufrechnungen 
dabey. Nro, 191. „ „ 


— ſind ordentlich zu behandeln. Nro. 119. 

—— erkrankte, find zuvor zu heilen. Neo. 101 

— bey den ins Ausland abzuſchiebenden iſt die Hei: 

math zu erheben. Nro. 188 N 

— deren Domicil iſt vorläufig zu erheben, und ihre 

VPerpflegung bis dahin von der politiſchen Obrig— 
keit zu tragen. Nro. 185. 

— Behandlung ihrer Urkunden auf dem Schube. N. 180 
Schübling, kein in das Ausland gehender, iſt ohne ann 
mathſchein abzuſchieben. Nro. 187 . . . 
Schüblinge, nach Bayern abgehende, find vorläufig zu 

bekleiden. Nro. 19 
Schubpäſſe ſind nicht von den Gerichtsdienern, — 
von den Beamten zu unterſchreiben. Nro. 182. 
Schubverfahren, reciprokes, gegen Bayern. Nro. 190 . 
Schubweſen. Nähere Beſtimmung über die Leitung des— 


ſelben in Tyrol. Nro. 182. 4 
Schuhe, die nach Bayern gehenden Schüblinge ſind zu 
beſchuhen. Nro. 19. 4 7 


Schwächung, die, einer Weibsperſon begründet für das 
Kind das Domicil nicht. Nro. 2424æ 5 
Schwangere, der Entbindung nahe, ſind nicht abzuſchaf⸗ 
eee e en 8 
— ſind nicht an den Ort ihrer Schwächung, 1 
in ihre Heimath abzuſchieben. Nro. 43 a 
Schwatz, wer ſich zur Aufnahme in das dortige Zwangs⸗ 
Arbeitshaus nicht eignet. Nro. 99. .. 
Seelſorger, die, haben zu wachen, daß die Findlinge nicht 
mißhandelt werden. Nro. 609. . wi 
Soldaten, invalide, ſollen von der Betretungsobrigkeit 
Rute heiten werden. Kto. 1 
— vom Militär entlaſſene, treten in ihre vorige Un— 
terthänigkeit zurück. Nro. 1dĩi 5 
Soldat, ob ein jeder im Auslande geborner, ein Aus- 
länder iſt. Nro. 05 . 
Soldaten können durch das Decennium die ; Zuſtändigkeit 
nicht erwerben. Nro. 999. . . 
— vom Militär verabſchiedete, deren Domicil nicht be⸗ 
kannt iſt, ſind in ihrem längſten, oder letzten Auf— 
enthaltsorte zu verſorgen. Nro. hob 
P 


Schüblinge, welche, vom Auslande anzunehmen fi find. N. 71 f 
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Soldaten, Vorſchrift über ihre Entlaſſung und Einreihung 
in die Landwehr. Nro. 104. 2» 2 =. ie 

—— verabſchiedete, im Auslande geborne, in wiefern 
denſelben der Auſenthalt geſtattet, oder die öſter— 
reichiſche Staätsbürgerſchaft verliehen werden kann. 
Nro. 116 „%% e,, 

Soldatenkinder, ſiehe: Militärkinder. 

Soldaten-Weiber und Kinder zn in ihrem Betretungs⸗ 
orte zu erhalten. Nro. Gee Te 

—— auf Die zweyte Art e ſind ſammt ihren 
Kindern dahin zuſtändig, wohin ſie vor ihrer Ver— 
eheligung zuſtändig geweſen ſind. Nro. 22 

—— ſiehe: Heiraths- Normale für die k. k. Armee. 
Nis, 500 a eee 

— und Kinder, auf welche Act zu verſorgen. Nr. 67 

Staatsbürgerſchaft, die, der Sujets mixtes iſt nach 
ihrem Wohnſitze zu beurtheilen. Nro. 78 . 

— ob die, Minderjährige erlangen können. Nro. 66 

— ſo lange ein Fremder dieſelbe nicht erlangt hat, 
iſt er als Fremder zu behandeln. Nro. 991. 

—— wird durch den Antritt reeler und perſonaler Ge— 
werbe, nicht aber durch den Betrieb einer freyen 
Beſchäftigung, oder durch die Beſtandnahme eines 
Gewerbes erworben. Nro. 110 

—— ob minderjährige Ausländer dieſelbe durch den zehn. 
jährigen Aufenthalt erwerben können. Nro. 114 . 

—— die, wird nur durch wirkliche Anſtellung erworben, 
Neo. 115 

—— welchen Ausländer- Capitulanten dieſelbe verüben 
werden kann. Nro. 111 

—— die, wird durch die Dienſtleiſtung in der Gränz⸗ 
wache nicht erworben. Nro. 112383. 

—— die, können Minderjährige durch ihre Vertreter 
erwerben. Nro. 124. N 

— welche Behörden diefelbe den bayeriſchen Untertpa 
nen zuſichern dürfen. Nro. 126 . 

— in wiefern dieſelbe die militärpflichtigen Ausländer 
erwerben können. Nro. 133 

—— verlorne, wie fie wieder erworben werden Tönt. 
Neo, g EP, 


—— die, wird von großjährigen Kindern durch die Eil N 


bürgerung ihrer Altern nicht erworben, Nro. 138 


07 


111 


Staatsbürgerſchaft, wann dieſelbe durch das Decennium 
erworben werde. Nro. lulu]! 
— die, iſt mit der geheimen Raths und Kämmerers— 
Würde nicht verbunden. Nro. 12a 
— — Gefuche der türkiſchen Unterthanen um dieſelbe ſind 
der Hofkanzley vorzulegen. Nro. 53 0 
— ſiehe: Ausländerinnen. 
— ſiehe: Auswanderer, Bayern. 
Steyermark, daſelbſt iſt ein zwölfjähriger ununterbroche⸗ 
„ner Aufenthalt zur Erwerbung des Domicils vor— 
geſchrieben geweſen. Nro. 88 
Steyermärkiſche Unterthanen, ihre Vereheligung in Wien 
ſoll den ſteyermärkiſchen Obrigkeiten angezeigt wer— 
iris al, oe ee ee 
Strafarreſt, ſiehe: Arreſt. 
Strafhaus, der Aufenthalt der Sträflinge daſelbſt be— 
gründet kein Domicil. Nro. . 
Sträflinge, ſiehe: Strafhaus. 
Streifparticulare; ſiehe: Schubkoſten. 
Sujets mixtes ſind nur in Rückſicht des Beſitzſtaudes au— 
ee ee 
— ändern durch die Erwerbung eines Grundeigenthu— 
mes im Auslande ihr Domicil nicht. Nr. 94 . » 


Taubſtumme, unbekannten Domicils, wie zu behandeln. 
odd Kung 


— deren Domicil nicht ausgemittelt werden kann, find 
von der Betretungsgemeinde zu erhalten. Nro. 84 
— Ausforſchung und Evidenzhaltung derſelben. Nr. 113 
— zur Evidenzhaltung derſelben ſind zu beſchreiben, 
und ein Pare davon dem Kreisamte einzuſenden. 
e 
Taufe, was iſt vor der, eines Judenkindes vorzukehren. 
Nie DR „ e 
— macht die Neophiten nicht einheimiſch. Nro. 173 
Toleranz, eine beſtändige, macht einheimiſch. Nro. 170 
Toleranz-Zeit, nach Ablauf derſelben iſt der Jude als 
ein Fremder zu behandeln. Nro. n d 
Türkiſche Unterthauen, ihre Geſuche um die Staatsbür⸗ 
gerſchaft find der Hofkanzley vorzulegen. Nro. 153 
Türken, ſiehe: Muhamedaner.“ 
P2 
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Tyrol, nähere Beſtimmung ber Gemejabe Angebörieem 
daſelbſt. Nro. 20. 67 
Tyroler, ob fie fih in den altöſterreichiſchen Provinzen b 
nationaliſiren. Nro⸗ Nr, . e e . 102 


U. 


Übereinkunft, die von der n. ö. Regierung mit dem mäh— 
riſch-ſchleſiſchen Gubernium wegen Heirathen ge— 
troffene, hat auf andere Provinzen keine Anwen— 
dung. Nro. 146 und 19. r 

— zwiſchen Preußen, Bayern, Würtemberg und 
Baaden, wegen Übernahme der Vaganten. Nro. 
eine ee ET I I TER 

überſiedlung, bey der, einer Familie in einen fremden 
Bezirk, darf kein Revers wegen ihrer Verſorgung - 
gefordet werden. Nro. 77 6 

Ungarn, ob ſie ſich in den alt » conferibirten Provinzen 
durch das Decennium nationaliſiren. Nro. 127 122 

— in, erwerben die Juden durch das Decennium oder 

ihre Vereheligung das Domicil. Nro. 162 . . 157 

Unterhalt, den, find die Altern den Kindern zu 8 5 
fen verbunden. Nro. 22 3 

Unterhaltsaſſecurationen, der Einfluß von, auf die ‚Er 
werbung des Domicils wird aufgehoben. Nr. 109 15 

Unterſtand, der, iſt den ſich ehrlich ernahrenden Fremden 
nicht zu verweigern. Nro. 5 18 

Uunterſuchungs-Arreſt, ſiehe: Arreſt. 

Unterthanseid, der, iſt keine weſentliche Bedingung zur 
Erwerbung der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft. 


Nro laßt „ eee . 119 
Unterthanen, arme, ſammt Weibern und Kindern hat 
die Geburtsobrigkeit zu erhalten. Nro. J. 3 


— welche durch einen zehnjährigen Aufenthalt das 
Domicilium fixirt haben, können ſo wie eigene 
Unterthanen zum Militär geſtellt werden. Nro. 15 13 

— welche, zur Vereheligung den Entlaßſchein nicht 
nöthig haben. Nro. 30. . e e 

Unterthan, wer als, anzuſehen iſt. Nro. 42 un „ 4 

Unterthanen, aus conſcribirten Ländern ere durch 
das Decennium das Domicil nicht. Nro. 471. . 33 

—— aus den conſcribirten Ländern werden ohne Entlaſ— 
ſung durch ihre e nicht einbenpiiih: 
Rev. BU ERRE, 3 35 

— fremde, verheirathete, ſind des Bevölkerung ihres 
Aufenthaltsortes nicht beyzuzählen. Nro. 75. 65 
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Unterthauen, gemiſchte, in wie fern ſie anerkannt ſind. 
Nrot n 

—— der deutſchen Bundesſtaaten, können außerhalb des 
Staates, in dem ſie wohnen, Grundeigenthum be— 
ſitzen, ohne deshalb die Unterthänigkeit au ändern. 
. * 

Unterthan. Berichtigung dieſes Begriffes. Nro. 111 15 7 

Unterthanen, fremdherrſchaftliche, Behandlung derſelben 
bey der Conſcription in Hinſicht auf ihr Domicil. 
Nro. 149 

Unterthänigkeit, die, der Sujets mixtes, iſt nach ihrem 
Wohnſitze zu beurtheilen. Nro. 78. 

Urkunden der Schüblinge, welche den Schubpäſſen nicht 
beygeheftet werden können, ſind an das Kreisamt 
der letzten inländiſchen Schubſtation zu überſenden. 
o ß ee © 


V. 


Vagabunden, die Kinder der, wann fie in dem Betres 
tungsorte zu erhalten find. Nro. 22s 

— die Kinder und Witwen der, wie ihr Domicil zu 
Dauekbeilen fen. Neo. Au Ta era 

—— 1o fie zu erhalten find, Nro. 5 

— wie die heimathloſen, zu behandeln find. Nro. 71 

— als ſolche, find ausweisloſe Ausländer zu 20 5 
deln. Nro. M AR N RE 

—— worauf bey der Ausmittlung ihres Domiclis 5 fe: 
hen iſt. Nro. 2 . SLR 

— erläuternde Beſtimmungen über das 2 Domicil der⸗ 
ſelhen. Nr. 10 % 

—— Staatsverträge über 95 7 Außerlandesſchaffung. 


Nro. 172 0 * 0 0 
Venetianer, ob fie ſich in den altöſterreichiſchen provin⸗ 
zen nationaliſiren. Nro. 122. . 


Verabſchiedete, im Auslande nur zufällig geborne Mili⸗ 
täriſten find keine Ausländer. Nro. 995. 

—— Militäriſten, deren Domicil im Inlande nicht be— 
kannt iſt, ſind in ihrem längſten, oder letzten Auf— 
enthaltsorte zu verſorgen. Nro. 99 . 

Vereheligung, ob durch die, das Domicil begründet 
werde. Nro. 50. 

— die, ohne Entlaſſung begründet das Bone nicht. 
Id. DI f §§ ‚ ‚m ER 
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Vereheligung, die, ift den bayeriſchen Unterthanen ohne 
Entlaßſchein „ 1 zu geſtatten. Neo. 
122 . . . „ * . . „ „ 
— fremder Unterthanen in Wien iſt den betreffenden 
Jurisdictionen anzuzeigen. Nro. 129 und 132 
— durch die, mit einem Ausländer verliert die Inlän— 
derinn die Staatsbürgerſchaft. Nro. 134 .. 
— die, gibt den Ausländern kein Domicilsrecht. Nro. 
F IE a I OES E REER 5 
— Juden, welche ſich heimlich außer Landes vereheli— 
gen, ſind bey ihrer Zurückkunft an den Ort ihrer 
Vereheligung abzufchieben. Nro. 1588... 
Vereheligung, bey der, hat ſich in Wien ein jeder tole— 
rirter Jude auszuweiſen, wo nach ſeinem Tode ſeine 
Familie ihre Aufnahme finden werde. Nro. 160 
—— die, der Juden in Ungarn begründet das Domicil. 
i d - 
ſiehe: Mähren. 
Verheirathung, ſiehe: Vereheligung. 
Verpflegskoſten, wer die, für einen Findling zu beſtrei— 
ken hai. Nr 00 
Verpflegsauslagen, wer die, für ein uneheliges Kind be⸗ 
ſtreiten fol. Nro. 23 . 5 8 - 
Verpflegskoſten, für die Eutrichtung depſelben Faun eine 
zufällige Geburt zu keinem Criterium dienen. Nr. 89 
Verpflegung, die, für Schüblinge iſt, bis zum Einlaufen 
ihres Domicilsausweiſes, vou der betreffenden Ob— 
rigkeit zu tragen. Nro. 10⁊3 . 
Verſorgung. Wie die erwerbunfähigen Ausländer-Capi— 
tulanten zu verſorgen find. Nro. 110. 
Verſorgungsanſtalt, dahin find die erwerbunfähigen Hei— 
mathloſen abzugeben. Nro. 065 . . 2... 
Vorarlberg, nähere Beſtimmung der een. 
keit daſelbſt. Nro. 76 . 3 8 
Vorarlberger. In den Paß derjenigen welche in das Aus: 
land in Arbeit oder Dienſt gehen, ijt der Vorbe— 
halt des Heimathrechts einzufchalten, Nro. 87 . 
—— erwerben durch ein zehnjähriges Domicil das Hei— 
mathrecht in den alt= conferibirten Provinzen. 
No, K ar . n 
Vormund, ein, iſt dem zu fänfehsen Judenkinde zu be⸗ 
ſtellen⸗ Nro 0 a’. ®. 2 
— ein, iſt einem minderjährigen Heimathloſen zu be⸗ 
ſtellen. Neo, 65 „ ene 
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Vormund, ſeine Stelle vertritt bey den Findlingen und 
Waiſen die Findel-oder 1 Direction. 


—— das, ſammt den Kindern participirt an dem Domi⸗ 
eil ihres Mannes. Nro. 131 53 ‚rre 


Rid. G. „ e 77 
Vormundſchaftsbehörde, bie, iſt nicht nner b auch Be 
Domicilsbehörde. Nro. 1323 132 
Vortheile, ſiehe: Begünſtigung. 

W. 

Wahlkinder, die, folgen dem Domicil der Wahlältern. 

f Nro. Ee „e 87 40 

—— ſiehe: Adoption der Judenſchaft. 

Waiſen, von unbekannten Altern, 1 5 von der Betre— 
tungsobrigkeit zu erhalten. Nro. 2 .. 898 
wann den in Obſorge des eie Pein 
ein Vormund oder Curator zu beſtellen iſt. Nro. 838 76 

—— fiehe: Kinder. n 

Waiſenhausdirection, die, vertritt bey den, unter ihrer 
Obſorge ſtehenden Waiſen die Stelle des Vormun— 
des Neve 8 % 6626 

Waiſenſachen, was darunter rückſichtlich de dh Gioil⸗ 
Perſonen dienenden Militär-Waiſen zu ae 
Mo. 118 W ar 113 

Wanderbücher, nähere Bezeichnung der Heimath i in den⸗ 
felben. Nr 1111 e 77416 

—— die den lombardifch - ae Handwerksbur⸗ 
ſchen ausgeſtellten, haben die Wanderzeit und Route 
zu enthalten. Nro. 143 N 130 

Wanderbuch, ein legales, iſt als Heimathſchein 573 der 
Abſchiebung anzuſehen. Nro. 183. „ 188 

Wanderpaß, in demſelben iſt der Kreis und die Herrſchaft 
des Paßwerbers anzumerken. Nro. 72. „ 47 

Weiber, arme, wo zu erhalten. Nro. l 3 

— und Witwen folgen dem Domicil ihrer Männer. N. 8 127 

— die, erwerben durch ihre Vereheligung das Domi— 

EM ihren Männer Neo. 72 un 05 
— ſiehe: Soldatenweiber. 

Weib, das, folgt der Heimath ihres Mannes. Nro. 26 19 

— das, iſt verbunden, dem Manne in ſeinen Wohnſitz 
zu fig ag alle e e. 

— das, folgt ſammt den Kindern, dem Domicil ih— 
res Mannes und Vaters, wag er noch leben oder 
Richt. Neo. 10 2. BT 05 
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Weibsperſonen, den armen ſchwangeren, iſt Unterjtand 
und Hülfe zu verſchaffen. Nro. ). 5 
— ſchwangere, lüderliche, wohin fie e find. 
roi: ie u vr „% fare 


— verlieren durch ihre Vereheligung mit einem Aus— 
länder die Staatsbürgerfchaft. Nro. 134. „ 130 
Wien, Vorſchrift über die Aufnahme der Kranken in das 
allgemeine Krankenhaus. Nro, 58. . . . 48 
—— daſelbſt erwerben Mährer und Schleſier durch die 
Vereheligung das Domicil. Nro. 129 . . 123 
— die daſelbſt aufzunehmenden Gratis-Kranken haben 
nebſt der Armuth auch das in Wien zurückgelegte 


Decennium nachzuweiſen. Nro. 1399. . . 133 
—— mit welchem Zeugniß die dahin reiſenden Juden zu 
verſehen find. Nro. 1 157 


Witwe, die, folgt dem Domicil ihres Mannes Rev, 20 19 
—— die, folgt dem Domicil ihres Mannes. Nro. 102 95 
— eines Ausländers kann die öſterreichiſche Staats— 

bürgerſchaft auf die im allgemeinen bürgerlichen Ge— 

ſetz-Buche vorgeſchriebene Art erlangen. Nro. 134. 130 

Witwen der Vagabunden, ſiehe: Vagabunden. 

Wohnſih, nach dem, iſt die Staatsbürgerſchaft der Su- 

jets mixtes zu beurtheilen. Nro. 23. 70 
— ein bleibender, iſt zur Begründung der Civilge— 

richtsbaͤrkeit hinreichend. Non 13 0 aaa ac 
— feinen bleibenden, darf ein Jude willkürlich nicht 

verlaffen. Nro. 159 . Be 158 
Wohnung, eine, in einem herrſchaftlichen Gebäude in⸗ 

nerhalb des Gemeindeburgfriedens unterbricht den 

Lauf des Decenniums nicht. Nro. 100. 
—— Ausländer erhalten durch ihre Vereheligung mit 

Inländerinnen kein Recht, ihre Wohnung in den 

k. k. öſterreichiſchen Staaten aufzuſchlagen. Nro. 150 146 
Wundarzt, ein, israelitiſcher Religion, erwirbt durch ſeine 

Anſtellung kein Domicil. Nro. 15. 159 
Würtemberger, einſeitig entlaſſene, find als Ausländer 

zu behandeln. Nro. 9o0 » . a 
Würtemberg, Convention mit Baaden und Bayern we⸗ 

gen Auswechslung der Landſtreicher. Nro. 177 . 174 


Zehnjähriger Aufenthalt, ſiehe: Aufenthalt. 
Zehrungsbeytrag, wann einen, die Gerichtsdiener anſpre— 
chen können. Rev. 111. 108 
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Zeugniß, mit einem, über ſeine Heimath muß ein jeder 
nach Wien reiſender Jude verſehen ſeyn. Nro. 163 

Ziehältern, ſiehe: Pflegeältern. 

Zufall, der, iſt kein Criterium für die Begründung des 
Dur Bra DT e ee 

— ſiehe: Geburt. 

Zugeſchobene, vom Auslande, wenn ſie nicht erweislich 
öſterreichiſche Unterthanen ſind, haben die Gränz— 
behörden zurückzuweiſen. Nro. 11 

Zurücknahme einer erarmten Familie, ob die Berri. 
tung dazu zuläſſig iſt. Nro. 1ꝝ271 

Zuſicherung des Unterhaltes, wann ſie nicht Statt n 
eros 0 „. 

Zuſtändigkeit, ſiehe: Domicil. 

Zünfte, ſiehe: Innungen. 

Zwangsarbeitshaus⸗ wer dahin zu notloniren ſey. Nr. 54 
— den Arzten ſteht das Gutachten über die Abgabe 
dahin nicht zu. Nro. 5. N 

— dahin ſind die arbeitſcheuen Seimatptofen abzuge⸗ 
bend Reg 65 

Zwangsarbeitsanſtalt zu Schwatz, wer ſich zur Aufnab⸗ 
me dahin nicht eignet. Nro. 99999 

Zwölfjähriger, jetzt zehnjähriger, Aufenthat begründet 
mieil. Ne, 99 Ten 
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Vom Verfaſſer dieſes Werkes, find auch nachſtehende 
erſchienen, und durch alle Buchhandlungen 
zu beziehen: 8 


Chronologiſches Repertorium über Zimmerl's Gerichts⸗ 
und Concursordnung. Wien, 1824. Steif gebunden 16 
kr. C. M. Necenfirt im Wagner's Notizenblatte v. J. 
1827, Seite 180. 


Syſtematiſche Darſtellung der Geſetze über den politiſchen 
Eheconſens. Wien, 1829. Im Verlage von J. G. Heub⸗ 
ner. 2 fl. C. M. Necenfirt im Wagner's Notizenblatte 
vom Jahre 1829, Seite 435. 


Abhandlung über die Hemmung und Unterbrechung des 
Decenniums zur Erwerbung der öfterr, Staatsbürgers 
ſchaft und des politiſchen Domicils. Wien, 1835, bey 
J. G. Heubner in Commißion, broſchirt 24 kr. C. M. 


Vollſtändige Sammlung der Geſetze über das öfterreichifche 
Schubweſen. Wien, 1835. Im Verlage von J. G. 
Heubner, 3 fl. C. M. Recenſirt im Wagner's Notizen⸗ 
blatte vom Jahre 1837, Seite 141. 
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